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HINWEISE FÜR DEN LESER 
 
 
 Die Resolutionen und Beschlüsse der Generalversammlung sind wie folgt gekennzeichnet: 
 

Ordentliche Tagungen 
 
 Bis zur dreißigsten ordentlichen Tagung wurden die Resolutionen der Generalversammlung durch eine arabische Zahl 
für die laufende Nummer der Resolution und eine in Klammern gesetzte römische Zahl für die laufende Nummer der Ta-
gung gekennzeichnet (z.B.: Resolution 3363 (XXX)). Wurden mehrere Resolutionen unter derselben Nummer verab-
schiedet, so wurde jede von ihnen durch einen auf die arabische Zahl folgenden Großbuchstaben gekennzeichnet (z.B.: 
Resolution 3367 A (XXX), Resolutionen 3411 A und B (XXX), Resolutionen 3419 A bis D (XXX)). Beschlüsse wurden 
nicht nummeriert. 
 
 Als Teil des neuen Systems für die Kennzeichnung der Dokumente der Generalversammlung werden die Resolutio-
nen und Beschlüsse seit der einunddreißigsten Tagung durch eine arabische Zahl für die laufende Nummer der Tagung 
und eine weitere, durch einen Schrägstrich abgetrennte arabische Zahl für die laufende Nummer der Resolution innerhalb 
dieser Tagung gekennzeichnet (z.B.: Resolution 31/1, Beschluss 31/301). Werden mehrere Resolutionen oder Beschlüsse 
unter derselben laufenden Nummer verabschiedet, so wird jede(r) durch einen an diese anschließenden Großbuchstaben 
gekennzeichnet (z.B.: Resolution 31/16 A, Resolutionen 31/6 A und B, Beschlüsse 31/406 A bis E). 
 

Sondertagungen 
 
 Bis zur siebenten Sondertagung wurden die Resolutionen der Generalversammlung durch eine arabische Zahl für die 
laufende Nummer der Resolution gekennzeichnet, der in Klammern der Buchstabe "S" und eine römische Zahl für die 
laufende Nummer der Tagung folgten (z.B.: Resolution 3362 (S-VII)). Beschlüsse wurden nicht nummeriert. 
 
 Seit der achten Sondertagung werden die Resolutionen und Beschlüsse durch den Buchstaben "S" und eine arabische 
Zahl für die laufende Nummer der Tagung sowie eine weitere, durch einen Schrägstrich abgetrennte arabische Zahl für 
die laufende Nummer der Resolution innerhalb dieser Tagung gekennzeichnet (z.B.: Resolution S-8/1, Beschluss S-8/11). 
 

Notstandssondertagungen 
 
 Bis zur fünften Notstandssondertagung wurden die Resolutionen der Generalversammlung durch eine arabische Zahl 
für die laufende Nummer der Resolution gekennzeichnet, der in Klammern die Buchstaben "ES" und eine römische Zahl 
für die laufende Nummer der Tagung folgten (z.B.: Resolution 2252 (ES-V)). Beschlüsse wurden nicht nummeriert. 
 
 Seit der sechsten Notstandssondertagung werden Resolutionen und Beschlüsse durch die Buchstaben "ES" und eine 
arabische Zahl für die laufende Nummer der Tagung sowie eine weitere, durch einen Schrägstrich abgetrennte arabische 
Zahl für die laufende Nummer der Resolution innerhalb dieser Tagung gekennzeichnet (z.B.: Resolution ES-6/1, Be-
schluss ES-6/11). 
 
 In jeder der oben genannten Serien erfolgt die Nummerierung jeweils in der Reihenfolge der Verabschiedung. 
 

* 
 

*      * 
 
 Der vorliegende Band enthält die Resolutionen und Beschlüsse, die von der Generalversammlung in der Zeit vom 
24. Dezember 2000 bis 10. September 2001 verabschiedet wurden. Die von der Versammlung in der Zeit vom 5. Septem-
ber bis 23. Dezember 2000 verabschiedeten Resolutionen finden sich in Band I. Band II enthält die von der Versammlung 
in diesem Zeitraum verabschiedeten Beschlüsse. 
 
 

* 
 

*      * 
 

BESONDERER HINWEIS FÜR DIE DEUTSCHE AUSGABE 
 
 Die Dokumente der Vereinten Nationen, die auf Grund von Resolution 3355 (XXIX) der Generalversammlung vom 
18. Dezember 1974 ab 1. Juli 1975 ins Deutsche zu übersetzen sind (alle Resolutionen der Generalversammlung, des Si-
cherheitsrats und des Wirtschafts- und Sozialrats sowie die sonstigen Beilagen zum Offiziellen Protokoll der Generalver-
sammlung), werden bei Quellenangaben in Deutsch zitiert, auch wenn die Übersetzung noch nicht erschienen ist. Das 
Gleiche gilt für die schon vor dem 1. Juli 1975 verabschiedeten Resolutionen der genannten Organe. Die Titel anderer 
Quellenangaben werden zur Vereinfachung von Bestellungen nicht übersetzt. 
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Konferenz der Vereinten Nationen für Wohn- und Siedlungswesen (Habitat II) (A/55/L.78) 94 e) 21. März 2001 10 

55/253 Bericht des Ausschusses für Entwicklungspolitik (A/55/L.80) .......................................................  12 12. April 2001 11 

55/254 Schutz religiöser Stätten (A/55/L.81 und Add.1)............................................................................  32 31. Mai 2001 11 

55/255 Protokoll gegen die unerlaubte Herstellung von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Komponen-
ten und Munition und gegen den unerlaubten Handel damit, in Ergänzung des Übereinkommens 
der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität 
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55/256 Vorläufige Tagesordnung der sechsundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung 
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55/277 Ernennung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen (A/55/L.87) ............................................  187 29. Juni 2001 20 

55/278 Satzung der Fortbildungsakademie des Systems der Vereinten Nationen in Turin (Italien) (A/55/L.89)  97 12. Juli 2001 20 

55/279 Aktionsprogramm für die am wenigsten entwickelten Länder für die Dekade 2001 - 2010 (A/55/L.88 
und Add.1)...............................................................................................................................  102 12. Juli 2001 23 

55/280 Wahlbeobachtermission der Vereinten Nationen für die allgemeinen Wahlen in Fidschi im August 
2001 (A/55/L.90 und Add.1)....................................................................................................  39 25. Juli 2001 23 

55/281 Verhütung bewaffneter Konflikte (A/55/L.91)................................................................................  10 1. August 2001 24 

55/282 Internationaler Friedenstag (A/55/L.95 und Add.1) ........................................................................  33 7. September 2001 24 

55/283 Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und der Organisation für das Verbot chemischer 
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RESOLUTION 55/240 

Verabschiedet auf der 90. Plenarsitzung am 26. Januar 2001, ohne Abstimmung, 
auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.72 und Add.1, eingebracht von: 
Ägypten, Andorra, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, 
Australien, Bahamas, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bhutan, 
Bolivien, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Domini-
kanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El 
Salvador, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Grenada, Guatemala, 
Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Je-
men, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, Kanada, Kap Verde, Katar, Kirgisi-
stan, Kolumbien, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho, Lettland, Liberia, Libysch- 
Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Marokko, 
Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Myanmar, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nica-
ragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, 
Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Salomonen, San 
Marino, Schweden, Senegal, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Kitts 
und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Suriname, Swasi-
land, Syrische Arabische Republik, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tsche-
chische Republik, Türkei, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Staaten von Amerika, 
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern. 

55/240. Hilfe für El Salvador im Anschluss an das Erd-
beben vom 13. Januar 2001 

 Die Generalversammlung, 

 äußerst betroffen darüber, dass in Folge des Erdbebens vom 
13. Januar 2001 der Verlust von Hunderten von Menschenle-
ben zu beklagen war und Tausende weitere Opfer verletzt und 
obdachlos wurden und gleichzeitig die Infrastruktur El Salva-
dors schwere Schäden erlitten hat,  

 in Anerkennung der umfangreichen Bemühungen der Regie-
rung und des Volkes El Salvadors, durch Soforthilfe und hu-
manitäre Hilfe das Leid der Katastrophenopfer zu lindern und 
ihre dringendsten Bedürfnisse zu decken, 

 sowie in Anerkennung der Unterstützung und der Solidari-
tät, die die internationale Gemeinschaft in dieser Notlage ge-
genüber dem Volk und der Regierung El Salvadors unter Be-
weis stellte, 

 in Anbetracht der enormen Anstrengungen, die das Volk 
und die Regierung El Salvadors unternommen haben, um den 
Frieden und die Demokratie zu festigen und ein günstiges Um-
feld für die Förderung des Wirtschaftswachstums und der 
menschlichen Entwicklung zu schaffen, 

 im Bewusstsein der schwerwiegenden Folgen von Naturka-
tastrophen, die ein ernst zu nehmendes Hindernis für die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung in den Entwicklungs-
ländern bilden können und deren nachteilige Auswirkungen nur 
durch erhebliche personelle und finanzielle Ressourcen bewäl-
tigt werden können, und es für unabdingbar haltend, dass die 
internationale Gemeinschaft die höchstmögliche technische und 
finanzielle Unterstützung und Hilfe zur Ergänzung der einzel-
staatlichen Anstrengungen anbietet, damit der Prozess der 
Normalisierung, des Wiederaufbaus und der Entwicklung in 
den von solchen Naturkatastrophen betroffenen Gebieten so 
bald wie möglich einsetzen kann,  

 1. bekundet der Regierung und dem Volk El Salvadors 
ihre Solidarität und Unterstützung in dieser schwierigen Zeit; 

 2. begrüßt die wertvolle Unterstützung der internationa-
len Gemeinschaft bei den Rettungsarbeiten und bei der Lei-
stung von Nothilfe für die schwer getroffene Bevölkerung; 

 3. fordert alle Mitgliedstaaten, die Sonderorganisationen 
und anderen Organisationen und Organe des Systems der 
Vereinten Nationen nachdrücklich auf, El Salvador gemeinsam 
mit den internationalen Finanzinstitutionen und den nicht-
staatlichen Organisationen bei seinen Aufgaben und Program-
men der Nothilfe, der Normalisierung und des Wiederaufbaus 
weiterhin großzügig zu unterstützen, um die gegenwärtige poli-
tische Stabilität aufrechtzuerhalten und zu vermeiden, dass die 
Auswirkungen dieser Naturkatastrophe zu einem Hindernis für 
die wirtschaftliche und soziale Entwicklung El Salvadors wer-
den; 

 4. ersucht den Generalsekretär, alles zu tun, um die hu-
manitäre Hilfe seitens der Sonderorganisationen und der ande-
ren Organisationen und Organe des Systems der Vereinten Na-
tionen zur Unterstützung der Anstrengungen der Regierung El 
Salvadors auch weiterhin zu mobilisieren und zu koordinieren. 

RESOLUTION 55/241 

Verabschiedet auf der 91. Plenarsitzung am 14. Februar 2001, ohne Abstimmung, 
auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.74 und Add.1, in seiner münd-
lich abgeänderten Fassung, eingebracht von: Ägypten, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Bahamas, Barbados, Belize, Bhutan, Bolivien, Brasilien, Chile, Costa 
Rica, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, El Salvador, Finnland, 
Grenada, Guatemala, Guyana, Haiti, Honduras, Irland, Italien, Jamaika, Kolumbi-
en, Kuba, Kuwait, Litauen, Luxemburg, Malta, Mexiko, Monaco, Nicaragua, Nieder-
lande, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Portugal, Rumänien, 
Schweden, Slowenien, Spanien, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, Suriname, Trinidad 
und Tobago, Türkei, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland und Zypern. 

55/241. Hilfe für Bolivien im Anschluss an die Über-
schwemmungen der letzten Monate 

 Die Generalversammlung, 

 betroffen über die Überschwemmungen, Hochwasser, Erd-
einbrüche, Erdrutsche und großflächigen Überflutungen, die 
hauptsächlich durch die heftigen Regenfälle der letzten Monate 
verursacht wurden und die im Hoheitsgebiet Boliviens schwere 
wirtschaftliche Schäden bewirkt und zahlreiche Menschenleben 
gekostet haben, 

 in Anerkennung der umfangreichen Bemühungen der Regie-
rung und des Volkes Boliviens, durch Soforthilfe und humani-
täre Hilfe das Leid der Katastrophenopfer zu lindern und ihre 
dringendsten Bedürfnisse zu decken, 

 in Anbetracht der enormen Anstrengungen, die das Volk 
und die Regierung Boliviens unternommen haben, um den 
Frieden und die Demokratie zu festigen und ein günstiges Um-
feld für die Förderung des Wirtschaftswachstums und der 
menschlichen Entwicklung zu schaffen, 
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 im Bewusstsein der schwerwiegenden Folgen von Naturka-
tastrophen, die ein ernstzunehmendes Hindernis für die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung in den Entwicklungslän-
dern bilden können und deren nachteilige Auswirkungen nur 
durch erhebliche personelle und finanzielle Ressourcen bewäl-
tigt werden können, und es für unabdingbar haltend, dass die 
internationale Gemeinschaft jede mögliche technische und fi-
nanzielle Unterstützung und Hilfe zur Ergänzung der einzel-
staatlichen Anstrengungen anbietet, damit der Prozess der Nor-
malisierung, des Wiederaufbaus und der Entwicklung in den 
von solchen Naturkatastrophen betroffenen Gebieten so bald 
wie möglich einsetzen kann, 

 1. bekundet der Regierung und dem Volk Boliviens ihre 
Solidarität und Unterstützung in dieser schwierigen Zeit; 

 2. begrüßt die wertvolle Unterstützung der internationa-
len Gemeinschaft bei den Rettungsarbeiten und bei der Lei-
stung von Nothilfe für die schwer getroffene Bevölkerung; 

 3. fordert alle Mitgliedstaaten, die Sonderorganisationen 
und anderen Organisationen und Organe des Systems der 
Vereinten Nationen nachdrücklich auf, Bolivien gemeinsam 
mit den internationalen Finanzinstitutionen und den nichtstaat-
lichen Organisationen bei seinen Aufgaben und Programmen 
der Nothilfe, der Normalisierung und des Wiederaufbaus wei-
terhin großzügig zu unterstützen, um die gegenwärtige politi-
sche Stabilität aufrechtzuerhalten und zu vermeiden, dass die 
Auswirkungen dieser Naturkatastrophe zu einem Hindernis für 
die wirtschaftliche und soziale Entwicklung Boliviens werden; 

 4. ersucht den Generalsekretär, alles zu tun, um die hu-
manitäre Hilfe seitens der Sonderorganisationen und der ande-
ren Organisationen und Organe des Systems der Vereinten Na-
tionen zur Unterstützung der Anstrengungen der Regierung Bo-
liviens auch weiterhin zu mobilisieren und zu koordinieren. 

RESOLUTION 55/242 

Verabschiedet auf der 92. Plenarsitzung am 22. Februar 2001, ohne Abstimmung, 
auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.76, vorgelegt vom Präsidenten 
der Generalversammlung. 

55/242. Regelungen für die Organisation der Sonderta-
gung der Generalversammlung über HIV/Aids 
und ihren Vorbereitungsprozess 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 54/283 vom 5. September 
2000, in der sie unter anderem beschloss, im Jahr 2001 eine 
dreitägige Sondertagung der Generalversammlung einzuberu-
fen, die alle Aspekte des HIV/Aids-Problems überprüfen und 
angehen sowie die internationalen Anstrengungen zu seiner Be-
kämpfung koordinieren und intensivieren soll, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 55/13 vom 3. No-
vember 2000, in der sie unter anderem beschloss, vom 25. bis 
27. Juni 2001 dringlich eine Sondertagung der Generalver-
sammlung einzuberufen, die alle Aspekte des HIV/Aids-Pro-

blems überprüfen und angehen und eine weltweite Verpflich-
tung auf die verstärkte Koordinierung und Intensivierung der 
nationalen, regionalen und internationalen Anstrengungen zu 
seiner umfassenden Bekämpfung erreichen soll, 

 ferner unter Hinweis darauf, dass die Generalversammlung 
in ihrer Resolution 55/13 die Durchführung eines umfassenden 
Programms zur Information der Öffentlichkeit gefordert hat, 
um weltweit das Bewusstsein für das HIV/Aids-Problem zu 
schärfen und gleichzeitig breite internationale Unterstützung 
für die Sondertagung und ihre Ziele zu generieren, und in die-
sem Zusammenhang mit Genugtuung über das Angebot des 
Präsidenten der Generalversammlung, eine Reihe von Zusatz-
veranstaltungen zu organisieren, die zur Verwirklichung dieser 
Ziele beitragen sollen, sowie über seine Absicht, die Mitglied-
staaten während der zweiten Woche der allen Mitgliedstaaten 
offen stehenden informellen Plenarkonsultationen über die Er-
gebnisse dieser Veranstaltungen zu unterrichten, 

 unter Berücksichtigung der weiteren Beschlüsse der Gene-
ralversammlung in ihrer Resolution 55/13 betreffend die Son-
dertagung und ihren Vorbereitungsprozess, 

 sowie unter Berücksichtigung der Einmaligkeit und des 
Ausnahmecharakters der Sondertagung und ihres Vorberei-
tungsprozesses, 

 1. beschließt, die Sondertagung als "Sondertagung der 
Generalversammlung über HIV/Aids" zu bezeichnen; 

 2. beschließt außerdem, die in der Anlage zu dieser Re-
solution enthaltenen organisatorischen  Regelungen zu verab-
schieden. 

ANLAGE 

Regelungen für die Organisation der Sondertagung der 
Generalversammlung über HIV/Aids und ihren Vorberei-
tungsprozess 

Präsident 

1. Die Sondertagung findet unter der Präsidentschaft des Prä-
sidenten der fünfundfünfzigsten ordentlichen Tagung der Gene-
ralversammlung statt. 

Vizepräsidenten 

2. Die Vizepräsidenten der Sondertagung sind die gleichen 
wie die der fünfundfünfzigsten ordentlichen Tagung der Gene-
ralversammlung. 

Vollmachtenprüfungsausschuss 

3. Die Mitglieder des Vollmachtenprüfungsausschusses der 
Sondertagung sind die gleichen wie die des Vollmachtenprü-
fungsausschusses der fünfundfünfzigsten ordentlichen Tagung 
der Generalversammlung. 

Präsidialausschuss 

4. Der Präsidialausschuss besteht aus dem Präsidenten und 
den 21 Vizepräsidenten der Sondertagung, den Vorsitzenden 
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der sechs Hauptausschüsse der fünfundfünfzigsten ordentlichen 
Tagung der Generalversammlung, den beiden Moderatoren und 
den Vorsitzenden der Runden Tische. 

Geschäftsordnung 

5. Für die Sondertagung gilt die Geschäftsordnung der Gene-
ralversammlung. 

Ebene der Repräsentation 

6. Gemäß Resolution 55/13 sind die Mitgliedstaaten und die 
Beobachter eingeladen, bei der Sondertagung auf höchster po-
litischer Ebene vertreten zu sein. 

Delegationen bei der Sondertagung 

7. Den Mitgliedstaaten und Beobachtern wird nahe gelegt, 
Vertreter der Zivilgesellschaft, Menschen mit HIV/Aids bezie-
hungsweise Vertreter ihrer Vereinigungen sowie Jugendorgani-
sationen und Vertreter der Unternehmen und des Privatsektors 
in die nationalen Delegationen aufzunehmen, die sie zu der 
Sondertagung entsenden. 

Akkreditierung von Vertretern der Zivilgesellschaft  

8. Gemäß Ziffer 13 der Resolution 55/13 können folgende 
Vertreter der Zivilgesellschaft für die Vorbereitungstätigkeiten 
und die Sondertagung akkreditiert werden: 

 a) nichtstaatliche Organisationen mit Konsultativstatus 
im Einklang mit Resolution 1996/31 des Wirtschafts- und So-
zialrats vom 25. Juli 1996; 

 b) nichtstaatliche Organisationen, die Mitglieder des 
Programmkoordinierungsrats des Gemeinsamen Programms 
der Vereinten Nationen für HIV/Aids (UNAIDS) sind; 

 c) genehmigte Vertreter aus der in Resolution 55/13 be-
zeichneten Liste von Vereinigungen von Menschen mit 
HIV/Aids, von nichtstaatlichen Organisationen und von Ange-
hörigen des Unternehmenssektors, namentlich pharmazeuti-
schen Unternehmen, die der Exekutivdirektor des UNAIDS 
samt einschlägigen Hintergrundinformationen1 aufgestellt und 
den Mitgliedstaaten zur Prüfung nach dem Kein-Einwand-
Verfahren zur Verfügung gestellt hat, damit die Generalver-
sammlung rechtzeitig einen Beschluss dazu fassen kann. Der 
Exekutivdirektor des UNAIDS wird eine ergänzende Liste samt 
einschlägigen Hintergrundinformationen1 aufstellen und den 

   
1 Zu den einschlägigen Hintergrundinformationen gehören: Zweck der betref-
fenden Organisation; Angaben über die Programme und Aktivitäten der Orga-
nisation auf Gebieten, die für HIV/Aids von Belang sind, und über das Land 
beziehungsweise die Länder, in denen sie durchgeführt werden; eine Bestä-
tigung der auf nationaler, regionaler oder internationaler Ebene durchgeführten 
Aktivitäten der Organisation; Ausfertigungen der Jahresberichte oder sonstigen 
Berichte der Organisation mit Rechnungsabschlüssen und einem Verzeichnis 
der Finanzquellen und Beiträge, einschließlich staatlicher Beiträge; ein Ver-
zeichnis der Mitglieder des Leitungsorgans der Organisation unter Angabe ihrer 
Staatsangehörigkeit; eine Beschreibung der Mitgliedschaft der Organisation 
unter Angabe der Gesamtzahl der Mitglieder, der Namen der Mitglied-
organisationen und ihrer geografischen Verteilung; sowie eine Ausfertigung der 
Verfassung und/oder Satzung der Organisation.  

Mitgliedstaaten spätestens am 1. April 2001 vorlegen, damit sie 
diese nach dem Kein-Einwand-Verfahren prüfen können und 
die Generalversammlung rechtzeitig einen Beschluss fassen 
kann.  

Zeitplan der Plenarsitzungen 

9. Im Rahmen der Sondertagung werden insgesamt acht Ple-
narsitzungen nach folgendem Zeitplan abgehalten: 

Montag, 25. Juni 2001, von 9:00 bis 13:00 Uhr, von 15:00 
bis 18:00 Uhr und von 19:00 bis 21:00 Uhr 

Dienstag, 26. Juni 2001, von 9:00 bis 13:00 Uhr, von 15:00 
bis 18:00 Uhr und von 19:00 bis 21:00 Uhr 

Mittwoch, 27. Juni 2001, von 9:00 bis 13:00 Uhr und von 
15:00 bis 18:00 Uhr. 

Nach einer mündlichen Zusammenfassung der Erörterungen 
der vier Runden Tische durch ihre Vorsitzenden wird die letzte 
Stunde der Nachmittagssitzung am Mittwoch der Verabschie-
dung des Ergebnisdokuments und dem Abschluss der Sonder-
tagung gewidmet sein. 

Plenardebatte der Sondertagung 

10. Die während der Plenardebatte der Sondertagung abgege-
benen Erklärungen sind auf eine Dauer von fünf Minuten be-
schränkt. 

11. Die Rednerliste für die Plenardebatte wird auf der Grund-
lage der acht vorgesehenen Sitzungen durch das Los bestimmt. 

12. Die Mitgliedstaaten sowie der Heilige Stuhl und die 
Schweiz, in ihrer Eigenschaft als Beobachterstaaten, und Palä-
stina, in seiner Eigenschaft als Beobachter, sind eingeladen, an 
der Auslosung teilzunehmen. 

13. Die Rangfolge der Redner auf der Rednerliste für die Ple-
nardebatte bestimmt sich folgendermaßen: a) Staatsoberhäup-
ter/Regierungschefs; b) Vizepräsidenten, Kronprinzen und 
Kronprinzessinnen; c) Stellvertretende Ministerpräsidenten/ 
Premierminister; d) Minister; e) Vizeminister; f) Delegations-
leiter und g) der jeweils höchstrangige Vertreter der Delegatio-
nen des Heiligen Stuhls und der Schweiz, in ihrer Eigenschaft 
als Beobachterstaaten, sowie Palästinas, in seiner Eigenschaft 
als Beobachter. 

Teilnahme von Rednern, die keine Mitgliedstaaten vertre-
ten, an der Plenardebatte der Sondertagung 

14. Beobachter können in der Plenardebatte Erklärungen ab-
geben: 

 a) Eine Reihe von Organisationen und Organen haben 
eine ständige Einladung zur Teilnahme als Beobachter an den 
Tagungen und der Arbeit der Generalversammlung erhalten; 

 b) Im Einklang mit Resolution 55/13 können Mitglied-
staaten der Sonderorganisationen, die nicht Mitglieder der Ver-
einten Nationen sind, als Beobachter an der Sondertagung teil-
nehmen. 
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15. Die Leiter von Organen des Systems der Vereinten Natio-
nen, einschließlich Programmen, Fonds, Sonderorganisationen 
und Regionalkommissionen, können in der Plenardebatte Er-
klärungen abgeben. Der Exekutivdirektor des UNAIDS wird 
früh während der Plenardebatte Gelegenheit erhalten, eine Er-
klärung abzugeben. 

16. Sofern die Zeit ausreicht, kann eine begrenzte Anzahl ak-
kreditierter Vertreter der Zivilgesellschaft Erklärungen in der 
Plenardebatte abgeben. Der Präsident der Generalversammlung 
wird ersucht, im Anschluss an entsprechende Konsultationen 
mit den Mitgliedstaaten die Liste der ausgewählten akkreditier-
ten Vertreter der Zivilgesellschaft den Mitgliedstaaten zur Prü-
fung nach dem Kein-Einwand-Verfahren vorzulegen, damit die 
Versammlung den endgültigen Beschluss fassen kann. Der Prä-
sident wird außerdem ersucht, sicherzustellen, dass diese Aus-
wahl auf ausgewogene und transparente Weise und unter Be-
rücksichtigung des Grundsatzes der ausgewogenen geografi-
schen Vertretung, der jeweiligen Fachkompetenz und der brei-
ten Vielfalt der vertretenen Perspektiven erfolgt. 

Runde Tische 

17. Gemäß Resolution 55/13 werden vier interaktive Runde 
Tische wie folgt abgehalten: 

Runder Tisch Nr. 1: Montag, 25. Juni 2001, von 15:00 bis 
18:00 Uhr. 

Runder Tisch Nr. 2: Dienstag, 26. Juni 2001, von 10:00 
bis 13:00 Uhr. 

Runder Tisch Nr. 3: Dienstag, 26. Juni 2001, von 15:00 
bis 18:00 Uhr. 

Runder Tisch Nr. 4: Mittwoch, 27. Juni 2001, von 10:00 
bis 13:00 Uhr. 

18. Die vier Regionalgruppen, die nicht durch den Präsidenten 
der Generalversammlung vertreten sind, stellen die Vorsitzen-
den der vier Runden Tische. Die vier Vorsitzenden werden von 
ihrer jeweiligen Regionalgruppe ausgewählt. Die Vorsitzenden 
der Runden Tische tragen ihre Zusammenfassung der Diskus-
sionen während der abschließenden Plenarsitzung der Sonder-
tagung mündlich vor. 

19. Eine Reihe der bei den Runden Tischen zu erörternden 
Fragen sind in Resolution 55/13 umrissen. "Aids in Afrika" 
wird als Querschnittsthema bei allen vier Runden Tischen be-
handelt. Die bei den Runden Tischen zu erörternden allgemei-
nen Themen sind die folgenden: 

 Runder Tisch Nr. 1 
 Prävention von HIV/Aids und entsprechende Betreuung 

 Runder Tisch Nr. 2 
 HIV/Aids und Menschenrechte 

 Runder Tisch Nr. 3 
Soziale und wirtschaftliche Auswirkungen der Epidemie 
und Stärkung der einzelstaatlichen Kapazitäten zur Be-
kämpfung von HIV/Aids 

 Runder Tisch Nr. 4 
Internationale Finanzierung und Zusammenarbeit zur Be-
wältigung der mit der HIV/Aids-Epidemie verbundenen 
Herausforderungen 

20. Die Runden Tische stehen den Mitgliedstaaten, den Beob-
achtern sowie den Organen des Systems der Vereinten Natio-
nen und den akkreditierten Vertretern der Zivilgesellschaft of-
fen. 

21. Um interaktive und hochwertige Fachdiskussionen zu ge-
währleisten, wird die Zahl der Teilnehmer an jedem Runden 
Tisch auf höchstens 65 begrenzt, wovon mindestens 48 Ver-
treter von Mitgliedstaaten sind. Zusätzlich nehmen an jedem 
Runden Tisch höchstens 17 Vertreter von Beobachtern, Orga-
nen des Systems der Vereinten Nationen und akkreditierten 
Vertretern der Zivilgesellschaft teil. 

22. Im Anschluss an die Auswahl der Vorsitzenden der Run-
den Tische soll jede Regionalgruppe festlegen, welche ihrer 
Mitglieder an den jeweiligen Runden Tischen teilnehmen wer-
den, wobei unter Beibehaltung einer gewissen Flexibilität eine 
ausgewogene geografische Verteilung sicherzustellen und zu 
berücksichtigen ist, dass stark von der Epidemie betroffene 
Länder und weniger stark betroffene Länder gleichermaßen an 
den Runden Tischen vertreten sind. 

23. Um eine gewisse Flexibilität beizubehalten, wird daher die 
Höchstzahl der Teilnehmer aus jeder Regionalgruppe an jedem 
Runden Tisch folgendermaßen festgelegt: 

 a) Afrikanische Staaten: 14 Mitgliedstaaten; 

 b) Asiatische Staaten: 14 Mitgliedstaaten; 

 c) Osteuropäische Staaten: sechs Mitgliedstaaten; 

 d) Lateinamerikanische und karibische Staaten: neun Mit-
gliedstaaten; 

 e) Westeuropäische und sonstige Staaten: acht Mitglied-
staaten. 

24. Die Vorsitzenden der Regionalgruppen leiten dem Präsi-
denten der Generalversammlung die Liste der Länder ihrer je-
weiligen Region zu, die an jedem Runden Tisch teilnehmen 
werden. 

25. Mitgliedstaaten, die keiner Regionalgruppe angehören, 
können an verschiedenen Runden Tischen teilnehmen, die im 
Benehmen mit dem Präsidenten der Generalversammlung fest-
zulegen sind. 

26. Jeder Vertreter eines Mitgliedstaats, der an einem Runden 
Tisch teilnimmt, darf von zwei Beratern begleitet werden. 

27. Der Heilige Stuhl und die Schweiz, in ihrer Eigenschaft als 
Beobachterstaaten, und Palästina, in seiner Eigenschaft als Be-
obachter, können ebenfalls an verschiedenen Runden Tischen 
teilnehmen, die im Benehmen mit dem Präsidenten der Gene-
ralversammlung festzulegen sind. 
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28. Darüber hinaus kann an jedem Runden Tisch eine begrenz-
te Zahl von Beobachtern im Sinne von Ziffer 14 teilnehmen. 

29. Die Organe des System der Vereinten Nationen, die über 
konkrete Fachkompetenz in den Themen der Runden Tische 
verfügen, werden zur Teilnahme an den Runden Tischen einge-
laden. Das UNAIDS-Sekretariat wird dem Präsidenten der Ge-
neralversammlung eine Liste der Organe vorlegen, die an je-
dem Runden Tisch teilnehmen werden. 

30. Akkreditierte Vertreter der Zivilgesellschaft, die über kon-
krete Fachkompetenz in den Themen der Runden Tische verfü-
gen, werden ebenfalls zur Teilnahme an den Runden Tischen 
eingeladen. Der Präsident der Generalversammlung wird er-
sucht, mit den Mitgliedstaaten sowie mit den akkreditierten 
Vertretern der Zivilgesellschaft entsprechende Konsultationen 
zu führen, bevor er den Mitgliedstaaten in der letzten Maiwo-
che 2001 eine Liste der ausgewählten akkreditierten Vertreter 
der Zivilgesellschaft, die an jedem Runden Tisch teilnehmen 
können, zur Prüfung nach dem Kein-Einwand-Verfahren vor-
legt, damit die Generalversammlung den endgültigen Beschluss 
fassen kann. Bei der Auswahl der Vertreter der Zivilgesell-
schaft ist den Grundsätzen der ausgewogenen geografischen 
Vertretung und der ausgewogenen Vertretung der Geschlechter 
sowie einer geeigneten Mischung aus nationalen, regionalen 
und internationalen Vertretern der Zivilgesellschaft sowie der 
Notwendigkeit gebührend Rechnung zu tragen, dass eine Viel-
falt von Perspektiven vertreten sind. 

31. Die Liste der Teilnehmer an jedem Runden Tisch wird so 
bald wie möglich bekannt gemacht. 

32. Die Runden Tische tagen unter Ausschluss der Öffentlich-
keit. Vertreter der Mitgliedstaaten, Beobachter, Organe des Sy-
stems der Vereinten Nationen und akkreditierte Vertreter der 
Zivilgesellschaft sowie Vertreter der akkreditierten Medien 
werden die Beratungen der Runden Tische in einem Nebensaal 
auf dem internen Fernsehkanal verfolgen können. 

Ergebnisdokument der Sondertagung 

33. Die Generalversammlung wird auf ihrer Sondertagung eine 
Verpflichtungserklärung prüfen und verabschieden, die den Be-
richt des Generalsekretärs2 und gegebenenfalls sonstige ein-
schlägige Dokumente berücksichtigen wird. 

Vorbereitungsprozess der Sondertagung 

34. Während des Vorbereitungsprozesses wird die Woche 
vom 26. Februar bis zum 2. März 2001 der Erörterung des Be-
richts des Generalsekretärs sowie allen Mitgliedstaaten offen 
stehenden informellen Plenarkonsultationen gewidmet sein. 

35. Eine begrenzte Anzahl akkreditierter Vertreter der Zivilge-
sellschaft kann während der Erörterung des Berichts des Gene-
ralsekretärs Erklärungen abgeben, sofern dafür Zeit zur Verfü-
gung steht, wobei eine ausgewogene geografische Vertretung 

   
2 A/55/779. 

und die Vertretung einer breiten Vielfalt von Perspektiven zu 
gewährleisten sind. 

36. Der erste Entwurf der Verpflichtungserklärung wird späte-
stens am 12. März 2001 vorgelegt; zu diesem Zeitpunkt wird 
eine Sitzung im Rahmen der allen Mitgliedstaaten offen ste-
henden informellen Plenarkonsultationen abgehalten, bei der 
der Entwurf vorgestellt wird. 

37. Während einer zweiten Woche, vom 21. bis zum 25.  Mai 
2001, wird der Entwurf der Verpflichtungserklärung im Mittel-
punkt der allen Mitgliedstaaten offen stehenden informellen 
Plenarkonsultationen stehen. 

38. Diese Bestimmungen stellen keinen Präzedenzfall für an-
dere Sondertagungen der Generalversammlung dar. 

RESOLUTION 55/243 

Verabschiedet auf der 94. Plenarsitzung am 9. März 2001, ohne Abstimmung, auf 
der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.79 und Add.1, eingebracht von: Af-
ghanistan, Ägypten, Andorra, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Australien, 
Belgien, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, 
Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, 
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Fidschi, 
Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Haiti, Indien, Iran (Is-
lamische Republik), Irland, Island, Israel., Italien, Japan, Jugoslawien, Kambo-
dscha, Kanada, Kasachstan, Kolumbien, Kroatien, Liberia, Liechtenstein, Litauen, 
Luxemburg, Madagaskar, Malta, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staa-
ten von), Monaco, Mongolei, Myanmar, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlan-
de, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Republik Ko-
rea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Samoa, San 
Marino, Schweden, Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, Süd-
afrika, Suriname, Tadschikistan, Thailand, Togo, Tschechische Republik, Türkei, 
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vereinigte Staaten von Amerika, Vereinig-
tes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zypern. 

55/243. Die Zerstörung von Relikten und Denkmälern in 
Afghanistan 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/203 A vom 18. De-
zember 1998, 54/189 A vom 17. Dezember 1999 und 55/174 A 
vom 19. Dezember 2000, 

 eingedenk des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte3 und der Notwendigkeit, das 
gemeinsame Erbe der Menschheit zu achten, 

 in Achtung des multikulturellen, multiethnischen und histo-
rischen Erbes Afghanistans,  

 zutiefst besorgt und entsetzt über das Edikt der Taliban vom 
26. Februar 2001, das die Zerstörung aller Statuen und nicht-
islamischen Heiligtümer in Afghanistan anordnete, sowie über 
die weiter andauernde vorsätzliche Zerstörung dieser Relikte 
und Denkmäler, die zum gemeinsamen Erbe der Menschheit 
gehören, 

 unter Hinweis auf die mehrfachen Appelle der Generalver-
sammlung an alle afghanischen Parteien, die kulturellen und hi-
storischen Relikte und Denkmäler in Afghanistan zu schützen, 

   
3 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
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und mit Genugtuung über die Appelle, die der Sicherheitsrat, 
die Sondermission der Vereinten Nationen in Afghanistan, die 
Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur, die Islamische Organisation für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur und andere in jüngster Zeit an die Ta-
liban gerichtet haben, mit der nachdrücklichen Aufforderung, 
ihre Zerstörung zu beenden, 

 feststellend, dass die Zerstörung der Statuen in Afghanistan, 
insbesondere der einmaligen buddhistischen Skulpturen in Ba-
miyan, einen unwiederbringlichen Verlust für die gesamte 
Menschheit bedeuten würde, 

 1. fordert die Taliban mit Nachdruck auf, sich an ihre 
früher gemachten Zusagen zu halten, das kulturelle Erbe Af-
ghanistans vor allen Handlungen des Vandalismus, der Beschä-
digung und des Diebstahls zu schützen; 

 2. fordert die Taliban mit allem Nachdruck auf, ihr Edikt 
vom 26. Februar 2001 zu überprüfen und seine Anwendung zu 
beenden; 

 3. fordert die Taliban außerdem mit allem Nachdruck 
auf, unverzüglich Maßnahmen zu ergreifen, um die weitere 
Zerstörung der unersetzlichen Relikte, Denkmäler oder Arte-
fakte des kulturellen Erbes Afghanistans zu verhindern; 

 4. fordert die Mitgliedstaaten auf, durch geeignete tech-
nische Maßnahmen mitzuhelfen, die Skulpturen zu bewahren, 
wenn nötig auch dadurch, dass sie vorübergehend an einen an-
deren Ort verbracht oder dem öffentlichen Anblick entzogen 
werden. 

RESOLUTION 55/244 

Verabschiedet auf der 96. Plenarsitzung am 16. März 2001, ohne Abstimmung, auf 
der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.75, eingebracht von Nigeria. 

55/244. Bericht der Internationalen Atomenergie-Orga-
nisation 

 Die Generalversammlung, 

 nach Erhalt des Berichts der Internationalen Atomener-
gie-Organisation an die Generalversammlung für das 
Jahr 19994, 

 Kenntnis nehmend von der Erklärung des Generaldirektors 
der Organisation5, 

 anerkennend, wie wichtig die Arbeit der Organisation ist, 
und ihr Vertrauen in die Rolle der Organisation bekräftigend, 

 sowie in Anerkennung der Zusammenarbeit zwischen den 
Vereinten Nationen und der Organisation und des Abkommens 
zur Regelung der Beziehungen zwischen den Vereinten Natio-

   
4 Internationale Atomenergie-Organisation, The Annual Report for 1999 (Öster-
reich, Juli 2000) (GC(44)/4 und Corr.1); den Mitgliedern der Generalversamm-
lung mit einer Mitteilung des Generalsekretärs (A/55/284 und Corr.1) übermit-
telt. 
5 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-fifth Session, Plenary 
Meetings, 52. Sitzung (A/55/PV.52). 

nen und der Organisation, das von der Generalkonferenz der 
Organisation am 23. Oktober 1957 und von der Generalver-
sammlung in der Anlage zu ihrer Resolution 1145 (XII) vom 
14. November 1957 gebilligt wurde, 

 Kenntnis nehmend von den Resolutionen und Beschlüssen, 
die von der Generalkonferenz der Organisation auf ihrer vier-
undvierzigsten ordentlichen Tagung verabschiedet wurden6, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht der Internationalen 
Atomenergie-Organisation4; 

 2. ersucht den Generalsekretär, dem Generaldirektor der 
Organisation das Protokoll der fünfundfünfzigsten Tagung der 
Generalversammlung zu übermitteln, soweit es sich auf die Tä-
tigkeit der Organisation bezieht. 

RESOLUTIONEN 55/245 A und B 

55/245. Vorbereitungen für den fachlichen Vorbereitungs-
prozess und die Internationale Konferenz über 
Entwicklungsfinanzierung 

 Resolution A 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 21. März 2001, ohne Abstimmung, auf 
der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.77, auf Empfehlung des Vorberei-
tungsausschusses für die internationale zwischenstaatliche Veranstaltung auf ho-
her Ebene über Entwicklungsfinanzierung. 

A 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/196 vom 22. De-
zember 1999 und 55/186 und 55/213 vom 20. Dezember 2000, 

 mit Dank Kenntnis nehmend von dem Bericht des General-
sekretärs7 und allen anderen Beiträgen, die dem Vorbereitungs-
ausschuss für die Internationale zwischenstaatliche Veran-
staltung auf hoher Ebene über Entwicklungsfinanzierung zur 
Behandlung auf seiner zweiten Tagung vorgelegt wurden, 

 mit Genugtuung über die kontinuierlichen und bedeutenden 
Fortschritte bei den Konsultationen mit den wichtigen insti-
tutionellen Interessengruppen, insbesondere der Weltbank, dem 
Internationalen Währungsfonds und der Welthandelsorganisa-
tion, im Hinblick auf ihre Mitwirkung am Vorbereitungspro-
zess der Veranstaltung über Entwicklungsfinanzierung, 

 den Regierungen und allen sonstigen maßgeblichen Interes-
sengruppen nahelegend, auch weiterhin konkrete Initiativen zu 
erwägen, um den Vorbereitungsprozess für die Veranstaltung 
und die Veranstaltung selbst im Rahmen ihrer sachbezogenen 
Tagesordnung zu unterstützen, 

 ferner alle maßgeblichen Interessengruppen, namentlich auf 
regionaler Ebene, sowie die Zivilgesellschaft und die Privat-

   
6 Siehe Internationale Atomenergie-Organisation, Resolutions and Other De-
cisions of the General Conference, Forty-fourth Regular Session, 18-22 Sep-
tember 2000 (GC(44)/RES/DEC(2000)). 
7 A/AC.257/12. 
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wirtschaft zur Vertiefung der Anstrengungen ermutigend, die 
sie im Rahmen ihrer sachbezogenen Tagesordnung unterneh-
men, um den Vorbereitungsprozess für die Veranstaltung und 
die Veranstaltung selbst zu unterstützen, 

 unter Hinweis auf den ganzheitlichen Charakter des Vorbe-
reitungsprozesses für die Veranstaltung über Entwicklungsfi-
nanzierung und die Notwendigkeit, andere laufende Prozesse 
zu berücksichtigen, die für die sachbezogene Tagesordnung des 
Vorbereitungsprozesses für die Veranstaltung relevant sind, 

 mit dem erneuten Ausdruck ihres Dankes an die Regierun-
gen für die Unterstützung, die sie dem Treuhandfonds für au-
ßerplanmäßige Beiträge zu dem Vorbereitungsprozess der Ver-
anstaltung über Entwicklungsfinanzierung gewährt haben, 

 1. beschließt, dass die Internationale zwischenstaatliche 
Veranstaltung auf hoher Ebene über Entwicklungsfinanzierung 
in Form einer internationalen Konferenz unter der Schirmherr-
schaft der Vereinten Nationen auf höchster Ebene, so auch auf 
Gipfelebene, abgehalten wird, und nimmt mit Dank das groß-
zügige Angebot Mexikos an, diese Konferenz auszurichten, die 
den Namen "Internationale Konferenz über Entwicklungsfinan-
zierung" tragen wird, mit der Maßgabe, dass der konkrete Zeit-
punkt und Ort der Konferenz während der dritten Tagung des 
Vorbereitungsausschusses für die Internationale zwischenstaat-
liche Veranstaltung auf hoher Ebene über Entwicklungsfinan-
zierung durch das Gastland angekündigt wird; 

 2. betont, wie wichtig eine wirksame Vorbereitung der 
Konferenz ist, und begrüßt die bisher unternommenen Vorbe-
reitungstätigkeiten, namentlich den interaktiven Sachdialog und 
die Beiträge aller Interessengruppen während der zweiten Ta-
gung des Vorbereitungsausschusses; 

 3. beschließt, dass der Vorbereitungsausschuss seine 
dritte Tagung während der gesamten Woche vom 2. bis 8. Mai 
2001 abhalten wird und dass er im Oktober oder November 
2001 eine weitere volle Woche lang eine wiederaufgenommene 
dritte Tagung abhalten wird; 

 4. bittet die Regierungen, dem Koordinierungssekretariat 
bis spätestens zum 15. April 2001 eine kurze Beschreibung 
möglicher Initiativen oder Themen zu übermitteln, deren Be-
handlung dazu dienen könnte, die fachlichen Vorbereitungstä-
tigkeiten noch stärker zu bündeln, im Rahmen der sachbezoge-
nen Tagesordnung und mit der Maßgabe, dass dem Vorberei-
tungsausschuss auf seiner dritten Tagung eine Zusammenstel-
lung dieser eingereichten Unterlagen zur Verfügung stehen 
soll; 

 5. beschließt, dass sich der Vorbereitungsausschuss auf 
seiner dritten Tagung vom 2. bis 8. Mai 2001 unter Berücksich-
tigung aller ihm auf seiner zweiten Tagung vorgelegten Beiträ-
ge und des dort abgehaltenen Dialogs sowie der genannten Zu-
sammenstellung von Unterlagen und anderen sachdienlichen 
Beiträgen eingehender mit den Fragen befassen wird, die in 
dem vom Moderator ausgearbeiteten Arbeitspapier enthalten 
sind, das dazu dienen soll, die Erörterungen der fachlichen 
Vorbereitungstätigkeiten im Rahmen der sachbezogenen Ta-

gesordnung stärker zu bündeln, und befürwortet in dieser Hin-
sicht die aktive Mitwirkung aller maßgeblichen Interessen-
gruppen an der Behandlung dieser Fragen; 

 6. beschließt außerdem, dass der Vorbereitungsaus-
schuss auf seiner wiederaufgenommenen dritten Tagung im 
Oktober oder November 2001 einen vom Moderator erstellten 
ersten Kurzentwurf prüfen wird, in den die auf seiner dritten 
Tagung erzielten Fortschritte einfließen und in dem im Rahmen 
der sachbezogenen Tagesordnung alle maßgeblichen Beiträge 
berücksichtigt werden, die danach beim Vorbereitungsaus-
schuss eingegangen sind; 

 7. ersucht das Präsidium des Vorbereitungsausschusses, 
Mittel und Wege zur Vertiefung der Anstrengungen zu erkun-
den, die alle maßgeblichen Interessengruppen, namentlich auf 
regionaler Ebene, sowie auch die Zivilgesellschaft und die Pri-
vatwirtschaft zur Unterstützung des Vorbereitungsprozesses 
der Veranstaltung über Entwicklungsfinanzierung im Rahmen 
der sachbezogenen Tagesordnung unternehmen, und Vorschlä-
ge zur Behandlung und Beschlussfassung durch den Vorberei-
tungsausschuss vorzulegen. 

Resolution B 

Verabschiedet auf der 109. Plenarsitzung am 25. Juli 2001, ohne Abstimmung, auf 
der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.82, auf Empfehlung des Vorberei-
tungsausschusses für die internationale zwischenstaatliche Veranstaltung auf ho-
her Ebene über Entwicklungsfinanzierung. 

B 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/196 vom 22. De-
zember 1999, 55/186 und 55/213 vom 20. Dezember 2000 und 
55/245 A vom 21. März 2001 sowie auf den Beschluss 1/1 des 
Vorbereitungsausschusses für die Internationale Konferenz 
über Entwicklungsfinanzierung8, 

 mit Dank Kenntnis nehmend von dem Bericht des Präsidi-
ums des Vorbereitungsausschusses9 sowie von allen anderen 
Beiträgen10, die bisher zur Behandlung durch den Vorberei-
tungsausschuss auf seiner dritten Tagung vorgelegt wurden, 

 mit Genugtuung über die Fortschritte bei den Konsultatio-
nen mit den wichtigen institutionellen Interessengruppen, ins-
besondere der Weltbank, dem Internationalen Währungsfonds 
und der Welthandelsorganisation, im Hinblick auf ihre Mitwir-
kung am Vorbereitungsprozess der Konferenz über Entwick-
lungsfinanzierung, 

 den Regierungen und allen sonstigen maßgeblichen Interes-
sengruppen nahelegend, auch weiterhin konkrete Initiativen zu 
erwägen, um den Vorbereitungsprozess für die Internationale 
Konferenz über Entwicklungsfinanzierung und die Konferenz 

   
8 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 28 (A/55/28), zweiter Teil, Kap. VI, Abschnitt B. 
9 A/AC.257/22 und Corr.1 und Add.1. 
10 A/AC.257/23 und Add.1 und A/AC.257/24. 
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selbst im Rahmen der sachbezogenen Tagesordnung zu unter-
stützen, 

 ferner alle maßgeblichen Interessengruppen, namentlich auf 
regionaler Ebene, sowie die Zivilgesellschaft und die Privat-
wirtschaft, zur Vertiefung der Anstrengungen ermutigend, die 
sie im Rahmen ihrer sachbezogenen Tagesordnung unterneh-
men, um den Vorbereitungsprozess für die Konferenz und die 
Konferenz selbst zu unterstützen, 

 unter Hinweis auf den ganzheitlichen Charakter des Vorbe-
reitungsprozesses für die Konferenz über Entwicklungsfinan-
zierung und die Notwendigkeit, andere laufende Prozesse zu 
berücksichtigen, die für die sachbezogene Tagesordnung des 
Vorbereitungsprozesses für die Konferenz relevant sind, 

 mit dem erneuten Ausdruck ihres Dankes an die Regierun-
gen für die Unterstützung, die sie dem Treuhandfonds für au-
ßerplanmäßige Beiträge zu dem Vorbereitungsprozess der 
Konferenz über Entwicklungsfinanzierung gewährt haben, 

 1. betont, wie wichtig der Erfolg der Internationalen 
Konferenz über Entwicklungsfinanzierung ist, worauf auch die 
Staats- und Regierungschefs in der Millenniums-Erklärung der 
Vereinten Nationen11 hingewiesen haben, und dankt denjenigen 
Staats- und Regierungschefs, die das gemäß Resolution 55/213 
an sie gerichtete Schreiben des Generalsekretärs beantwortet 
haben; 

 2. betont außerdem, wie wichtig eine wirksame Vorbe-
reitung der Konferenz ist und begrüßt die bisher unternomme-
nen Vorbereitungstätigkeiten, namentlich den interaktiven 
Sachdialog und die Beiträge aller Interessengruppen während 
der dritten Tagung des Vorbereitungsausschusses für die Kon-
ferenz; 

 3. dankt dem Gastland Mexiko für seine Ankündigung 
des Veranstaltungsortes und des Datums der Konferenz und be-
schließt, dass die Internationale Konferenz über Entwicklungs-
finanzierung vom 18. bis 22. März 2002 in Monterrey, der 
Hauptstadt des mexikanischen Bundesstaates Nuevo León, 
stattfinden wird; 

 4. ersucht den Generalsekretär, dem Vorbereitungspro-
zess und der Konferenz weiterhin jede notwendige Unterstüt-
zung zu gewähren, namentlich durch ein dem Rang dieser Ver-
anstaltung angemessenes Sekretariat sowie entsprechendes Per-
sonal und andere Ressourcen, und auch durch die Einleitung 
einer weltweiten Sensibilisierungskampagne mit möglichst um-
fangreicher Unterstützung durch Partnerschaften des öffentli-
chen und des privaten Sektors, um in Zusammenarbeit mit den 
Behörden des Gastlandes die erfolgreiche Durchführung der 
Konferenz und die Wahrnehmung ihrer Ergebnisse in der Öf-
fentlichkeit zu gewährleisten; 

 5. ersucht das Koordinierungssekretariat, dem Vorberei-
tungsausschuss regelmäßig alle sachdienlichen Informationen 

   
11 Siehe Resolution 55/2. 

über die Fortschritte der weltweiten Sensibilisierungskampagne 
zu übermitteln; 

 6. bittet alle maßgeblichen Interessengruppen, ihre aktive 
Mitwirkung an der Unterstützung des Vorbereitungsprozesses 
der Konferenz über Entwicklungsfinanzierung fortzusetzen, 
namentlich durch die Abstellung von Personal der wichtigsten 
institutionellen Interessengruppen an das Koordinierungssekre-
tariat für Entwicklungsfinanzierung, und bittet in diesem Zu-
sammenhang das Koordinierungssekretariat, den Moderator 
weiterhin zu unterstützen, namentlich bei der Ausarbeitung des 
ersten Kurzentwurfs des Ergebnisdokuments entsprechend dem 
Auftrag in Resolution 55/245 A, unter Berücksichtigung des in-
teraktiven Sachdialogs und aller sonstigen maßgeblichen Bei-
träge, die beim Vorbereitungsausschuss im Rahmen der sach-
bezogenen Tagesordnung eingegangen sind; 

 7. ersucht darum, dem Vorbereitungsausschuss Mitte 
September 2001 den ersten Kurzentwurf des Ergebnisdoku-
ments vorzulegen, damit er ihn auf seiner wiederaufgenom-
menen dritten Tagung vom 15. bis 19. Oktober 2001 behandeln 
kann; 

 8. ermutigt die Regierungen und alle maßgeblichen In-
teressengruppen, namentlich die Weltbank, den Internationalen 
Währungsfonds, die Welthandelsorganisation, die Handels- 
und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen, das Ent-
wicklungsprogramm der Vereinten Nationen, die regionalen 
Entwicklungsbanken und alle anderen zuständigen regionalen 
Stellen, auch weiterhin konkrete Initiativen zu erwägen, um den 
Vorbereitungsprozess für die Internationale Konferenz über 
Entwicklungsfinanzierung und die Konferenz selbst zu unter-
stützen, im Rahmen der sachbezogenen Tagesordnung, nament-
lich durch die Abhaltung von Sachverständigentreffen und 
Rundtischgesprächen, und ersucht in diesem Zusammenhang 
das Koordinierungssekretariat, dem Vorbereitungsausschuss 
auf seiner wiederaufgenommenen dritten Tagung Informatio-
nen über diese Arbeiten zur Kenntnis zu bringen; 

 9. bekräftigt, wie wichtig es ist, auch künftig verstärkt 
Mittel und Wege zur Vertiefung der Anstrengungen zu finden, 
die alle maßgeblichen Interessengruppen, namentlich auf re-
gionaler Ebene, sowie die Zivilgesellschaft und die Privatwirt-
schaft zur Unterstützung des Vorbereitungsprozesses der Kon-
ferenz und der Konferenz selbst im Rahmen der sachbezogenen 
Tagesordnung unternehmen, und, nach Behandlung des Be-
richts der Arbeitsgruppe, die vom Präsidium des Vorberei-
tungsausschusses zur Prüfung der Modalitäten für die Einbin-
dung der Privatwirtschaft in den Prozess der Entwicklungsfi-
nanzierung eingesetzt wurde12,  

 a) bekundet in diesem Zusammenhang ihre Genugtuung 
über die informellen Diskussionen mit Gesprächspartnern aus 
der Privatwirtschaft am 2. Mai 2001 und ersucht in diesem Zu-
sammenhang das Koordinierungssekretariat, in vollem Beneh-
men mit dem Präsidium Beratungs-, Unterstützungs- und 
Überwachungsleistungen für ein gemeinsam mit der Privatwirt-

   
12 A/AC.257/22/Add.1. 
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schaft entwickeltes Arbeitsprogramm zu erbringen, das deren 
Perspektiven heranzieht, soweit sie für die Punkte auf der sach-
bezogenen Tagesordnung relevant sind. Dieses Arbeitspro-
gramm kann von Mai 2001 bis zum Beginn der Konferenz 
durchgeführt werden und Arbeitstagungen, Seminare, Rund-
tischgespräche, Foren und andere Formen von Beiträgen um-
fassen. Das Sekretariat soll dem Vorbereitungsausschuss die 
Ergebnisse zur Kenntnis bringen; 

 b) beschließt in diesem Zusammenhang, privatwirtschaft-
liche Institutionen nach folgendem Verfahren zur Teilnahme 
einzuladen: 

 i) privatwirtschaftliche Institutionen mit Konsultativsta-
tus beim Wirtschafts- und Sozialrat als nichtstaatliche 
Organisationen nehmen entsprechend den beste-
henden Regeln teil; 

  ii) privatwirtschaftliche Institutionen ohne Konsultativ-
status beim Wirtschafts- und Sozialrat werden auf Ad-
hoc-Basis ähnlich wie nichtstaatliche Organisatio-
nen13 nach folgendem Verfahren akkreditiert: Sie 
übermitteln dem Koordinierungssekretariat Namen 
und weitere Angaben über das Unternehmen oder die 
Organisation, wie etwa Jahresberichte und Firmen-
prospekte, die das Sekretariat dann an die Mitglieder 
des Vorbereitungsausschusses verteilt, die die Akkre-
ditierung nach dem Kein-Einwand-Verfahren be-
schließen; 

 c) beschließt in diesem Zusammenhang, dass die Modali-
täten für ihre Teilnahme an der Konferenz endgültig festgelegt 
werden, sobald der Vorbereitungsausschuss auf seiner wieder-
aufgenommenen dritten Tagung einen Beschluss über das For-
mat der Konferenz gefasst hat; 

 d) befürwortet in diesem Zusammenhang weitere Initiati-
ven zur Einbeziehung der Privatwirtschaft auf nationaler und 
regionaler Ebene sowie die Information des Vorbereitungs-
ausschusses über solche Initiativen; 

 10. beschließt, dass das Format der Konferenz Folgendes 
umfassen soll: ein am 18. März 2002 abzuhaltendes offizielles 
Treffen auf hoher Ebene, einen am 19. und 20. März 2002 ab-
zuhaltenden Konferenzteil auf Ministerebene, zu dem nach 
Möglichkeit voll integrierte Delegationen mit Vertretern aller 
zuständigen einzelstaatlichen Ministerien eingeladen sind, so-
wie einen am 21. und 22. März 2002 abzuhaltenden Konferenz-
teil auf Gipfelebene unter Beteiligung der Staats- oder Regie-
rungschefs; 

 11. beschließt außerdem, dass an der Konferenz alle Mit-
gliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitgliedstaaten der 
Sonderorganisationen und die Beobachter nach Maßgabe der 
hergebrachten Praxis der Generalversammlung teilnehmen 
können; 

   
13 Resolution 54/279, Ziffer 2 e). 

 12. beschließt ferner, dass an der Konferenz auch alle 
maßgeblichen Interessengruppen, einschließlich der Privatwirt-
schaft und der Zivilgesellschaft, teilnehmen können; 

 13. ersucht unter Hinweis auf Ziffer 11 und 12 darum, 
dass das Präsidium des Vorbereitungsausschusses einen Vor-
schlag über das konkrete Format und die Geschäftsordnung der 
Konferenz, sowie über mögliche Rundtischgespräche oder an-
dere geeignete Vorkehrungen für die verschiedenen Konferenz-
teile zur Behandlung und Beschlussfassung durch den Vorbe-
reitungsausschuss auf seiner wiederaufgenommenen dritten Ta-
gung ausarbeitet; 

 14. kommt dahin gehend überein, dass der Vorbereitungs-
ausschuss unter Berücksichtigung des auf seiner dritten Tagung 
geführten Dialogs spätestens auf seiner wiederaufgenommenen 
dritten Tagung einen Beschluss über die Art der Ergebnisse der 
Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung fas-
sen wird, um dem Moderator eine Anleitung für seine fortlau-
fenden zwischenstaatlichen Verhandlungen und für die Ausar-
beitung des Entwurfs der Ergebnisdokumente zu geben. 

RESOLUTION 55/246 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 21. März 2001, ohne Abstimmung, auf 
der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.78, auf Empfehlung der Kommis-
sion für Wohn- und Siedlungswesen in ihrer Eigenschaft als Vorbereitungsaus-
schuss für die Sondertagung der Generalversammlung zur Gesamtüberprüfung 
und Bewertung der Umsetzung der Ergebnisse der Konferenz der Vereinten Natio-
nen über Wohn- und Siedlungswesen (Habitat II). 

55/246. Regelungen für die Organisation des Themati-
schen Ausschusses für die Sondertagung der Ge-
neralversammlung zur Gesamtüberprüfung und  
-bewertung der Umsetzung der Ergebnisse der 
Konferenz der Vereinten Nationen für Wohn- und 
Siedlungswesen (Habitat II) 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/195 vom 20. De-
zember 2000, in der sie beschloss, dass die Sondertagung der 
Generalversammlung zur Gesamtüberprüfung und -bewertung 
der Umsetzung der Ergebnisse der Konferenz der Vereinten 
Nationen für Wohn- und Siedlungswesen (Habitat II) ein Ple-
num, einen Ad-hoc-Plenarausschuss und einen Thematischen 
Ausschuss umfassen soll, für die die Einzelheiten auf der zwei-
ten Tagung des Vorbereitungsausschusses für die Sondertagung 
auszuarbeiten sind, 

 beschließt, die in der Anlage dieser Resolution enthaltenen 
Regelungen für die Organisation des Thematischen Ausschus-
ses zu verabschieden. 

Anlage 

Regelungen für die Organisation des Thematischen Aus-
schusses 

1. Der Thematische Ausschuss wird fünf Sitzungen nach fol-
gendem Zeitplan abhalten: 
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Mittwoch, 6. Juni 2001, von 11:00 bis 13:00 Uhr und von 
15:00 bis 19:00 Uhr 

Donnerstag, 7. Juni 2001, von 9:00 bis 13:00 Uhr und von 
15:00 bis 19:00 Uhr 

 Freitag, 8. Juni 2001 von 9:00 bis 13:00 Uhr. 

2. Die fünf Sitzungen sind schwerpunktmäßig auf die beiden 
Hauptthemen der Habitat-Agenda14 "angemessener Wohnraum 
für alle" und "Entwicklung zukunftsfähiger menschlicher Sied-
lungen in einer zunehmend von Verstädterung geprägten Welt" 
ausgerichtet. 

3. Das Präsidium des Thematischen Ausschusses besteht aus 
einem Vorsitzenden, drei Stellvertretenden Vorsitzenden und 
einem Berichterstatter. Der Vorsitzende des Thematischen 
Ausschusses wird von Moderatoren unterstützt, die Vertreter 
von Mitgliedstaaten sind. 

4. Der Thematische Ausschuss steht allen Mitgliedstaaten, 
Beobachterstaaten und Beobachtern und allen Stellen des Sy-
stems der Vereinten Nationen, namentlich den Programmen, 
Fonds, Sonderorganisationen und Regionalkommissionen mit 
Fachkompetenz in Bezug auf den Gegenstand der Sonderta-
gung, sowie den akkreditierten Partnern der Habitat-Agenda of-
fen. 

5. Zur Erleichterung der Vorträge wird das Zentrum der Ver-
einten Nationen für Wohn- und Siedlungswesen (Habitat) im 
Benehmen mit den Regierungen und den akkreditierten Part-
nern der Habitat-Agenda mit der Auswahl thematischer Erfah-
rungsberichte betraut. Beiträge können aus dem gesamten 
Spektrum der Regierungen der Mitgliedstaaten und der akkre-
ditierten Partner der Habitat-Agenda stammen. Vorträge kön-
nen nur von Mitgliedern der Regierungsdelegationen oder der 
akkreditierten Partner der Habitat-Agenda gehalten werden. 

6. Der Vorsitzende des Thematischen Ausschusses fasst auf 
der abschließenden Plenarsitzung der Sondertagung die Erörte-
rungen zusammen. 

RESOLUTION 55/253 

Verabschiedet auf der 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, ohne Abstimmung, auf 
der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.80, in seiner mündlich abgeänder-
ten Fassung, eingebracht von: Gabun, Iran (Islamische Republik), Malawi, Ruan-
da, Sierra Leone, Sudan und Vereinigte Staaten von Amerika. 

55/253. Bericht des Ausschusses für Entwicklungspolitik 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 46/206 vom 20. De-
zember 1991 und 52/210 vom 18. Dezember 1997, 

   
14 Report of the United Nations Conference on Human Settlements (Habitat II), 
Istanbul, 3-14 June 1996 (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. 
E.97.IV.6), Kap. I, Resolution 1, Anlage II.  

 sowie unter Hinweis auf die Resolutionen des Wirtschafts- 
und Sozialrats 1998/39 vom 30. Juli 1998 über den Status der 
am wenigsten entwickelten Länder sowie 1999/67 vom 16. De-
zember 1999 über den Bericht des Ausschusses für Entwick-
lungspolitik, 

 in der Erwägung, dass der Beschluss über die Aufnahme 
eines Landes in die Liste der am wenigsten entwickelten Län-
der mit der gehörigen Zustimmung des betreffenden Landes ge-
fasst werden sollte, 

 nach Behandlung der Empfehlungen des Wirtschafts- und 
Sozialrats in seiner Resolution 2000/34 vom 28. Juli 2000, 

 macht sich die Empfehlung des Wirtschafts- und Sozialrats 
zu eigen, Senegal in die Liste der am wenigsten entwickelten 
Länder aufzunehmen. 

RESOLUTION 55/254 

Verabschiedet auf der 101. Plenarsitzung am 31. Mai 2001, ohne Abstimmung, auf 
der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.81 und Add.1, eingebracht von: Af-
ghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Argentinien, Armenien, Aserbai-
dschan, Australien, Bahamas, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Benin, 
Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, 
Costa Rica, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, Dominikani-
sche Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Sal-
vador, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Indonesien, Iran (Islamische Repu-
blik), Irland, Island, Israel., Italien, Japan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, Kambo-
dscha, Kanada, Kasachstan, Kirgisistan, Kolumbien, Kroatien, Laotische Volksde-
mokratische Republik, Lettland, Libanon, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Madagaskar, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauritius, Mexiko, Monaco, 
Mongolei, Myanmar, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Oman, 
Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Polen, Portugal, Republik Korea, Repu-
blik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, San Marino, Schweden, 
Senegal, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, Südafrika, 
Sudan, Suriname, Tadschikistan, Thailand, Trinidad und Tobago, Tschechische 
Republik, Tunesien, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela, 
Vereinigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land und Zypern. 

55/254. Schutz religiöser Stätten 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/22 vom 4. No-
vember 1998, 54/113 vom 10. Dezember 1999 und 55/23 vom 
18. November 2000 mit dem Titel "Jahr des Dialogs zwischen 
den Kulturen", 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 36/55 vom 25. No-
vember 1981, mit der sie die Erklärung über die Beseitigung al-
ler Formen von Intoleranz und Diskriminierung auf Grund der 
Religion oder der Überzeugung verkündet hat, und auf ihre Re-
solution 55/97 vom 4. Dezember 2000 über die Beseitigung al-
ler Formen von religiöser Intoleranz, 

 ferner unter Hinweis auf ihre Resolutionen 47/124 vom 
18. Dezember 1992, 48/126 vom 20. Dezember 1993, 49/213 
vom 23. Dezember 1994 und 51/95 vom 12. Dezember 1996 
über das Jahr der Toleranz, 
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 eingedenk der Allgemeinen Erklärung der Menschenrech-
te15, des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte16 und des Internationalen Paktes über 
bürgerliche und politische Rechte16 sowie der einschlägigen 
universellen und regionalen Menschenrechtsübereinkünfte, 

 sowie eingedenk der einschlägigen Bestimmungen der Gen-
fer Abkommen von 194917 und der dazugehörigen Zusatzpro-
tokolle von 197718 sowie der einschlägigen Bestimmungen der 
Haager Konvention von 1954 zum Schutz von Kulturgut bei 
bewaffneten Konflikten19, 

 unter Hinweis auf die Erklärung und das Aktionsprogramm 
von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz über 
Menschenrechte verabschiedet wurden20 und worin die Not-
wendigkeit betont wird, der Intoleranz und damit zusammen-
hängender Gewalt auf Grund der Religion oder der Weltan-
schauung, einschließlich der Entweihung religiöser Stätten, 
entgegenzuwirken, 

 sowie unter Hinweis auf den Appell in der Millenniums-
Erklärung der Vereinten Nationen vom 8. September 200021, 
die Vielfalt der Glaubensüberzeugungen, Kulturen und Spra-
chen zu achten, die Unterschiede innerhalb einer Gesellschaft 
sowie zwischen verschiedenen Gesellschaften als kostbares Gut 
der Menschheit zu schätzen und eine Kultur des Friedens und 
des Dialogs zwischen allen Kulturen zu fördern, 

 1. verurteilt alle gegen religiöse Stätten an sich gerichte-
ten Akte oder Androhungen von Gewalt, Zerstörung, Beschä-
digung oder Gefährdung, die weltweit nach wie vor vorkom-
men; 

 2. fordert alle Staaten auf, ihr Möglichstes zu tun, um si-
cherzustellen, dass religiöse Stätten im Einklang mit den inter-
nationalen Normen und ihrem innerstaatlichen Recht voll und 
ganz geachtet und geschützt werden, sowie geeignete Maß-
nahmen zur Verhütung dieser Akte oder Androhungen von 
Gewalt zu ergreifen, und bittet die zuständigen zwischenstaatli-
chen und nichtstaatlichen Organisationen, zu diesen Anstren-
gungen beizutragen, indem sie geeignete Initiativen auf diesem 
Gebiet entwickeln; 

 3. ermutigt alle Staaten, die zuständigen zwischenstaatli-
chen und nichtstaatlichen Organisationen sowie die Medien, 
unter anderem durch Bildungsmaßnahmen eine Kultur der To-
leranz und der Achtung der Religionsvielfalt und der religiösen 
Stätten zu fördern, die ein wichtiger Teil des gemeinsamen Er-
bes der Menschheit sind; 

 4. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit den 
zuständigen Stellen des Systems der Vereinten Nationen in sei-

   
15 Resolution 217 A (III). 
16 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
17 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 970-973. 
18 Ebd., Vol. 1125, Nr. 17512 und 17513. 
19 Ebd., Vol. 249, Nr. 3511. 
20 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III. 
21 Siehe Resolution 55/2. 

nen künftigen Berichten zum Jahr des Dialogs zwischen den 
Kulturen der Frage des Schutzes religiöser Stätten Aufmerk-
samkeit zu widmen; 

 5. beschließt, die Frage des Schutzes religiöser Stätten 
unter dem Punkt "Jahr des Dialogs zwischen den Kulturen" 
weiter zu behandeln. 

RESOLUTION 55/255 

Verabschiedet auf der 101. Plenarsitzung am 31. Mai 2001, ohne Abstimmung, auf 
der Grundlage des Berichts des Ad-hoc-Ausschusses für die Ausarbeitung eines 
Übereinkommens gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität 
(A/55/383/Add.2, Ziffer 33). 

55/255. Protokoll gegen die unerlaubte Herstellung von 
Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Kompo-
nenten und Munition und gegen den unerlaubten 
Handel damit, in Ergänzung des Übereinkommens 
der Vereinten Nationen gegen die grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 53/111 vom 9. Dezember 
1998, in der sie beschloss, einen allen Mitgliedstaaten offen 
stehenden zwischenstaatlichen Ad-hoc-Ausschuss einzusetzen, 
mit dem Auftrag, ein umfassendes internationales Überein-
kommen gegen die grenzüberschreitende organisierte Krimina-
lität auszuarbeiten und nach Bedarf die Ausarbeitung von in-
ternationalen Rechtsinstrumenten zur Bekämpfung des Frauen- 
und Kinderhandels, der unerlaubten Herstellung von Schuss-
waffen, dazugehörigen Teilen und Komponenten und Munition 
und des unerlaubten Handels damit sowie der Schleuserkrimi-
nalität, namentlich auch auf dem Seeweg, zu erörtern, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 54/126 vom 
17. Dezember 1999, in der sie den Ad-hoc-Ausschuss für die 
Ausarbeitung eines Übereinkommens gegen die grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität ersuchte, seine Arbeit im 
Einklang mit den Resolutionen 53/111 und 53/114 vom 9. De-
zember 1998 fortzusetzen und sie zu intensivieren, damit sie im 
Jahr 2000 abgeschlossen werden könne, 

 ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 55/25 vom 15. No-
vember 2000, mit der sie das Übereinkommen der Vereinten 
Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kri-
minalität, das Protokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Be-
strafung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und 
Kinderhandels, in Ergänzung des Übereinkommens der Verein-
ten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kri-
minalität, und das Protokoll gegen die Schleusung von Migran-
ten auf dem Land-, See- und Luftweg, in Ergänzung des Über-
einkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität, verabschiedete, 

 in Bekräftigung des in Artikel 51 der Charta der Vereinten 
Nationen anerkannten naturgegebenen Rechts zur individuellen 
oder kollektiven Selbstverteidigung, welches bedeutet, dass 
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Staaten auch das Recht haben, Waffen zu ihrer Verteidigung zu 
erwerben, sowie in Bekräftigung des Selbstbestimmungsrechts 
aller Völker, insbesondere derjenigen, die unter Kolonialherr-
schaft oder anderen Formen der Fremdherrschaft oder unter 
ausländischer Besetzung stehen, und der Wichtigkeit der effek-
tiven Verwirklichung dieses Rechts, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Ad-hoc-Aus-
schusses für die Ausarbeitung eines Übereinkommens gegen 
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität über seine 
zwölfte Tagung22 und spricht dem Ad-hoc-Ausschuss ihre An-
erkennung für seine Arbeit aus; 

 2. verabschiedet das dieser Resolution als Anlage beige-
fügte Protokoll gegen die unerlaubte Herstellung von 
Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Komponenten und 
Munition und gegen den unerlaubten Handel damit, in 
Ergänzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen 
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität, und legt es 
am Amtssitz der Vereinten Nationen in New York zur 
Unterzeichnung auf; 
 3. fordert alle Staaten und regionalen Wirtschaftsorgani-
sationen nachdrücklich auf, das Übereinkommen der Vereinten 
Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Krimina-
lität und die dazugehörigen Protokolle so bald wie möglich zu 
unterzeichnen und zu ratifizieren, um das rasche Inkrafttreten 
des Übereinkommens und der dazugehörigen Protokolle si-
cherzustellen. 

Anlage 

Protokoll gegen die unerlaubte Herstellung von Schusswaf-
fen, dazugehörigen Teilen und Komponenten und Munition 
und gegen den unerlaubten Handel damit, in Ergänzung 
des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die 
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität 

Präambel 

 Die Vertragsstaaten dieses Protokolls, 

 im Bewusstsein der dringenden Notwendigkeit, die uner-
laubte Herstellung von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen 
und Komponenten und Munition und den unerlaubten Handel 
damit auf Grund der nachteiligen Auswirkungen dieser Tätig-
keiten auf die Sicherheit eines jeden Staates, jeder Region und 
der ganzen Welt, wodurch das Wohl der Menschen, ihre so-
ziale und wirtschaftliche Entwicklung und ihr Recht, in Frieden 
zu leben, gefährdet wird, zu verhüten, zu bekämpfen und zu be-
seitigen, 

 daher überzeugt von der Notwendigkeit, dass alle Staaten 
alle geeigneten Maßnahmen zu diesem Zweck ergreifen, ein-
schließlich Maßnahmen der internationalen Zusammenarbeit 
und anderer Maßnahmen auf regionaler und weltweiter Ebene, 

 unter Hinweis auf die Resolution 53/111 der Generalver-
sammlung vom 9. Dezember 1998, in der die Versammlung be-
schloss, einen allen Mitgliedstaaten offen stehenden zwi-

   
22 A/55/383/Add.2. 

schenstaatlichen Ad-hoc-Ausschuss einzusetzen, mit dem Auf-
trag, ein umfassendes internationales Übereinkommen gegen 
die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität auszu-
arbeiten und unter anderem die Ausarbeitung einer internatio-
nalen Übereinkunft zur Bekämpfung der unerlaubten Herstel-
lung von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Kom-
ponenten und Munition und des unerlaubten Handels damit zu 
erörtern, 

 eingedenk des Grundsatzes der Gleichberechtigung und der 
Selbstbestimmung der Völker, der in der Charta der Vereinten 
Nationen und der Erklärung über völkerrechtliche Grundsätze 
für freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwi-
schen den Staaten im Einklang mit der Charta der Vereinten 
Nationen23 verankert ist, 

 überzeugt, dass die Ergänzung des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität durch eine internationale Übereinkunft ge-
gen die unerlaubte Herstellung von Schusswaffen, dazugehöri-
gen Teilen und Komponenten und Munition und gegen den un-
erlaubten Handel damit für die Verhütung und Bekämpfung 
dieser Kriminalität von Nutzen sein wird, 

 sind wie folgt übereingekommen: 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 
Verhältnis zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen  
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität 

 1. Dieses Protokoll ergänzt das Übereinkommen der 
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisier-
te Kriminalität. Es ist zusammen mit dem Übereinkommen aus-
zulegen. 

 2. Die Bestimmungen des Übereinkommens werden auf 
dieses Protokoll sinngemäß angewendet, sofern in diesem Pro-
tokoll nichts anderes vorgesehen ist. 

 3. Die in Übereinstimmung mit Artikel 5 umschriebenen 
Straftaten werden als in Übereinstimmung mit dem Überein-
kommen umschriebene Straftaten angesehen. 

Artikel 2 
Zweck 

 Zweck dieses Protokolls ist es, die Zusammenarbeit zwi-
schen den Vertragsstaaten zu fördern, zu erleichtern und zu 
verstärken, um die unerlaubte Herstellung von Schusswaffen, 
dazugehörigen Teilen und Komponenten und Munition und den 
unerlaubten Handel damit zu verhüten, zu bekämpfen und zu 
beseitigen. 

Artikel 3 
Begriffsbestimmungen 

 Im Sinne dieses Protokolls 

   
23 Resolution 2625 (XXV), Anlage. 
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 a) bezeichnet der Ausdruck "Schusswaffe" jede tragbare 
Feuerwaffe, mit Ausnahme antiker Schusswaffen oder deren 
Nachbildungen, die Schrot, eine Kugel oder ein anderes Ge-
schoss mittels Treibladung durch einen Lauf verschießt, die für 
diesen Zweck gebaut ist oder die ohne weiteres für diesen 
Zweck umgebaut werden kann. Antike Schusswaffen und deren 
Nachbildungen werden nach innerstaatlichem Recht definiert. 
Zu den antiken Schusswaffen zählen jedoch keinesfalls nach 
1899 hergestellte Schusswaffen; 

 b) bezeichnet der Ausdruck "Teile und Komponenten" 
jedes eigens für eine Schusswaffe konstruierte und für ihr 
Funktionieren wesentliche Teil oder Ersatzteil, insbesondere 
den Lauf, den Rahmen oder das Gehäuse, den Schlitten oder 
die Trommel, den Verschluss oder das Verschlussstück, und 
jede zur Dämpfung des Knalls einer Schusswaffe bestimmte 
oder umgebaute Vorrichtung; 

 c) bezeichnet der Ausdruck "Munition" die vollständige 
Munition oder ihre Komponenten, einschließlich Patronenhül-
sen, Treibladungsanzünder, Treibladungspulver, Kugeln oder 
Geschosse, die in einer Schusswaffe verwendet werden, vor-
ausgesetzt, dass diese Komponenten selbst in dem jeweiligen 
Vertragsstaat genehmigungspflichtig sind; 

 d) bezeichnet der Ausdruck "unerlaubte Herstellung" die 
Herstellung oder den Zusammenbau von Schusswaffen, dazu-
gehörigen Teilen und Komponenten oder Munition  

 i) aus Teilen und Komponenten, die Gegenstand des un-
erlaubten Handels waren; 

  ii) ohne Lizenz oder Genehmigung einer zuständigen 
Behörde des Vertragsstaats, in dem die Herstellung 
oder der Zusammenbau stattfindet, oder 

 iii) ohne Kennzeichnung der Schusswaffen zum Zeit-
punkt der Herstellung nach Artikel 8; 

die Lizenz oder Genehmigung zur Herstellung von Teilen und 
Komponenten wird nach Maßgabe der innerstaatlichen Rechts-
vorschriften erteilt; 

 e) bezeichnet der Ausdruck "unerlaubter Handel" die 
Einfuhr, die Ausfuhr, den Erwerb, den Verkauf, die Lieferung, 
den Transport oder die Verbringung von Schusswaffen, dazu-
gehörigen Teilen und Komponenten und Munition aus dem 
Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats oder durch dessen Hoheits-
gebiet in das Hoheitsgebiet eines anderen Vertragsstaats, sofern 
einer der betreffenden Vertragsstaaten dies nicht im Einklang 
mit diesem Protokoll genehmigt oder wenn die Schusswaffen 
nicht im Einklang mit Artikel 8 gekennzeichnet sind; 

 f) bezeichnet der Ausdruck "Rückverfolgung" die sy-
stematische Verfolgung des Weges von Schusswaffen und nach 
Möglichkeit der dazugehörigen Teile, Komponenten und Muni-
tion vom Hersteller bis zum Käufer zu dem Zweck, den zustän-
digen Behörden der Vertragsstaaten bei der Aufdeckung, Un-

tersuchung und Analyse der unerlaubten Herstellung und des 
unerlaubten Handels behilflich zu sein. 

Artikel 4 
Geltungsbereich 

 1. Dieses Protokoll findet Anwendung, soweit darin 
nichts anderes bestimmt ist, auf die Verhütung der unerlaubten 
Herstellung von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und 
Komponenten und Munition und des unerlaubten Handels da-
mit und auf die Untersuchung und Strafverfolgung der in Über-
einstimmung mit Artikel 5 umschriebenen Straftaten, wenn die-
se Straftaten grenzüberschreitender Natur sind und eine organi-
sierte kriminelle Gruppe daran mitgewirkt hat. 

 2. Dieses Protokoll findet keine Anwendung auf Trans-
aktionen zwischen Staaten oder auf staatliche Transfers in Fäl-
len, in denen die Anwendung des Protokolls das Recht eines 
Vertragsstaats berühren würde, im Interesse der nationalen Si-
cherheit Maßnahmen zu ergreifen, die mit der Charta der Ver-
einten Nationen im Einklang stehen. 

Artikel 5 
Kriminalisierung 

 1. Jeder Vertragsstaat trifft die notwendigen gesetzgebe-
rischen und sonstigen Maßnahmen, um folgende Handlungen, 
wenn vorsätzlich begangen, als Straftaten zu umschreiben: 

 a) die unerlaubte Herstellung von Schusswaffen, dazuge-
hörigen Teilen und Komponenten und Munition; 

 b) den unerlaubten Handel mit Schusswaffen, dazugehö-
rigen Teilen und Komponenten und Munition; 

 c) die Fälschung oder die unerlaubte Unkenntlichma-
chung, Entfernung oder Änderung der nach Artikel 8 erforder-
lichen Kennzeichnung(en) auf Schusswaffen. 

 2. Jeder Vertragsstaat trifft außerdem die notwendigen 
gesetzgeberischen und sonstigen Maßnahmen, um folgende 
Handlungen als Straftaten zu umschreiben: 

 a) vorbehaltlich der Grundzüge seiner Rechtsordnung 
den Versuch, eine in Übereinstimmung mit Absatz 1 um-
schriebene Straftat zu begehen oder sich als Mittäter oder Ge-
hilfe an einer solchen Straftat zu beteiligen und 

 b) die Organisation, die Leitung, die Beihilfe, die Anstif-
tung, die Erleichterung und die Beratung in Bezug auf die Be-
gehung einer in Übereinstimmung mit Absatz 1 umschriebenen 
Straftat. 

Artikel 6 
Einziehung, Beschlagnahme und Beseitigung 

 1. Unbeschadet des Artikels 12 des Übereinkommens 
treffen die Vertragsstaaten die notwendigen Maßnahmen, so-
weit dies nach ihrer innerstaatlichen Rechtsordnung möglich 
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ist, um die Einziehung von Schusswaffen, dazugehörigen Tei-
len und Komponenten und Munition zu ermöglichen, die uner-
laubt hergestellt oder gehandelt wurden. 

 2. Die Vertragsstaaten treffen im Rahmen ihrer inner-
staatlichen Rechtsordnung die notwendigen Maßnahmen, um 
zu verhindern, dass unerlaubt hergestellte und gehandelte 
Schusswaffen, dazugehörige Teile und Komponenten und Mu-
nition in die Hände unbefugter Personen geraten, indem sie 
diese Schusswaffen, dazugehörigen Teile und Komponenten 
und Munition beschlagnahmen und vernichten, sofern nicht ei-
ne andere Form der Beseitigung offiziell genehmigt wurde, 
vorausgesetzt, dass die Schusswaffen gekennzeichnet und die 
Methoden zur Beseitigung der Schusswaffen und der Munition 
registriert wurden. 

II. Prävention 

Artikel 7 
Registrierung 

 Jeder Vertragsstaat trägt dafür Sorge, dass Informationen 
über Schusswaffen und, soweit zweckmäßig und durchführbar, 
dazugehörige Teile und Komponenten und Munition min-
destens zehn Jahre lang aufbewahrt werden, soweit diese not-
wendig sind, um diese Schusswaffen und, soweit zweckmäßig 
und durchführbar, dazugehörige Teile und Komponenten und 
Munition zurückzuverfolgen und zu identifizieren, die uner-
laubt hergestellt oder gehandelt werden, und solche Tätigkeiten 
zu verhüten und aufzudecken. Diese Informationen umfassen 

 a) die nach Artikel 8 erforderlichen entsprechenden 
Kennzeichnungen; 

 b) bei internationalen Transaktionen mit Schusswaffen, 
dazugehörigen Teilen und Komponenten und Munition das Da-
tum der Ausstellung und des Ablaufs der entsprechenden Li-
zenz oder Genehmigung, das Ausfuhrland, das Einfuhrland, 
gegebenenfalls die Durchfuhrländer und den Endempfänger 
sowie die Beschreibung und die Menge der Artikel. 

Artikel 8 
Kennzeichnung von Schusswaffen 

 1. Zum Zweck der Identifizierung und der Rückverfol-
gung jeder Schusswaffe 

 a) schreiben die Vertragsstaaten vor, dass jede Schuss-
waffe zum Zeitpunkt ihrer Herstellung eine eindeutige Kenn-
zeichnung mit Angabe des Herstellers, des Herstellungslandes 
oder -orts und der Seriennummer zu erhalten hat, oder legen 
eine andere eindeutige nutzerfreundliche Kennzeichnung mit 
einfachen geometrischen Symbolen und einem numerischen 
und/oder alphanumerischen Code fest, die allen Staaten ohne 
weiteres die Identifizierung des Herstellungslandes erlaubt; 

 b) schreiben die Vertragsstaaten vor, dass jede impor-
tierte Schusswaffe eine geeignete einfache Kennzeichnung zu 

tragen hat, die die Identifizierung des Einfuhrlandes und nach 
Möglichkeit des Einfuhrjahres ermöglicht und die zuständigen 
Behörden des betreffenden Landes in die Lage versetzt, die 
Schusswaffe zurückzuverfolgen, sowie eine eindeutige Kenn-
zeichnung, falls die Schusswaffe keine derartige Kennzeich-
nung aufweist. Im Falle vorübergehender Einfuhren von 
Schusswaffen für nachweislich rechtmäßige Zwecke brauchen 
diese Vorschriften nicht angewandt zu werden; 

 c) stellen die Vertragsstaaten sicher, dass eine Schuss-
waffe zu dem Zeitpunkt, an dem sie aus staatlichen Beständen 
in die dauerhafte zivile Verwendung überführt wird, die ent-
sprechende eindeutige Kennzeichnung trägt, die allen Vertrags-
staaten die Identifizierung des überführenden Landes ermög-
licht. 

 2. Die Vertragsstaaten ermutigen die Schusswaffenher-
steller, Maßnahmen gegen die Entfernung oder Änderung von 
Kennzeichnungen auszuarbeiten. 

Artikel 9 
Deaktivierung von Schusswaffen 

 Ein Vertragsstaat, der eine deaktivierte Schusswaffe nach 
seinem innerstaatlichen Recht nicht als Schusswaffe ansieht, 
trifft die notwendigen Maßnahmen, gegebenenfalls einschließ-
lich der Umschreibung bestimmter Handlungen als Straftaten, 
um die unerlaubte Reaktivierung deaktivierter Schusswaffen zu 
verhüten, wobei die folgenden allgemeinen Deaktivierungs-
grundsätze gelten: 

 a) Alle wesentlichen Teile einer deaktivierten Schuss-
waffe sind auf Dauer so unbrauchbar zu machen, dass sie nicht 
mehr entfernt, ausgetauscht oder in einer Weise umgebaut wer-
den können, die eine Reaktivierung der Schusswaffe ermög-
licht; 

 b) es sind Vorkehrungen dafür zu treffen, dass die Deak-
tivierungsmaßnahmen gegebenenfalls durch eine zuständige 
Behörde nachgeprüft werden, um sicherzustellen, dass eine 
Schusswaffe durch die an ihr vorgenommenen Veränderungen 
auf Dauer unbrauchbar wird; 

 c) im Rahmen der Nachprüfung durch eine zuständige 
Behörde ist eine Bescheinigung oder ein Nachweis über die 
Deaktivierung der Schusswaffe auszustellen oder eine klar 
sichtbare entsprechende Markierung an der Schusswaffe anzu-
bringen. 

Artikel 10 
Allgemeine Anforderungen im Hinblick auf Lizenzen oder Ge-
nehmigungen für die Ausfuhr, Einfuhr und Durchfuhr 

 1. Jeder Vertragsstaat schafft oder unterhält ein wirksa-
mes System von Lizenzen oder Genehmigungen für die Aus-
fuhr und Einfuhr sowie von Maßnahmen betreffend die inter-
nationale Durchfuhr für die Verbringung von Schusswaffen, 
dazugehörigen Teilen und Komponenten und Munition. 
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 2. Vor der Erteilung von Ausfuhrlizenzen oder -geneh-
migungen für Lieferungen von Schusswaffen, dazugehörigen 
Teilen und Komponenten und Munition überprüft jeder Ver-
tragsstaat, 

 a) dass die Einfuhrstaaten Einfuhrlizenzen oder -geneh-
migungen erteilt haben und 

 b) dass die Durchfuhrstaaten unbeschadet zwei- oder 
mehrseitiger Übereinkünfte oder Abmachungen zu Gunsten 
von Binnenstaaten vor der Lieferung mindestens schriftlich 
mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände gegen die Durchfuhr 
haben. 

 3. Die Ausfuhr- und Einfuhrlizenz oder -genehmigung 
und die Begleitdokumente enthalten mindestens folgende An-
gaben: Ort und Datum der Ausstellung, Ablaufdatum, Ausfuhr-
land, Einfuhrland, Endempfänger, Beschreibung und Menge 
der Schusswaffen, dazugehörigen Teile und Komponenten und 
Munition und, im Falle von Durchfuhren, die Durchfuhrländer. 
Die in der Einfuhrlizenz enthaltenen Angaben sind den Durch-
fuhrstaaten im Voraus zu übermitteln. 

 4. Der einführende Vertragsstaat unterrichtet den ausfüh-
renden Vertragsstaat auf dessen Verlangen über den Erhalt der 
Lieferung von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Kom-
ponenten oder Munition. 

 5. Jeder Vertragsstaat trifft im Rahmen der verfügbaren 
Mittel die notwendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass 
die Lizenz- oder Genehmigungsverfahren sicher sind und dass 
die Echtheit der Lizenz- oder Genehmigungsdokumente über-
prüft oder bestätigt werden kann. 

 6. Die Vertragsstaaten können vereinfachte Verfahren 
für die vorübergehende Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr von 
Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Komponenten und 
Munition für nachweislich rechtmäßige Zwecke wie beispiels-
weise Jagd, Schießsport, Begutachtungen, Ausstellungen oder 
Reparaturen beschließen. 

Artikel 11 
Sicherheits- und Präventionsmaßnahmen 

 Mit dem Ziel, den Diebstahl, den Verlust oder die Umlen-
kung sowie die unerlaubte Herstellung von Schusswaffen, da-
zugehörigen Teilen und Komponenten und Munition und den 
unerlaubten Handel damit aufzudecken, zu verhüten und zu be-
seitigen, trifft jeder Vertragsstaat geeignete Maßnahmen, 

 a) um die Sicherheit von Schusswaffen, dazugehörigen 
Teilen und Komponenten und Munition zum Zeitpunkt der 
Herstellung, der Einfuhr, der Ausfuhr und der Durchfuhr durch 
sein Hoheitsgebiet vorzuschreiben und 

 b) um die Wirksamkeit der Einfuhr-, Ausfuhr- und 
Durchfuhrkontrollen, gegebenenfalls einschließlich der Grenz-
kontrollen, und die Wirksamkeit der grenzüberschreitenden 

Zusammenarbeit zwischen den Polizei- und Zollbehörden zu 
erhöhen. 

Artikel 12 
Informationen 

 1. Unbeschadet der Artikel 27 und 28 des Übereinkom-
mens tauschen die Vertragsstaaten im Einklang mit ihrer jewei-
ligen innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsordnung sach-
dienliche fallspezifische Informationen insbesondere über auto-
risierte Hersteller, Händler, Importeure, Exporteure und, nach 
Möglichkeit, Beförderer von Schusswaffen, dazugehörigen 
Teilen und Komponenten und Munition aus. 

 2. Unbeschadet der Artikel 27 und 28 des Übereinkom-
mens tauschen die Vertragsstaaten im Einklang mit ihrer jewei-
ligen innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsordnung sach-
dienliche Informationen unter anderem über folgende Angele-
genheiten aus: 

 a) die organisierten kriminellen Gruppen, die bekanntlich 
oder mutmaßlich an der unerlaubten Herstellung von Schuss-
waffen, dazugehörigen Teilen und Komponenten und Munition 
und am unerlaubten Handel damit beteiligt sind; 

 b) die Verschleierungsmethoden, die bei der unerlaubten 
Herstellung von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und 
Komponenten und Munition und beim unerlaubten Handel da-
mit angewendet werden, und Möglichkeiten zu ihrer Aufdek-
kung; 

 c) die Methoden und Mittel, die Versand- und Zielorte 
und die Routen, die von organisierten kriminellen Gruppen, die 
unerlaubten Handel mit Schusswaffen, dazugehörigen Teilen 
und Komponenten und Munition betreiben, in der Regel be-
nutzt werden, und  

 d) Erfahrungen bei der Gesetzgebung sowie Verfahrens-
weisen und Maßnahmen zur Verhütung, Bekämpfung und Be-
seitigung der unerlaubten Herstellung von Schusswaffen, dazu-
gehörigen Teilen und Komponenten und Munition und des un-
erlaubten Handels damit. 

 3. Die Vertragsstaaten stellen einander sachdienliche, für 
die Strafverfolgungsbehörden nützliche wissenschaftliche und 
technische Informationen zur Verfügung oder tauschen sie ge-
gebenenfalls aus, um sich gegenseitig besser in die Lage zu 
versetzen, die unerlaubte Herstellung von Schusswaffen, dazu-
gehörigen Teilen und Komponenten und Munition und den un-
erlaubten Handel damit zu verhüten, aufzudecken und zu un-
tersuchen und die an diesen unerlaubten Tätigkeiten beteiligten 
Personen strafrechtlich zu verfolgen. 

 4. Die Vertragsstaaten arbeiten bei der Rückverfolgung 
von möglicherweise unerlaubt hergestellten oder gehandelten 
Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Komponenten und 
Munition zusammen. Diese Zusammenarbeit umfasst die rasche 
Reaktion auf Ersuchen um Hilfe bei der Rückverfolgung sol-
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cher Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Komponenten 
und Munition im Rahmen der verfügbaren Mittel. 

 5. Vorbehaltlich der Grundzüge seiner Rechtsordnung 
oder jeglicher internationaler Übereinkünfte garantiert jeder 
Vertragsstaat die Vertraulichkeit der Informationen, die er nach 
diesem Artikel von einem anderen Vertragsstaat erhält, ein-
schließlich rechtlich geschützter Informationen im Zusammen-
hang mit gewerblichen Transaktionen, und befolgt alle Ein-
schränkungen des Gebrauchs dieser Informationen, falls er von 
dem die Informationen bereitstellenden Vertragsstaat darum er-
sucht wird. Kann die Vertraulichkeit nicht gewahrt werden, ist 
der Vertragsstaat, der die Informationen bereitgestellt hat, im 
Voraus von ihrer Offenlegung in Kenntnis zu setzen. 

Artikel 13 
Zusammenarbeit 

 1. Die Vertragsstaaten arbeiten auf bilateraler, regionaler 
und internationaler Ebene zusammen, um die unerlaubte 
Herstellung von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und 
Komponenten und Munition und den unerlaubten Handel damit 
zu verhüten, zu bekämpfen und zu beseitigen. 

 2. Unbeschadet des Artikels 18 Absatz 13 des Überein-
kommens bestimmt jeder Vertragsstaat eine nationale Behörde 
oder zentrale Kontaktstelle, die die Aufgabe hat, in Fragen im 
Zusammenhang mit diesem Protokoll mit den anderen Ver-
tragsstaaten Verbindung zu wahren. 

 3. Die Vertragsstaaten bemühen sich um die Unterstüt-
zung und Zusammenarbeit der Hersteller, Händler, Importeure, 
Exporteure, Zwischenhändler und gewerbsmäßigen Beförderer 
von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Komponenten 
und Munition, um die in Absatz 1 genannten unerlaubten Tä-
tigkeiten zu verhüten und aufzudecken. 

Artikel 14 
Ausbildung und technische Hilfe 

 Die Vertragsstaaten arbeiten untereinander sowie gegebe-
nenfalls mit den zuständigen internationalen Organisationen 
zusammen, um auf Ersuchen die Ausbildung und technische 
Hilfe zu erhalten, die notwendig ist, um ihre Fähigkeit zur Ver-
hütung, Bekämpfung und Beseitigung der unerlaubten Herstel-
lung von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Kom-
ponenten und Munition zu verbessern, einschließlich techni-
scher, finanzieller und materieller Hilfe in den in den Artikeln 
29 und 30 des Übereinkommens genannten Angelegenheiten. 

Artikel 15 
Zwischenhändler und Zwischenhandel 

 1. Mit dem Ziel, die unerlaubte Herstellung von Schuss-
waffen, dazugehörigen Teilen und Komponenten und Munition 
und den unerlaubten Handel damit zu verhüten und zu be-
kämpfen, erwägen die Vertragsstaaten, sofern sie es nicht be-
reits getan haben, ein System zur Regelung der Tätigkeiten der 
am Zwischenhandel beteiligten Personen einzurichten. Ein der-

artiges System könnte eine oder mehrere der folgenden Maß-
nahmen beinhalten: 

 a) die obligatorische Registrierung der in ihrem Hoheits-
gebiet tätigen Zwischenhändler; 

 b) die obligatorische Beantragung einer Lizenz oder Ge-
nehmigung für den Zwischenhandel oder 

 c) die obligatorische Offenlegung der Namen und Stand-
orte der an der Transaktion beteiligten Zwischenhändler auf 
den Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen oder -genehmigungen be-
ziehungsweise in den Begleitdokumenten. 

 2. Den Vertragsstaaten, die ein Genehmigungssystem für 
den Zwischenhandel nach Absatz 1 geschaffen haben, wird na-
he gelegt, beim Informationsaustausch nach Artikel 12 auch In-
formationen über Zwischenhändler und Zwischenhandel an-
zugeben und im Einklang mit Artikel 7 Aufzeichnungen über 
Zwischenhändler und Zwischenhandel aufzubewahren. 

III. Schlussbestimmungen 

Artikel 16 
Beilegung von Streitigkeiten 

 1. Die Vertragsstaaten bemühen sich, Streitigkeiten über 
die Auslegung oder Anwendung dieses Protokolls durch Ver-
handlungen beizulegen. 

 2. Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertrags-
staaten über die Auslegung oder Anwendung dieses Protokolls, 
die nicht innerhalb einer angemessenen Frist durch Ver-
handlungen beigelegt werden kann, wird auf Verlangen eines 
dieser Vertragsstaaten einem Schiedsverfahren unterbreitet. 
Können sich die Vertragsstaaten binnen sechs Monaten nach 
dem Zeitpunkt, zu dem das Schiedsverfahren verlangt worden 
ist, über seine Ausgestaltung nicht einigen, so kann jeder dieser 
Vertragsstaaten die Streitigkeit dem Internationalen Ge-
richtshof unterbreiten, indem er einen seinem Statut entspre-
chenden Antrag stellt. 

 3. Jeder Vertragsstaat kann bei der Unterzeichnung, Ra-
tifikation, Annahme oder Genehmigung dieses Protokolls oder 
dem Beitritt zu diesem erklären, dass er sich durch Absatz 2 
nicht als gebunden betrachtet. Die anderen Vertragsstaaten sind 
gegenüber einem Vertragsstaat, der einen solchen Vorbehalt 
angebracht hat, durch Absatz 2 nicht gebunden.  

 4. Ein Vertragsstaat, der einen Vorbehalt nach Absatz 3 
angebracht hat, kann diesen Vorbehalt jederzeit durch eine an 
den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete Notifi-
kation zurückziehen. 

Artikel 17 
Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme, Genehmigung und 
Beitritt 

 1. Dieses Protokoll liegt für alle Staaten vom dreißigsten 
Tag nach seiner Verabschiedung durch die Generalversamm-
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lung bis zum 12. Dezember 2002 am Sitz der Vereinten Natio-
nen in New York zur Unterzeichnung auf. 

 2. Dieses Protokoll liegt auch für die Organisationen der 
regionalen Wirtschaftsintegration zur Unterzeichnung auf, so-
fern mindestens ein Mitgliedstaat der betreffenden Organisa-
tion dieses Protokoll nach Absatz 1 unterzeichnet hat. 

 3. Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung. Die Ratifikations-, Annahme- oder Ge-
nehmigungsurkunden werden beim Generalsekretär der Ver-
einten Nationen hinterlegt. Eine Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration kann ihre Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsurkunde hinterlegen, wenn dies mindestens einer 
ihrer Mitgliedstaaten getan hat. In dieser Ratifikations-, An-
nahme- oder Genehmigungsurkunde erklärt diese Organisation 
den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf die durch die-
ses Protokoll erfassten Angelegenheiten. Diese Organisation 
teilt dem Verwahrer auch jede maßgebliche Änderung des Um-
fangs ihrer Zuständigkeiten mit. 

 4. Dieses Protokoll steht jedem Staat und jeder 
Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration, von der 
mindestens ein Mitgliedstaat Vertragspartei dieses Protokolls 
ist, zum Beitritt offen. Die Beitrittsurkunden werden beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt. Zum 
Zeitpunkt ihres Beitritts erklärt eine Organisation der 
regionalen Wirtschaftsintegration den Umfang ihrer 
Zuständigkeiten in Bezug auf die durch dieses Protokoll 
erfassten Angelegenheiten. Diese Organisation teilt dem 
Verwahrer auch jede maßgebliche Änderung des Umfangs ihrer 
Zuständigkeiten mit. 
Artikel 18 
Inkrafttreten 

 1. Dieses Protokoll tritt am neunzigsten Tag nach Hinter-
legung der vierzigsten Ratifikations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde in Kraft, jedoch nicht vor In-
krafttreten des Übereinkommens. Für die Zwecke dieses Ab-
satzes zählt eine von einer Organisation der regionalen Wirt-
schaftsintegration hinterlegte Urkunde nicht als zusätzliche Ur-
kunde zu den von den Mitgliedstaaten der betreffenden Organi-
sation hinterlegten Urkunden. 

 2. Für jeden Staat und jede Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration, der beziehungsweise die dieses Proto-
koll nach Hinterlegung der vierzigsten entsprechenden Ur-
kunde ratifiziert, annimmt, genehmigt oder ihm beitritt, tritt das 
Protokoll am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der entspre-
chenden Urkunde durch diesen Staat beziehungsweise diese 
Organisation oder zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Pro-
tokolls nach Absatz 1 in Kraft, je nachdem welcher Zeitpunkt 
der spätere ist. 

Artikel 19 
Änderungen 

 1. Nach Ablauf von fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses 
Protokolls kann ein Vertragsstaat des Protokolls eine Änderung 
vorschlagen und sie beim Generalsekretär der Vereinten Natio-

nen einreichen; dieser leitet die vorgeschlagene Änderung den 
Vertragsstaaten und der Konferenz der Vertragsparteien des 
Übereinkommens zu, damit diese den Vorschlag prüfen und 
darüber beschließen können. Die Vertragsstaaten dieses Proto-
kolls, die in der Konferenz der Vertragsparteien zusammentre-
ten, bemühen sich nach Kräften um eine Einigung durch Kon-
sens über jede Änderung. Sind alle Bemühungen um einen 
Konsens erschöpft und wird keine Einigung erzielt, so ist als 
letztes Mittel eine Zweidrittelmehrheit der auf der Sitzung der 
Konferenz der Vertragsparteien anwesenden und abstimmen-
den Vertragsstaaten dieses Protokolls erforderlich, damit die 
Änderung beschlossen wird. 

 2. Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration 
üben in Angelegenheiten ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht 
nach diesem Artikel mit der Anzahl von Stimmen aus, die der 
Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragsstaaten 
dieses Protokolls sind. Diese Organisationen üben ihr Stimm-
recht nicht aus, wenn ihre Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht aus-
üben, und umgekehrt. 

 3. Eine nach Absatz 1 angenommene Änderung bedarf 
der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung durch die Ver-
tragsstaaten.  

 4. Eine nach Absatz 1 angenommene Änderung tritt für 
einen Vertragsstaat neunzig Tage nach Hinterlegung einer Rati-
fikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde für die Än-
derung beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft. 

 5. Tritt eine Änderung in Kraft, so ist sie für diejenigen 
Vertragsstaaten, die ihre Zustimmung ausgedrückt haben, durch 
sie gebunden zu sein, bindend. Die anderen Vertragsstaaten 
sind weiter durch dieses Protokoll und alle früher von ihnen ra-
tifizierten, angenommenen oder genehmigten Änderungen ge-
bunden. 

Artikel 20 
Kündigung 

 1. Ein Vertragsstaat kann dieses Protokoll durch eine an 
den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete schrift-
liche Notifikation kündigen. Die Kündigung wird ein Jahr nach 
Eingang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam. 

 2. Eine Organisation der regionalen Wirtschaftsinte-
gration hört auf, Vertragspartei dieses Protokolls zu sein, wenn 
alle ihre Mitgliedstaaten es gekündigt haben. 

Artikel 21 
Verwahrer und Sprachen 

 1. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird zum 
Verwahrer dieses Protokolls bestimmt. 

 2. Die Urschrift dieses Protokolls, dessen arabischer, 
chinesischer, englischer, französischer, russischer und spani-
scher Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Gene-
ralsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt. 
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 ZU URKUND dessen haben die unterzeichneten, von ihren 
Regierungen hierzu gehörig befugten Bevollmächtigten dieses 
Protokoll unterschrieben. 

RESOLUTION 55/256 

Verabschiedet auf der 101. Plenarsitzung am 31. Mai 2001, ohne Abstimmung, auf 
der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.83, vorgelegt vom Präsidenten der 
Generalversammlung. 

55/256. Vorläufige Tagesordnung der sechsundzwanzig-
sten Sondertagung der Generalversammlung 

 Die Generalversammlung 

 beschließt, der Generalversammlung auf ihrer sechsund-
zwanzigsten Sondertagung die Verabschiedung der in der An-
lage zu dieser Resolution enthaltenen vorläufigen Tagesord-
nung der sechsundzwanzigsten Sondertagung zu empfehlen. 

Anlage 

Vorläufige Tagesordnung der sechsundzwanzigsten Son-
dertagung der Generalversammlung 

1. Eröffnung der Tagung durch den Leiter der Delegation 
Finnlands 

2. Minute stillen Gebets oder innerer Sammlung 

3. Vollmachten der Vertreter für die Sondertagung der Gene-
ralversammlung: 

 a) Ernennung der Mitglieder des Vollmachtenprüfungs-
ausschusses 

 b) Bericht des Vollmachtenprüfungsausschusses 

4. Wahl des Präsidenten 

5. Organisation der Tagung 

6. Verabschiedung der Tagesordnung 

7. Überprüfung sämtlicher Aspekte des HIV/Aids-Problems 

8. Verabschiedung des Schlussdokuments 

RESOLUTION 55/276 

Verabschiedet auf der 104. Plenarsitzung am 22. Juni 2001, ohne Abstimmung, 
auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.85, auf Empfehlung des Vorbe-
reitungsausschusses für die Sondertagung der Generalversammlung über Kinder. 

55/276. Regelungen für die Organisation der Runden Ti-
sche für die Sondertagung der Generalversamm-
lung über Kinder 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/93 vom 7. Dezem-
ber 1999 und 55/26  vom 20. November 2000 über die Vorbe-
reitungen für die Sondertagung über Kinder, 

 1. beschließt, dass die Sondertagung über Kinder drei in-
teraktive Runde Tische umfassen wird; 

 2. beschließt außerdem, die in der Anlage zu dieser Re-
solution enthaltenen Regelungen für die Organisation zu billi-
gen; 

 3. beschließt ferner, dass diese Regelungen keinen Prä-
zedenzfall für andere Sondertagungen darstellen. 

Anlage 

1. Die Runden Tische werden wie folgt abgehalten: 

 Runder Tisch 1: Mittwoch, 19. September 2001, von 
15 Uhr bis 18.30 Uhr 

 Runder Tisch 2: Donnerstag, 20. September 2001, von 
9.30 Uhr bis 13 Uhr 

 Runder Tisch 3: Freitag, 21. September 2001, von 
9.30 Uhr bis 13 Uhr 

2. Die Runden Tische befassen sich mit dem übergreifenden 
Thema "Erneuerung der Verpflichtungen und künftige Maß-
nahmen zu Gunsten von Kindern im nächsten Jahrzehnt".   

3. Jeder Runde Tisch wird zwei Kovorsitzende haben; es wird 
also insgesamt sechs Kovorsitzende geben. Die Kovorsitzenden 
sind Staats- oder Regierungschefs. Fünf Kovorsitzende werden 
bis zum 31. Juli 2001 aus den fünf Regionalgruppen ausge-
wählt. Der sechste Kovorsitzende wird der Staatschef des Lan-
des sein, das den Präsidenten der sechsundfünfzigsten Tagung 
der Generalversammlung stellt; er wird den Kovorsitz des 
Runden Tisches 3 übernehmen. 

4. Jeder Runde Tisch wird auf maximal 71 Teilnehmer be-
grenzt, wovon etwa 66 Leiter von Delegationen der Mitglied-
staaten sein werden und etwa fünf die Beobachter sowie die 
Stellen des Systems der Vereinten Nationen vertreten werden. 

5. Im Anschluss an die Auswahl der Vorsitzenden der Runden 
Tische legt jede Regionalgruppe fest, welche ihrer Mitglieder 
an dem jeweiligen Runden Tisch teilnehmen werden, wobei un-
ter Wahrung einer gewissen Flexibilität eine ausgewogene geo-
grafische Verteilung zu gewährleisten ist. 

6. Daher wird, um eine gewisse Flexibilität zu wahren, die 
Höchstzahl der Teilnehmer an den Runden Tischen aus jeder 
Regionalgruppe wie folgt festgelegt: 

 afrikanische Staaten:  18 Mitgliedstaaten 

 asiatische Staaten:  18 Mitgliedstaaten 

 osteuropäische Staaten:  8 Mitgliedstaaten 

lateinamerikanische  
und karibische Staaten:  12 Mitgliedstaaten 

westeuropäische  
und andere Staaten:  10 Mitgliedstaaten 

7. Mitgliedstaaten, die keiner der Regionalgruppen angehören, 
können an einem Runden Tisch ihrer Wahl teilnehmen. 
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8. Der Präsident der Generalversammlung wählt im Beneh-
men mit den Mitgliedstaaten für jeden Runden Tisch neben den 
Teilnehmern aus den Mitgliedstaaten andere Teilnehmer aus, 
die die Beobachter und die Stellen des Systems der Vereinten 
Nationen vertreten. Des weiteren wählt der Präsident der Ver-
sammlung im Benehmen mit den Kovorsitzenden jedes Runden 
Tisches und den Mitgliedstaaten bis zum 31. August 2001 zwei 
Kinder als Delegierte aus, unter Berücksichtigung einer ausge-
wogenen Vertretung der Geschlechter sowie einer ausgewoge-
nen geografischen Verteilung, denen gestattet wird, in einer 
Sprache ihrer Wahl eine kurze einleitende Erklärung zu dem 
Thema der Runden Tische abzugeben.  

9. Jeder an einem Runden Tisch teilnehmende Delegations-
leiter kann zwei Berater hinzuziehen.   

10. Der Heilige Stuhl und die Schweiz als Beobachterstaaten 
und Palästina in seiner Eigenschaft als Beobachter können 
ebenfalls an verschiedenen Runden Tischen teilnehmen, die im 
Benehmen mit dem Präsidenten der Generalversammlung be-
stimmt werden.  

11. Die Kovorsitzenden der einzelnen Runden Tische haben 
die Aufgabe, ihre Zusammenfassung der Diskussionen in der 
abschließenden Plenarsitzung der Sondertagung mündlich vor-
zutragen.  

12. Die Runden Tische finden unter Ausschluss der Medien 
und der allgemeinen Öffentlichkeit statt. Die akkreditierten De-
legierten und Beobachter können den Verlauf der Runden Ti-
sche über eine interne Fernsehanlage in einem Nebensaal ver-
folgen. 

RESOLUTION 55/277 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 29. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.87, eingebracht von:  Bangladesch, 
China, Frankreich, Irland, Jamaika, Kolumbien, Mali, Mauritius, Norwegen, Russi-
sche Föderation, Singapur, Tunesien, Ukraine, Vereinigte Staaten von Amerika, 
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland. 

55/277. Ernennung des Generalsekretärs der Vereinten 
Nationen 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der in Resolution 1358 (2001) des Si-
cherheitsrats vom 27. Juni 2001 enthaltenen Empfehlung, 

 mit dem Ausdruck ihres Dankes für die wirkungsvollen und 
unermüdlichen Dienste, die Kofi Annan den Vereinten Natio-
nen während seiner ersten Amtszeit geleistet hat, 

 ernennt Kofi Annan für eine vom 1. Januar 2002 bis 
31. Dezember 2006 dauernde zweite Amtszeit zum Generalse-
kretär der Vereinten Nationen. 

RESOLUTION 55/278 

Verabschiedet auf der 107. Plenarsitzung am 12. Juli 2001, ohne Abstimmung, auf 
der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.89, eingebracht von: Italien und 
Rumänien. 

55/278. Satzung der Fortbildungsakademie des Systems 
der Vereinten Nationen in Turin (Italien) 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/228 vom 22. De-
zember 1999, 55/207 vom 20. Dezember 2000 und 55/258 vom 
14. Juni 2001, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs24, 

 1. bekräftigt die Rolle der Fortbildungsakademie des Sy-
stems der Vereinten Nationen als Institution für das systemwei-
te Wissensmanagement und die Aus- und Fortbildung der Be-
diensteten des Systems der Vereinten Nationen, insbesondere 
auf den Gebieten wirtschaftliche und soziale Entwicklung, 
Frieden und Sicherheit und internes Management; 

 2. begrüßt die Konsultationen im Rahmen des Verwal-
tungsausschusses für Koordinierung über die Aufgabenstellung, 
die Leitung und die Finanzierung der Fortbildungsakademie, 
die unter anderem das Ziel verfolgten, aus der neuen Akademie 
ein innovatives Instrument zur Verstärkung der Zusammenar-
beit und Kohärenz im gesamten System der Vereinten Nationen 
zu machen, namentlich bei der systemweiten Koordinierung zur 
Unterstützung der Umsetzung der Millenniums-Erklärung der 
Vereinten Nationen, wie dies in Resolution 55/162 vom 
14. Dezember 2000 gefordert wurde; 

 3. billigt die in der Anlage zu dieser Resolution enthalte-
ne Satzung der Fortbildungsakademie; 

 4. ersucht alle zuständigen Organe, die administrativen, 
organisatorischen und logistischen Vorkehrungen zu beschleu-
nigen, die zur Gewährleistung einer reibungslosen Arbeitsauf-
nahme der Fortbildungsakademie ab dem 1. Januar 2002 erfor-
derlich sind; 

 5. bittet das Sekretariat, die Generalversammlung über 
die Durchführung dieser Resolution, unter anderem hinsichtlich 
der Tätigkeiten der Fortbildungsakademie, ihrer Finanzlage 
und ihres geplanten Arbeitsprogramms, auf dem Laufenden zu 
halten, so auch durch informelle Unterrichtungen;  

 6. beschließt, dass der erste zweijährliche Bericht über 
die Arbeit, die Aktivitäten und die Leistungen der Fortbil-
dungsakademie, so auch über die Zusammenarbeit mit anderen 
zuständigen Institutionen der Vereinten Nationen, der General-
versammlung zur Behandlung auf ihrer achtundfünfzigsten Ta-
gung vorzulegen ist. 

Anlage 

Satzung der Fortbildungsakademie des Systems der Ver-
einten Nationen 

Artikel I 
Einrichtung 

 Die Generalversammlung der Vereinten Nationen richtet 
mit der Verabschiedung dieser Satzung mit Wirkung vom 

   
24 A/55/989. 
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1. Januar 2002 die Fortbildungsakademie des Systems der Ver-
einten Nationen ein, als Institution für das systemweite Wis-
sensmanagement und die Aus- und Fortbildung der Bedienste-
ten des Systems der Vereinten Nationen, insbesondere auf den 
Gebieten wirtschaftliche und soziale Entwicklung, Frieden und 
Sicherheit und internes Management des Systems der Vereinten 
Nationen. 

Artikel II 
Ziele 

 1. Die Fortbildungsakademie dient als eigenständige sy-
stemweite Institution für Wissensmanagement und Ausbildung 
mit dem Ziel, im gesamten System der Vereinten Nationen eine 
kohärente Managementkultur zu fördern. Sie bildet internatio-
nale Beamte in strategischer Führung und Management fort, 
mit dem Ziel, die systeminterne Zusammenarbeit auf Gebieten 
mit gemeinsamer organisatorischer Verantwortung zu stärken, 
die operative Wirksamkeit zu verbessern, die Zusammenarbeit 
mit den Mitgliedstaaten und den Beobachtern der Vereinten 
Nationen, den Sonderorganisationen, den Regionalorganisatio-
nen, den nichtstaatlichen Organisationen und der Zivilgesell-
schaft auszuweiten und eine kohärentere systemweite Manage-
mentkultur zu entwickeln.   

 2. Die Fortbildungsakademie führt ihre Tätigkeiten auf 
der Grundlage des von den Organisationen des Systems der 
Vereinten Nationen angemeldeten Bedarfs und in enger Zu-
sammenarbeit mit Aus- und Fortbildungseinrichtungen und 
ähnlichen Stellen innerhalb des Systems der Vereinten Natio-
nen durch. Sie kann auch mit zuständigen Stellen außerhalb des 
Systems zusammenarbeiten. 

Artikel III 
Sitz 

 Die Fortbildungsakademie hat ihren Sitz in Turin (Italien). 

Artikel IV 
Leitung 

 1. Die Fortbildungsakademie hat einen Verwaltungsrat, 
der aus Vertretern der Mitgliedsorganisationen des Verwal-
tungsausschusses für Koordinierung besteht. Der Direktor der 
Akademie nimmt als Mitglied von Amts wegen an der Arbeit 
des Rates teil und sorgt dafür, dass der Rat Sekretariatsunter-
stützung erhält. 

 2. Der Rat tritt mindestens einmal jährlich zusammen 
und gibt sich eine Geschäftsordnung, die mit dieser Satzung 
übereinstimmt. 

 3. Der Rat ist verantwortlich 

 a) für die Ausarbeitung der allgemeinen Grundsätze für 
die Tätigkeiten der Fortbildungsakademie; 

 b) für die Prüfung des Arbeitsprogramms und des Haus-
haltsplans auf der Grundlage der vom Direktor vorgelegten 
Vorschläge und für die Abgabe diesbezüglicher Empfehlungen 
an den Verwaltungsausschuss für Koordinierung; 

 c) für die Prüfung von Möglichkeiten zur Aufstockung 
der Finanzmittel der Fortbildungsakademie mit dem Ziel, die 
Wirksamkeit und Kontinuität ihrer Arbeit zu gewährleisten; 

 d) für die Bewertung der Tätigkeiten der Fortbildungs-
akademie und ihrer Wirkung und für die diesbezügliche Be-
richterstattung an den Verwaltungsausschuss für Koordinie-
rung; 

 e) für die Vorlage eines Jahresberichts an den Verwal-
tungsausschuss für Koordinierung. 

 4. Der Rat setzt einen Fachbeirat ein, der die Fortbil-
dungsakademie hinsichtlich der Entwicklung ihrer Tätigkeiten 
berät, ihre Leistungen überprüft und dem Rat darüber Bericht 
erstattet. Der Fachbeirat besteht aus sachverständigen Bedien-
steten der Organisationen des gemeinsamen Systems, die durch 
den Rat ausgewählt werden. 

 5. Der Generalsekretär legt der Generalversammlung in 
seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Verwaltungsausschus-
ses für Koordinierung alle zwei Jahre einen Bericht über die 
Tätigkeiten der Fortbildungsakademie vor. 

Artikel V 
Direktor und Personal 

 1. Der Generalsekretär ernennt nach Absprache mit dem 
Verwaltungsausschuss für Koordinierung auf der Grundlage 
der vom Rat empfohlenen Kriterien den Direktor der Fortbil-
dungsakademie. 

 2. Der Direktor ist im Einklang mit den vom Rat heraus-
gegebenen Richtlinien für das Management der Fortbildungs-
akademie verantwortlich und für die erzielten Ergebnisse re-
chenschaftspflichtig. Dem Direktor obliegt es, gegebenenfalls 
im Benehmen mit dem Fachbeirat, unter anderem 

 a) das Arbeitsprogramm und den Haushaltsplan der 
Fortbildungsakademie dem Rat zur Behandlung vorzulegen; 

 b) die Durchführung des Arbeitsprogramms und des 
Haushaltsplans der Fortbildungsakademie zu beaufsichtigen; 

 c) dem Rat Jahres- und Ad-hoc-Berichte über die Tätig-
keiten der Fortbildungsakademie und die Durchführung ihres 
Arbeitsprogramms vorzulegen; 

 d) das Personal der Fortbildungsakademie im Einklang 
mit dem Personalstatut und der Personalordnung der Vereinten 
Nationen und den Bestimmungen dieser Satzung zu führen; 

 e) die Arbeit der Fortbildungsakademie mit der Arbeit 
der verwandten Organe des Systems der Vereinten Nationen 
und zuständiger Institutionen außerhalb des Systems zu koordi-
nieren; 

 f) geeignete Vereinbarungen auszuhandeln, namentlich 
mit Regierungen, um mit den Tätigkeiten der Fortbildungsaka-
demie zusammenhängende Dienste anbieten oder erhalten zu 
können; 
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 g) sich um angemessene Finanzmittel für die Durchfüh-
rung des Arbeitsprogramms der Fortbildungsakademie zu be-
mühen; 

 h) vorbehaltlich des Artikels VII freiwillige Beiträge zu 
der Fortbildungsakademie entgegenzunehmen. 

 3. Das Personal der Fortbildungsakademie wird im Na-
men des Generalsekretärs vom Direktor durch ein von ihm un-
terzeichnetes Ernennungsschreiben ernannt, wobei diese Er-
nennung auf das Dienstverhältnis bei der Akademie beschränkt 
ist. Das Personal ist bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben 
dem Direktor gegenüber verantwortlich. 

 4. Die Beschäftigungsbedingungen des Direktors und 
des Personals entsprechen den in dem Personalstatut und der 
Personalordnung der Vereinten Nationen festgelegten Bedin-
gungen, vorbehaltlich der Verwaltungsvereinbarungen, die vom 
Generalsekretär in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des 
Verwaltungsausschusses für Koordinierung gebilligt werden. 

 5. Der Direktor und das Personal der Fortbildungsaka-
demie sind Bedienstete der Vereinten Nationen im Sinne des 
Artikels 105 der Charta der Vereinten Nationen. 

Artikel VI 
Assoziierte Mitarbeiter und Berater 

 1. Der Direktor kann eine begrenzte Zahl entsprechend 
qualifizierter Personen zu assoziierten Mitarbeitern der Fort-
bildungsakademie bestimmen. Den assoziierten Mitarbeitern ist 
es gestattet, ihre Arbeit an der Akademie fortzusetzen, wobei 
von ihnen erwartet wird, dass sie in Angelegenheiten, die mit 
dem Arbeitsprogramm der Akademie zusammenhängen, Rat 
und Hilfe gewähren. 

 2. Assoziierte Mitarbeiter werden nach Maßgabe ihrer 
Qualifikationen und im Einklang mit den durch den Direktor 
festgelegten und vom Rat gebilligten Kriterien und Verfahren 
für einen festen Zeitraum bestimmt. Assoziierte Mitarbeiter ge-
hören weder dem Personal der Fortbildungsakademie an, noch 
sind sie Berater oder Bedienstete der Vereinten Nationen. 

 3. Der Direktor kann für Sonderaufgaben im Zusammen-
hang mit dem Arbeitsprogramm der Fortbildungsakademie die 
Dienste von Beratern in Anspruch nehmen. 

Artikel VII 
Finanzen 

 1. Die Finanzordnung und Finanzvorschriften der Ver-
einten Nationen sowie die Finanzverfahren der Vereinten Na-
tionen gelten auch für die Finanzgeschäfte der Fortbildungs-
akademie. 

 2. Die Fortbildungsakademie hat einen Zweijahreshaus-
halt, der vom Verwaltungsausschuss für Koordinierung geneh-
migt wird. Die Mittel des Kernhaushalts werden von den Mit-

gliedern des Ausschusses im Einklang mit der von ihm be-
schlossenen Kostenaufteilungsformel finanziert.  

 3. Die Fortbildungsakademie kann außerdem freiwillige 
Beiträge von Regierungen, zwischenstaatlichen Organisationen 
und Stiftungen sowie aus sonstigen nichtstaatlichen Quellen 
entgegennehmen. 

 4. Der Direktor kann im Namen der Fortbildungsakade-
mie Beiträge entgegennehmen, mit der Maßgabe, dass ein 
zweckgebundener Beitrag nur dann angenommen wird, wenn 
der Zweck mit den Zielen und der Politik der Akademie und 
der Finanzordnung und den Finanzvorschriften der Vereinten 
Nationen vereinbar ist. Beiträge, durch die der Akademie direkt 
oder indirekt sofortige oder künftige finanzielle Verpflichtun-
gen entstehen könnten, dürfen nur mit Genehmigung des Rates 
und nach Absprache mit dem Controller der Vereinten Natio-
nen angenommen werden. 

 5. Die Fortbildungsakademie veranstaltet gegen Gebühr 
Kurse und andere Aktivitäten, die mit ihren Aufgaben in Ver-
bindung stehen. 

 6. Der Direktor der Fortbildungsakademie stellt auf 
zweijährlicher Basis Haushaltspläne auf. In dem Haushaltsplan 
sind die Mittel des Kernhaushalts und die erwarteten Einnah-
men und Ausgaben bei den freiwilligen Beiträgen getrennt aus-
gewiesen. Der Direktor legt dem Rat den Entwurf des Haus-
haltsplans mindestens sechs Wochen vor der Tagung des Rates 
vor, auf der er behandelt werden soll. 

 7. Der Rat prüft den Entwurf des Haushaltsplans und 
gibt dem Verwaltungsausschuss für Koordinierung diesbezüg-
liche Empfehlungen. Der von dem Ausschuss genehmigte 
Haushaltsplan wird den teilnehmenden Organisationen zugelei-
tet. Die Vereinten Nationen stellen den Organisationen ihren 
Anteil am Kernhaushalt in Rechnung. 

 8. Die Finanzmittel der Fortbildungsakademie werden 
auf einem Sonderkonto geführt, das der Generalsekretär im 
Einklang mit der Finanzordnung und den Finanzvorschriften 
der Vereinten Nationen einzurichten hat.  

 9. Die Finanzmittel der Fortbildungsakademie werden 
ausschließlich für die Zwecke der Akademie eingesetzt. Die 
Vereinten Nationen übernehmen alle erforderlichen Finanz- 
und Rechnungslegungsaufgaben für die Akademie, fungieren 
namentlich als Treuhänder ihrer Finanzmittel, stellen ihre zwei-
jährlichen Rechnungsabschlüsse auf und bestätigen sie. 

 10. Der Direktor kann Verpflichtungen bis zu einer den 
Kernhaushalt zuzüglich der erhaltenen freiwilligen Beiträge 
nicht übersteigenden Höhe eingehen. 

 11. Die Fortbildungsakademie unterliegt der Prüfung 
durch den Rat der Rechnungsprüfer der Vereinten Nationen im 
Einklang mit der Finanzordnung und den Finanzvorschriften 
der Vereinten Nationen. 
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Artikel VIII 
Verwaltungstechnische Unterstützung 

 Die Vereinten Nationen gewähren der Fortbildungsakade-
mie angemessene verwaltungstechnische Unterstützung. Die 
Akademie erstattet die Kosten dieser Unterstützung, wobei die 
Erstattungshöhe von Zeit zu Zeit im Benehmen zwischen den 
Vereinten Nationen und dem Rat festgelegt wird. 

Artikel IX 
Rechtsstellung und Geschäftsfähigkeit 

 1. Als Teil der Vereinten Nationen genießt die Fortbil-
dungsakademie die Rechtsstellung, die Vorrechte und Immuni-
täten, die in den Artikeln 104 und 105 der Charta der Vereinten 
Nationen, in dem Übereinkommen über die Vorrechte und Im-
munitäten der Vereinten Nationen25 und in anderen internatio-
nalen Übereinkünften sowie in den Resolutionen der Vereinten 
Nationen betreffend die Rechtsstellung, die Vorrechte und 
Immunitäten der Organisation verankert sind. 

 2. Die Fortbildungsakademie kann unter der Aufsicht des 
Direktors Verträge mit Organisationen, Institutionen oder Un-
ternehmen zum Zweck der Durchführung ihrer Programme ein-
gehen. Die Akademie kann bewegliches und unbewegliches 
Vermögen erwerben und veräußern und alle sonstigen Rechts-
handlungen vornehmen, die für die Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben erforderlich sind. 

Artikel X 
Änderungen 

 Änderungen dieser Satzung können von der Generalver-
sammlung auf Empfehlung des Verwaltungsausschusses für 
Koordinierung vorgenommen werden. 

RESOLUTION 55/279 

Verabschiedet auf der 107. Plenarsitzung am 12. Juli 2001, ohne Abstimmung, auf 
der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.88 und Add.1, eingebracht von: 
Angola, Äthiopien, Bangladesch, Belgien, Benin, Burkina Faso, Burundi, Däne-
mark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, Dschibuti, Finnland, Frank-
reich, Gabun, Griechenland, Haiti, Irland, Italien, Laotische Volksdemokratische 
Republik, Lesotho, Liberia, Luxemburg, Malediven, Myanmar, Nepal, Niederlande, 
Österreich, Portugal, São Tomé und Príncipe, Schweden, Senegal, Spanien, Togo, 
Uganda, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und 
Nordirland. 

55/279. Aktionsprogramm für die am wenigsten entwik-
kelten Länder für die Dekade 2001-2010 

Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 52/187 vom 18. De-
zember 1997, in der sie beschloss, im Jahr 2001 auf hoher 
Ebene die Dritte Konferenz der Vereinten Nationen über die 
am wenigsten entwickelten Länder abzuhalten, sowie auf ihre 
Resolutionen 53/182 vom 15. Dezember 1998, 54/235 vom 
23. Dezember 1999 und 55/214 von 20. Dezember 2000, 

   
25 Resolution 22 A (I). 

 1. macht sich die Erklärung von Brüssel26 und das Ak-
tionsprogramm für die am wenigsten entwickelten Länder für 
die Dekade 2001-201027 zu eigen, die auf der vom 14. bis 
20. Mai 2001 in Brüssel abgehaltenen Dritten Konferenz der 
Vereinten Nationen über die am wenigsten entwickelten Länder 
verabschiedet wurden; 

 2. beschließt, den Punkt "Durchführung des Aktionspro-
gramms für die am wenigsten entwickelten Länder für die De-
kade 2001-2010" in die vorläufige Tagesordnung ihrer sechs-
undfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 55/280 

Verabschiedet auf der 109. Plenarsitzung am 25. Juli 2001, ohne Abstimmung, auf 
der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.90 und Add.1, eingebracht von: Ar-
gentinien, Äthiopien, Australien, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Bulga-
rien, Chile, Dänemark, Deutschland, El Salvador, Fidschi, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Guyana, Indonesien, Irland, Italien, Japan, Kambodscha, Kanada, 
Kasachstan, Katar, Luxemburg, Malaysia, Malta, Marshallinseln, Mauritius, Mexiko, 
Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nieder-
lande, Norwegen, Österreich, Papua-Neuguinea, Philippinen, Portugal, Republik 
Korea, Russische Föderation, Salomonen, Samoa, Schweden, Singapur, Spanien, 
St. Lucia, Thailand, Tonga, Trinidad und Tobago, Tuvalu, Uruguay, Vanuatu, Verei-
nigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland 
und Zypern. 

55/280. Wahlbeobachtermission der Vereinten Nationen 
für die allgemeinen Wahlen in Fidschi im August 
2001 

 Die Generalversammlung, 

 in Anbetracht dessen, dass die Übergangsregierung der Re-
publik Fidschi-Inseln ein Ersuchen um Mitwirkung der Ver-
einten Nationen an der Beobachtung der allgemeinen Wahlen 
in Fidschi an den Generalsekretär gerichtet hat28, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 54/173 vom 17. Dezem-
ber 1999 über die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen 
bei der Steigerung der Wirksamkeit des Grundsatzes regel-
mäßiger und unverfälschter Wahlen und der Förderung der 
Demokratisierung, 

 mit Befriedigung feststellend, dass immer mehr Mitglied-
staaten Wahlen als friedliches Mittel der nationalen Entschei-
dungsfindung und Vertrauensbildung einsetzen und so zu mehr 
Frieden und Stabilität in ihrem Land beitragen, 

 Kenntnis nehmend von dem Schreiben vom 31. Oktober 
2000, das der Ständige Vertreter Neuseelands bei den Verein-
ten Nationen im Namen des Pazifikinsel-Forums an den Gene-
ralsekretär gerichtet hat29 und mit dem das Kommuniqué der 
einunddreißigsten Tagung des Forums übermittelt wurde, die 
vom 27. bis 30. Oktober 2000 in Tarawa stattfand, sowie die 
Notwendigkeit anerkennend und billigend, gegen die Grundur-
sachen der politischen Instabilität in der Region anzugehen, 

   
26 A/CONF.191/12. 
27 A/CONF.191/11. 
28 Siehe A/55/1016. 
29 A/55/536. 
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 eingedenk der positiven Wirkungen, die eine stabile Demo-
kratie in Fidschi auf die Förderung der Demokratie, des Frie-
dens und des Wohlergehens in der Region hätte, 

 Kenntnis nehmend von dem Schreiben des Ministers für 
auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel und Zucker der 
Übergangsregierung an den Präsidenten der Generalversamm-
lung30, in dem sich die Übergangsregierung verpflichtet, Fi-
dschi im Wege freier und fairer Wahlen zu einer vollen konsti-
tutionellen Demokratie zurückzuführen, und die Vereinten Na-
tionen um die Beobachtung der Wahlen bittet, 

 in Bekräftigung der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte31, die festlegt, dass jeder das Recht hat, an der Gestal-
tung der öffentlichen Angelegenheiten seines Landes unmittel-
bar oder durch frei gewählte Vertreter mitzuwirken, dass jeder 
das Recht auf gleichen Zugang zu öffentlichen Ämtern in sei-
nem Lande hat, dass der Wille des Volkes die Grundlage für 
die Autorität der öffentlichen Gewalt bildet und dass dieser 
Wille durch regelmäßige, unverfälschte, allgemeine und glei-
che Wahlen mit geheimer Stimmabgabe oder einem gleichwer-
tigen freien Wahlverfahren zum Ausdruck kommen muss, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die Vereinten Nationen 
1995 die Hilfe geleistet haben, um die sie ersucht worden wa-
ren, nämlich die Überarbeitung der Verfassung Fidschis von 
1990 zu unterstützen, was 1997 zum Erlass des Gesetzes über 
die Änderung der Verfassung der Republik Fidschi-Inseln ge-
führt hat, 

 unter Hinweis darauf, dass sich die Verifikation freier und 
fairer Wahlen über die gesamte Dauer des Wahlvorgangs 
erstrecken sollte, und feststellend, dass die Hilfe, die die Ver-
einten Nationen den Mitgliedstaaten gewähren, von Fall zu Fall 
im Einklang mit den sich wandelnden Bedürfnissen der darum 
ersuchenden Länder fortgesetzt werden sollte, 

 in der Erkenntnis, dass die Organisation auf Grund der be-
stehenden Zeitknappheit lediglich das Umfeld der Wahlen, die 
Stimmabgabe, die Stimmauszählung, die Ergebnisberechnung, 
die Beschwerde- und Beilegungsmechanismen, die Ergebnis-
verkündung und die Annahme der Ergebnisse nach Abschluss 
der Wahlen beobachten kann, 

 mit Genugtuung darüber, dass die Übergangsregierung 
frühzeitig freie und faire Wahlen zur Wiederherstellung der 
konstitutionellen Demokratie durchführt, 

 1. beschließt, den Generalsekretär zu ermächtigen, die 
Wahlbeobachtermission der Vereinten Nationen zur Überwa-
chung der allgemeinen Wahlen in Fidschi und der Situation 
unmittelbar im Anschluss an die Wahlen einzusetzen; 

 2. ersucht den Generalsekretär, so bald wie möglich die 
Entsendung der Wahlbeobachtermission zu veranlassen, damit 
sie ihre Überwachungsaufgaben aufnehmen kann; 

   
30 A/55/1016, Anlage II. 
31 Resolution 217 A (III). 

 3. appelliert an die unmittelbar betroffenen Behörden, 
mit der Wahlbeobachtermission uneingeschränkt zusammenzu-
arbeiten, um ihr die Erfüllung ihrer Aufgabe zu erleichtern, wie 
von den Vereinten Nationen erbeten; 

 4. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung unter dem Tagesord-
nungspunkt "Unterstützung der Bemühungen der Regierungen 
um die Förderung und Konsolidierung neuer oder wiederherge-
stellter Demokratien durch das System der Vereinten Nationen" 
über die Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten. 

RESOLUTION 55/281 

Verabschiedet auf der 110. Plenarsitzung am 1. August 2001, ohne Abstimmung, 
auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.91, vorgelegt vom Präsidenten 
der Generalversammlung. 

55/281. Verhütung bewaffneter Konflikte 

 Die Generalversammlung, 

 nach Erhalt des Berichts des Generalsekretärs über die 
Verhütung bewaffneter Konflikte und der darin enthaltenen 
Empfehlungen32, 

 unter Hinweis auf ihre Aussprache über den Bericht am 
12. and 13. Juli 200133, 

 1. fordert die Regierungen auf, den Bericht des General-
sekretärs und die darin enthaltenen Empfehlungen32 zu behan-
deln; 

 2. fordert die regionalen und subregionalen Organisatio-
nen auf, den Bericht und die darin enthaltenen, an sie gerichte-
ten Empfehlungen zu behandeln; 

 3. fordert alle zuständigen Organe, Organisationen und 
Stellen des Systems der Vereinten Nationen auf, im Einklang 
mit ihrem Mandat die an sie gerichteten Empfehlungen zu be-
handeln und die Generalversammlung, vorzugsweise während 
ihrer sechsundfünfzigsten Tagung, über ihre diesbezüglichen 
Auffassungen zu unterrichten; 

 4. bittet die in Betracht kommenden Akteure der Zivilge-
sellschaft, den Bericht und die darin enthaltenen, an sie gerich-
teten Empfehlungen zu behandeln; 

 5. beschließt, den Bericht und die darin enthaltenen 
Empfehlungen auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung weiter zu 
behandeln, gegebenenfalls unter Berücksichtigung der Auffas-
sungen und Stellungnahmen, die sie entsprechend den Ziffern 1 
bis 4 erhalten hat. 

RESOLUTION 55/282 

Verabschiedet auf der 111. Plenarsitzung am 7. September 2001, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.95 und Add.1, einge-
bracht von: Algerien, Andorra, Argentinien, Aserbaidschan, Bahamas, Bangla-

   
32 A/55/985-S/2001/574 und Corr.1. 
33 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-fifth Session, Plenary 
Meetings, 106. bis 108. Sitzung (A/55/PV.106-108) und Korrigendum. 
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desch, Barbados, Belarus, Belgien, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, 
Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Sal-
vador, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gambia, Georgien, Grenada, Griechenland, 
Guatemala, Guyana, Irland, Island, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Kuwait, 
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Monaco, Norwegen, Oman, Österreich, Pana-
ma, Paraguay, Portugal, San Marino, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, 
Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland und Zypern. 

55/282. Internationaler Friedenstag 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 36/67 vom 30. November 
1981, in der sie erklärte, dass der dritte Dienstag im September, 
der Eröffnungstag der ordentlichen Tagungen der General-
versammlung, offiziell zum Internationalen Friedenstag prokla-
miert und als solcher begangen werde und dazu dienen solle, 
sowohl innerhalb der einzelnen Nationen und Völker als auch 
im Verhältnis zwischen ihnen die Ideale des Friedens lebendig 
zu halten und zu festigen, 

 sowie unter Hinweis auf ihre anderen einschlägigen Reso-
lutionen, namentlich Resolution 55/14 vom 3. November 2000, 

 bekräftigend, dass die Begehung und Feier des Internationa-
len Friedenstags zur Stärkung der Ideale des Friedens und zum 
Abbau von Spannungen und Konfliktursachen beiträgt, 

 in der Auffassung, dass der Tag eine einzigartige Gelegen-
heit zur Einstellung von Gewalt und Konflikten in aller Welt 
bietet, und dass es in diesem Zusammenhang wichtig ist, inner-
halb der Weltgemeinschaft eine möglichst starke Sensibilisie-
rung für den Internationalen Friedenstag und seine möglichst 
allgemeine Begehung zu erreichen, 

 in dem Wunsch, die Aufmerksamkeit auf die Ziele des In-
ternationalen Friedenstags zu lenken und daher ein Datum für 
seine jährliche Begehung festzulegen, das unabhängig vom Er-
öffnungstag der ordentlichen Tagung der Generalversammlung 
ist, 

 1. beschließt, dass ab der siebenundfünfzigsten Tagung 
der Generalversammlung der Internationale Friedenstag alljähr-
lich am 21. September begangen wird und dass allen Menschen 
dieses Datum als Anlass zur Feier und Würdigung des Friedens 
nahegebracht werden soll;  

 2. erklärt, dass der Internationale Friedenstag von nun an 
als ein Tag begangen werden soll, an dem weltweit Waffenruhe 
und Gewaltlosigkeit herrschen und für dessen Dauer alle Na-
tionen und Völker aufgerufen sind, die Feindseligkeiten einzu-
stellen; 

 3. bittet alle Mitgliedstaaten, die Organisationen des Sy-
stems der Vereinten Nationen, die regionalen und die nicht-
staatlichen Organisationen und alle Einzelpersonen, den In-
ternationalen Friedenstag in geeigneter Weise zu begehen, na-
mentlich durch Bildungsmaßnahmen und Öffentlichkeitsarbeit, 
und bei der Herbeiführung der weltweiten Waffenruhe mit den 
Vereinten Nationen zusammenzuarbeiten. 

RESOLUTION 55/283 

Verabschiedet auf der 111. Plenarsitzung am 7. September 2001, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.92 und Add.1, einge-
bracht von: Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Australien, Belarus, Belgien, 
Brasilien, Bulgarien, China, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische 
Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Fidschi, Finn-
land, Frankreich, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Indien, 
Indonesien, Irland, Island, Italien, Japan, Jugoslawien, Kanada, Kasachstan, Kroa-
tien, Kuba, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Monaco, Neuseeland, Nicaragua, 
Niederlande, Norwegen, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philippi-
nen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Fö-
deration, San Marino, Schweden, Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, Su-
riname, Swasiland, Thailand, Tschechische Republik, Türkei, Uganda, Ukraine, 
Ungarn, Uruguay, Vereinigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland und Zypern. 

55/283. Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Natio-
nen und der Organisation für das Verbot chemi-
scher Waffen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 51/230 vom 22. Mai 
1997, mit der sie den Generalsekretär bat, Maßnahmen zu er-
greifen, um mit dem Generaldirektor des Technischen Sekreta-
riats der Organisation für das Verbot chemischer Waffen ein 
Abkommen zur Regelung der Beziehungen zwischen den Ver-
einten Nationen und der Organisation zu schließen, und der 
Generalversammlung den ausgehandelten Entwurf des Ab-
kommens über die Beziehungen zur Billigung vorzulegen, 

 Kenntnis nehmend von dem Beschluss der Konferenz der 
Vertragsstaaten des Chemiewaffenübereinkommens vom 
17. Mai 2001, das Abkommen über die Beziehungen zwischen 
den Vereinten Nationen und der Organisation für das Verbot 
chemischer Waffen34 zu billigen, 

 nach Behandlung des Abkommens über die Beziehungen 
zwischen den Vereinten Nationen und der Organisation für das 
Verbot chemischer Waffen,  

 1. billigt das Abkommen über die Beziehungen zwischen 
den Vereinten Nationen und der Organisation für das Verbot 
chemischer Waffen, dessen Wortlaut dieser Resolution als An-
lage beigefügt ist; 

 2. beschließt, den Punkt "Zusammenarbeit zwischen den 
Vereinten Nationen und der Organisation für das Verbot che-
mischer Waffen" in die vorläufige Tagesordnung ihrer sechs-
undfünfzigsten Tagung und der darauf folgenden Tagungen 
aufzunehmen. 

Anlage 

Abkommen über die Beziehungen zwischen den Vereinten 
Nationen und der Organisation für das Verbot chemischer 
Waffen 

 Die Vereinten Nationen und die Organisation für das Ver-
bot chemischer Waffen, 

   
34 Siehe A/55/988. 
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 eingedenk der einschlägigen Bestimmungen der Charta der 
Vereinten Nationen (im Folgenden als "Charta" bezeichnet) 
sowie des Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung, 
Herstellung, Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen 
und über die Vernichtung solcher Waffen (im Folgenden als 
"Übereinkommen" bezeichnet), 

 eingedenk dessen, dass die Vereinten Nationen gemäß der 
Charta die wichtigste Organisation sind, die sich mit Fragen im 
Zusammenhang mit der Wahrung des Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit befasst, und als ein Mittelpunkt dienen, 
in dem die Bemühungen der Nationen zur Verwirklichung der 
Ziele der Charta aufeinander abgestimmt werden, 

 in der Erwägung, dass die Organisation für das Verbot 
chemischer Waffen (im Folgenden als "OVCW" bezeichnet) 
die Ziele und Grundsätze der Charta teilt und dass ihre gemäß 
den Bestimmungen des Übereinkommens durchgeführten Tä-
tigkeiten zur Verwirklichung der Ziele und Grundsätze der 
Charta beitragen, 

 in dem Wunsche, ein System beiderseitig nützlicher Bezie-
hungen zu schaffen, die unnötige Überschneidung ihrer Tätig-
keiten und Leistungen zu vermeiden und die Wahrnehmung der 
jeweiligen Verantwortlichkeiten beider Organisationen zu er-
leichtern, 

 im Hinblick auf die Resolution 51/230 der Generalver-
sammlung vom 22. Mai 1997 und den einschlägigen Beschluss 
der Konferenz der Vertragsstaaten auf ihrer vierten Tagung  
(C-IV/DEC.4 vom 2. Juli 1999), in denen der Abschluss eines 
Abkommens über die Beziehungen zwischen den Vereinten 
Nationen und der OVCW gefordert wird, 

 sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel I 
Allgemeines 

 1. Die Vereinten Nationen erkennen die OVCW als die 
Organisation an, die im Rahmen der in diesem Abkommen 
festgelegten Beziehungen zu den Vereinten Nationen für die 
Tätigkeiten zur Verwirklichung des umfassenden Verbots che-
mischer Waffen im Einklang mit dem Übereinkommen verant-
wortlich ist. 

 2. Die Vereinten Nationen erkennen an, dass die OVCW 
auf Grund des Übereinkommens im Rahmen der durch dieses 
Abkommen geschaffenen Arbeitsbeziehungen zu den Vereinten 
Nationen als unabhängige, autonome internationale Organisa-
tion tätig ist. 

 3. Die OVCW erkennt die Verantwortlichkeiten an, die 
die Vereinten Nationen nach der Charta wahrzunehmen haben, 
insbesondere auf dem Gebiet des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit, der wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen 
und humanitären Entwicklung, des Schutzes und der Erhaltung 
der Umwelt sowie der friedlichen Beilegung von Streitigkeiten. 

 4. Die OVCW verpflichtet sich, ihre Tätigkeiten im Ein-
klang mit den Zielen und Grundsätzen der Charta durchzufüh-
ren, um den Frieden, die Abrüstung und die internationale Zu-
sammenarbeit zu fördern, sowie unter gebührender Berücksich-
tigung der Politiken der Vereinten Nationen zur Förderung ei-
ner gesicherten weltweiten Abrüstung. 

Artikel II 
Zusammenarbeit 

 1. In der Erkenntnis, dass sie zur Verwirklichung ihrer 
gemeinsamen Ziele zusammenarbeiten müssen, und im Hin-
blick auf die Erleichterung der wirksamen Wahrnehmung ihrer 
Verantwortlichkeiten kommen die Vereinten Nationen und die 
OVCW überein, im Rahmen ihres jeweiligen Mandats eng zu-
sammenzuarbeiten und einander in Angelegenheiten von bei-
derseitigem Interesse und Belang zu konsultieren. Zu diesem 
Zweck arbeiten die Vereinten Nationen und die OVCW im 
Einklang mit ihren jeweiligen Gründungsurkunden zusammen. 

 2. Die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Natio-
nen und der OVCW erfordert insbesondere, 

 a) dass der Exekutivrat besonders schwerwiegende und 
dringende Fälle nach Maßgabe des Artikels VIII Absatz 36 des 
Übereinkommens über den Generalsekretär der Generalver-
sammlung und dem Sicherheitsrat unmittelbar zur Kenntnis 
bringt, samt sachdienlichen Informationen und Schlussfolge-
rungen, im Einklang mit den bestehenden Verfahren der Ver-
einten Nationen; 

 b) dass die Konferenz der Vertragsstaaten besonders 
schwerwiegende Fälle nach Maßgabe des Artikels XII Absatz 4 
des Übereinkommens über den Generalsekretär der General-
versammlung und dem Sicherheitsrat zur Kenntnis bringt, samt 
sachdienlichen Informationen und Schlussfolgerungen, im Ein-
klang mit den bestehenden Verfahren der Vereinten Nationen; 

 c) dass die OVCW nach Maßgabe des Teiles XI Ab-
satz 27 des Verifikationsanhangs eng mit dem Generalsekretär 
zusammenarbeitet und ihm, wenn sie darum ersucht wird, ihre 
Möglichkeiten zur Verfügung stellt, wenn sich der behauptete 
Einsatz chemischer Waffen auf einen Staat bezieht, der nicht 
Vertragspartei des Übereinkommens ist, oder auf ein Hoheits-
gebiet, das nicht unter der Kontrolle eines Vertragsstaats des 
Übereinkommens steht; 

 d) dass die OVCW und die Vereinten Nationen im Ein-
klang mit ihrem jeweiligen Mandat Möglichkeiten erkunden, in 
Fällen des Einsatzes oder der ernsthaften Androhung des Ein-
satzes von chemischen Waffen bei der Gewährung von Hilfe an 
die betroffenen Staaten zusammenzuarbeiten, wie in Artikel X 
Absatz 10 des Übereinkommens vorgesehen; 

 e) dass die OVCW und die Vereinten Nationen im Kon-
text der wirtschaftlichen und technologischen Entwicklung in 
ihren Mitgliedstaaten zusammenarbeiten, soweit ihre jeweiligen 
Mandate dies vorsehen, um die internationale Zusammenarbeit 
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zu friedlichen Zwecken im Bereich der Tätigkeiten auf chemi-
schem Gebiet zu fördern und den Austausch von Chemikalien, 
Gerät sowie wissenschaftlichen und technischen Informationen 
im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung und Anwendung 
der Chemie für nach dem Übereinkommen nicht verbotene 
Zwecke zu erleichtern und 

 f) dass die Vereinten Nationen und die OVCW in jeder 
Angelegenheit zusammenarbeiten, die sich auf das Ziel und den 
Zweck des Übereinkommens beziehen oder im Zusammenhang 
mit seiner Durchführung auftreten kann. 

 3. Die OVCW arbeitet innerhalb ihrer Zuständigkeit und 
nach Maßgabe des Übereinkommens mit der Generalversamm-
lung und dem Sicherheitsrat zusammen, indem sie ihnen auf 
Ersuchen die Informationen zur Verfügung stellt und die Un-
terstützung gewährt, die für die Ausübung ihrer jeweiligen 
Verantwortlichkeiten nach der Charta der Vereinten Nationen 
erforderlich sind. 

 4. Die Vereinten Nationen und die OVCW arbeiten auf 
dem Gebiet der Öffentlichkeitsarbeit zusammen und vereinba-
ren auf Ersuchen den Austausch von Informationen, Veröffent-
lichungen und Berichten von beiderseitigem Interesse sowie die 
Bereitstellung spezieller Berichte, Studien und Informationen. 

 5. Das Sekretariat der Vereinten Nationen und das Tech-
nische Sekretariat der OVCW unterhalten enge Arbeitsbezie-
hungen im Einklang mit den eventuell zwischen dem General-
sekretär und dem Generaldirektor getroffenen Vereinbarungen. 

Artikel III 
Koordinierung 

 Die Vereinten Nationen und die OVCW erkennen an, dass 
bei Bedarf eine wirksame Koordinierung der Tätigkeiten und 
Leistungen der OVCW mit denjenigen der Vereinten Nationen 
herbeigeführt sowie unnötige Doppelarbeit vermieden werden 
muss. 

Artikel IV 
Berichterstattung 

 1. Der Generaldirektor hält die Vereinten Nationen über 
die Routinetätigkeiten der OVCW auf dem Laufenden und er-
stattet, soweit angebracht und nach entsprechender Beauf-
tragung durch den Exekutivrat, der Generalversammlung und 
dem Sicherheitsrat über den Generalsekretär regelmäßig Be-
richt. 

 2. Beschließt der Exekutivrat, einem Vertragsstaat des 
Übereinkommens, der im Zusammenhang mit dem Einsatz oder 
der Androhung des Einsatzes chemischer Waffen um Hilfe er-
sucht, gemäß Artikel X des Übereinkommens zusätzliche Hilfe 
zu gewähren, so übermittelt der Generaldirektor (als Vertreter 
der OVCW, wie in diesem Abkommen festgelegt) dem Gene-
ralsekretär (als Vertreter der Vereinten Nationen, wie in diesem 
Abkommen festgelegt) den genannten Beschluss des Exekutiv-

rats zusammen mit dem vom Technischen Sekretariat im Zu-
sammenhang mit dem Ersuchen um eine derartige Hilfe erstell-
ten Untersuchungsbericht.  

 3. Trifft die Konferenz der Vertragsstaaten gemäß Arti-
kel XII des Übereinkommens Beschlüsse über Maßnahmen, 
einschließlich den Vertragsstaaten empfohlener gemeinsamer 
Maßnahmen, um die Einhaltung des Übereinkommens zu ge-
währleisten und jede Lage zu bereinigen und zu beheben, die 
zu dem Übereinkommen im Widerspruch steht, so unterrichtet 
der Generaldirektor auf Anweisung der Konferenz über den 
Generalsekretär die Generalversammlung und den Sicherheits-
rat entsprechend. 

 4. Erstattet der Generalsekretär den Vereinten Nationen 
über die gemeinsamen Tätigkeiten der Vereinten Nationen und 
der OVCW oder über die Entwicklung der Beziehungen zwi-
schen ihnen Bericht, so übermittelt der Generalsekretär der 
OVCW diesen Bericht umgehend. 

 5. Erstattet der Generaldirektor der OVCW über die ge-
meinsamen Tätigkeiten der OVCW und der Vereinten Natio-
nen oder über die Entwicklung der Beziehungen zwischen ih-
nen Bericht, so übermittelt der Generaldirektor den Vereinten 
Nationen diesen Bericht umgehend. 

Artikel V 
Gegenseitige Vertretung 

 1. Der Generalsekretär hat das Recht, im Zusammenhang 
mit Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse den Tagun-
gen der Konferenz der Vertragsstaaten und den Tagungen des 
Exekutivrats der OVCW beizuwohnen und ohne Stimmrecht 
und nach Maßgabe der einschlägigen Regeln der Geschäftsord-
nung daran teilzunehmen. Der Generalsekretär wird gegebe-
nenfalls auch eingeladen, anderen durch die OVCW einberufe-
nen Treffen beizuwohnen und ohne Stimmrecht daran teilzu-
nehmen, auf denen Angelegenheiten behandelt werden, die für 
die Vereinten Nationen von Interesse sind. Für die Zwecke die-
ses Absatzes kann der Generalsekretär eine jede Person zu sei-
nem Vertreter bestimmen. 

 2. Der Generaldirektor hat das Recht, zu Konsultations-
zwecken den Plenarsitzungen der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen beizuwohnen. Der Generaldirektor hat das 
Recht, den Sitzungen der Ausschüsse der Generalversammlung 
und den Sitzungen des Wirtschafts- und Sozialrats sowie gege-
benenfalls der Nebenorgane dieser Organe und der Generalver-
sammlung beizuwohnen und ohne Stimmrecht daran teilzu-
nehmen. Der Generaldirektor kann auf Einladung des Sicher-
heitsrats dessen Sitzungen beiwohnen, um dem Rat nach ent-
sprechender Beauftragung durch den Exekutivrat Informatio-
nen zu übermitteln oder sonstige Hilfe im Hinblick auf Angele-
genheiten zu gewähren, die in den Zuständigkeitsbereich der 
OVCW fallen. Für die Zwecke dieses Absatzes kann der Gene-
raldirektor eine jede Person zu seinem Vertreter bestimmen. 

3. Schriftliche Erklärungen der Vereinten Nationen, die der 
OVCW zur Verteilung vorgelegt werden, werden vom Techni-



28 Generalversammlung – Fünfundfünfzigste Tagung  

 

 

schen Sekretariat der OVCW an alle Mitglieder der betreffen-
den Organe beziehungsweise Nebenorgane der OVCW verteilt. 
Schriftliche Erklärungen der OVCW, die den Vereinten Natio-
nen zur Verteilung vorgelegt werden, werden vom Sekretariat 
der Vereinten Nationen an alle Mitglieder der betreffenden Or-
gane beziehungsweise Nebenorgane der Vereinten Nationen 
verteilt. 

Artikel VI 
Tagesordnungspunkte 

 1. Die Vereinten Nationen können Tagesordnungspunkte 
zur Behandlung durch die OVCW vorschlagen. In diesen Fäl-
len teilen die Vereinten Nationen die betreffenden Tagesord-
nungspunkte dem Generaldirektor mit, der sie entsprechend 
seinen Befugnissen und den einschlägigen Regeln der Ge-
schäftsordnung der Konferenz der Vertragsstaaten, dem Exeku-
tivrat oder den anderen in Betracht kommenden Organen der 
OVCW zur Kenntnis bringt. 

 2. Die OVCW kann Tagesordnungspunkte zur Behand-
lung durch die Vereinten Nationen vorschlagen. In diesen Fäl-
len teilt die OVCW die betreffenden Tagesordnungspunkte 
dem Generalsekretär mit, der sie entsprechend seinen Befug-
nissen der Generalversammlung, dem Sicherheitsrat, dem Wirt-
schafts- und Sozialrat oder gegebenenfalls den anderen in Be-
tracht kommenden Organen der Vereinten Nationen zur Kennt-
nis bringt. 

Artikel VII 
Internationaler Gerichtshof 

 1. Die Vereinten Nationen nehmen Kenntnis von Arti-
kel XIV Absatz 5 des Übereinkommens, der die Konferenz der 
Vertragsstaaten beziehungsweise den Exekutivrat der OVCW 
ermächtigt, den Internationalen Gerichtshof vorbehaltlich der 
Genehmigung durch die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen um ein Gutachten zu jeder Rechtsfrage zu ersuchen, 
die sich im Rahmen der Tätigkeiten der OVCW ergibt, mit 
Ausnahme der Fragen, die die gegenseitigen Beziehungen zwi-
schen der OVCW und den Vereinten Nationen betreffen. 

 2. Die Vereinten Nationen und die OVCW kommen 
überein, dass jedes derartige Ersuchen um ein Gutachten zu-
nächst der Generalversammlung vorzulegen ist, die nach Maß-
gabe des Artikels 96 der Charta über das Ersuchen entscheidet. 

 3. Sucht die OVCW um ein Gutachten nach Absatz 1 
nach, so erklärt sie sich bereit, nach Maßgabe des Vertraulich-
keitsanhangs des Übereinkommens und der Politik der OVCW 
hinsichtlich der Vertraulichkeit alle Angaben zur Verfügung zu 
stellen, um die der Internationale Gerichtshof gemäß seinem 
Statut ersucht. 

Artikel VIII 
Resolutionen der Vereinten Nationen 

 Der Generalsekretär übermittelt dem Generaldirektor die 
Resolutionen der Generalversammlung oder des Sicherheits-
rats, die sich auf für das Übereinkommen relevante Fragen be-
ziehen. Nach ihrem Erhalt bringt der Generaldirektor die be-

treffenden Resolutionen den zuständigen Organen der OVCW 
zur Kenntnis und erstattet dem Generalsekretär gegebenenfalls 
über die von der OVCW unternommenen Maßnahmen Bericht. 

Artikel IX 
Passierscheine der Vereinten Nationen 

 Die Amtsträger der OVCW sind nach Maßgabe eventuell 
zwischen dem Generalsekretär und dem Generaldirektor ge-
schlossener Verwaltungsvereinbarungen berechtigt, Passier-
scheine der Vereinten Nationen als gültige Reiseausweise zu 
benutzen, soweit deren Benutzung von den Vertragsstaaten in 
den anwendbaren, die Vorrechte und Immunitäten der OVCW 
und ihrer Amtsträger regelnden Übereinkünften anerkannt ist. 
Die Verwaltungsvereinbarungen berücksichtigen so weit wie 
möglich die besonderen Bedürfnisse der OVCW, die sich aus 
ihren Verifikationstätigkeiten nach dem Übereinkommen erge-
ben.  

Artikel X 
Vereinbarungen betreffend das Personal 

 1. Die Vereinten Nationen und die OVCW kommen 
überein, einander nach Bedarf in Angelegenheiten von gemein-
samem Interesse im Zusammenhang mit den Beschäftigungs-
bedingungen des Personals zu konsultieren. 

 2. Die Vereinten Nationen und die OVCW kommen 
überein, beim Austausch von Personal zusammenzuarbeiten, 
eingedenk der Nationalität der Mitgliedstaaten der OVCW, und 
die Bedingungen für diese Zusammenarbeit in Zusatzvereinba-
rungen festzulegen, die zu diesem Zweck nach Maßgabe von 
Artikel XIV dieses Abkommens zu schließen sind. 

Artikel XI 
Haushalts- und Finanzfragen 

 1. Die OVCW erkennt an, dass es wünschenswert ist, mit 
den Vereinten Nationen eine Zusammenarbeit im Haushalts- 
und Finanzbereich herzustellen, damit die OVCW aus den Er-
fahrungen der Vereinten Nationen auf diesem Gebiet Nutzen 
ziehen kann und die Einheitlichkeit der Verwaltungstätigkeiten 
der beiden Organisationen auf diesem Gebiet so weit wie mög-
lich gewährleistet ist. 

 2. Die Vereinten Nationen können Studien zu Haushalts- 
und Finanzfragen, die für die OVCW von Interesse sind, in 
Auftrag geben, mit dem Ziel, in diesen Fragen so weit wie 
möglich Koordinierung und Übereinstimmung zu gewährlei-
sten. 

 3. Die OVCW erklärt sich bereit, sich so weit wie mög-
lich an die von den Vereinten Nationen verwendeten einheitli-
chen Haushalts- und Finanzpraktiken und -verfahren zu halten. 

Artikel XII 
Aufwendungen 

 Die sich auf Grund einer Zusammenarbeit oder Bereitstel-
lung von Diensten nach diesem Abkommen ergebenden Auf-
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wendungen sind Gegenstand gesonderter Vereinbarungen zwi-
schen der OVCW und den Vereinten Nationen. 

Artikel XIII 
Schutz der Vertraulichkeit 

 1. Vorbehaltlich des Artikels II Absätze 1 und 3 ist die-
ses Abkommen nicht so auszulegen, als verpflichte es die Ver-
einten Nationen oder die OVCW, Materialien, Daten oder In-
formationen zur Verfügung zu stellen, deren Offenlegung es 
nach ihrer Auffassung notwendig machen würde, gegen ihre 
nach ihrer Gründungsurkunde oder ihrer Politik hinsichtlich der 
Vertraulichkeit bestehende Verpflichtung zum Schutz solcher 
Informationen zu verstoßen. 

 2. Die Vereinten Nationen und die OVCW gewährleisten 
im Hinblick auf solche Informationen einen angemessenen 
Schutz nach Maßgabe ihrer Gründungsurkunden und ihrer Poli-
tik hinsichtlich der Vertraulichkeit. 

Artikel XIV 
Durchführung des Abkommens 

 Der Generalsekretär und der Generaldirektor können zur 
Durchführung dieses Abkommens alle Zusatzvereinbarungen 
schließen und praktischen Maßnahmen ausarbeiten, die sie als 
wünschenswert erachten. 

Artikel XV 
Änderungen 

 Dieses Abkommen kann in gegenseitigem Einvernehmen 
zwischen den Vereinten Nationen und der OVCW geändert 
werden. Jede vereinbarte Änderung tritt zum Datum des Aus-
tauschs schriftlicher Notifikationen zwischen den Vereinten 
Nationen und der OVCW, aus denen hervorgeht, dass ihre in-
ternen Erfordernisse für das Inkrafttreten erfüllt wurden, in 
Kraft. 

Artikel XVI 
Inkrafttreten 

 1. Dieses Abkommen tritt zum Datum des Austauschs 
schriftlicher Notifikationen zwischen den Vereinten Nationen 
und der OVCW, aus denen hervorgeht, dass ihre internen Er-
fordernisse für das Inkrafttreten erfüllt wurden, in Kraft. 

 2. Dieses Abkommen wird von den Vereinten Nationen 
und der OVCW nach Unterzeichnung vorläufig angewendet. 

ZU URKUND dessen haben die unterzeichneten, gehörig befug-
ten Vertreter der Vereinten Nationen und der OVCW dieses 
Abkommen unterschrieben. 

GESCHEHEN zu New York am 17. Oktober 2000 in zwei Ur-
schriften in englischer Sprache. 

Für die Vereinten Nationen 
(gezeichnet) Louise FRÉCHETTE 

Stellvertretende Generalsekretärin 
 

Für die Organisation für das Verbot chemischer Waffen 
(gezeichnet) José M. BUSTANI 

Generaldirektor 

RESOLUTION 55/284 

Verabschiedet auf der 111. Plenarsitzung am 7. September 2001, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.84/Rev.1 und  
Rev. 1/Add.1, eingebracht von: Ägypten, Algerien, Angola, Aserbaidschan, Äthiopi-
en, Belarus, Belgien, Benin, Botsuana, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, China, 
Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, 
Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, El Salvador, Frankreich, Gambia, Ghana, Grenada, Griechen-
land, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Indien, Italien, Jordanien, Jugoslawien, 
Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kenia, Kongo, Kuba, Lesotho, Libysch--
Arabische Dschamahirija, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mali, Malta, Marokko, 
Mauretanien, Mauritius, Monaco, Mosambik, Namibia, Nicaragua, Niederlande, Ni-
ger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Pakistan, Portugal, Ruanda, Sambia, Schwe-
den, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowenien, Spanien, Südafrika, 
Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Togo, Tschad, Tunesi-
en, Uganda, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigte Staaten von Amerika, Verei-
nigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zentralafrikanische Republik. 

55/284. 2001–2010: Dekade zur Zurückdrängung der 
Malaria in den Entwicklungsländern, insbeson-
dere in Afrika 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 49/135 vom 19. De-
zember 1994 und 50/128 vom 20. Dezember 1995 betreffend 
den Kampf gegen die Malaria in den Entwicklungsländern, ins-
besondere in Afrika, 

 eingedenk der einschlägigen Resolutionen des Wirtschafts- 
und Sozialrats betreffend den Kampf gegen die Malaria und 
gegen Durchfallerkrankungen, insbesondere seiner Resolution 
1998/36 vom 30. Juli 1998, 

 in dem Bewusstsein, dass es für die Länder, in denen die 
Malaria endemisch ist, wichtig und notwendig ist, geeignete 
Strategien zur Bekämpfung der Malaria zu beschließen, die ei-
ne der tödlichsten aller Tropenkrankheiten ist und die in Afri-
ka, wo 90 Prozent aller Malariafälle auftreten, jährlich etwa ei-
ne Million Todesfälle verursacht, 

 Kenntnis nehmend von den von der Organisation der afri-
kanischen Einheit verabschiedeten Erklärungen und Beschlüs-
sen über Gesundheitsfragen, insbesondere der Erklärung und 
dem Aktionsplan über die Initiative zur Zurückdrängung der 
Malaria, die auf dem am 24. und 25. April 2000 in Abuja ab-
gehaltenen Außerordentlichen Gipfeltreffen der Staats- und 
Regierungschefs der Organisation der afrikanischen Einheit 
verabschiedet wurden35, sowie von dem die Umsetzung dieser 
Erklärung und dieses Aktionsplans betreffenden Beschluss 
AHG/Dec.155 (XXXVI), der von der Versammlung der Staats- 
und Regierungschefs der Organisation der afrikanischen Ein-
heit auf ihrer vom 10. bis 12. Juli 2000 in Lomé abgehaltenen 
sechsunddreißigsten ordentlichen Tagung verabschiedet wur-
de36, 

 in Anerkennung der über die Jahre hinweg von der Weltge-
sundheitsorganisation und anderen Partnern unternommenen 

   
35 Siehe A/55/240/Add.1. 
36 Siehe A/55/286, Anlage II. 
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Anstrengungen zur Bekämpfung der Malaria, namentlich der 
1998 eingegangenen Partnerschaft zur Zurückdrängung der 
Malaria, 

 sich dessen bewusst, dass die durch Malaria verursachten 
Erkrankungen und Todesfälle auf der ganzen Welt mit politi-
schen Handlungsverpflichtungen und angemessenen Ressour-
cen beseitigt werden können, wenn die Öffentlichkeit über die 
Malaria aufgeklärt und dafür sensibilisiert wird und wenn in 
den Ländern, in denen die Krankheit endemisch ist, entspre-
chende Gesundheitsdienste bereitgestellt werden, 

 hervorhebend, dass der internationalen Gemeinschaft eine 
wesentliche Rolle zukommt, wenn es darum geht, den Entwick-
lungsländern, insbesondere den afrikanischen Ländern, ver-
stärkt Unterstützung und Hilfe bei ihren Bemühungen zu ge-
währen, die Malaria zurückzudrängen und ihre negativen Fol-
gen abzumildern, 

 sowie unter Betonung der Bedeutung, die der Verwirkli-
chung der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen37 
zukommt, und in dieser Hinsicht die Selbstverpflichtung der 
Mitgliedstaaten, auf die besonderen Bedürfnisse Afrikas einzu-
gehen, begrüßend, 

 1. erklärt den Zeitraum 2001-2010 zur Dekade zur Zu-
rückdrängung der Malaria in den Entwicklungsländern, insbe-
sondere in Afrika; 

 2. nimmt mit Genugtuung Kenntnis von den fortlaufen-
den Bemühungen der Entwicklungsländer, insbesondere der 
afrikanischen Länder, trotz ihrer begrenzten finanziellen, tech-
nischen und personellen Ressourcen die Malaria durch die 
Ausarbeitung von Plänen und Strategien auf Ebene der Länder, 
der Regionen und des gesamten Kontinents zu bekämpfen; 

 3. betont, dass die Verkündung der Dekade die afrikani-
schen Länder und die internationale Gemeinschaft zu weiteren 
Anstrengungen anspornen wird, nicht nur die Malaria weltweit 
zurückzudrängen, insbesondere in Afrika, wo sie die schwerste 
Belastung darstellt, sondern auch ihre Ausbreitung auf zuvor 
malariafreie Gebiete zu verhindern; 

 4. appelliert an die internationale Gemeinschaft, die Or-
gane der Vereinten Nationen, die internationalen und regiona-
len Organisationen und die nichtstaatlichen Organisationen, in 
erheblichem Umfang neue und zusätzliche Mittel bereitzustel-
len, namentlich über den neuen globalen Fonds zur Bekämp-
fung von HIV/Aids, Malaria und Tuberkulose, den die Gruppe 
der acht großen Industrieländer auf ihrem vom 20. bis 22. Juli 
2001 in Genua abgehaltenen Gipfel und der Generalsekretär zu 
Gunsten der Entwicklungsländer, insbesondere in Afrika, ein-
gerichtet haben, mit dem Ziel, ihnen die volle Verwirklichung 
des in Abuja verabschiedeten Aktionsplans für die Initiative zur 
Zurückdrängung der Malaria35 zu ermöglichen; 

 5. lobt die Weltgesundheitsorganisation und ihre Partner 
und fordert sie nachdrücklich auf, die notwendige Unterstüt-
zung für ihre laufenden Maßnahmen zur Bekämpfung der Ma-

   
37 Siehe Resolution 55/2. 

laria in den Entwicklungsländern, insbesondere in Afrika, zu 
gewähren, und den afrikanischen Staaten die zur Verwirkli-
chung ihrer Ziele erforderliche Hilfe zu gewähren; 

 6. fordert, dass Afrika und die internationale Gemein-
schaft gemeinsame, umfassende Anstrengungen unternehmen, 
um sicherzustellen, dass bis 2005 folgende Ziele verwirklicht 
werden: 

 a) Mindestens 60 Prozent der malariagefährdeten Perso-
nen, insbesondere Schwangere und Kinder unter fünf Jahren, 
sollen in den Genuss der am besten geeigneten Kombination 
von individuellen wie gemeinwesenorientierten Schutzmaß-
nahmen kommen, wie etwa mit Insektiziden behandelte Moski-
tonetze und andere leicht zugängliche und erschwingliche 
Maßnahmen, um Infektionen und Leid zu verhüten; 

 b) mindestens 60 Prozent aller malariagefährdeten 
Schwangeren, vor allem diejenigen, die zum ersten Mal 
schwanger sind, sollen Zugang zu Chemoprophylaxe oder einer 
intermittierenden Präsumtivbehandlung erhalten; 

 c) mindestens 60 Prozent der an Malaria Erkrankten sol-
len innerhalb von 24 Stunden nach Auftreten der Symptome 
unverzüglichen Zugang zu korrekter, erschwinglicher und ge-
eigneter Behandlung haben und in der Lage sein, sie zu nutzen; 

 7. erklärt erneut, dass sichergestellt werden muss, dass 
Maßnahmen zur Verringerung des Risikos der Malariaübertra-
gung, einschließlich Umweltmanagement, in die Entwicklung-
splanung und Entwicklungsmaßnahmen aufgenommen werden; 

 8. ersucht den Generalsekretär, in enger Zusammenarbeit 
mit dem Generaldirektor der Weltgesundheitsorganisation, den 
Entwicklungsländern und den Regionalorganisationen, ein-
schließlich der Organisation der afrikanischen Einheit, 2005 
eine Evaluierung der zur Verwirklichung der Ziele für die Mit-
te der Dekade ergriffenen Maßnahmen und der erzielten Fort-
schritte, der von der internationalen Gemeinschaft bereitgestell-
ten Mittel zur Verwirklichung dieser Einzelziele sowie der Ge-
samtziele der Dekade durchzuführen und der Generalversamm-
lung auf ihrer sechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 9. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung über die 
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten. 

RESOLUTION 55/285 

Verabschiedet auf der 111. Plenarsitzung am 7. September 2001, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/55/L.93, vorgelegt vom Präsi-
denten der Generalversammlung. 

55/285. Neubelebung der Generalversammlung; Steige-
rung der Effizienz der Generalversammlung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 47/233 vom 17. Au-
gust 1993, 48/264 vom 29. Juli 1994 und 51/241 vom 31. Juli 
1997 sowie andere einschlägige Resolutionen, 
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 1. beschließt, den in der Anlage zu dieser Durchfüh-
rungsresolution enthaltenen Wortlaut zu verabschieden; 

 2. beschließt außerdem, ihre Behandlung der Tagesord-
nungspunkte "Stärkung des Systems der Vereinten Nationen" 
und "Neubelebung der Tätigkeit der Generalversammlung" auf 
ihrer sechsundfünfzigsten Tagung fortzusetzen. 

Anlage 

I. Zweck 

1. Der Prozess der Neubelebung der Generalversammlung und 
der Steigerung ihrer Effizienz konzentriert sich auf die Durch-
führung der vorhandenen Resolutionen und Beschlüsse der 
Versammlung, insbesondere der Resolution 51/241 vom 
31. Juli 1997, und berücksichtigt außerdem andere Resolutio-
nen wie etwa die Resolutionen 47/233 vom 17. August 1993 
und 48/264 vom 29. Juli 1994. Die Verbesserung der Verfah-
ren und Arbeitsmethoden der Versammlung ist nur ein erster 
Schritt in Richtung auf maßgeblichere Verbesserungen in der 
Versammlung und auf ihre Neubelebung. Dieser fortlaufende 
Prozess verfolgt das Ziel, die Versammlung in die Lage zu ver-
setzen, ihre Rolle als wichtigstes Beratungs-, richtlinien-
gebendes und repräsentatives Organ der Vereinten Nationen 
wirksam wahrzunehmen. 

II. Die Tagesordnung der Generalversammlung 

2. Die Rationalisierung und Straffung der Tagesordnung der 
Generalversammlung soll fortgesetzt werden, damit die Ver-
sammlung ihre Arbeit auf vorrangige Themenbereiche konzen-
trieren kann. Jede die Tagesordnung betreffende Veränderung 
oder Anregung erfolgt unter der Maßgabe, dass die Mitglied-
staaten der Versammlung jederzeit ein Thema oder einen Ge-
genstand zur Kenntnisnahme und Behandlung vorschlagen 
können.  

A. Bündelung von Gegenständen und Behandlung in zwei-
jährigen Abständen 

 Punkt "Zusammenarbeit" 

3. Alle die Zusammenarbeit betreffenden Punkte werden zu 
einem Tagesordnungspunkt "Zusammenarbeit zwischen den 
Vereinten Nationen und den regionalen und sonstigen Organi-
sationen" gebündelt, und die einzelnen die Zusammenarbeit be-
treffenden Punkte werden zu Unterpunkten dieses Tagesord-
nungspunkts. 

4. Die praktischen Maßnahmen zur Durchführung der Bünde-
lung werden im September 2001 von der Generalversammlung 
zusammen mit der Verabschiedung der Tagesordnung ihrer 
sechsundfünfzigsten Tagung ergriffen. 

5. Der Punkt "Zusammenarbeit" wird zweijährlich behandelt, 
beginnend mit der siebenundfünfzigsten Tagung, danach steht 
er auf ungeraden Tagungen der Generalversammlung auf der 
Tagesordnung. 

6. Gemäß dem obigen Beschluss wird die zweijährliche Be-
handlung in jeder damit zusammenhängenden Resolution zum 

Ausdruck gebracht, beginnend mit der sechsundfünfzigsten Ta-
gung, soweit angebracht. 

7. Über den Punkt "Zusammenarbeit" wird eine gemeinsame 
Aussprache abgehalten, in deren Verlauf alle oder einige 
Aspekte der Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und den regionalen und sonstigen Organisationen angesprochen 
werden können. 

8. Die Resolutionen zu den einzelnen Unterpunkten bleiben 
eigenständige Resolutionen. 

9. Der Punkt "Zusammenarbeit" und seine Unterpunkte lauten 
wie folgt: 

"Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und 
den regionalen und sonstigen Organisationen: 

 a) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Organisation der afrikanischen Einheit; 

 b) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Organisation der Islamischen Konferenz; 

 c) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und dem Asiatisch-afrikanischen Rechtsberatungsaus-
schuss; 

 d) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Liga der arabischen Staaten; 

 e) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und dem Lateinamerikanischen Wirtschaftssystem; 

 f) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Organisation der amerikanischen Staaten; 

 g) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Organisation für Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa; 

 h) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Karibischen Gemeinschaft; 

 i) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Organisation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit; 

 j) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Interparlamentarischen Union; 

 k) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Internationalen Organisation der Frankopho-
nie; 

 l) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Vorbereitungskommission für die Organisati-
on des Vertrags über das umfassende Verbot von Nu-
klearversuchen; 

 m) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und dem Europarat; 

 n) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Wirtschaftsgemeinschaft der zentralafrikani-
schen Staaten; 
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 o) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Organisation für das Verbot chemischer Waf-
fen; 

 p) Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen 
und der Organisation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit der Anrainerstaaten des Schwarzen Meeres". 

B. Zweijährliche Behandlung von Gegenständen 

10. Die folgenden Punkte werden von der Generalversamm-
lung auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung und danach zwei-
jährlich behandelt: 

 a) "Südatlantische Zone des Friedens und der Zusam-
menarbeit"; 

 b) "Unterstützung der Bemühungen der Regierungen um 
die Förderung und Konsolidierung neuer oder wiederher-
gestellter Demokratien durch das System der Vereinten Natio-
nen"; 

 c) "Reform der Vereinten Nationen: Maßnahmen und 
Vorschläge"; 

 d) "Die Situation der Demokratie und der Menschenrech-
te in Haiti"; 

 e) "Neugliederung und Neubelebung der Vereinten Na-
tionen im Wirtschafts- und Sozialbereich und auf damit zu-
sammenhängenden Gebieten". 

11. Der folgende Punkt wird auch künftig zweijährlich auf ge-
raden Tagungen behandelt: "Beseitigung von wirtschaftlichen 
Zwangsmaßnahmen als Mittel politischer und wirtschaftlicher 
Druckausübung".  

C. Von einem Hauptausschuss zu behandelnde Gegen-
stände 

12. Beginnend mit der sechsundfünfzigsten Tagung soll der 
Dritte Ausschuss den folgenden Punkt behandeln: "Umsetzung 
der Ergebnisse des Weltgipfels für soziale Entwicklung und der 
vierundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung". 

III. Behandlung von Berichten durch die Generalver-
sammlung 

A. Bericht des Generalsekretärs über die Tätigkeit der 
Organisation 

13. Die Generalversammlung betont, wie wichtig es ist, dass 
der Generalsekretär die Aufträge erfüllt, die sie ihm mit Ab-
schnitt II der Anlage der Resolution 51/241, insbesondere den 
Ziffern 5, 6 und 9, erteilt hat. 

14. Im Hinblick auf die Durchführung der Ziffer 7 der Anlage 
der Resolution 51/241 informiert der Präsident der Generalver-
sammlung, nachdem die Versammlung den Bericht des Gene-
ralsekretärs über die Tätigkeit der Organisation behandelt hat, 

die Versammlung über seine Bewertung der Aussprache über 
den Bericht, damit die Versammlung über die Notwendigkeit 
weiterer Maßnahmen befinden kann. 

B. Bemühungen um kürzere, fristgerecht herausgegebene 
und vorgelegte Berichte 

15. Die Mitgliedstaaten müssen konkrete Maßnahmen ergrei-
fen, um Ziffer 32 der Anlage der Resolution 51/241 durchzu-
führen, namentlich indem sie stärker zusammengefasste Be-
richte anfordern. 

16. Bei der Ausarbeitung des jährlichen Memorandums über 
die Durchführung der Resolutionen und Beschlüsse der Gene-
ralversammlung soll sich das Sekretariat der Versammlung im 
Benehmen mit den Fachabteilungen des Sekretariats um Syner-
gien und die Zusammenfassung von Berichten bemühen. 

17. Die Mitgliedstaaten und die Stellen des Systems der Ver-
einten Nationen sollen ernsthafte Anstrengungen unternehmen, 
um ihre Antworten und ihre Beiträge zu Informationsanfor-
derungen oder ihre Auffassungen zu Resolutionen der General-
versammlung innerhalb der vorgeschriebenen Fristen vorzule-
gen. 

18. Der Generalsekretär wird ersucht, weitere Vorschläge ab-
zugeben, wie die Ausarbeitung von Berichten beschleunigt und 
die Sitzungsplanung rationalisiert werden kann. Der Generalse-
kretär hält den Präsidenten der Generalversammlung und den 
Präsidialausschuss über diese Frage während der Versamm-
lungstagungen regelmäßig auf dem Laufenden. 

IV. Arbeitsprogramm 

19. Um Ziffer 28 der Anlage der Resolution 51/241 in vollem 
Umfang durchzuführen, wird dem Präsidenten der Generalver-
sammlung nahe gelegt, verstärkt Moderatoren einzusetzen, wo 
dies angebracht ist. 

V.  Der Präsidialausschuss 

20. Damit der Präsidialausschuss den Präsidenten der Gene-
ralversammlung bei der Führung der Geschäfte der Versamm-
lung noch stärker unterstützen kann und um die Kontinuität 
zwischen ihren verschiedenen Tagungen zu verbessern, be-
stimmt jeder Vizepräsident der Versammlung für die Dauer der 
Tagung eine Verbindungsperson. Diese Bestimmung kann ohne 
Änderung der Regel 39 der Geschäftsordnung der Versamm-
lung informell durch Schreiben an ihren Präsidenten erfolgen.  

VI. Rolle des Präsidenten der Generalversammlung 

A. Konsultationen 

21. Um von den in Ziffer 43 der Anlage der Resolution 51/241 
vorgesehenen regelmäßigen Konsultationen, namentlich zwi-
schen dem Präsidenten der Generalversammlung und den Prä-
sidenten des Sicherheitsrats und des Wirtschafts- und Sozial-
rats, mehr Gebrauch zu machen, soll der Generalsekretär nach 
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Bedarf Sekretariatsunterstützung für diese Treffen bereitstellen, 
darunter auch schriftliche Informationen an die Mitgliedstaa-
ten, die durch die Vorsitzenden der Regionalgruppen über-
mittelt werden. 

B. Stärkung des Büros des Präsidenten der Generalver-
sammlung 

22. Zur Durchführung von Ziffer 44 der Anlage der Resolution 
51/241 sind zusätzliche Maßnahmen erforderlich, insbesondere 
hinsichtlich der fachlichen Unterstützung für den Präsidenten 
der Generalversammlung. Daher soll dem Büro des Präsidenten 
in den fachlichen Bereichen seiner Arbeit angemessene Unter-
stützung zur Verfügung gestellt werden. Zu diesem Zweck wird 
der Generalsekretär ersucht, geeignete Maßnahmen zu ergrei-
fen und den zuständigen Ausschüssen Vorschläge zur Behand-
lung während der sechsundfünfzigsten Tagung der Versamm-
lung vorzulegen. 

VII. Verstärkter Einsatz moderner Technologie 

23. Der Einsatz von moderner Technologie und Informations-
technologien innerhalb der Vereinten Nationen, namentlich für  

Verhandlungsprozesse innerhalb der Organisation, muss ver-
stärkt werden. 

24. In Anbetracht der diesbezüglichen allgemeinen Unterstüt-
zung wird der Generalsekretär ersucht, der Generalversamm-
lung Vorschläge auf folgenden Gebieten zur Behandlung vor-
zulegen: 

 a) Einführung eines Systems zur elektronischen Auswer-
tung von Stimmzetteln, unter gebührender Berücksichtigung 
der entsprechenden Sicherheitserfordernisse; 

 b) Verkabelung der Hauptkonferenzsäle am Amtssitz, um 
den Mitgliedern der Delegationen und des Sekretariats den Zu-
gang zum elektronischen Dokumentenarchiv, zu anderen Da-
tenbanken der Organisation und zum Internet, sowie den elek-
tronischen Zugang zum Wortlaut von Erklärungen und Berich-
ten und bei letzteren den gleichzeitigen Zugang zum Wortlaut 
in allen Amtssprachen zu ermöglichen; 

 c) andere Arbeitsbereiche der Versammlung, bei denen 
der Einsatz von moderner Technologie und Informationstech-
nologien zu effizienteren Arbeitsmethoden beitragen würde. 
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RESOLUTION 55/180 B 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, in einer aufgezeichne-
ten Abstimmung mit 115 Stimmen bei 3 Gegenstimmen und keiner Enthaltung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/681/Add.1, Ziffer 12)1: 

   Dafür:  Ägypten, Algerien, Andorra, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, 
Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Belgien, Belize, Benin, Bo-
livien, Brasilien, Brunei, Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, China, Côte 
d’Ivoire, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guyana, 
Haiti, Indien, Indonesien, Irland, Island, Italien, Japan, Jemen, Jordanien, Kambo-
dscha, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kolumbien, Komoren, Kongo, 
Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Libanon, Libysch-
Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Maledi-
ven, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Myan-
mar, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Oman, 
Österreich, Pakistan, Panama, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, 
Rumänien, Russische Föderation, Sambia, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, 
Senegal, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Syrische 
Arabische Republik, Thailand, Tonga, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, 
Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate, 
Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vietnam und Zypern. 
   Dagegen:   Israel, Marshallinseln, Vereinigte Staaten von Amerika. 
   Enthaltungen:  Keine. 

55/180. Finanzierung der Interimstruppe der Vereinten 
Nationen in Libanon 

B2 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Interimstruppe der Vereinten Nationen in 
Libanon3 und der entsprechenden Berichte des Beratenden 
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen4, 

 eingedenk der Resolution 425 (1978) des Sicherheitsrats 
vom 19. März 1978, mit der der Rat die Interimstruppe der 
Vereinten Nationen in Libanon einrichtete, sowie der späteren 
Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der Truppe ver-
längerte, zuletzt Resolution 1337 (2001) vom 30. Januar 2001, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution S-8/2 vom 21. April 1978 
über die Finanzierung der Truppe sowie auf ihre danach verab-
schiedeten diesbezüglichen Resolutionen, zuletzt Resolution 
55/180 A vom 19. Dezember 2000, 

 in Bekräftigung ihrer Resolutionen 51/233 vom 13. Juni 
1997, 52/237 vom 26. Juni 1998, 53/227 vom 8. Juni 1999, 
54/267 vom 15. Juni 2000 und 55/180 A, 

   
1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von der Islami-
schen Republik Iran (im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die 
Mitglieder der Gruppe der 77 sind, sowie Chinas) im Ausschuss eingebracht. 
2 Damit wird die Resolution 55/180 in Abschnitt VI des Offiziellen Protokolls 
der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 49  und Korri-
gendum (A/55/49 und A/55/49 (Vol.I) /Corr. 1) zu Resolution 55/180A. 
3 A/55/482/Add.1 und A/55/757. 
4 A/55/874 und A/55/885. Siehe auch Official Records of the General Assembly, 
Fifty-fifth Session, Fifth Committee, 48. Sitzung (A/C.5/55/SR.48), und Korri-
gendum. 

 sowie in Bekräftigung der in den Resolutionen der General-
versammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) 
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000 
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge für 
die Truppe entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Truppe mit 
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren 
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Sicher-
heitsrats nachkommen kann, 

 besorgt darüber, dass es für den Generalsekretär nach wie 
vor schwierig ist, den Zahlungsverpflichtungen für die Truppe, 
wozu auch die Kostenerstattung an die derzeitigen und die frü-
heren truppenstellenden Staaten gehört, regelmäßig nachzu-
kommen, 

 sowie besorgt darüber, dass die Ausgabereste auf dem Son-
derkonto für die Interimstruppe der Vereinten Nationen in Li-
banon zur Deckung der Ausgaben der Truppe herangezogen 
wurden, um den Einnahmenausfall infolge der Nichtzahlung 
oder verspäteten Zahlung von Beiträgen durch die Mitglied-
staaten auszugleichen, 

 1. bekräftigt ihre Resolution 49/233 A vom 23. Dezem-
ber 1994, insbesondere diejenigen Ziffern, in denen es um die 
Haushaltszyklen für die Friedenssicherung geht, die künftig in 
Haushaltsverfahren soweit als möglich zu beachten sind; 

 2. verleiht ihrer tiefen Besorgnis Ausdruck darüber, dass 
Israel ihre Resolutionen 51/233, 52/237, 53/227, 54/267 und 
55/180 A nicht befolgt hat; 

 3. betont nochmals, dass Israel sich genauestens an ihre 
Resolutionen 51/233, 52/237, 53/227, 54/267 und 55/180 A 
halten soll; 

 4. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Inte-
rimstruppe der Vereinten Nationen in Libanon per 30. April 
2001, namentlich von den noch ausstehenden Beiträgen in Hö-
he von 124,5 Millionen US-Dollar, was 3,9 Prozent der gesam-
ten veranlagten Beiträge von der Aufstellung der Truppe bis zu 
dem am 31. Januar 2001 endenden Zeitraum entspricht, stellt 
fest, dass etwa 20 Prozent der Mitgliedstaaten ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und fordert alle ande-
ren Mitgliedstaaten, die es betrifft, insbesondere die Mitglied-
staaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die Ent-
richtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge sicher-
zustellen; 

 5. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 6. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
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die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 7. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Truppe vollständig und pünktlich entrichtet wer-
den; 

 8. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 9. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu behan-
deln sind; 

 10. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit 
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen 
können; 

 11. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Itali-
en) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Truppe auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 12. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen in den Berichten des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen5 an und ersucht den General-
sekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 13. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Truppe so effizient 
und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 14. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Senkung 
der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allgemeinen 
Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin Anstrengungen 
zu unternehmen, um in der Truppe Ortskräfte auf Dienstposten 
des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den 
Erfordernissen der Truppe; 

 15. ersucht den Generalsekretär erneut, das Erforderliche 
zu veranlassen, um sicherzustellen, dass Ziffer 8 ihrer Resolu-
tion 51/233, Ziffer 5 ihrer Resolution 52/237, Ziffer 11 ihrer 
Resolution 53/227, Ziffer 14 ihrer Resolution 54/267 und Zif-
fer 14 ihrer Resolution 55/180 A voll umgesetzt werden, betont 
nochmals, dass Israel den auf den Vorfall vom 18. April 1996 
in Kana zurückzuführenden Betrag von 1.284.633 Dollar zu 
zahlen hat, und ersucht den Generalsekretär, der Versammlung 
während des Hauptteils ihrer sechsundfünfzigsten Tagung über 
diese Angelegenheit Bericht zu erstatten; 

   
5 A/55/874, Ziffer 10 a) und A/55/885. Siehe auch Official Records of the  
General Assembly, Fifty-fifth Session, Fifth Committee, 48. Sitzung 
(A/C.5/55/SR.48), und Korrigendum. 

 16. beschließt, den von der Generalversammlung in ihren 
Resolutionen 54/267 und 55/180 A veranschlagten Betrag von 
233.592.094 Dollar brutto (228.191.141 Dollar netto), worin 
der Betrag von 6.967.059 Dollar brutto (5.895.590 Dollar 
netto) für den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und der 
Betrag von 1.089.216 Dollar brutto (969.161 Dollar netto) für 
die Versorgungsbasis der Vereinten Nationen für die Aufrecht-
erhaltung und Verstärkung der Truppe während des Zeitraums 
vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 eingeschlossen ist, auf 
207.154.194 Dollar brutto (201.981.841 Dollar netto) zu 
reduzieren, worin der Betrag von 6.967.059 Dollar brutto 
(5.895.590 Dollar netto) für den Sonderhaushalt und der Betrag 
von 1.089.216 Dollar brutto (969.161 Dollar netto) für die 
Versorgungsbasis eingeschlossen ist; 

 17. beschließt außerdem, den von der Generalversamm-
lung mit ihren Resolutionen 54/267 and 55/180 A für den 
Zeitraum vom 1. Februar bis 30. Juni 2001 veranlagten Betrag 
von 97.330.038 Dollar brutto (95.079.645 Dollar netto) auf 
70.892.138 Dollar brutto (68.870.345 Dollar netto) zu redu-
zieren, unter Berücksichtigung des bereits für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2000 bis 30. April 2001 veranlagten Betrags von 
194.660.080 Dollar brutto (190.159.283 Dollar netto); 

 18. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Guthaben 
der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den geschätz-
ten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
2.021.793 Dollar, die für die Truppe für den Zeitraum vom 
1. Februar bis 30. Juni 2001 gebilligt wurden, auf ihre Veran-
lagung nach Ziffer 17 anzurechnen ist; 

 19. ermächtigt den Generalsekretär, für die Aufrecht-
erhaltung der Truppe während des Zeitraums vom 1. Juli  
bis 31. Dezember 2001 Verpflichtungen in Höhe von 
99.548.960 Dollar brutto (97.558.500 Dollar netto) einzuge-
hen, und beschließt, den Betrag von 6.021.721 Dollar brutto 
(5.284.652 Dollar netto) für den Sonderhaushalt und den Be-
trag von 629.045 Dollar brutto (564.879 Dollar netto) für die 
Versorgungsbasis der Vereinten Nationen zu veranschlagen, 
was dem jeweiligen Anteil der Truppe am Mittelbedarf des 
Friedenssicherungs-Sonderhaushalts und der Versorgungsbasis 
für den Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 entspricht; 

 20. beschließt, den Betrag von 16.591.493 Dollar brutto 
(16.259.750 Dollar netto) für den Zeitraum vom 1. bis 31. Juli 
2001 im Einklang mit den in Resolution 55/235 der Gene-
ralversammlung festgelegten und von ihr mit ihrer Resolution 
55/236 vom 23. Dezember 2000 geänderten Kategorien und 
unter Berücksichtigung des mit ihrer Resolution 55/5 B vom 
23. Dezember 2000 festgelegten Beitragsschlüssels für das 
Jahr 2001 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

 21. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) das jeweilige Guthaben der Mitgliedstaaten 
im Steuerausgleichsfonds aus den geschätzten Einnahmen aus 
der Personalabgabe in Höhe von 331.743 Dollar, die für den 
Zeitraum vom 1. bis 31. Juli 2001 für die Truppe gebilligt wur-
den, auf ihre Veranlagung nach Ziffer 20 anzurechnen ist; 
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 22. beschließt ferner, vorbehaltlich eines Beschlusses  
des Sicherheitsrats, das Mandat der Truppe über den 31. Juli  
2001 hinaus zu verlängern, den Betrag von 82.957.467 Dollar 
brutto (81.298.750 Dollar netto) für den Zeitraum vom 1. Au-
gust bis 31. Dezember 2001 unter den Mitgliedstaaten in 
Höhe eines monatlichen Satzes von 16.591.493 Dollar brutto 
(16.259.750 Dollar netto) entsprechend Ziffer 20 und unter Be-
rücksichtigung des mit ihrer Resolution 55/5 B festgelegten 
Beitragsschlüssels für das Jahr 2001 zu veranlagen; 

 23. beschließt, dass im Einklang mit ihrer Resolution 973 
(X) das jeweilige Guthaben der Mitgliedstaaten im Steueraus-
gleichsfonds aus den geschätzten Einnahmen aus der Personal-
abgabe in Höhe von 1.658.717 Dollar, die für die Truppe für 
den Zeitraum vom 1. August bis 31. Dezember 2001 gebilligt 
wurden, auf die Veranlagung der Mitgliedstaaten nach Zif-
fer 22 anzurechnen ist; 

 24. beschließt außerdem, den Betrag von 6.021.721 Dol-
lar brutto (5.284.652 Dollar netto) für den Sonderhaushalt und 
den Betrag von 629.045 Dollar brutto (564.879 Dollar netto) 
für die Versorgungsbasis der Vereinten Nationen für den 
Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 im Einklang mit 
Ziffer 20 und unter Berücksichtigung der in ihrer Resolution 
55/5 B festgelegten Beitragsschlüssel für die Jahre 2001 und 
2002 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen, wobei auf einen 
Teil dieser Beträge, nämlich 3.010.861 Dollar brutto 
(2.642.326 Dollar netto) für den Sonderhaushalt und 
314.523 Dollar brutto (282.440 Dollar netto) für die Versor-
gungsbasis, den auf den Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 
2001 entfallenden Teil, der Beitragsschlüssel für das Jahr  2001 
anzuwenden ist, und auf die Restbeträge, das heisst 
3.010.860 Dollar brutto (2.642.326 Dollar netto) für den Son-
derhaushalt und 314.522 Dollar brutto (282.439 Dollar netto) 
für die Versorgungsbasis, den auf den Zeitraum vom 1. Januar 
bis 30. Juni 2002 entfallenden Teil, der Beitragsschlüssel für 
das Jahr 2002; 

 25. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resoluti-
on 973 (X) das jeweilige Guthaben der Mitgliedstaaten im 
Steuerausgleichsfonds aus den geschätzten Einnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 737.069 Dollar für den Sonder-
haushalt und in Höhe von 64.166 Dollar für die Versorgungs-
basis der Vereinten Nationen, die für den Zeitraum vom 1. Juli 
2001 bis 30. Juni 2002 gebilligt wurden, auf die Veranlagung 
der Mitgliedstaaten nach Ziffer 24 anzurechnen ist, wobei 
368.535 Dollar für den Sonderhaushalt und 32.083 Dollar für 
die Versorgungsbasis auf den Zeitraum vom 1. Juli bis 
31. Dezember 2001 entfallen, und der Restbetrag, das heißt 
368.534 Dollar für den Sonderhaushalt und 32.083 Dollar für 
die Versorgungsbasis, auf den Zeitraum vom 1. Januar bis 
30. Juni 2002; 

 26. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre finan-
ziellen Verpflichtungen gegenüber der Truppe erfüllt haben, ihr 
jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln 
in Höhe von 186.252 Dollar im Rückstellungskonto für die 
Hubschrauber-Haftpflichtversicherung der Truppe auf ihre 

Veranlagung nach Ziffer 20 anzurechnen ist, entsprechend der 
Zusammensetzung der Gruppen, die in den Ziffern 3 und 4 der 
Resolution 43/232 der Generalversammlung vom 1. März 1989 
festgelegt und für die Zwecke der Ad-hoc-Veranlagung für 
Friedenssicherungseinsätze mit späteren einschlägigen Resolu-
tionen und Beschlüssen geändert worden ist, zuletzt mit ihrer 
Resolution 52/230 vom 31. März 1998 und mit ihren Beschlüs-
sen 54/456 bis 54/458 vom 23. Dezember 1999 für den Zeit-
raum 1998-2000, sowie unter Berücksichtigung des mit ihren 
Resolutionen 52/215 A vom 22. Dezember 1997 und 54/237 A 
vom 23. Dezember 1999 festgelegten Beitragsschlüssels für das 
Jahr 2000; 

 27. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die ih-
re finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Truppe nicht er-
füllt haben, ihr Anteil an den nicht ausgeschöpften Haushalts-
mitteln in Höhe von 186.252 Dollar im Rückstellungskonto für 
die Hubschrauber-Haftpflichtversicherung der Truppe nach 
dem in Ziffer 26 festgelegten Schema auf ihre ausstehenden 
Verpflichtungen anzurechnen ist; 

 28. nimmt Kenntnis von dem zusätzlichen Mittelbedarf in 
Höhe von 571.000 Dollar brutto (1.270.800 Dollar netto) für 
den Einsatz der Truppe während des am 30. Juni 2000 enden-
den Zeitraums, und ermächtigt den Generalsekretär, diesen 
zusätzlichen Mittelbedarf durch Gutschriften in gleicher Höhe, 
die sich aus der Annullierung von Verpflichtungen für den 
gleichen Zeitraum ergeben, zu decken; 

 29. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 30. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Truppe beteiligt ist; 

 31. bittet um freiwillige Beiträge für die Truppe in Form 
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär 
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf 
entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten 
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 32. beschließt, in die vorläufige Tagesordnung ihrer 
sechsundfünfzigsten Tagung unter dem Punkt "Finanzierung 
der Friedenssicherungstruppen der Vereinten Nationen im Na-
hen Osten" den Unterpunkt "Interimstruppe der Vereinten Na-
tionen in Libanon" aufzunehmen. 

RESOLUTIONEN 55/220 B und C 

55/220. Finanzberichte und geprüfte Rechnungsabschlüsse 
sowie Berichte des Rates der Rechnungsprüfer 

Resolution B 

Verabschiedet auf der 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/689/Add.1, Ziffer 6) 6. 

   
6 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
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B7 
 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/220 A vom 23. De-
zember 2000, 

 nach Behandlung der Mitteilung des Generalsekretärs zur 
Übermittlung der Anmerkungen des Rates der Rechnungsprüfer 
betreffend die vom Entwicklungsprogramm der Vereinten 
Nationen, dem Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen und 
dem Fonds des Programms der Vereinten Nationen für inter-
nationale Drogenkontrolle ergriffenen Maßnahmen zur Aus-
räumung der Gründe für den eingeschränkten Prüfungsvermerk 
zu ihren Rechnungsabschlüssen für den am 31. Dezember 1999 
abgelaufenen Zweijahreshaushalt8, 

 sowie nach Behandlung des entsprechenden Berichts des 
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen9, 

 1. nimmt Kenntnis von den Anmerkungen des Rates der 
Rechnungsprüfer in der Mitteilung des Generalsekretärs8; 

 2. schließt sich den Bemerkungen und Empfehlungen in 
dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen9 an; 

 3. nimmt die Finanzberichte und geprüften Rechnungs-
abschlüsse sowie die Berichte und eingeschränkten Bestäti-
gungsvermerke des Rates der Rechnungsprüfer zu dem Ent-
wicklungsprogramm der Vereinten Nationen10, dem Bevöl-
kerungsfonds der Vereinten Nationen11 und dem Fonds des 
Programms der Vereinten Nationen für internationale Drogen-
kontrolle12 für den am 31. Dezember 1999 abgelaufenen Zwei-
jahreshaushalt an; 

 4. ersucht das Entwicklungsprogramm der Vereinten Na-
tionen, den Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen und 
den Fonds des Programms der Vereinten Nationen für interna-
tionale Drogenkontrolle, die dem Rat der Rechnungsprüfer 
vorgelegten Pläne zur Ausräumung der Mängel, die zu den 
eingeschränkten Prüfungsvermerken zu den Rechnungsab-
schlüssen für den am 31. Dezember 1999 abgelaufenen Zwei-
jahreshaushalt geführt hatten, zu befolgen und alle notwendigen 
Schritte zu unternehmen, um das erneute Auftreten derartiger 
Unzulänglichkeiten zu verhindern. 

   
7 Damit wird die Resolution 55/220 in Abschnitt VI des Offiziellen Protokolls 
der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 49 und Korrigen-
dum (A/55/49 und A/55/49 (Vol.I)/Corr.1), zu Resolution 55/220 A. 
8 A/55/820. 
9 A/55/836. 
10 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 5A (A/55/5/Add.1). 
11 Ebd., Beilage 5G (A/55/5/Add.7). 
12 Ebd., Beilage 5I (A/55/5/Add.9). 

 Resolution C 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/689/Add.2, Ziffer 6) 13. 

C 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Finanzberichts und der geprüften 
Rechnungsabschlüsse für den Zwölfmonatszeitraum vom 1. Juli 
1999 bis 30. Juni 2000 sowie des Berichts des Rates der Rech-
nungsprüfer über die Friedenssicherungseinsätze der Vereinten 
Nationen14, des entsprechenden Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen15 und des er-
sten Berichts des Generalsekretärs über die Umsetzung der 
Empfehlungen des Rates der Rechnungsprüfer zu den Friedens-
sicherungseinsätzen der Vereinten Nationen für diesen Zeit-
raum16, 

 1. billigt die geprüften Rechnungsabschlüsse für die 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen im Zeit-
raum vom 1. Juli 1999 bis 30. Juni 200017; 

 2. befürwortet die Empfehlungen im Bericht des Rates 
der Rechnungsprüfer18;    

 3. nimmt Kenntnis von den Bemerkungen und billigt die 
Empfehlungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für 
Verwaltungs- und Haushaltsfragen15; 

 4. nimmt außerdem Kenntnis von dem ersten Bericht des 
Generalsekretärs über die Umsetzung der Empfehlungen des 
Rates der Rechnungsprüfer zu den Friedenssicherungseinsätzen 
der Vereinten Nationen für die am 30. Juni 2000 endende Fi-
nanzperiode16; 

 5. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass 
durch die Verwaltungen der Friedenssicherungseinsätze Ziele 
gesetzt werden und dass der Generalversammlung durch die 
Haushaltsvollzugsberichte für die Missionen über die Ausarbei-
tung und Erreichung dieser Ziele Bericht erstattet wird;  

 6. ersucht den Rat der Rechnungsprüfer, den Prozess der 
Zielsetzung bei Missionen sowie die Messung des Grades ihrer 
Wirksamkeit zu überwachen und der Generalversammlung dar-
über in seinem Jahresbericht über die Rechnungsabschlüsse der 
Friedenssicherungsmissionen Bericht zu erstatten;  

 7. stellt mit Besorgnis fest, dass der Finanzbericht und 
die geprüften Rechnungsabschlüsse für den Zwölfmonatszeit-

   
13 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
14 Offizielles Protokoll der Generalversammung, Fünfundfünfzigste Tagung, 
Beilage 5 (A/55/5), Vol. II. 
15 A/55/878. 
16 A/55/380/Add.2. 
17 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, 
Beilage 5 (A/55/5), Vol. II, Kap. V. 
18 Ebd., Kap. II. 
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raum vom 1. Juli 1999 bis 30. Juni 2000 sowie der Bericht des 
Rates der Rechnungsprüfer über die Friedenssicherungsein-
sätze der Vereinten Nationen14 verspätet vorgelegt wurden, und 
ersucht den Rat der Rechnungsprüfer und den Generalsekretär, 
gemeinsam Schritte zu unternehmen, um sicherzustellen, dass 
dieser rechtzeitig und gleichzeitig in allen sechs Amtssprachen 
der Vereinten Nationen vorgelegt wird, und dass die formale 
Gestaltung und der Inhalt des Berichts14 sowie der entspre-
chenden Finanzdaten in den Vollzugsberichten vereinheitlicht 
werden.     

RESOLUTION 55/225 B 

Verabschiedet auf der 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/691/Add.1, Ziffer 8) 19. 

55/225. Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für 
die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen 
Jugoslawien begangenen schweren Verstöße ge-
gen das humanitäre Völkerrecht 

B20 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über 
die Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur Ver-
folgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im Hoheits-
gebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren Ver-
stöße gegen das humanitäre Völkerrecht21 und des entspre-
chenden Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen22, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 47/235 vom 14. Septem-
ber 1993 über die Finanzierung des Internationalen Strafge-
richtshofs für das ehemalige Jugoslawien und ihre späteren Re-
solutionen zu dieser Frage, zuletzt Resolution 55/225 A vom 
23. Dezember 2000, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 55/249 vom 
12. April 2001 über die Beschäftigungsbedingungen und Bezü-
ge der Ad-litem-Richter des Internationalen Strafgerichtshofs 
für das ehemalige Jugoslawien, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs 
über die Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur 
Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 199121 im Ho-
heitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren 
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und den Empfeh-
lungen in Ziffer 19 des Berichts des Beratenden Ausschusses 
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen22; 

   
19 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
20 Damit wird die Resolution 55/225 in Abschnitt VI des Offiziellen Protokolls 
der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 49  und Korri-
gendum (A/55/49 und A/55/49 (Vol.I) /Corr.1), zu Resolution 55/225 A. 
21 A/55/517 und Corr.1 und Add.1. 
22 A/55/806. 

 2. ermächtigt den Generalsekretär, für den Bedarf des 
Internationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugosla-
wien an Mitteln für Ad-litem-Richter für das Jahr 2001 Zah-
lungsverpflichtungen bis zu einem Höchstbetrag von 
5.280.900 US-Dollar brutto (4.899.400 Dollar netto) einzuge-
hen und ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung darüber Bericht zu erstat-
ten. 

RESOLUTION 55/227 B 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/663/Add.1, Ziffer 6) 23. 

55/227. Finanzierung der Übergangsverwaltungsmission 
der Vereinten Nationen im Kosovo 

B24 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Übergangsverwaltungsmission der Ver-
einten Nationen im Kosovo25 und der entsprechenden Berichte 
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen26, 

 eingedenk der Resolution 1244 (1999) des Sicherheitsrats 
vom 10. Juni 1999 über die Einrichtung der Übergangsverwal-
tungsmission der Vereinten Nationen im Kosovo, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 53/241 vom 28. Juli 1999 
über die Finanzierung der Mission und auf ihre danach verab-
schiedeten diesbezüglichen Resolutionen, zuletzt Resolution 
55/227 A vom 23. Dezember 2000, 

 sich des komplexen Charakters der Mission bewusst, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) 
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000 
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen,   

 mit Genugtuung feststellend, dass bestimmte Regierungen 
freiwillige Beiträge für die Mission entrichtet haben, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit 
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren 
Aufgaben nach der entsprechenden Resolution des Sicherheits-
rats nachkommen kann, 

   
23 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
24 Damit wird die Resolution 55/227 in Abschnitt VI des Offiziellen Protokolls 
der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 49 und Korri-
gendum (A/55/49 und A/55/49 (Vol.I.) /Corr.1), zu Resolution 55/227 A. 
25 A/55/724 und A/55/833. 
26 A/55/874 und Add.6. 
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 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Über-
gangsverwaltungsmission der Vereinten Nationen im Kosovo 
per 30. April 2001, namentlich von den noch ausstehenden Bei-
trägen in Höhe von 202,4 Millionen US-Dollar, was 24 Prozent 
der gesamten veranlagten Beiträge von der Einrichtung der 
Mission bis zu dem am 30. Juni 2001 endenden Zeitraum ent-
spricht, vermerkt, dass etwa 20 Prozent der Mitgliedstaaten ih-
re veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und 
fordert alle anderen Mitgliedstaaten, die es betrifft, insbesonde-
re die Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich 
auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Bei-
träge sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 4. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Mission vollständig und pünktlich entrichtet wer-
den; 

 5. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu behan-
deln sind; 

 7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit 
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen 
können; 

 8. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Itali-
en) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken;  

 9. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen27, insbesondere in Ziffer 9, an und 
ersucht den Generalsekretär, ihre vollständige Umsetzung si-
cherzustellen; 

   
27 A/55/874/Add.6. 

 10. bekundet ihre Besorgnis über die Höhe der nicht ab-
gewickelten Verpflichtungen, die zum 30. Juni 2000 in der 
Mission bestanden; 

 11. ersucht den Generalsekretär, die Aktualität und Ge-
nauigkeit der Ausgabendaten für die Mission zu verbessern; 

 12. billigt ausnahmsweise die in der Anlage zu dieser Re-
solution enthaltenen Sonderregelungen für die Mission betref-
fend die Anwendung des Artikels IV der Finanzordnung der 
Vereinten Nationen, wonach Mittelbewilligungen, die zur Be-
gleichung von Verpflichtungen gegenüber Regierungen, die 
Einheiten und/oder logistische Unterstützung für die Mission 
zur Verfügung stellen, über den in den Artikeln 4.3 und 4.4 der 
Finanzordnung vorgesehenen Zeitraum weitergelten; 

 13. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effizient 
und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 14. ersucht den Generalsekretär außerdem, sich zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allge-
meinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin zu bemü-
hen, in der Mission Ortskräfte auf Dienstposten des Allgemei-
nen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Erfordernissen 
der Mission; 

 15. beschließt, für die Aufrechterhaltung der Mission 
während des Zeitraums vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 den 
Betrag von 413.361.800 Dollar brutto (385.256.870 Dollar net-
to) zu veranschlagen, worin der Betrag von 12.098.009 Dollar 
brutto (10.617.193 Dollar netto) für den Friedenssicherungs-
Sonderhaushalt und der Betrag von 1.263.791 Dollar brutto 
(1.134.877 Dollar netto) für die Versorgungsbasis der Verein-
ten Nationen enthalten sind, und ihn im Einklang mit den in 
Resolution 55/235 der Generalversammlung festgelegten und 
von der Versammlung in Resolution 55/236 vom 23. Dezember 
2000 geänderten Kategorien unter den Mitgliedstaaten zu ver-
anlagen, wobei auf einen Teil dieses Betrags, nämlich 
206.680.900 Dollar brutto (192.628.435 Dollar netto), den auf 
den am 31. Dezember 2001 endenden Zeitraum entfallenden 
Betrag, der Beitragsschlüssel für das Jahr 200128 anzuwenden 
ist und auf den Restbetrag, das heißt 206.680.900 Dollar brutto 
(192.628.435 Dollar netto) für den Zeitraum vom 1. Januar bis 
30. Juni 2002, der Beitragsschlüssel für das Jahr 200228; 

 16. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Gutha-
ben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den ge-
schätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
28.104.930 Dollar, die für die Mission für den Zeitraum vom 
1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 gebilligt wurden, auf ihre Veran-
lagung nach Ziffer 15 anzurechnen ist; 

 17. beschließt ferner, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission erfüllt ha-

   
28 Siehe Resolution 55/5 B. 
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ben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften Haus-
haltsmitteln in Höhe von 65.272.000 Dollar brutto 
(57.860.300 Dollar netto) für den am 30. Juni 2000 endenden 
Zeitraum auf ihre Veranlagung nach Ziffer 15 anzurechnen ist, 
entsprechend der Zusammensetzung der Gruppen, die in den 
Ziffern 3 und 4 der Resolution 43/232 der Generalversamm-
lung vom 1. März 1989 festgelegt und für die Zwecke der Ad-
hoc-Veranlagung für Friedenssicherungseinsätze von der Ver-
sammlung mit späteren einschlägigen Resolutionen und Be-
schlüssen geändert worden ist, zuletzt mit ihrer Resolution 
52/230 vom 31. März 1998 und mit ihren Beschlüssen 54/456 
bis 54/458 vom 23. Dezember 1999 für den Zeitraum 1998-
2000, sowie unter Berücksichtigung des in ihren Resolutionen 
52/215 A vom 22. Dezember 1997 und 54/237 A vom 23. De-
zember 1999 festgelegten Beitragsschlüssels für das Jahr 2000; 

 18. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre finan-
ziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission nicht erfüllt ha-
ben, ihr Anteil an den nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln in 
Höhe von 65.272.000 Dollar brutto (57.860.300 Dollar netto) 
für den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum nach dem in Zif-
fer 17 festgelegten Schema auf ihre ausstehenden Verpflich-
tungen anzurechnen ist; 

 19. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 20. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Mission beteiligt ist; 

 21. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in Form 
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär 
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf 
entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten 
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 22. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Übergangs-
verwaltungsmission der Vereinten Nationen im Kosovo" in die 
vorläufige Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 

Anlage 

Sonderregelungen betreffend die Anwendung des Arti-
kels IV der Finanzordnung der Vereinten Nationen 

 1. Am Ende des in Artikel 4.3 der Finanzordnung vorge-
sehenen Zwölfmonatszeitraums werden alle nicht abgewickel-
ten Verpflichtungen der jeweiligen Finanzperiode in Bezug auf 
Lieferungen und Leistungen der Regierungen, für die Forde-
rungen eingegangen sind oder für die feste Erstattungssätze 
gelten, den Verbindlichkeiten zugeführt; diese Verbindlich-
keiten bleiben auf dem Sonderkonto für die Übergangsverwal-
tungsmission der Vereinten Nationen im Kosovo verbucht, bis 
die Zahlung erfolgt ist. 

 2. Zusätzlich 

 a)  gelten alle sonstigen nicht abgewickelten Verpflich-
tungen der jeweiligen Finanzperiode gegenüber Regierungen 
aus erfolgten, jedoch noch nicht geprüften Lieferungen und 
Leistungen sowie andere Verpflichtungen gegenüber Regierun-
gen, für die die entsprechenden Forderungen noch nicht einge-
gangen sind, nach Ablauf des in Artikel 4.3 der Finanzordnung 
vorgesehenen Zwölfmonatszeitraums für einen zusätzlichen 
Zeitraum von vier Jahren weiter; 

 b) werden während dieses Vierjahreszeitraums einge-
gangene Forderungen sowie gebilligte Prüfberichte gegebenen-
falls wie in Ziffer 1 vorgesehen behandelt; 

 c) werden alle nicht abgewickelten Verpflichtungen am 
Ende des zusätzlichen Vierjahreszeitraums annulliert, und der 
dann noch verbleibende Restbetrag etwaiger dafür verfügbar 
gehaltener Haushaltsmittel verfällt. 

RESOLUTION 55/228 B 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/664/Add.1, Ziffer 6) 29. 

55/228. Finanzierung der Übergangsverwaltung der Ver-
einten Nationen in Osttimor 

B30 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Übergangsverwaltung der Vereinten Na-
tionen in Osttimor31 und der entsprechenden Berichte des Be-
ratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen32, 

 eingedenk der Resolution 1272 (1999) des Sicherheitsrats 
vom 25. Oktober 1999, mit der der Rat die Übergangsverwal-
tung der Vereinten Nationen in Osttimor einrichtete, und der 
Resolution 1338 (2001) vom 31. Januar 2001, mit der der Rat 
das Mandat der Übergangsverwaltung verlängerte; 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 54/246 A vom 23. De-
zember 1999 über die Finanzierung der Übergangsverwaltung 
und auf ihre danach verabschiedeten Resolutionen zu dieser 
Frage, zuletzt Resolution 55/228 A vom 23. Dezember 2000, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) 
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000 
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen,   

   
29 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Stellver-
tretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
30 Damit wird die Resolution 55/228 in Abschnitt VI des Offiziellen Protokolls 
der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 49 und Korri-
gendum (A/55/49 und A/55/49 (Vol.I) /Corr.1), zu Resolution 55/228 A. 
31 A/55/925. 
32 A/55/874. Siehe auch Official Record of the General Assembly, Fifty-fifth 
Session, Fifth Committee, 58. Sitzung (A/C.5/55/SR.58), und Korrigendum. 
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 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge an 
den Treuhandfonds für die multinationale Truppe entrichtet 
worden sind, 

 sowie mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge 
an den Treuhandfonds für die Übergangsverwaltung der Ver-
einten Nationen in Osttimor entrichtet worden sind, und mit der 
Bitte, weitere solche Beiträge an den Treuhandfonds zu ent-
richten, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Übergangs-
verwaltung mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, 
damit sie ihren Aufgaben nach den entsprechenden Reso-
lutionen des Sicherheitsrats nachkommen kann, 

 1. bekräftigt ihre Resolution 49/233 A vom 23. Dezem-
ber 1994, insbesondere diejenigen Ziffern, in denen es um die 
Haushaltszyklen der Friedenssicherung geht, die künftig im 
Haushaltsverfahren soweit wie möglich zu beachten sind; 

 2. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Über-
gangsverwaltung der Vereinten Nationen in Osttimor per 
30. April 2001, namentlich von den noch ausstehenden Beiträ-
gen in Höhe von 315,9 Millionen US-Dollar, was etwa 35 Pro-
zent der gesamten veranlagten Beiträge von der Einrichtung der 
Übergangsverwaltung bis zu dem am 30. Juni 2001 endenden 
Zeitraum entspricht, vermerkt, dass etwa 12 Prozent der Mit-
gliedstaaten ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet 
haben, und fordert alle anderen Mitgliedstaaten, die es betrifft, 
insbesondere die Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, 
nachdrücklich auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden 
veranlagten Beiträge sicherzustellen; 

 3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 4. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 5. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Übergangsverwaltung vollständig und pünktlich 
entrichtet werden; 

 6. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 7. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu behan-
deln sind; 

 8. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit 

sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen 
können; 

 9. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Itali-
en) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Übergangsverwaltung auf ein Mindestmaß zu beschränken;  

 10. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen in den Berichten des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen33 an und ersucht den General-
sekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 11. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Übergangsverwaltung 
so effizient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 12. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Senkung 
der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allgemeinen 
Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin Anstrengungen 
zu unternehmen, um in der Übergangsverwaltung Ortskräfte 
auf Dienstposten des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, 
entsprechend den Erfordernissen der Übergangsverwaltung; 

 13. billigt ausnahmsweise die in der Anlage zu dieser Re-
solution enthaltenen Sonderregelungen für die Übergangsver-
waltung betreffend die Anwendung des Artikels IV der Finanz-
ordnung der Vereinten Nationen, wonach Mittelbewilligungen, 
die zur Begleichung von Verpflichtungen gegenüber Regierun-
gen, die Kontingente und/oder logistische Unterstützung für die 
Übergangsverwaltung zur Verfügung stellen, über den in den 
Artikeln 4.3 und 4.4 der Finanzordnung vorgesehenen Zeit-
raum weitergelten; 

 14. ermächtigt den Generalsekretär, für die Aufrechterhal-
tung der Übergansverwaltung während des Zeitraums vom 
1. Juli bis 31. Dezember 2001 Verpflichtungen in Höhe von 
282 Millionen Dollar brutto (273.025.800 Dollar netto) einzu-
gehen, und beschließt, den Betrag von 17.027.947 Dollar brut-
to (14.943.699 Dollar netto) für den Friedenssicherungs-
Sonderhaushalt  und den Betrag von 1.778.786 Dollar brutto 
(1.597.340 Dollar netto) für die Versorgungsbasis der Verein-
ten Nationen zu veranschlagen, was dem jeweiligen Anteil der 
Übergangsverwaltung am Mittelbedarf des Friedenssicherungs-
Sonderhaushalts und der Versorgungsbasis für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 entspricht; 

 15. beschließt, den Betrag von 282 Millionen Dollar brut-
to (273.025.800 Dollar netto) für den Zeitraum vom 1. Juli bis 
31. Dezember 2001 entsprechend den in Resolution 55/235 der 
Generalversammlung festgelegten und von der Versammlung in 
ihrer Resolution 55/236 vom 23. Dezember 2000 geänderten 
Kategorien und unter Berücksichtigung des in ihrer Resolution 

   
33 A/55/874, Ziffer 10 d). Siehe auch Official Records of the General Assembly, 
Fifty-fifth Session, Fifth Committee, 58. Sitzung (A/C.5/55/SR.58), und Korri-
gendum. 



 II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Fünften Ausschusses 45 

 

 

55/5 B vom 23. Dezember 2000 festgelegten Beitragsschlüssels 
für das Jahr 2001 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

 16. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Gutha-
ben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den ge-
schätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
8.974.200 Dollar, die für die Übergangsverwaltung für den 
Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 2001 gebilligt worden 
sind, auf die Veranlagung der Mitgliedstaaten nach Ziffer 15 
anzurechnen ist; 

 17. beschließt außerdem, im Einklang mit Ziffer 15 für 
den Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 den Betrag 
von 17.027.947 Dollar brutto (14.943.699 Dollar netto) für den 
Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und den Betrag von 
1.778.786 Dollar brutto (1.597.340 Dollar netto) für die Ver-
sorgungsbasis der Vereinten Nationen unter den Mitglied-
staaten zu veranlagen, wobei unter Berücksichtigung der in Re-
solution 55/5 B der Generalversammlung festgelegten Bei-
tragsschlüssel für die Jahre 2001 und 2002 auf einen Teil die-
ser Beträge, nämlich 8.513.974 Dollar brutto (7.471.850 Dollar 
netto) für den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und 
889.393 Dollar brutto (798.670 Dollar netto) für die Versor-
gungsbasis, die auf den Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 
2001 entfallenden Beträge, der Beitragsschlüssel für das Jahr 
2001 angewandt wird und auf die Restbeträge, das heißt 
8.513.973 Dollar brutto (7.471.849 netto) für den Friedenssi-
cherungs-Sonderhaushalt und 889.393 Dollar brutto 
(798.670 Dollar netto) für die Versorgungsbasis für den Zeit-
raum vom 1. Januar bis 30. Juni 2002, der Beitragsschlüssel für 
das Jahr 2002;  

 18. beschließt, dass im Einklang mit ihrer Resolution 973 
(X) das jeweilige Guthaben der Mitgliedstaaten im Steueraus-
gleichsfonds aus den geschätzten Einnahmen aus der Personal-
abgabe in Höhe von 2.084.248 Dollar, für den Friedenssiche-
rungs-Sonderhaushalt und in Höhe von 181.446 Dollar für die 
Versorgungsbasis der Vereinten Nationen, die für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 gebilligt wurden, auf die 
Veranlagung der Mitgliedstaaten nach Ziffer 17 anzurechnen 
ist, wobei 1.042.124 Dollar für den Friedenssicherungs-Son-
derhaushalt und 90.723 Dollar für die Versorgungsbasis auf 
den Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 2001 entfallen und 
der Restbetrag, das heißt 1.042.124 Dollar für den Friedenssi-
cherungssonderhaushalt und 90.723 Dollar für die Versor-
gungsbasis, auf den Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 2002; 

 19. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die ih-
re finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Übergangsver-
waltung erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausge-
schöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 57.990.000 Dollar 
brutto (53.116.100 Dollar netto) für den am 30. Juni 2000 en-
denden Zeitraum auf ihre Veranlagung nach Ziffer 15 anzu-
rechnen ist, entsprechend der Zusammensetzung der Gruppen, 
die in den Ziffern 3 und 4 der Resolution 43/232 der General-
versammlung vom 1. März 1989 festgelegt und für die Zwecke 

der Ad-hoc-Veranlagung für Friedenssicherungseinsätze von 
der Versammlung mit späteren einschlägigen Resolutionen und 
Beschlüssen geändert worden ist, zuletzt mit ihrer Resolution 
52/230 vom 31. März 1998 und mit ihren Beschlüssen 54/456 
bis 54/458 vom 23. Dezember 1999  für den Zeitraum 1998-
2000, sowie unter Berücksichtigung des in ihren Resolutionen 
52/215 A vom 22. Dezember 1997 und 54/237 A vom 
23. Dezember 1999 festgelegten Beitragsschlüssels für das Jahr 
2000; 

 20. beschließt ferner, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Übergangsverwal-
tung nicht erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht aus-
geschöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 57.990.000 Dollar 
brutto (53.116.100 Dollar netto) für den am 30. Juni 2000 en-
denden Zeitraum entsprechend dem in Ziffer 19 festgelegten 
Schema auf ihre ausstehenden Verpflichtungen anzurechnen 
ist; 

 21. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 22. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Übergangsverwaltung beteiligt ist; 

 23. bittet um freiwillige Beiträge für die Übergangsver-
waltung in Form von Barzahlungen sowie in Form von für den 
Generalsekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die 
je nach Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung 
festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 24. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Übergangs-
verwaltung der Vereinten Nationen in Osttimor" in die vorläu-
fige Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzu-
nehmen. 

Anlage 

Sonderregelungen betreffend die Anwendung des Arti-
kels IV der Finanzordnung der Vereinten Nationen 

1. Am Ende des in Artikel 4.3 der Finanzordnung vorgesehe-
nen Zwölfmonatszeitraums werden alle nicht abgewickelten 
Verpflichtungen der jeweiligen Finanzperiode in Bezug auf 
Lieferungen und Leistungen der Regierungen, für die Forde-
rungen eingegangen sind oder für die feste Erstattungssätze 
gelten, den Verbindlichkeiten zugeführt; diese Verbindlich-
keiten bleiben auf dem Sonderkonto für die Übergangsverwal-
tung der Vereinten Nationen in Osttimor verbucht, bis die Zah-
lung erfolgt ist. 

2. Zusätzlich 

 a)  gelten alle sonstigen nicht abgewickelten Verpflich-
tungen der jeweiligen Finanzperiode gegenüber Regierungen 
aus erfolgten, jedoch noch nicht geprüften Lieferungen und 
Leistungen, sowie andere Verpflichtungen gegenüber Regie-
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rungen, für die die entsprechenden Forderungen noch nicht 
eingegangen sind, nach Ablauf des in Artikel 4.3 der Finanz-
ordnung vorgesehenen Zwölfmonatszeitraums für einen zusätz-
lichen Zeitraum von vier Jahren weiter; 

 b) werden während dieses Vierjahreszeitraums einge-
gangene Forderungen sowie gebilligte Prüfberichte gegebenen-
falls wie in Ziffer 1 vorgesehen behandelt; 

 c) werden alle nicht abgewickelten Verpflichtungen am 
Ende des zusätzlichen Vierjahreszeitraums  annulliert, und der 
dann noch verbleibende Restbetrag etwaiger dafür verfügbar 
gehaltener Haushaltsmittel verfällt. 

RESOLUTION 55/247 

Verabschiedet auf der 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/532/Add.2, Ziffer 12) 34. 

55/247. Reform des Beschaffungswesens 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 52/214 B und 52/220 
vom 22. Dezember 1997, 52/212 B vom 31. März 1998, 
52/252 vom 8. September 1998, 53/204 und 53/208 B vom 
18. Dezember 1998 und 54/14 vom 29. Oktober 1999, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Reform des Beschaffungswesens35, über die Maßnahmen 
zur Verbesserung der Beschaffungstätigkeiten im Feld36 und 
über Schiedsverfahren im Zusammenhang mit Beschaffungen37 
sowie der entsprechenden Berichte des Beratenden Ausschus-
ses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen38 und des Berichts 
des Amtes für interne Aufsichtsdienste über die Kontrollprü-
fung der Durchführung der Reform des Beschaffungswesens39, 

 1. nimmt Kenntnis von den Berichten des Generalsekre-
tärs40 und den Stellungnahmen und Bemerkungen in den Be-
richten des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen38; 

 2. begrüßt die Fortschritte, die im Hinblick auf die Aus-
einandersetzung mit den in der Resolution 54/14 der General-
versammlung zum Ausdruck gebrachten Anliegen bislang er-
zielt wurden, und fordert den Generalsekretär nachdrücklich 
auf, die Resolution auch weiterhin in vollem Umfang durchzu-
führen; 

   
34 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
35 A/55/127. 
36 A/54/866. 
37 A/54/458. 
38 A/55/458 und A/55/829. 
39 A/55/746. 
40 A/54/458, A/54/866 und A/55/127. 

 3. betont, dass der Beschaffungsprozess effizient, trans-
parent und kostenwirksam sein und voll den internationalen 
Charakter der Vereinten Nationen widerspiegeln muss; 

 4. schließt sich den Bemerkungen in Ziffer 6 des Be-
richts des Beratenden Ausschusses über die Reform des Be-
schaffungswesens41 an und ersucht den Generalsekretär, si-
cherzustellen, dass alle am Beschaffungsprozess am Amtssitz 
und im Feld beteiligten Personen ordnungsgemäß Rechenschaft 
ablegen und eine bedarfsgerechte Ausbildung erhalten; 

 5. betont, dass alle am Beschaffungsprozess am Amtssitz 
und im Feld beteiligten Bediensteten eine angemessene Ausbil-
dung erhalten müssen; 

 6. nimmt Kenntnis von den im Bericht des Generalsekre-
tärs über die Reform des Beschaffungswesens35 genannten Er-
fahrungen der Organisation der Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur und des Amtes des Hohen 
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen und erklärt er-
neut, dass der Generalsekretär auch weiterhin prüfen muss, wie 
mehr Möglichkeiten für die Vergabe von Beschaffungsaufträ-
gen an Lieferanten aus Entwicklungs- und Übergangsländern 
geschaffen werden können; 

 7. ersucht den Generalsekretär erneut um die rasche 
Verteilung von Beschaffungsinformationen in den Entwick-
lungs- und Übergangsländern und ersucht ihn, weitere An-
strengungen zu unternehmen, um die Privatwirtschaft und die 
Büros der Vereinten Nationen in den Entwicklungs- und Über-
gangsländern für die Auftragsmöglichkeiten im Beschaffungs-
bereich der Vereinten Nationen zu sensibilisieren; 

 8. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin darauf 
hinzuwirken, dass der Beschaffungsbedarf der Missionen in 
den Entwicklungsländern der jeweiligen Region gedeckt wird, 
wenn dies effizienter und kostenwirksamer ist; 

 9. begrüßt die von der Beschaffungsabteilung ergriffene 
Initiative mit dem Ziel, die für Beschaffungen zuständigen Be-
diensteten unmittelbar gegenüber den Fachabteilungen, die sie 
unterstützen, rechenschaftspflichtig zu machen; 

 10. ersucht den Generalsekretär, festzustellen, ob ähnliche 
Vorgangsverfolgungsmechanismen in anderen Bereichen des 
Sekretariats eingeführt werden können; 

 11. erwartet mit Interesse die Herausgabe einer überarbei-
teten Fassung des Handbuchs für das Beschaffungswesen vor 
Ende 2001; 

 12. ermutigt den Generalsekretär, die jährliche Beschaf-
fungsplanung für alle Büros und Hauptabteilungen weiter zu 
verbessern und diese Pläne der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen, so auch allen Ständigen Vertretungen bei den Verein-
ten Nationen; 

   
41 A/55/458. 
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 13. ersucht den Generalsekretär erneut, ein umfassendes 
System zur Bewertung der Effizienz und Kostenwirksamkeit 
der Beschaffung auszuarbeiten, unter Berücksichtigung der be-
sten Methoden anderer Organisationen des Systems der Verein-
ten Nationen, bekräftigt die Notwendigkeit, diese Arbeit abzu-
schließen, und ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung die Ergebnisse vorzulegen, sobald die Arbeit abge-
schlossen ist; 

 14. bringt ihre Besorgnis über die Verzögerungen bei der 
Bezahlung von Lieferanten zum Ausdruck und ersucht den Ge-
neralsekretär, dafür zu sorgen, dass die jeweiligen Vertrags-
bedingungen eingehalten werden; 

 15. ersucht den Generalsekretär, die Erörterungen in der 
Welthandelsorganisation über die Ursprungsregeln auch wei-
terhin zu verfolgen und die Generalversammlung über die da-
bei erzielten Fortschritte unterrichtet zu halten; 

 16. stellt fest, dass die in Ziffer 20 ihrer Resolution 54/14 
erbetenen detaillierten Informationen nicht im aktuellen Bericht 
des Generalsekretärs über die Reform des Beschaffungswesens 
enthalten sind, und ersucht den Generalsekretär, im Anhang 
seiner künftigen Berichte detaillierte Informationen über die 
Vergabe von Beschaffungsaufträgen am Amtssitz und im Feld 
an alle Länder, insbesondere die Entwicklungsländer, die am 
wenigsten entwickelten Länder, die afrikanischen Länder und 
die Übergangsländer, vorzulegen; 

 17. nimmt Kenntnis von der verstärkten Delegation von 
Befugnissen im Beschaffungsbereich an das Feld, wie in Zif-
fer 6 des Berichts des Beratenden Ausschusses über die Reform 
des Beschaffungswesens41 erwähnt, und ersucht den Generalse-
kretär, sicherzustellen, dass die Feldmissionen über die nötigen 
Kapazitäten zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung der Beschaf-
fungsaufgaben verfügen und am Amtssitz wirksame und effi-
ziente Mechanismen zur Überwachung der Beschaffungstätig-
keit im Feld vorhanden sind, namentlich 

 a) Abhilfemaßnahmen zur Behebung der bei den Frie-
denssicherungsmissionen der Vereinten Nationen festgestellten 
Probleme; 

 b) die Vereinheitlichung der im Hinblick auf die derzei-
tigen und künftigen Friedenssicherungseinsätze ergriffenen 
Korrekturmaßnahmen; 

 c) eine Beschreibung der Maßnahmen, mit denen die 
Personen, denen Betrug, Misswirtschaft oder Missbrauch nach-
gewiesen wurde, zur Rechenschaft gezogen wurden, sowie der 
Maßnahmen, die der Rechenschaftspflicht künftig Geltung ver-
schaffen werden; 

 18. ersucht den Generalsekretär, die Arbeitsbelastung und 
die Funktion aller am Beschaffungsprozess beteiligten Stellen 
zu evaluieren, um zu gewährleisten, dass jede dieser Stellen mit 
optimaler Effizienz plant und arbeitet, und sicherzustellen, dass 
das am Beschaffungsprozess beteiligte Personal die für die 

Verbesserung seiner Qualifikationen notwendige Ausbildung 
erhält; 

 19. erklärt erneut, dass das Dringlichkeitskriterium ent-
sprechend der Definition in ihrem Beschluss 54/468 vom 
7. April 2000 erfüllt sein muss, bevor Beschaffungen unter Be-
rufung auf dringliche Erfordernisse vorgenommen werden kön-
nen, damit gewährleistet ist, dass alle Beschaffungen gemäß 
festgelegten Verfahren erfolgen; 

 20. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
über den Beratenden Ausschuss Vorschläge zur Überarbeitung 
der Finanzordnung und Finanzvorschriften der Vereinten Na-
tionen zu unterbreiten, die die Durchführung der Reform des 
Beschaffungswesens möglicherweise erleichtern; 

 21. ersucht den Generalsekretär außerdem, gemäß Emp-
fehlung 4 im Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste42 
sicherzustellen, dass die im Handbuch für das Beschaffungs-
wesen enthaltenen Kriterien für die Verwendung von Unter-
stützungsverträgen strikt eingehalten werden, und der General-
versammlung in diesem Zusammenhang einen entsprechenden 
Bericht vorzulegen; 

 22. erklärt erneut, dass die Leiter der Fonds und Pro-
gramme der Vereinten Nationen ihre Beschaffungspraktiken 
verbessern müssen, indem sie das Registrierungsverfahren für 
Lieferanten, die bereits bei einer anderen Organisation des Sy-
stems der Vereinten Nationen registriert sind, erleichtern und 
auf diese Weise straffen und transparenter machen, unter ande-
rem durch Einsatz des Internet; 

 23. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung einen Bericht über alle 
Aspekte der Reform des Beschaffungswesens am Amtssitz und 
im Feld, namentlich über die Verbesserungen des Beschaf-
fungsprozesses bei den Fonds und Programmen der Vereinten 
Nationen, sowie über die Durchführung dieser Resolution vor-
zulegen.  

RESOLUTION 55/248 

Verabschiedet auf der 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/532/Add.2, Ziffer 12) 43. 

55/248. Überprüfung der Frage der Amtszeit des Rates 
der Rechnungsprüfer 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 48/216 D vom 23. De-
zember 1993 und 55/220 A vom 23. Dezember 2000,  

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 74 (I) vom 
7. Dezember 1946,  

   
42 Siehe A/55/746, Abschnitt IV. 
43 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
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 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über 
die Überprüfung der Frage der Amtszeit des Rates der Rech-
nungsprüfer44, 

 1. beschließt, dass die Mitglieder des Rates der Rech-
nungsprüfer ab 1. Juli 2002 für eine nicht verlängerbare Amts-
zeit von sechs Jahren gewählt werden; 

 2. beschließt außerdem, als Übergangsregelung die Al-
ternative 1 im Bericht des Generalsekretärs45 zu billigen, wo-
nach lediglich die Amtszeit des Präsidenten des Rechnungshofs 
Südafrikas bis zum 30. Juni 2006 verlängert wird und die ande-
ren Mitglieder, die nach dem gegenwärtigen Verfahren gewählt 
wurden, wiedergewählt werden können; 

 3. beschließt ferner, den ersten Satz des Artikels 12.2 
der Finanzordnung und Finanzvorschriften der Vereinten Na-
tionen wie folgt zu ändern: 

"Die Mitglieder des Rates der Rechnungsprüfer werden für 
eine nicht verlängerbare Amtszeit von sechs Jahren ge-
wählt." 

RESOLUTION 55/249 

Verabschiedet auf der 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/691/Add.1, Ziffer 8) 46. 

55/249. Beschäftigungsbedingungen und Bezüge der Ad-
litem-Richter des Internationalen Strafgerichts-
hofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für die 
seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugo-
slawien begangenen schweren Verstöße gegen das 
humanitäre Völkerrecht 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 53/214 vom 18. Dezem-
ber 1998, insbesondere die Ziffern 4 bis 6 des Abschnitts VIII 
"Beschäftigungsbedingungen und Bezüge von Amtsträgern, die 
nicht Sekretariatsbedienstete sind: Mitglieder des Internationa-
len Gerichtshofs, Richter des Internationalen Strafgerichtshofs 
zur Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im Ho-
heitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren 
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und Richter des In-
ternationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Personen, 
die für Völkermord und andere schwere Verstöße gegen das 
humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen 
dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwort-
lich sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, die für während 
desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten be-
gangenen Völkermord und andere derartige Verstöße verant-
wortlich sind", sowie auf Ziffer 8 ihrer Resolution 55/225 vom 
23. Dezember 2000 über die Finanzierung des Internationalen 

   
44 A/55/796. 
45 Ebd., Ziffer 11. 
46 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 

Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für die 
seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien began-
genen schweren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über 
die Beschäftigungsbedingungen der Ad-litem-Richter des In-
ternationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien47 
und des entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses 
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen48, 

 1. schließt sich den Bemerkungen und Empfehlungen 
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen über die Amtsbezüge, Reise- und Tagegeldregelungen 
und Invaliditätsrenten für die Ad-litem-Richter des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen 
für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien 
begangenen schweren Verstöße gegen das humanitäre Völker-
recht an; 

 2. beschließt, im Zuge der nach ihrer Resolution 53/214 
auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung vorzunehmenden umfas-
senden Überprüfung der Amtsbezüge, Ruhegehälter und ande-
ren Beschäftigungsbedingungen der Mitglieder des Internatio-
nalen Gerichtshofs, der Richter des Internationalen Strafge-
richtshofs für das ehemalige Jugoslawien und der Richter des 
Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Personen, 
die für Völkermord und andere schwere Verstöße gegen das 
humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen 
dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwort-
lich sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, die für während 
desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten be-
gangenen Völkermord und andere derartige Verstöße verant-
wortlich sind, auch die Amtsbezüge und anderen Beschäfti-
gungsbedingungen der Ad-litem-Richter des Internationalen 
Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien zu überprüfen. 

RESOLUTION 55/250 

Verabschiedet auf der 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/877/ Ziffer 6) 49. 

55/250. Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste 
über die Untersuchung möglicher Abmachungen 
über Honorarteilung zwischen Verteidigern und 
mittellosen Inhaftierten beim Internationalen 
Strafgerichtshof für Ruanda und beim Internatio-
nalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugosla-
wien 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Amtes für interne Auf-
sichtsdienste über die Untersuchung möglicher Abmachungen 
über Honorarteilung zwischen Verteidigern und mittellosen In-
haftierten beim Internationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung 

   
47 A/55/756. 
48 A/55/806. 
49 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
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der Personen, die für Völkermord und andere schwere Verstö-
ße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruan-
das zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 
verantwortlich sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, die 
für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nach-
barstaaten begangenen Völkermord und andere derartige Ver-
stöße verantwortlich sind, und beim Internationalen Strafge-
richtshof zur Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 
im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen 
schweren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht50, sowie 
der Information, dass diese Untersuchung fortlaufend weiterge-
führt werden soll, um bei beiden Gerichtshöfen ein Höchstmaß 
an Integrität und Wirksamkeit zu gewährleisten, 

 sowie nach Behandlung der Empfehlungen des Amtes für 
interne Aufsichtsdienste, die unter Berücksichtigung der von 
den Gerichtshöfen dazu gemachten Bemerkungen zügig um-
gesetzt werden sollen, 

 ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass das Amt 
für interne Aufsichtsdienste seine Untersuchung zu der Frage 
möglicher Honorarteilungsvereinbarungen zwischen Verteidi-
gern und mittellosen Inhaftierten beim Internationalen Strafge-
richtshof für Ruanda und beim Internationalen Strafgerichtshof 
für das ehemalige Jugoslawien und zu anderen, damit zu-
sammenhängenden Angelegenheiten weiterführt, im Benehmen 
mit den Kanzlern der beiden Gerichtshöfe, und der Generalver-
sammlung auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung darüber Be-
richt zu erstatten, namentlich über die Umsetzung der Empfeh-
lungen des Amtes für interne Aufsichtsdienste.  

RESOLUTIONEN 55/251 A und B 

55/251. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen 
in Sierra Leone 

Resolution A 

Verabschiedet auf der 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/891/ Ziffer 6) 51. 

A 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Sierra 
Leone52 und des entsprechenden Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen53, 

 eingedenk der Resolution 1270 (1999) des Sicherheitsrats 
vom 22. Oktober 1999, mit der der Rat die Mission der Ver-
einten Nationen in Sierra Leone einrichtete, sowie der späteren 
Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der Mission abän-
derte und verlängerte, zuletzt Resolution 1346 (2001) vom 
30. März 2001, 

   
50 Siehe A/55/759. 
51 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
52 A/55/805 und Corr.1. 
53 A/55/839. 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 53/29 vom 20. November 
1998 über die Finanzierung der Beobachtermission der 
Vereinten Nationen in Sierra Leone und ihre Resolutionen 
54/241 A und B vom 23. Dezember 1999 beziehungsweise 
vom 15. Juni 2000 über die Finanzierung der Beobachtermis-
sion und der Mission der Vereinten Nationen in Sierra Leone, 

 erneut erklärend, dass es sich bei den Kosten der Mission 
um Ausgaben der Organisation handelt, die nach Artikel 17 
Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen von den Mit-
gliedstaaten zu tragen sind, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin gehend, 
dass zur Deckung der Ausgaben für die Mission ein anderes 
Verfahren anzuwenden ist als zur Deckung der Ausgaben des 
ordentlichen Haushalts der Vereinten Nationen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die wirtschaftlich wei-
ter entwickelten Länder zur Leistung verhältnismäßig größerer 
Beiträge in der Lage sind und dass die wirtschaftlich weniger 
entwickelten Länder in relativ begrenztem Maße imstande sind, 
zu einem solchen Einsatz beizutragen, 

 eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der Gene-
ralversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden besonderen 
Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder des Sicher-
heitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge für 
die Mission entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit 
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren 
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Sicher-
heitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Beob-
achtermission der Vereinten Nationen in Sierra Leone und der 
Mission der Vereinten Nationen in Sierra Leone per 28. Fe-
bruar 2001, namentlich von den noch ausstehenden Beiträgen 
in Höhe von 242,1 Millionen US-Dollar, was 41 Prozent der 
gesamten veranlagten Beiträge entspricht, vermerkt, dass etwa 
11 Prozent der Mitgliedstaaten ihre veranlagten Beiträge in 
voller Höhe entrichtet haben, und fordert alle anderen Mit-
gliedstaaten, die es betrifft, insbesondere die Mitgliedstaaten 
mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die Entrichtung ih-
rer noch ausstehenden veranlagten Beiträge sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 4. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
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träge für die Mission vollständig und pünktlich entrichtet wer-
den; 

 5. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu behan-
deln sind; 

 7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit 
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen 
können; 

 8. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Itali-
en) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken, und ersucht den 
Generalsekretär zu diesem Zweck, die Anwendung des Systems 
zur Verwaltung von wesentlichen Geräten bei allen Frie-
denssicherungsmissionen im Einklang mit Resolution 52/1 A 
der Generalversammlung vom 15. Oktober 1997 zu beschleu-
nigen; 

 9. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen53 an und ersucht den Generalsekretär, ihre 
vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 10. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effizient 
und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 11. ersucht den Generalsekretär außerdem, sich zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allge-
meinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin zu bemü-
hen, in der Mission Ortskräfte auf Dienstposten des Allgemei-
nen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Erfordernissen 
der Mission; 

 12. beschließt, für die Aufrechterhaltung der Mission der 
Vereinten Nationen in Sierra Leone während des Zeitraums 
vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 für das Sonderkonto für die 
Mission zusätzlich zu dem gemäß Resolution 54/241 B der Ge-
neralversammlung bereits veranschlagten Betrag von 
504.399.051 Dollar brutto (496.545.461 Dollar netto) den Be-
trag von 73.273.600 Dollar brutto (73.784.400 Dollar netto) zu 
veranschlagen, worin der Betrag von 23.931.281 Dollar  
brutto (20.250.873 Dollar netto) für das Friedenssicherungs-
Sonderkonto und der Betrag von 3.741.370 Dollar brutto 
(3.328.988 Dollar netto) für die Versorgungsbasis der Verein-
ten Nationen eingeschlossen ist; 

 13. beschließt außerdem, als Ad-hoc-Regelung und unter 
Berücksichtigung des gemäß ihrer Resolution 54/241 B bereits 
veranlagten Betrags von 504.399.051 Dollar brutto 
(496.545.461 Dollar netto) den zusätzlichen Betrag von 
36.636.800 Dollar brutto (36.892.200 Dollar netto) für den 
Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 entsprechend der 
Zusammensetzung der Gruppen zu veranlagen, die in den 
Ziffern 3 und 4 der Resolution 43/232 der Generalversam-
mlung vom 1. März 1989 festgelegt und mit ihren späteren ein-
schlägigen Resolutionen und Beschlüssen für die Zwecke der 
Veranlagung für die Friedenssicherungseinsätze geändert 
worden ist, zuletzt mit ihrer Resolution 52/230 vom 31. März 
1998 und mit ihren Beschlüssen 54/456 bis 54/458 vom 
23. Dezember 1999 für den Zeitraum 1998-2000, und mit ihren 
Resolutionen 55/235 und 55/236 vom 23. Dezember 2000 für 
den Zeitraum 2001-2003, wobei auf einen Teil dieses Betrages, 
nämlich 18.318.400 Dollar brutto (18.446.100 Dollar netto), 
den auf den am 31. Dezember 2000 endenden Zeitraum 
entfallenden Betrag, der Beitragsschlüssel für das Jahr 200054 
anzuwenden ist, und auf den Restbetrag, das heisst 
18.318.400 Dollar brutto (18.446.100 Dollar netto) für den 
Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 2001, der Beitragschlüssel 
für das Jahr 200155; 

 14. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 A (X) vom 15. Dezember 1955 bei der Veranlagung 
unter den Mitgliedstaaten nach Ziffer 13 der Rückgang ihres 
jeweiligen Guthabens im Steuerausgleichsfonds aus den ge-
schätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
255.400 Dollar, die für die Mission für den Zeitraum vom 
1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 gebilligt wurden, zu berücksich-
tigen ist, wobei 127.700 Dollar auf den am 31. Dezember 2000 
endenden Zeitraum und der Restbetrag, das heißt 127.700 Dol-
lar, auf den Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 2001 entfallen; 

 15. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 16. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Mission beteiligt ist; 

 17. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in Form 
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär 
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf 
entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten 
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 18. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission der 
Vereinten Nationen in Sierra Leone" während ihrer fünfund-
fünfzigsten Tagung weiter zu behandeln. 

   
54 Siehe Resolutionen 52/215 A und 54/237 A. 
55 Siehe Resolution 55/5 B. 
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Resolution B 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/891/Add.1, Ziffer 7) 56. 

B 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Sierra 
Leone57 und der entsprechenden Berichte des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen58, 

 eingedenk der Resolution 1270 (1999) des Sicherheitsrats 
vom 22. Oktober 1999, mit der der Rat die Mission der Ver-
einten Nationen in Sierra Leone einrichtete, sowie der späteren 
Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der Truppe über-
prüfte und verlängerte, zuletzt Resolution 1346 (2001) vom 
30. März 2001, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 53/29 vom 20. November 
1998 über die Finanzierung der Beobachtermission der Verein-
ten Nationen in Sierra Leone sowie auf ihre späteren Resolu-
tionen über die Finanzierung der Mission der Vereinten Natio-
nen in Sierra Leone, zuletzt Resolution 55/251 A vom 12. April 
2001, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) 
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000 
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge für 
die Mission entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit 
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren 
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Si-
cherheitsrats nachkommen kann, 

 1. bekräftigt ihre Resolution 49/233 A vom 23. Dezem-
ber 1994, insbesondere diejenigen Ziffern, in denen es um die 
Haushaltszyklen für die Friedenssicherung geht, die im Haus-
haltsverfahren künftig nach Möglichkeit zu beachten sind; 

 2. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Beob-
achtermission der Vereinten Nationen in Sierra Leone und der 
Mission der Vereinten Nationen in Sierra Leone per 30. April 
2001, namentlich von den noch ausstehenden Beiträgen in Hö-
he von 165,8 Millionen US-Dollar, was etwa 28 Prozent der 
gesamten veranlagten Beiträge entspricht, vermerkt, dass etwa 
19 Prozent der Mitgliedstaaten ihre veranlagten Beiträge in 

   
56 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
57 A/55/853. 
58 A/55/869 und A/55/874. 

voller Höhe entrichtet haben, und fordert alle anderen Mit-
gliedstaaten, die es betrifft, insbesondere die Mitgliedstaaten 
mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die Entrichtung ih-
rer noch ausstehenden veranlagten Beiträge sicherzustellen; 

 3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 4. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 5. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, alles 
zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Beiträge für 
die Mission der Vereinten Nationen in Sierra Leone vollständig 
und pünktlich entrichtet werden; 

 6. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 7. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu be-
handeln sind; 

 8. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit 
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen 
können; 

 9. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Itali-
en) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken;  

 10. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen in den Berichten des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen59 an und ersucht den General-
sekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 11. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effizient 
und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 12. ersucht den Generalsekretär außerdem, sich zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allge-
meinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin zu be-
mühen, in der Mission Ortskräfte auf Dienstposten des Allge-

   
59 A/55/869 und A/55/874, Ziffer 10 c). 
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meinen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Erforder-
nissen der Mission; 

 13. billigt ausnahmsweise die in der Anlage zu dieser Re-
solution enthaltenen Sonderregelungen für die Mission betref-
fend die Anwendung des Artikels IV der Finanzordnung der 
Vereinten Nationen, wonach Mittelbewilligungen, die zur Be-
gleichung von Verpflichtungen gegenüber Regierungen, die 
Kontingente und/oder logistische Unterstützung für die Mission 
zur Verfügung stellen, entsprechend der Anlage zu dieser Re-
solution über den in den Artikeln 4.3 und 4.4 der Finanzord-
nung vorgesehenen Zeitraum weitergelten; 

 14. ermächtigt den Generalsekretär, für die Aufrechterhal-
tung der Mission während des Zeitraums vom 1. Juli bis 
31. Dezember 2001 Verpflichtungen in Höhe von 275 Millio-
nen Dollar brutto (273.375.000 Dollar netto) einzugehen, und 
beschließt, den Betrag von 16.634.763 Dollar brutto 
(14.598.640 Dollar netto) für den Friedenssicherungs-
Sonderhaushalt und den Betrag von 1.737.712 Dollar brutto 
(1.560.456 Dollar netto) für die Versorgungsbasis der Verein-
ten Nationen zu veranschlagen, was dem jeweiligen Anteil der 
Mission am Mittelbedarf des Sonderhaushalts und der Versor-
gungsbasis für den Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 
entspricht; 

 15. beschließt, den Betrag von 137,5 Millionen Dollar 
brutto (136.687.500 Dollar netto) für die Mission für den Zeit-
raum vom 1. Juli bis 30. September 2001 entsprechend den in 
der Resolution 55/235 der Generalversammlung festgelegten 
und von der Versammlung in ihrer Resolution 55/236 vom 
23. Dezember 2000 geänderten Kategorien und unter Berück-
sichtigung des in ihrer Resolution 55/5 B vom 23. Dezember 
2000 festgelegten Beitragsschlüssels für das Jahr 2001 unter 
den Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

 16. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Gutha-
ben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den ge-
schätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
812.500 Dollar, die für die Mission für den Zeitraum vom 
1. Juli bis 30. September 2001 gebilligt wurden, auf ihre Ver-
anlagung nach Ziffer 15 anzurechnen ist; 

 17. beschließt ferner, vorbehaltlich eines Beschlusses des 
Sicherheitsrats, das Mandat der Mission über den 30. Sep-
tember 2001 hinaus zu verlängern, den Betrag von 137,5 Mil-
lionen Dollar brutto (136.687.500 Dollar netto) für den Zeit-
raum vom 1. Oktober bis 31. Dezember 2001 unter den  Mit-
gliedstaaten in Höhe eines monatlichen Satzes von 
45.833.333 Dollar brutto (45.562.500 Dollar netto) entspre-
chend Ziffer 15 und unter Berücksichtigung des in der Resolu-
tion 55/5 B der Generalversammlung festgelegten Beitrags-
schlüssels für das Jahr 2001 zu veranlagen; 

 18. beschließt, dass im Einklang mit ihrer Resolution 973 
(X) das jeweilige Guthaben der Mitgliedstaaten im Steueraus-

gleichsfonds aus den geschätzten Einnahmen aus der Per-
sonalabgabe in Höhe von 812.500 Dollar, die für die Mission 
für den Zeitraum vom 1. Oktober bis 31. Dezember 2001 gebil-
ligt wurden, auf die Veranlagung der Mitgliedstaaten nach Zif-
fer 17 anzurechnen ist; 

 19. beschließt außerdem, den Betrag von 16.634.763 Dol-
lar brutto (14.598.640 Dollar netto) für den Sonderhaushalt und 
den Betrag von 1.737.712 Dollar brutto (1.560.456 Dollar net-
to) für die Versorgungsbasis der Vereinten Nationen für den 
Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 entsprechend Zif-
fer 15 und unter Berücksichtigung des in der Resolution 55/5 B 
der Generalversammlung festgelegten Beitragsschlüssels für 
die Jahre 2001 und 2002 unter den Mitgliedstaaten zu veranla-
gen, wobei auf einen Teil dieses Betrags, nämlich 
8.317.382 Dollar brutto (7.299.320 Dollar netto) für den Son-
derhaushalt und 868.856 Dollar brutto (780.228 Dollar netto) 
für die Versorgungsbasis für den Zeitraum vom 1. Juli bis 
31. Dezember 2001 der Beitragsschlüssel für das Jahr 2001 
anzuwenden ist, und auf den Restbetrag, das heißt 
8.317.381 Dollar brutto (7.299.320 Dollar netto) für den Son-
derhaushalt und 868.856 Dollar brutto (780.228 Dollar netto) 
für die Versorgungsbasis für den Zeitraum vom 1. Januar bis 
30. Juni 2002 der Beitragsschlüssel für das Jahr 2002; 

 20. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) das jeweilige Guthaben der Mitgliedstaaten im 
Steuerausgleichsfonds aus den geschätzten Einnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 2.036.123 Dollar für den Sonder-
haushalt und in Höhe von 177.256 Dollar für die Versorgungs-
basis der Vereinten Nationen, die für den Zeitraum vom 1. Juli 
2001 bis 30. Juni 2002 gebilligt wurden, auf die Veranlagung 
der Mitgliedstaaten nach Ziffer 19 anzurechnen ist, wobei 
1.018.062 Dollar für den Sonderhaushalt und 88.628 Dollar für 
die Versorgungsbasis auf den Zeitraum vom 1. Juli bis 
31. Dezember 2001 entfallen, und der Restbetrag, das heißt 
1.018.061 Dollar für den Sonderhaushalt und 88.628 Dollar für 
die Versorgungsbasis, auf den Zeitraum vom 1. Januar bis 
30. Juni 2002; 

 21. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre finan-
ziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission erfüllt haben, 
ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften Haushalts-
mitteln von 2.450.800 Dollar brutto (2.336.400 Dollar netto) 
für den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum auf ihre Veranla-
gung nach Ziffer 15 anzurechnen ist, entsprechend der Zu-
sammensetzung der Gruppen, die in den Ziffern 3 and 4 der 
Resolution 43/232 der Generalversammlung vom 1. März 1989 
festgelegt und für die Zwecke der Ad-hoc-Veranlagung für die 
Friedenssicherungseinsätze von der Versammlung mit späteren 
einschlägigen Resolutionen und Beschlüssen geändert worden 
ist, zuletzt mit ihrer Resolution 52/230 vom 31. März 1998 und 
mit ihren Beschlüssen 54/456 bis 54/458 vom 23. Dezember 
1999 für den Zeitraum 1998-2000, sowie unter Berücksichti-
gung des in ihren Resolutionen 52/215 A vom 22. Dezember 
1997 und 54/237 A vom 23. Dezember 1999 festgelegten Bei-
tragsschlüssels für das Jahr 2000;  
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 22. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die ih-
re finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission nicht er-
füllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln in Höhe von 2.450.800 Dollar brutto 
(2.336.400 Dollar netto) für den am 30. Juni 2000 endenden 
Zeitraum nach dem in Ziffer 21 festgelegten Schema auf ihre 
ausstehenden Verpflichtungen anzurechnen ist; 

 23. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 24. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Mission beteiligt ist; 

 25. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in Form 
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär 
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf 
entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten 
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 26. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission der 
Vereinten Nationen in Sierra Leone" in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

Anlage 

Sonderregelungen betreffend die Anwendung des Arti-
kels IV der Finanzordnung der Vereinten Nationen 

1. Am Ende des in Artikel 4.3 der Finanzordnung vorgesehe-
nen Zwölfmonatszeitraums werden alle nicht abgewickelten 
Verpflichtungen der jeweiligen Finanzperiode in Bezug auf 
Lieferungen und Leistungen der Regierungen, für die Forde-
rungen eingegangen sind oder für die feste Erstattungssätze 
gelten, den Verbindlichkeiten zugeführt; diese Verbindlich-
keiten bleiben auf dem Sonderkonto für die Mission der Ver-
einten Nationen in Sierra Leone verbucht, bis die Zahlung er-
folgt ist. 

2. Zusätzlich 

 a) Gelten alle sonstigen nicht abgewickelten Verpflich-
tungen der jeweiligen Finanzperiode gegenüber Regierungen 
aus erfolgten, jedoch noch nicht geprüften Lieferungen und 
Leistungen sowie andere Verpflichtungen gegenüber Regie-
rungen, für die die entsprechenden Forderungen noch nicht 
eingegangen sind, nach Ablauf des in Artikel 4.3 der Finanz-
ordnung vorgesehenen Zwölfmonatszeitraums für einen zusätz-
lichen Zeitraum von vier Jahren weiter; 

 b) werden während dieses Vierjahreszeitraums einge-
gangene Forderungen sowie gebilligte Prüfberichte gegebenen-
falls wie in Ziffer 1 vorgesehen behandelt; 

 c) werden alle nicht abgewickelten Verpflichtungen am 
Ende des zusätzlichen Vierjahreszeitraums annulliert, und der 
dann noch verbleibende Restbetrag etwaiger dafür verfügbar 
gehaltener Haushaltsmittel verfällt. 

RESOLUTIONEN 55/252 A und B 

55/252. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen 
in Äthiopien und Eritrea 

 Resolution A 

Verabschiedet auf der 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/711/Add.1, Ziffer 6) 60. 

A 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Äthio-
pien und Eritrea61 und der entsprechenden Berichte des Be-
ratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen62, 

 eingedenk der Resolution 1312 (2000) des Sicherheitsrats 
vom 31. Juli 2000 betreffend die Einrichtung der Mission der 
Vereinten Nationen in Äthiopien und Eritrea sowie der späte-
ren Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der Mission 
verlängert hat, zuletzt Resolution 1344 (2001) vom 15. März 
2001, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/237 vom 23. De-
zember 2000 über die Finanzierung der Mission, 

 erneut erklärend, dass es sich bei den Kosten der Mission 
um Ausgaben der Organisation handelt, die nach Artikel 17 
Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen von den Mit-
gliedstaaten zu tragen sind, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin gehend, 
dass zur Deckung der Ausgaben für die Mission ein anderes 
Verfahren anzuwenden ist als zur Deckung der Ausgaben des 
ordentlichen Haushalts der Vereinten Nationen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die wirtschaftlich wei-
ter entwickelten Länder zur Leistung verhältnismäßig größerer 
Beiträge in der Lage sind und dass die wirtschaftlich weniger 
entwickelten Länder in relativ begrenztem Maße imstande sind, 
zu einem solchen Einsatz beizutragen, 

 eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der Gene-
ralversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden besonderen 
Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder des Sicher-
heitsrats sind, für die Finanzierung eines solchen Einsatzes, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit 
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren 
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Sicher-
heitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Mis-
sion der Vereinten Nationen in Äthiopien und Eritrea per 

   
60 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Stellver-
tretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
61 A/55/666 und Corr.1. 
62 A/55/688 und Add.1. 



54 Generalversammlung – Fünfundfünfzigste Tagung  

 

 

28. Februar 2001, namentlich von den noch ausstehenden Bei-
trägen in Höhe von 101,9 Millionen US-Dollar, was 92 Prozent 
der gesamten veranlagten Beiträge entspricht, vermerkt, dass 
etwa 13 Prozent der Mitgliedstaaten ihre veranlagten Beiträge 
in voller Höhe entrichtet haben, und fordert alle anderen Mit-
gliedstaaten, die es betrifft, nachdrücklich auf, die Entrichtung 
ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 4. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Mission vollständig und pünktlich entrichtet wer-
den; 

 5. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbeson-
dere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit ausrei-
chenden Ressourcen konfrontiert war; 

 6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu be-
handeln sind; 

 7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmissio-
nen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit sie 
ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen kön-
nen; 

 8. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Itali-
en) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken, und ersucht den 
Generalsekretär zu diesem Zweck, die Anwendung des Systems 
zur Verwaltung von wesentlichen Geräten bei allen Friedenssi-
cherungsmissionen im Einklang mit ihrer Resolution 52/1 A 
vom 15. Oktober 1997 zu beschleunigen; 

 9. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen63 an und ersucht den Generalsekretär, ihre 
vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 10. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effizient 
und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

   
63 A/55/688/Add.1. 

 11. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung zum frühestmöglichen Zeitpunkt darüber Bericht 
zu erstatten, wie sich das Einsatzkonzept auf die vorgeschlage-
ne Struktur der Mission, einschließlich der Leitungsebene, 
auswirkt und diese rechtfertigen kann; 

 12. ersucht den Generalsekretär ferner, sich zur Senkung 
der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allgemeinen 
Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin zu bemühen, in 
der Mission Ortskräfte auf Dienstposten des Allgemeinen 
Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Erfordernissen der 
Mission; 

 13. beschließt, für den Einsatz der Mission während des 
Zeitraums vom 31. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 den Betrag von 
180 Millionen Dollar brutto (177.866.900 Dollar netto) zu ver-
anschlagen, worin der von der Generalversammlung in ihrer 
Resolution 55/237 bewilligte Betrag von 150 Millionen Dollar 
brutto (148.220.200 Dollar netto) eingeschlossen ist; 

 14. beschließt außerdem, als Ad-hoc-Regelung und unter 
Berücksichtigung des nach ihrer Resolution 55/237 bereits ver-
anlagten Betrags von 150 Millionen Dollar brutto 
(148.220.200 Dollar netto) für den Zeitraum vom 31. Juli 2000 
bis 30. Juni 2001 den zusätzlichen Betrag von 30 Millio-
nen Dollar brutto (29.646.700 Dollar netto) unter den Mit-
gliedstaaten entsprechend der Zusammensetzung der Gruppen 
zu veranlagen, die in den Ziffern 3 und 4 ihrer Resolution 
43/232 vom 1. März 1989 festgelegt und für die Zwecke der 
Veranlagung für Friedenssicherungseinsätze mit späteren ein-
schlägigen Resolutionen und Beschlüssen geändert worden ist, 
zuletzt mit ihrer Resolution 52/230 vom 31. März 1998 und ih-
ren Beschlüssen 54/456 bis 54/458 vom 23. Dezember 1999 
für den Zeitraum 1998-2000 sowie mit ihren Resolutionen 
55/235 und 55/236 vom 23. Dezember 2000 für den Zeitraum 
2001-2003, wobei auf einen Teil dieses Betrags, nämlich 
13.791.045 Dollar brutto (13.628.632 Dollar netto), den auf 
den am 31. Dezember 2000 endenden Zeitraum entfallenden 
Betrag, der Beitragsschlüssel für das Jahr 200064 anzuwenden 
ist und auf den Restbetrag, das heißt 16.208.955 Dollar brutto 
(16.018.068 Dollar netto) für den Zeitraum vom 1. Januar bis 
30. Juni 2001, der Beitragsschlüssel für das Jahr 200165; 

 15. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Reso-
lution 973 A (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Gut-
haben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den 
geschätzten zusätzlichen Einnahmen aus der Personalabgabe in 
Höhe von 353.300 Dollar, die für die Mission für den Zeitraum 
vom 31. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 gebilligt worden sind, auf 
ihre Veranlagung nach Ziffer 14 anzurechnen ist, wobei 
162.413 Dollar auf den am 31. Dezember 2000 endenden Zeit-
raum und der Restbetrag, das heißt 190.887 Dollar, auf den 
Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 2001 entfallen; 

   
64 Siehe Resolutionen 52/215 A und 54/237 A. 
65 Siehe Resolution 55/5 B. 
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 16. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 17. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Mission beteiligt ist; 

 18. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in Form 
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär 
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf 
entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten 
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 19. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission der 
Vereinten Nationen in Äthiopien und Eritrea" auf ihrer fünf-
undfünfzigsten Tagung weiter zu behandeln. 

Resolution B 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/711/Add.2, Ziffer 6) 66. 

B 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Beratenden Ausschusses 
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen67, 

 eingedenk der Resolution 1312 (2000) des Sicherheitsrats 
vom 31. Juli 2000 betreffend die Einrichtung der Mission der 
Vereinten Nationen in Äthiopien und Eritrea sowie der späte-
ren Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der Mission 
verlängert hat, zuletzt Resolution 1344 (2001) vom 15. März 
2001, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/237 vom 23. De-
zember 2000 und 55/252 A vom 12. April 2001 über die Fi-
nanzierung der Mission, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) 
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000 
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit 
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren 
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Si-
cherheitsrats nachkommen kann, 

 1. bekräftigt ihre Resolution 49/233 A vom 23. De-
zember 1994, insbesondere diejenigen Ziffern, in denen es um 
die Haushaltszyklen für die Friedenssicherung geht, die nach 
Möglichkeit künftig im Haushaltsverfahren zu beachten sind; 

   
66 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Stellver-
tretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
67 A/55/874. 

 2. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Mis-
sion der Vereinten Nationen in Äthiopien und Eritrea per 
30. April 2001, namentlich von den noch ausstehenden Beiträ-
gen in Höhe von 127,8 Millionen US-Dollar, was 81 Prozent 
der gesamten veranlagten Beiträge entspricht, vermerkt, dass 
etwa 10 Prozent der Mitgliedstaaten ihre veranlagten Beiträge 
in voller Höhe entrichtet haben, und fordert alle anderen Mit-
gliedstaaten, die es betrifft, nachdrücklich auf, die Entrichtung 
ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge sicherzustellen; 

 3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 4. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 5. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Mission vollständig und pünktlich entrichtet wer-
den; 

 6. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, ins-
besondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen  im Allgemeinen konfrontiert war, 
und nimmt mit Genugtuung Kenntnis von den in Ziffer 24 des 
Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen68 enthaltenen Anmerkungen betreffend die ra-
sche und effiziente Dislozierung der Militärkontingente der 
Mission; 

 7. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu be-
handeln sind; 

 8. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmissio-
nen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit sie 
ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen kön-
nen; 

 9. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Itali-
en) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 10. schließt sich der Empfehlung in Ziffer 10 b) des Be-
richts des Beratenden Ausschusses67 an; 

 11. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt darüber Bericht zu erstatten, 
wie sich das Einsatzkonzept auf die vorgeschlagene Struktur 
der Mission, einschließlich der Leitungsebene, auswirkt und 
diese rechtfertigen kann; 

   
68 A/55/688/Add.1. 
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 12. ersucht den Generalsekretär außerdem, alles Erforder-
liche zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so 
effizient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 13. ersucht den Generalsekretär ferner, sich zur Senkung 
der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allgemeinen 
Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin zu bemühen, in 
der Mission Ortskräfte auf Dienstposten des Allgemeinen 
Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Erfordernissen der 
Mission; 

 14. ermächtigt den Generalsekretär, für die Aufrechterhal-
tung der Mission während des Zeitraums vom 1. Juli bis 
31. Dezember 2001 Verpflichtungen in Höhe von 90 Millio-
nen Dollar brutto (88.933.450 Dollar netto) einzugehen, und 
beschließt, für den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt den Be-
trag von 5.444.104 Dollar brutto (4.777.737 Dollar netto) und 
für die Versorgungsbasis der Vereinten Nationen den Betrag 
von 568.706 Dollar brutto (510.695 Dollar netto) zu veran-
schlagen, was dem jeweiligen Anteil der Mission am Mittel-
bedarf für den Sonderhaushalt und die Versorgungsbasis für 
den Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 entspricht; 

 15. beschließt, für den Zeitraum vom 1. Juli bis 15. Sep-
tember 2001 den Betrag von 37,5 Millionen Dollar brutto 
(37.055.604 Dollar netto) entsprechend den in der Resolu-
tion 55/235 der Generalversammlung festgelegten und von der 
Versammlung in ihrer Resolution 55/236 vom 23. Dezember 
2000 geänderten Kategorien und unter Berücksichtigung des in 
ihrer Resolution 55/5 B vom 23. Dezember 2000 festgelegten 
Beitragsschlüssels für das Jahr 2001 unter den Mitgliedstaaten 
zu veranlagen; 

 16. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Gutha-
ben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den ge-
schätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
444.396 Dollar, die für die Mission für den Zeitraum vom 
1. Juli bis 15. September 2001 gebilligt wurden, auf ihre Ver-
anlagung nach Ziffer 15 anzurechnen ist; 

 17. beschließt ferner, vorbehaltlich eines Beschlusses des 
Sicherheitsrats, das Mandat der Mission über den 15. Septem-
ber 2001 hinaus zu verlängern, für den Zeitraum vom 16. Sep-
tember bis 31. Dezember 2001 den Betrag von 52,5 Millio-
nen Dollar brutto (51.877.846 Dollar netto) im Einklang mit 
Ziffer 15 zu einem monatlichen Satz von 15 Millionen Dollar 
brutto (14.822.242 Dollar netto) unter den Mitgliedstaaten zu 
veranlagen; 

 18. beschließt, dass im Einklang mit ihrer Resolution 973 
(X) das jeweilige Guthaben der Mitgliedstaaten im Steueraus-
gleichsfonds aus den geschätzten Einnahmen aus der Personal-
abgabe in Höhe von 622.154 Dollar, die für die Mission für 
den Zeitraum vom 16. September bis 31. Dezember 2001 
gebilligt wurden, auf die Veranlagung der Mitgliedstaaten nach 
Ziffer 17 anzurechnen ist; 

 19. beschließt außerdem, für den Zeitraum vom 1. Juli 
2001 bis 30. Juni 2002 den Betrag von 5.444.104 Dollar brutto 

(4.777.737 Dollar netto) für den Sonderhaushalt und den Be-
trag von 568.706 Dollar brutto (510.695 Dollar netto) für die 
Versorgungsbasis der Vereinten Nationen im Einklang mit Zif-
fer 15 und unter Berücksichtigung des in der Resolution 55/5 B 
der Generalversammlung festgelegten Beitragsschlüssels für 
die Jahre 2001 und 2002 unter den Mitgliedstaaten zu veranla-
gen, wobei auf einen Teil dieser Beträge, nämlich 
2.722.052 Dollar brutto (2.388.869 Dollar netto) für den Son-
derhaushalt und 284.353 Dollar brutto (255.348 Dollar netto) 
für die Versorgungsbasis, den auf den Zeitraum vom 1. Juli bis 
31. Dezember 2001 entfallenden Betrag, der Beitragsschlüssel 
für das Jahr 2001 anzuwenden ist und auf die Restbeträge, das 
heißt 2.722.052 Dollar brutto (2.388.868 Dollar netto) für den 
Sonderhaushalt und 284.353 Dollar brutto (255.347 Dollar net-
to) für die Versorgungsbasis für den Zeitraum vom 1. Januar 
bis 30. Juni 2002, der Beitragsschlüssel für das Jahr 2002; 

 20. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Reso-
lution 973 (X) das jeweilige Guthaben der Mitgliedstaaten im 
Steuerausgleichsfonds aus den geschätzten Einnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 666.367 Dollar für den Sonder-
haushalt und 58.011 Dollar für die Versorgungsbasis der Ver-
einten Nationen, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis 
30. Juni 2002 gebilligt wurden, auf die Veranlagung der Mit-
gliedstaaten nach Ziffer 19 anzurechnen ist, wobei 
333.183 Dollar für den Sonderhaushalt und 29.005 Dollar für 
die Versorgungsbasis auf den Zeitraum vom 1. Juli bis 31. De-
zember 2001 und die Restbeträge, das heißt 333.184 Dollar für 
den Sonderhaushalt und 29.006 Dollar für die Versorgungsba-
sis, auf den Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 2002 entfallen; 

 21. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 22. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Mission beteiligt ist; 

 23. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in Form 
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär 
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf 
entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten 
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 24. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission der 
Vereinten Nationen in Äthiopien und Eritrea" in die vorläufige 
Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 55/257 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/982, Ziffer 6) 69. 

   
69 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Stellver-
tretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
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55/257. Bericht der Gemeinsamen Inspektionsgruppe über 
die Überprüfung der Leitung und Verwaltung der 
Kanzlei des Internationalen Gerichtshofs 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf Abschnitt V ihrer Resolution 55/238 vom 
23. Dezember 2000, 

 nach Behandlung des Berichts der Gemeinsamen Inspek-
tionsgruppe mit dem Titel "Überprüfung der Leitung und Ver-
waltung der Kanzlei des Internationalen Gerichtshofs"70 und 
der diesbezüglichen Stellungnahmen des Internationalen Ge-
richtshofs und des Generalsekretärs71, 

 1. stellt fest, dass die im Bericht der Gemeinsamen In-
spektionsgruppe genannten Probleme bei der Leitung der 
Kanzlei des Internationalen Gerichtshofs weitgehend behoben 
wurden; 

 2. nimmt Kenntnis von den Empfehlungen 1 und 7 der 
Gruppe in Bezug auf Forschungsassistenten beziehungsweise 
den Dienstposten eines leitenden Bediensteten für Verwal-
tung/Personal und ersucht den Beratenden Ausschuss für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen, die Angelegenheit zu prüfen 
und im Rahmen seines ersten Berichts über den Entwurf des 
Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeitraum 2002-
2003 die von ihm für geeignet erachteten Empfehlungen zum 
Zwecke der Beschlussfassung durch die Generalversammlung 
auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung abzugeben; 

 3. unterstreicht die Wichtigkeit einer konsequenten, fai-
ren und transparenten Personalverwaltung und die Notwendig-
keit der Einführung eines wirksamen Leistungsbeurteilungs-
systems für die Bediensteten des Gerichtshofs, wie in Ziffer 85 
des Berichts der Gruppe70 vermerkt; 

 4. bittet den Gerichtshof, zu überprüfen, ob eine Ände-
rung seiner Personalordnung erforderlich ist, um das Leistungs-
beurteilungssystem einführen und anwenden zu können; 

 5. beschließt, die Frage auf ihrer sechsundfünfzigsten 
Tagung weiter zu verfolgen.  

RESOLUTION 55/258 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/890/Add.1, Ziffer 7) 72. 

55/258. Personalmanagement 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf die Artikel 8, 97, 100 und 101 der Charta 
der Vereinten Nationen, 

   
70 Siehe A/55/834. 
71 Siehe A/55/834/Add.1. 
72 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 

 in Bekräftigung ihrer Resolutionen 49/222 A und B vom 
23. Dezember 1994 beziehungsweise 20. Juli 1995, 51/226 
vom 3. April 1997, 52/219 vom 22. Dezember 1997, 52/252 
vom 8. September 1998 und 53/221 vom 7. April 1999, ihrer 
anderen einschlägigen Resolutionen und Beschlüsse sowie vor-
behaltlich der Bestimmungen dieser Resolution, 

 nach Behandlung der einschlägigen Berichte über Fragen 
des Personalmanagements, die der Generalsekretär der Gene-
ralversammlung zur Behandlung auf ihrer fünfundfünfzigsten 
Tagung vorgelegt hat73, und der entsprechenden Berichte des 
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen74, 

 erneut erklärend, dass die Bediensteten der Vereinten Na-
tionen ein unschätzbares Gut der Organisation darstellen, und 
in Würdigung ihres Beitrags zur Förderung der Ziele und 
Grundsätze der Vereinten Nationen, 

 in Kenntnis der von den Personalvertretern vor dem Fünften 
Ausschuss gemäß Resolution 35/213 der Generalversammlung 
vom 17. Dezember 1980 zum Ausdruck gebrachten Auffassun-
gen75, 

 in Würdigung des Andenkens aller Bediensteten, die im 
Dienste der Organisation ihr Leben gelassen haben, 

I 
Grundsätze und Rolle des Sekretariats-Bereichs Perso-

nalmanagement 

 bekräftigt die in Abschnitt I ihrer Resolution 53/221 festge-
legten Grundsätze für das Personalmanagement sowie die in 
Abschnitt II der genannten Resolution festgelegte Rolle des 
Sekretariats-Bereichs Personalmanagement; 

II 
Personalplanung 

 bekräftigt die in Abschnitt III ihrer Resolution 53/221 ent-
haltenen Bestimmungen; 

III 
Vertragsregelungen 

 nach Behandlung der Vorschläge des Generalsekretärs über 
neue Vertragsregelungen, 

 1. beschließt, sich auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
erneut mit diesem Thema zu befassen; 

 2. ersucht den Generalsekretär, im Einklang mit den in 
Ziffer 50 seines Berichts genannten Schritten der Generalver-

   
73 A/53/955, A/54/257, A/54/279 und Corr.1, A/54/793, A/55/57 und Add.1, 
A/55/59 und Add.1, A/55/168, A/55/253 und Corr.1, A/55/270, A/55/352 und 
Corr.1, A/55/397, A/55/399 und Corr.1, A/55/423 und Add.1, A/55/427, 
A/55/451 und A/C.5/54/2, A/C.5/54/21, A/C.5/54/L.3 und A/C.5/55/L.3. 
74 A/54/450, A/55/499 und A/55/514. 
75 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-fifth Session, Fifth 
Committee, 18. Sitzung (A/C.5/55/SR.18) und Korrigendum. 
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sammlung seine endgültigen Vorschläge über neue Vertrags-
regelungen zur Prüfung vorzulegen und dabei die Unterschiede 
zwischen den bestehenden und den vorgeschlagenen Anstel-
lungsverhältnissen zu erläutern;  

IV 
Rekrutierung und Stellenbesetzung 

 in Anbetracht dessen, wie wertvoll ein transparenter Rekru-
tierungs-, Stellenbesetzungs- und Beförderungsprozess in der 
Organisation ist, 

 nach Behandlung der Vorschläge des Generalsekretärs be-
treffend Veränderungen des Rekrutierungs-, Stellenbesetzungs- 
und Beförderungssystems, 

 1. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser 
Resolution den Auffassungen und Empfehlungen in den Ziffern 
8 bis 11 sowie in Anhang VIII des Berichts des Beratenden 
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen76 an; 

 2. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass bei 
der Einstellung von Bediensteten ein Höchstmaß an Leistungs-
fähigkeit, fachlicher Eignung und Integrität das wichtigste Kri-
terium ist und der Grundsatz der ausgewogenen geografischen 
Verteilung gebührend berücksichtigt wird, im Einklang mit Ar-
tikel 101 Absatz 3 der Charta der Vereinten Nationen; 

 3. betont erneut, dass alle Stellenausschreibungen für ex-
terne Bewerber den ständigen Vertretungen der Mitgliedstaaten 
vorgelegt, an den Anschlagtafeln in den Räumlichkeiten der 
Vereinten Nationen ausgehängt und auf der Web-Seite der 
Vereinten Nationen veröffentlicht werden sollen, beschließt, 
dass sie effektiv am Ausschreibungstag zu verteilen sind, dass 
die Bewerbungsfrist mindestens zwei Monate ab dem Datum 
der Ausschreibung betragen soll und dass der Generalsekretär 
bei einem ungeplanten Freiwerden von Stellen, unter anderem 
durch den Tod oder das plötzliche Ausscheiden von Bedienste-
ten, die Frist für die Einreichung externer Bewerbungen auf 
30 Tage reduzieren kann, wenn er dies im Interesse der Organi-
sation für notwendig erachtet, und ersucht den Generalsekretär, 
der Generalversammlung darüber Bericht zu erstatten; 

 4. ersucht den Generalsekretär, Stellenausschreibungen 
für interne Bewerber zum Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung an 
die ständigen Vertretungen zu verteilen; 

 5. ersucht den Generalsekretär außerdem, jeden Monat 
ein elektronisches Bulletin zu veröffentlichen, das alle freien 
Planstellen des Höheren Dienstes und des Allgemeinen Dien-
stes bei den Vereinten Nationen, einschließlich bei den Frie-
denssicherungseinsätzen, enthält, ohne dass hierdurch die her-
kömmlichen Verteilungswege für Stellenausschreibungen be-
rührt würden; 

 6. bekräftigt, dass der Generalsekretär unter gebührender 
Berücksichtigung der geografischen Verteilung externe Bewer-
ber für Dienstposten der Besoldungsgruppe P-4 in Betracht 

   
76 A/55/499. 

ziehen kann, bei der Besetzung dieser Stellen jedoch Bewerber, 
die über die erforderlichen Qualifikationen und Erfahrungen 
verfügen und bereits im Dienst der Vereinten Nationen stehen, 
voll zu berücksichtigen hat; 

 7. ersucht den Generalsekretär, den Bereich Personal-
management anzuweisen, den Einstellungsprozess zu verwalten 
und zu beaufsichtigen, um sicherzustellen, dass der Grundsatz 
der ausgewogenen geografischen Verteilung und das Ziel der 
ausgewogenen Vertretung von Männern und Frauen im Ein-
klang mit den Resolutionen der Generalversammlung 42/220 A 
vom 21. Dezember 1987, 51/226 und 53/221 geachtet wird, 
namentlich durch eine entsprechende Vorauswahl unter den 
Bewerbern nach diesen Gesichtspunkten; 

 8. betont, dass die Zahl der aus nicht repräsentierten be-
ziehungsweise unterrepräsentierten Mitgliedstaaten rekrutierten 
Bediensteten erhöht werden muss, ersucht den Generalsekretär, 
weitere Anstrengungen zu unternehmen, um das Ausmaß der 
Unterrepräsentierung von Mitgliedstaaten und die Anzahl der 
nicht repräsentierten Mitgliedstaaten zu verringern, und ersucht 
den Generalsekretär außerdem, so bald wie möglich ein Pro-
gramm zu erarbeiten und konkrete Zielgrößen festzulegen, um 
für alle nicht repräsentierten beziehungsweise unterrepräsen-
tierten Mitgliedstaaten eine ausgewogene geografische Vertre-
tung zu erreichen, eingedenk der Notwendigkeit, mehr Bedien-
stete aus Mitgliedstaaten einzustellen, deren Anteil unter dem 
Mittelwert ihres Soll-Stellenrahmens liegt, und der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung hierüber Be-
richt zu erstatten; 

 9. ersucht den Generalsekretär, bei der Besetzung freier 
Stellen in den Sprachendiensten des Sekretariats sicherzustel-
len, dass die eingestellten Bewerber den höchsten Qualitäts-
anforderungen im Bereich der Übersetzung und Dolmetschung 
in alle sechs Amtssprachen genügen; 

 10. erklärt erneut, dass das Programm der einzelstaatli-
chen Auswahlwettbewerbe ein nützliches Mittel zur Auswahl 
der fähigsten Kandidaten aus ungenügend vertretenen Mit-
gliedstaaten darstellt, und ersucht den Generalsekretär, für der 
geografischen Verteilung unterliegende Dienstposten der Be-
soldungsgruppe P-2 und erforderlichenfalls der Besoldungs-
gruppe P-3 auch künftig solche Auswahlwettbewerbe abzuhal-
ten; 

 11. ersucht den Generalsekretär, auch künftig allen Be-
diensteten, die auf Grund von Auswahlwettbewerben eingestellt 
wurden, eine Anstellung auf Probe anzubieten und diese Be-
diensteten nach erfolgreicher Beendigung der Probezeit für die 
Übernahme in eine Anstellung auf Dauer in Betracht zu ziehen; 

 12. bedauert, dass trotz Abschnitt V Ziffer 19 ihrer Reso-
lution 53/221 und gemäß Ziffer 52 des Berichts des Sekretari-
ats-Amtes für interne Aufsichtsdienste über die Kontrollprü-
fung des Rekrutierungsprozesses im Bereich Personalmanage-
ment77 manche Programmleiter noch immer zögern, über ein-

   
77 Siehe A/55/397. 
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zelstaatliche Auswahlwettbewerbe ausgewählte Bewerber ein-
zustellen, sodass viele Dienstposten der Besoldungsgruppe P-2 
nicht besetzt werden, und ersucht den Generalsekretär, konkre-
te Maßnahmen zu ergreifen, um diese Dienstposten zügig mit 
Kandidaten aus der vorhandenen Liste erfolgreicher Bewerber 
zu besetzen; 

 13. fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, streng 
den Grundsatz zu beachten, wonach Ernennungen auf Dienst-
posten der Besoldungsgruppe P-2 und auf Posten für die Kon-
ferenzdienste, für die besondere Sprachkenntnisse erforderlich 
sind, ausschließlich über Auswahlwettbewerbe erfolgen sollen, 
und ersucht ihn in diesem Zusammenhang, in seinen künftigen 
Berichten die Gründe anzugeben, die eine Nichtbefolgung die-
ses Grundsatzes rechtfertigen; 

 14. bekräftigt die Politik, wonach Ernennungen auf 
Dienstposten der Besoldungsgruppe P-3 in der Regel über Aus-
wahlwettbewerbe zu erfolgen haben; 

 15. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass die 
Bewerber, die über einzelstaatliche Auswahlwettbewerbe aus-
gewählt werden, umgehend eine Stelle erhalten und dass be-
sondere Anstrengungen unternommen werden, um vorhandene 
freie Stellen mit den Kandidaten aus der Liste der Bewerber zu 
besetzen, die einzelstaatliche Auswahlwettbewerbe bestanden 
haben, bis diese Listen ausgeschöpft sind; 

 16. bedauert es, dass die Bestimmungen von Abschnitt V 
Ziffer 22 ihrer Resolution 53/221 nicht vollständig eingehalten 
wurden, was dazu führte, dass Bewerber aus überrepräsentier-
ten Ländern im Februar 2000 an der Laufbahnprüfung für den 
Aufstieg vom Allgemeinen Dienst in den Höheren Dienst teil-
nahmen, und beschließt, den Kandidaten, die die Laufbahnprü-
fung des Jahres 2000 bestanden haben, als einmalige Ausnah-
me den Aufstieg vom Allgemeinen in den Höheren Dienst zu 
gestatten; 

 17. nimmt Kenntnis von den Bemühungen des Generalse-
kretärs, die Laufbahnprüfung für den Aufstieg vom Allgemei-
nen in den Höheren Dienst wie in Abschnitt V Ziffer 22 ihrer 
Resolution 53/221 gefordert an die einzelstaatlichen Auswahl-
wettbewerbe anzugleichen, und beschließt, dass die Übernahme 
qualifizierter Bediensteter aus dem Allgemeinen in den Höhe-
ren Dienst künftig auf die Besoldungsgruppen P-1 und P -2 und 
auf höchstens 10 Prozent der Ernennungen in diesen Besol-
dungsgruppen beschränkt werden soll; 

 18. betont die Notwendigkeit, das Sekretariat systematisch 
zu verjüngen und jüngere Bedienstete des Höheren Dienstes an 
die Organisation zu binden, vor allem im Lichte des Alterspro-
fils ihrer Bediensteten; 

 19. erklärt erneut, dass die Abstellung aus dem einzel-
staatlichen öffentlichen Dienst mit den Artikeln 100 und 101 
der Charta vereinbar und sowohl für die Organisation als auch 
für die Mitgliedstaaten nützlich ist, und fordert den Generalse-
kretär nachdrücklich auf, diese Praxis in größerem Umfang 
fortzusetzen; 

 20. nimmt Kenntnis von den Empfehlungen im Bericht der 
Gemeinsamen Inspektionsgruppe über Ernennungen auf hoch-
rangige Dienstposten in den Vereinten Nationen und ihren Pro-
grammen und Fonds78 sowie von den diesbezüglichen Stel-
lungnahmen des Generalsekretärs79; 

 21. erklärt erneut, dass Einstellungen, Ernennungen und 
Beförderungen von Bediensteten ohne Unterschied nach Rasse, 
Geschlecht oder Religion und im Einklang mit den Grundsät-
zen der Charta sowie dem Personalstatut und der Personalord-
nung der Vereinten Nationen erfolgen sollen; 

 22. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Organisation im Ein-
klang mit den einschlägigen Resolutionen der Generalver-
sammlung in allen Hauptabteilungen des Sekretariats ohne 
Ausnahme einheitlich angewandt werden; 

 23. nimmt Kenntnis von den Ziffern 62 bis 66 des Be-
richts des Generalsekretärs80 und ersucht den Generalsekretär, 
über das Amt für interne Aufsichtsdienste eine Inspektion zur 
Frage einer möglichen Diskriminierung auf Grund der Staats-
angehörigkeit, der Rasse, des Geschlechts, der Religion und der 
Sprache bei der Rekrutierung, Beförderung und Stellenbeset-
zung durchzuführen und der Generalversammlung auf ihrer 
sechsundfünfzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

V 
Mobilität 

 in Anerkennung der Wichtigkeit der Mobilität der Bedien-
steten in der Organisation, 

 sowie in Anerkennung dessen, dass das Erfordernis der 
Mobilität zu den wesentlichen Elementen des vertraglichen Sta-
tus der Bediensteten gehört, 

 nach Behandlung der Empfehlungen des Generalsekretärs 
und der diesbezüglichen Auffassungen des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen, 

 1. ersucht den Generalsekretär, weitere Mobilitätskrite-
rien auszuarbeiten, damit die Organisation den höchstmögli-
chen Nutzen daraus ziehen kann, die faire und gerechte Be-
handlung aller Bediensteten gewährleistet ist und ein möglicher 
Missbrauch als Zwangsmaßnahme gegenüber den Bediensteten 
vermieden wird, und dabei die Arbeitsplatzsicherheit in der 
Organisation und andere maßgebliche Faktoren, wie etwa ein 
geeignetes Anreizsystem und die Zusicherung von Aufstiegs-
möglichkeiten, zu berücksichtigen; 

 2. ersucht die Kommission für den internationalen öf-
fentlichen Dienst, die Frage der Mobilität und ihre Auswirkun-
gen auf die Laufbahnförderung von Bediensteten des Systems 
der Vereinten Nationen umfassend zu überprüfen und der Ge-
neralversammlung während ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
Bericht zu erstatten; 

   
78 Siehe A/55/423. 
79 Siehe A/55/423/Add.1. 
80 A/55/427. 
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 3. vermerkt den Unterschied zwischen der Mobilität in-
nerhalb eines Dienstortes und der Mobilität zwischen verschie-
denen Dienstorten und vertritt die Auffassung, dass letztere ein 
gewichtigerer Faktor für die Laufbahnförderung sein sollte; 

 4. ersucht den Generalsekretär, weitere geeignete Beför-
derungsmechanismen zu entwickeln, mit dem Ziel, angemesse-
ne Anreize für die Mobilität zwischen verschiedenen Dienst-
orten einzuführen, einschließlich der Möglichkeit einer an eine 
solche Mobilität geknüpften Beförderung; 

 5. ersucht den Generalsekretär außerdem, dafür zu sor-
gen, dass die horizontale Mobilität keine nachteiligen Auswir-
kungen auf die Kontinuität und Qualität der für die Durchfüh-
rung der mandatsmäßigen Programme und Tätigkeiten erfor-
derlichen Dienste hat; 

 6. betont, dass die Mobilität der Bediensteten nicht dazu 
führen soll, dass frei gewordene Stellen umgeschichtet oder ge-
strichen werden; 

 7. ersucht den Generalsekretär um Vorschläge für die 
Lösung der Probleme, die sich aus der erhöhten Personalmobi-
lität ergeben; 

 8. ersucht den Generalsekretär außerdem, herausragende 
berufliche Leistungen der Bediensteten der Vereinten Natio-
nen, vor allem wenn sie unter außergewöhnlichen Umständen 
erfolgen, zu ermutigen und anzuerkennen; 

VI 
Vorgeschlagene Änderung der Bestimmung 104.14 der 

Personalordnung 

 beschließt, die vorgeschlagene Änderung81 der Bestimmung 
104.14 der Personalordnung zu genehmigen, vorbehaltlich der 
folgenden Bestimmungen: 

 a) Die zentralen Kontrollgremien überprüfen den Ein-
stellungsprozess im Hinblick auf die Einhaltung der zuvor ge-
billigten Auswahlkriterien und legen Empfehlungen vor. Stim-
men diese Empfehlungen nicht mit denen des zuständigen Lei-
ters überein, übermittelt das zentrale Kontrollgremium seine 
Empfehlungen dem Generalsekretär, der unter gebührender Be-
rücksichtigung der Empfehlungen der zentralen Kontrollgremi-
en einen endgültigen Beschluss fasst; 

 b) die drei Personalvertreter und ihre Stellvertreter wer-
den von dem geeigneten Personalvertretungsorgan ausgewählt; 

 c) ein zusätzliches Mitglied der zentralen Kontrollgremi-
en wird von den Vertretern des Generalsekretärs und den Be-
diensteten, die in die Kontrollgremien ernannt wurden, gemein-
sam ausgewählt; 

 d) die Mitglieder der zentralen Kontrollgremien und ge-
gebenenfalls ihre Stellvertreter werden für einen Zeitraum von 
zwei Jahren ernannt und können für höchstens vier Jahre im 
Amt bleiben; 

   
81 A/55/253 und Corr.1, Anhang X. 

 e) der Satzteil "im Einklang mit den vom Generalsekre-
tär festgelegten Verfahren" in Buchstabe i) ii), der sich auf die 
Überprüfungsfunktion der zentralen Kontrollgremien bezieht, 
ist zu streichen; 

VII 
Delegation von Befugnissen und Rechenschaftspflicht 

 erneut hinweisend auf Abschnitt IV ihrer Resolution 
53/221, in dem die Generalversammlung den Generalsekretär 
unter anderem ersuchte, sicherzustellen, dass vor der Delega-
tion von Befugnissen an die Programmleiter gut konzipierte 
Rechenschaftsmechanismen, namentlich die erforderlichen in-
ternen Überwachungs-, Kontroll- und Ausbildungsverfahren, 
vorhanden sind, 

 1. schließt sich den Auffassungen und Empfehlungen des 
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen 
in den Ziffern 22 und 23 seines Berichts über Rechenschafts-
pflicht und Verantwortlichkeit und über Unregelmäßigkeiten 
im Managementbereich76 an; 

 2. betont, dass die Ermessensfreiheit des Generalsekre-
tärs im Bereich der Verwaltung und des Managements im Ein-
klang mit den einschlägigen Bestimmungen der Charta der 
Vereinten Nationen und den Personal-, Finanz- und Pro-
grammplanungsvorschriften sowie den Mandaten der General-
versammlung zu stehen hat; 

 3. erklärt erneut, dass alle Bediensteten der Vereinten 
Nationen gemäß Finanzvorschrift 114.1 und Bestimmung 112.3 
der Personalordnung dem Generalsekretär gegenüber verant-
wortlich und rechenschaftspflichtig sind; 

 4. betont, dass jede Delegation von Befugnissen im Ein-
klang mit der Charta und den Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Organisation zu stehen hat und klare Zuständig-
keitsverhältnisse und Rechenschaftspflichten sowie Verbesse-
rungen der Rechtspflege erfordert, unter Berücksichtigung der 
zentralen Rolle, die dem Bereich Personalmanagement dabei 
zukommt, die Grundsätze und Richtlinien für das Personalma-
nagement der Organisation festzulegen und ihre Einhaltung und 
Anwendung zu überwachen; 

 5. unterstreicht, dass die für die Beendigung des Dienst-
verhältnisses geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
streng einzuhalten sind; 

 6. erinnert an das in Abschnitt II Ziffer 2 ihrer Resolu-
tion 51/226 enthaltene und in Abschnitt IV Ziffer 10 ihrer Re-
solution 53/221 wiederholte Ersuchen an den Generalsekretär, 
die Rechenschaftspflicht der Führungskräfte für Personalmana-
gemententscheidungen zu erhöhen, namentlich durch die Ver-
hängung von Sanktionen in Fällen erwiesenen Missmanage-
ments von Personal und vorsätzlicher Missachtung oder Nicht-
beachtung festgelegter Vorschriften und Verfahren, wobei das 
Recht aller Bediensteten, einschließlich der Führungskräfte, auf 
ein ordnungsgemäßes Verfahren gewährleistet bleiben muss, 
und fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, sich weiter-
hin um Verbesserungen auf diesem Gebiet zu bemühen; 
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 7. ersucht den Generalsekretär, bei der Reform des Per-
sonalmanagements die Rechenschaftspflicht und Verantwort-
lichkeit sowie die Überwachungs- und Kontrollmechanismen 
und -verfahren weiter zu verbessern und der Generalversamm-
lung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung über die Umset-
zung seiner Vorschläge Bericht zu erstatten; 

 8. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung über die 
erzielten Fortschritte, so auch in Bezug auf die Unregelmäßig-
keiten im Managementbereich, Bericht zu erstatten; 

 9. erklärt erneut, dass Bedienstete gemäß Artikel 1.2 des 
Personalstatuts nicht aktiv an der Leitung eines gewinnorien-
tierten Wirtschafts- oder sonstigen Unternehmens beteiligt sein 
und auch kein finanzielles Interesse an solchen Unternehmen 
haben dürfen, wenn die Möglichkeit besteht, dass der Bedien-
stete oder das gewinnorientierte Wirtschafts- oder sonstige Un-
ternehmen auf Grund der Stellung des Bediensteten bei den 
Vereinten Nationen von einer solchen Verbindung oder den 
entsprechenden finanziellen Interessen profitieren könnte; 

 10. beschließt, die Frage einer robusten Überwachungs-
kapazität im Bereich Personalmanagement zur Überwachung 
aller einschlägigen Tätigkeiten des Sekretariats ungeachtet der 
jeweiligen Finanzierungsquelle weiter zu prüfen, und ersucht 
den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer sechs-
undfünfzigsten Tagung einen Bericht mit einer gründlichen 
Analyse hierzu vorzulegen;  

VIII 
Straffung der Vorschriften und Verfahren 

 nimmt Kenntnis von den in den Ziffern 27 bis 32 seines Be-
richts82 genannten laufenden Bemühungen des Generalsekre-
tärs, Dokumente, die sich auf hinfällig oder überflüssig gewor-
dene Vorschriften und Verfahren beziehen, abzuschaffen, und 
ersucht darum, dass die Generalversammlung auf ihrer sechs-
undfünfzigsten Tagung im Einzelnen über die abzuschaffenden 
Dokumente unterrichtet wird; 

IX 
Berater 

 beschließt, die Frage des Einsatzes von Beratern und Ein-
zelauftragnehmern auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung zu 
behandeln, und ersucht den Beratenden Ausschuss für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen, der Generalversammlung auf dem 
Hauptteil ihrer sechsundfünfzigsten Tagung seine Berichte über 
die einschlägigen Berichte des Generalsekretärs83 und der Ge-
meinsamen Inspektionsgruppe84 vorzulegen; 

X 
Personalstruktur des Sekretariats 

 feststellend, dass die relative Gewichtung des Faktors Be-
völkerungsgröße bei der Berechnung des Soll-Stellenrahmens 

   
82 A/55/253 und Corr.1. 
83 A/55/321 und A/55/451. 
84 A/55/59 und Add.1. 

für die Postenaufteilung in Abschnitt III der Resolution 
42/220 A der Generalversammlung vom 21. Dezember 1987 
von 7,2 Prozent auf 5 Prozent reduziert wurde, 

 sowie feststellend, dass die Anzahl der Posten, die der geo-
grafischen Verteilung unterliegen, von 3.350 auf 2.700 und auf 
heute 2.600 zurückgegangen ist,  

 ferner feststellend, dass die Zahl der Mitgliedstaaten gestie-
gen ist und dass die Zahl der im Sekretariat der Vereinten Na-
tionen nicht repräsentierten oder unterrepräsentierten Mitglied-
staaten allmählich zurückgeht, 

 eingedenk dessen, dass die neuen Beitragstabellen, die sich 
unmittelbar auf den gegenwärtig angewandten Soll-Stellenrah-
men auswirken, von der Generalversammlung am 23. Dezem-
ber 2000 verabschiedet wurden85, 

 1. erklärt erneut, dass im Einklang mit ihren Resolutio-
nen 41/206 A vom 11. Dezember 1986 und 53/221 vom 
7. April 1999 keine Stelle, auch nicht in den höchsten Rang-
ebenen, als ausschließliches Reservat eines bestimmten Mit-
gliedstaats oder einer bestimmten Gruppe von Staaten angese-
hen werden darf, und ersucht den Generalsekretär, sicherzustel-
len, dass in der Regel kein Angehöriger eines Mitgliedstaats die 
Nachfolge eines Angehörigen desselben Staates in einer he-
rausgehobenen Position antritt, und dass herausgehobene Posi-
tionen nicht das Monopol von Staatsangehörigen eines Staates 
oder einer Gruppe von Staaten sind; 

 2. ersucht den Generalsekretär, alle erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um im Einklang mit den einschlägigen 
Resolutionen der Generalversammlung in den herausgehobenen 
und führenden Rangebenen des Sekretariats eine ausgewogene 
Vertretung der Mitgliedstaaten zu gewährleisten, insbesondere 
der auf diesen Rangebenen nicht repräsentierten oder unterre-
präsentierten Mitgliedstaaten, namentlich der Entwicklungs-
länder, und in alle künftigen Berichte über die Personalstruktur 
des Sekretariats auch weiterhin diesbezügliche sachdienliche 
Informationen aufzunehmen; 

 3. ersucht den Generalsekretär erneut, sich verstärkt um 
die Verbesserung der Personalstruktur des Sekretariats zu be-
mühen, indem er für eine breite und ausgewogene geografische 
Verteilung der Bediensteten in allen Hauptabteilungen Sorge 
trägt; 

 4. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen des Berichts 
über die Personalstruktur des Sekretariats per 30. Juni 2002 ei-
ne Studie darüber zu erstellen, wie sich die Veränderung der re-
lativen Gewichtung des Faktors Bevölkerungsgröße (derzeit 
5 Prozent), des Faktors Mitgliedschaft (derzeit 40 Prozent) und 
des Faktors Beitragshöhe (derzeit 55 Prozent) auswirken wird; 

   
85 Resolutionen 55/5 B und 55/235. 
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XI 
Rechtspflege 

 1. beschließt, den Punkt "Rechtspflege" in die vorläufige 
Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzunehmen; 

 2. stellt mit Besorgnis fest, dass das gegenwärtige 
Rechtspflegesystem in den Vereinten Nationen langsam und 
schwerfällig ist; 

 3. begrüßt den Vorschlag des Generalsekretärs, eine 
Ombudsstelle einzurichten; 

 4. ersucht den Generalsekretär, nach Konsultationen mit 
dem Personal einen Bericht über mögliche Änderungen des 
Personalstatuts und der Personalordnung vorzulegen und die 
Rolle des Gemeinsamen Beirats für Beschwerden zu überprü-
fen und dabei die folgenden vier Optionen in Betracht zu zie-
hen: 

 a) Der Gemeinsame Beirat für Beschwerden bleibt als 
Beratungsorgan in seiner jetzigen Form bestehen, mit folgen-
den Veränderungen: 

 i) Die Personalvertreter werden ausschließlich durch das 
Personal gewählt, unbeschadet des Rechts des Gene-
ralsekretärs, Mitglieder zu ernennen, die die Verwal-
tung vertreten; 

  ii) die Vorsitzenden werden gemeinsam ausgewählt, und 
es wird geprüft, ob ein hauptamtlicher Vorsitzender 
erforderlich ist; 

 iii) die derzeitige Befugnis des Beirats, die Anwendung 
eines angefochtenen Beschlusses auszusetzen, wird 
verändert; 

 iv) die Frist, innerhalb der der Beirat seinen Bericht und 
seine Empfehlungen vorzulegen hat, wird auf drei 
Monate ab dem Eingangsdatum des Antrags be-
schränkt; 

 b) der Beirat bleibt in seiner jetzigen Form bestehen; 

 c) der Beirat erfährt eine Veränderung von einem Bera-
tungsorgan zu einem Organ mit gerichtsähnlichen Funktionen, 
das über Entscheidungsbefugnisse verfügt; 

 d) sonstige Veränderungen, die möglicherweise aus die-
sen Konsultationen hervorgehen; 

 5. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
jährlich über die Ergebnisse der Tätigkeit des Gemeinsamen 
Beirats für Beschwerden Bericht zu erstatten; 

 6. begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, für neue 
Mitglieder des Gemeinsamen Beirats für Beschwerden und der 
gemeinsamen Disziplinarausschüsse juristische Grundausbil-
dungskurse einzurichten; 

 7. nimmt Kenntnis von den Bemerkungen des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen, wo-
nach die Statuten des Verwaltungsgerichts der Vereinten Na-
tionen und des Verwaltungsgerichts der Internationalen Ar-
beitsorganisation in Bezug auf die konkrete Erfüllung einer gel-
tend gemachten Verpflichtung und die Entschädigungsober-
grenzen voneinander abweichen, und ersucht den Generalsekre-
tär, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die Ab-
weichung zwischen den Statuten der beiden Gerichte entspre-
chend zu beseitigen; 

 8. ersucht den Generalsekretär, eine eindeutige Verbin-
dung zwischen der Rechtspflege und dem System der Rechen-
schaftspflicht herzustellen, wenn der Organisation durch die 
Entscheidungen des Verwaltungsgerichts Verluste auf Grund 
von Unregelmäßigkeiten im Managementbereich entstehen; 

 9. ersucht den Generalsekretär, dringend Maßnahmen 
gemäß Finanzvorschrift 114.1 und Bestimmung 112.3 der Per-
sonalordnung zu ergreifen, um finanzielle Verluste beizutrei-
ben, die der Organisation durch unrechtmäßige Handlungen 
oder grobe Fahrlässigkeit leitender Bediensteter der Vereinten 
Nationen entstanden sind, insbesondere auf Grund der Urteile 
des Verwaltungsgerichts, und der Generalversammlung auf ih-
rer siebenundfünfzigsten ordentlichen Tagung darüber Bericht 
zu erstatten und dabei Abschnitt IV Ziffer 10 der Resolution 
53/221 der Generalversammlung zu berücksichtigen; 

 10. nimmt Kenntnis von der Absicht der Gemeinsamen In-
spektionsgruppe, ihre im Benehmen mit allen Organisationen 
des Systems der Vereinten Nationen durchgeführte Untersu-
chung fortzusetzen, inwieweit eine übergeordnete Gerichtsbar-
keit erforderlich ist, unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, 
und ersucht die Gemeinsame Inspektionsgruppe, der General-
versammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung darüber 
Bericht zu erstatten; 

 11. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung einen Bericht über die 
Durchführung dieses Abschnitts vorzulegen; 

XII 
Beschäftigungsbedingungen 

 1. schließt sich der Empfehlung des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen in Ziffer 19 
seines Berichts76 an, dass ein Gesamtpaket wettbewerbsfähiger 
Beschäftigungsbedingungen eine Voraussetzung für die erfolg-
reiche Verwirklichung der Ziele der Personalmanagement-
Reform ist, und ersucht den Generalsekretär, der Kommission 
für den internationalen öffentlichen Dienst diese Empfehlun-
gen, die direkte Auswirkungen auf das gemeinsame System der 
Vereinten Nationen haben, mit dem Ersuchen zuzuleiten, der 
Generalversammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
Bericht zu erstatten, damit sie einen endgültigen Beschluss fas-
sen kann; 
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 2. ersucht den Generalsekretär, zu untersuchen, wie sich 
die Anhebung der obligatorischen Ruhestands-Altersgrenze für 
vor dem 1. Januar 1990 ernannte Bedienstete auf die gegenwär-
tig geltende Grenze von 62 Jahren auswirken würde, und der 
Generalversammlung auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung 
darüber Bericht zu erstatten; 

 3. betont, dass die Organisation über ein gutes Arbeits-
umfeld und ein umfassendes Gesamtvergütungspaket verfügen 
muss, um hochqualifizierte Mitarbeiter anzuziehen und an sich 
zu binden; 

XIII 
Kompetenzen, Leistungsmanagement und Laufbahnför-

derung 

 1. betont, dass die Vereinten Nationen eine Kultur der 
kontinuierlichen Fortbildung entwickeln müssen, begrüßt die in 
dieser Hinsicht erzielten Fortschritte und betont die diesbezüg-
liche Rolle der Fortbildungsakademie der Vereinten Nationen 
als Institution, die systemweit Wissensmanagement, Ausbil-
dung und kontinuierliche Fortbildung für die Bediensteten des 
Systems der Vereinten Nationen anbietet, insbesondere auf den 
Gebieten wirtschaftliche und soziale Entwicklung, Frieden und 
Sicherheit sowie internes Management des Systems der Verein-
ten Nationen; 

 2. stimmt dem Ziel des Generalsekretärs zu, ein faires, 
ausgewogenes, transparentes und messbares Leistungsmana-
gementsystem im gesamten Sekretariat zu schaffen, und unter-
streicht, wie wichtig der Aufbau eines umfassenden Laufbahn-
förderungssystems ist; 

 3. schließt sich den Vorschlägen des Generalsekretärs 
betreffend Leistungsmanagement und Laufbahnförderung an, 
eingedenk der Bestimmungen dieser Resolution, und ersucht 
den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer sie-
benundfünfzigsten Tagung über die Durchführung seiner Vor-
schläge Bericht zu erstatten; 

XIV 
Situation der Frauen im Sekretariat 

 erneut erklärend, dass der Fünfte Ausschuss der zuständige 
Hauptausschuss der Generalversammlung ist, dem die Verant-
wortung für Verwaltungs- und Haushaltsfragen im Zusammen-
hang mit der Situation der Frauen im Sekretariat übertragen 
wurde, 

 1. bekräftigt Abschnitt X ihrer Resolution 53/221 und 
verweist auf ihre Resolution 55/69; 

 2. fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, seine 
Anstrengungen zur Verwirklichung des in Abschnitt X Ziffer 3 
der Resolution 53/221 bekräftigten Ziels der Geschlechterpari-
tät zu verstärken; 

XV 
Berichte des Amtes für interne Aufsichtsdienste 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Amtes für inter-
ne Aufsichtsdienste über die Kontrollprüfung des Rekrutie-
rungsprozesses im Bereich Personalmanagement77; 

 2. nimmt außerdem Kenntnis von dem Bericht des Am-
tes für interne Aufsichtsdienste über die proaktive Untersu-
chung der Ansprüche auf Erziehungsbeihilfe86; 

XVI 

 ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf 
ihrer siebenundfünfzigsten Tagung einen detaillierten Bericht 
über die Ergebnisse der Durchführung der Bestimmungen die-
ser Resolution vorzulegen.  

RESOLUTION 55/259 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/888/Add.1, Ziffer 6) 87. 

55/259. Bericht des Generalsekretärs über die Tätigkeit 
des Amtes für interne Aufsichtsdienste 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der folgenden Dokumente: 

 a) Jahresbericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste 
für den Zeitraum vom 1. Juli 1995 bis 30. Juni 199688, 

 b) Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung der 
Anmerkungen der Gemeinsamen Inspektionsgruppe zu den 
Abschlussberichten des Amtes für interne Aufsichtsdienste89, 

 c) Jahresbericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste 
für den Zeitraum vom 1. Juli 1996 bis 30. Juni 199790, 

 d) Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung der 
Anmerkungen der Gemeinsamen Inspektionsgruppe zu den 
Abschlussberichten des Amtes für interne Aufsichtsdienste91, 

 e) Jahresbericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste 
für den Zeitraum vom 1. Juli 1997 bis 30. Juni 199892, 

 f) Jahresbericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste 
für den Zeitraum vom 1. Juli 1998 bis 30. Juni 199993, 

   
86 Siehe A/55/352 und Corr.1. 
87 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Stellver-
tretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
88 Siehe A/51/432. 
89 Siehe A/51/530 und Corr.1. 
90 Siehe A/52/426. 
91 Siehe A/52/464. 
92 Siehe A/53/428. 
93 Siehe A/54/393. 
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 g) Bericht des Generalsekretärs über die Regeln und 
Verfahren, die auf die  Disziplinaruntersuchungsfunktion des 
Amtes für interne Aufsichtsdienste anzuwenden sind94, 

 1. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass die 
künftigen Berichte des Amtes für interne Aufsichtsdienste im 
Einklang mit den Resolutionen 48/218 B vom 29. Juli 1994 
und 54/244 vom 23. Dezember 1999 der Generalversammlung 
und den einschlägigen Bestimmungen der Charta der Vereinten 
Nationen sowie der Geschäftsordnung der Generalversamm-
lung stehen; 

 2. beschließt, die Behandlung der aktualisierten Fassung 
des Berichts des Generalsekretärs über die Stärkung der inter-
nen Aufsichtsmechanismen bei den operativen Fonds95 bis zu 
ihrer sechsundfünfzigsten Tagung zurückzustellen und ersucht 
den Generalsekretär, aktualisierte Auffassungen der Fonds und 
Programme zu diesem Bericht einzuholen und der Generalver-
sammlung während des Hauptteils ihrer sechsundfünfzigsten 
Tagung zu übermitteln; 

 3. beschließt außerdem, die Behandlung des sechsten 
Jahresberichts des Amtes für interne Aufsichtsdienste, der die 
Tätigkeit während des Zeitraums vom 1. Juli 1999 bis 30. Juni 
2000 behandelt, bis zu ihrer sechsundfünfzigsten Tagung zu-
rückzustellen96. 

RESOLUTION 55/260 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/964, Ziffer 6) 97. 

55/260. Finanzierung der Verifikationsmission der Verein-
ten Nationen für Angola und der Beobachter-
mission der Vereinten Nationen in Angola 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über die 
Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Nationen in 
Angola98 und der entsprechenden Berichte des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen99, 

 eingedenk der Resolution 626 (1988) des Sicherheitsrats 
vom 20. Dezember 1988, mit der der Rat die Verifikationsmis-
sion der Vereinten Nationen für Angola einrichtete, der Re-
solution 696 (1991) vom 30. Mai 1991, mit der der Rat be-
schloss, der Verifikationsmission der Vereinten Nationen für 
Angola (seither Verifikationsmission der Vereinten Nationen für 
Angola II) ein neues Mandat zu übertragen, der Resolution 976 
(1995) vom 8. Februar 1995, mit der der Rat die Einrichtung ei-

   
94 Siehe A/55/469. 
95 A/55/826 und Corr.1. 
96 Siehe A/55/436. 
97 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Stellver-
tretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
98 A/55/844 und Corr.1. 
99 A/55/874 und A/55/879. 

nes Friedenssicherungseinsatzes (seither Verifikationsmission 
der Vereinten Nationen für Angola III) genehmigte, der Resolu-
tion 1118 (1997) vom 30. Juni 1997, mit der der Rat beschloss, 
ab dem 1. Juli 1997 die Beobachtermission der Vereinten Na-
tionen in Angola einzurichten, sowie seiner späteren Resolutio-
nen, zuletzt Resolution 1229 (1999) vom 26. Februar 1999, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 43/231 vom 16. Februar 
1989 über die Finanzierung der Verifikationsmission und ihre 
späteren Resolutionen und Beschlüsse zu dieser Frage sowie auf 
ihre Resolution 54/17 B vom 15. Juni 2000 über die Finan-
zierung der Beobachtermission, 

 erneut erklärend, dass es sich bei den Kosten der Beobach-
termission um Ausgaben der Organisation handelt, die gemäß 
Artikel 17 Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen von den 
Mitgliedstaaten zu tragen sind, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin gehend, 
dass zur Deckung der Ausgaben für die Beobachtermission ein 
anderes Verfahren anzuwenden ist als zur Deckung der Ausga-
ben des ordentlichen Haushalts der Vereinten Nationen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die wirtschaftlich wei-
ter entwickelten Länder zur Leistung verhältnismäßig größerer 
Beiträge in der Lage sind und dass die wirtschaftlich weniger 
entwickelten Länder in relativ begrenztem Maße imstande sind, 
zu einem solchen Einsatz beizutragen, 

 eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der General-
versammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden besonderen Ver-
antwortung der Staaten, die ständige Mitglieder des Sicher-
heitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge für die 
Beobachtermission entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Beobachter-
mission mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, da-
mit sie ihren noch offenen Verbindlichkeiten nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Verifi-
kationsmission der Vereinten Nationen für Angola und der Be-
obachtermission der Vereinten Nationen in Angola per 30. April 
2001, namentlich von den noch ausstehenden Beiträgen in Höhe 
von 75,8 Millionen US-Dollar, was 5 Prozent der gesamten ver-
anlagten Beiträge entspricht, vermerkt, dass etwa 45 Prozent der 
Mitgliedstaaten ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe ent-
richtet haben, und fordert alle anderen Mitgliedstaaten, die es 
betrifft, insbesondere die Mitgliedstaaten mit Beitragsrückstän-
den, nachdrücklich auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden 
veranlagten Beiträge in voller Höhe sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
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die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Verzöge-
rungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit aus-
reichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu be-
handeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmissio-
nen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit sie 
ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen kön-
nen; 

 7. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen100 an und ersucht den Generalse-
kretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 8. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Liquidation der Beob-
achtermission so effizient und sparsam wie möglich durchge-
führt wird; 

 9. beschließt, dass Mitgliedstaaten, die ihre finanziellen 
Verpflichtungen gegenüber der Beobachtermission erfüllt ha-
ben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften Haus-
haltsmitteln in Höhe von 967.600 Dollar brutto (116.200 Dollar 
netto) für den Zeitraum vom 1. Juli 1998 bis 30. Juni 2000, wor-
in  nicht ausgeschöpfte Haushaltsmittel in Höhe von 149.500 
Dollar brutto und ein zusätzlicher Mittelbedarf von 787.600 
Dollar netto für den Zeitraum vom 1. Juli 1998 bis 30. Juni 
1999 sowie nicht ausgeschöpfte Haushaltsmittel in Höhe von 
818.100 Dollar brutto (903.800 Dollar netto) für den Zeitraum 
vom 1. Juli 1999 bis 30. Juni 2000 eingeschlossen sind, gutzu-
schreiben ist, entsprechend der Zusammensetzung der Gruppen, 
die in den Ziffern 3 und 4 der Resolution 43/232 der General-
versammlung vom 1. März 1989 festgelegt und für die Zwecke 
der Ad-hoc-Veranlagung für Friedenssicherungseinsätze mit 
späteren einschlägigen Resolutionen und Beschlüssen geändert 
worden ist, zuletzt mit Resolution 52/230 vom 31. März 1998 
und in ihren Beschlüssen 54/456 bis 54/458 vom 23. Dezember 
1999 für den Zeitraum 1998-2000, sowie unter Berück-
sichtigung des in ihren Resolutionen 52/215 A vom 22. Dezem-
ber 1997 und 54/237 A vom 23. Dezember 1999 festgelegten 
Beitragsschlüssels für die Jahre 1998, 1999 und 2000; 

 10. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre 
Verpflichtungen gegenüber der Beobachtermission nicht erfüllt 
haben, ihr Anteil an den nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln 
in Höhe von 967.600 Dollar brutto (116.200 Dollar netto) für 

   
100 A/55/879. 

den Zeitraum vom 1. Juli 1998 bis 30. Juni 2000 entsprechend 
dem in Ziffer 9 festgelegten Schema auf ihre ausstehenden Ver-
pflichtungen anzurechnen ist; 

 11. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 12. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Verifika-
tionsmission der Vereinten Nationen für Angola sowie der Be-
obachtermission der Vereinten Nationen in Angola" in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzu-
nehmen. 

RESOLUTION 55/261 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/971, Ziffer 6) 101. 

55/261. Finanzierung der Beobachtermission der Verein-
ten Nationen für Irak und Kuwait 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Natio-
nen für Irak und Kuwait102 und der entsprechenden Berichte 
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen103, 

 unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheitsrats 687 
(1991) vom 3. April 1991 und 689 (1991) vom 9. April 1991, 
mit denen der Rat beschloss, die Beobachtermission der Ver-
einten Nationen für Irak und Kuwait einzurichten und die Frage 
ihrer Beendigung oder Fortführung alle sechs Monate zu prü-
fen, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 45/260 vom 3. Mai 
1991 über die Finanzierung der Beobachtermission und auf ih-
re danach verabschiedeten Resolutionen und Beschlüsse zu 
dieser Frage, zuletzt Resolution 54/18 B vom 15. Juni 2000, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen 1874 (S-IV) vom 
27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) vom 11. Dezember 1973 und 
55/235 vom 23. Dezember 2000 festgelegten allgemeinen 
Grundsätze für die Finanzierung der Friedenssicherungseinsät-
ze der Vereinten Nationen,   

 mit dem Ausdruck ihres Dankes für die erheblichen freiwil-
ligen Beiträge, welche die Regierung Kuwaits für die Beobach-
termission geleistet hat, sowie für die Beiträge anderer Re-
gierungen, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Beobachter-
mission mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, da-
mit sie ihren Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen 
des Sicherheitsrats nachkommen kann, 

   
101 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
102 A/55/810 und A/55/811. 
103 A/55/874 und Add.2. 
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 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Beob-
achtermission der Vereinten Nationen für Irak und Kuwait per 
30. April 2001, namentlich von den noch ausstehenden Beiträ-
gen in Höhe von 13,3 Millionen US-Dollar, was etwa 5 Prozent 
der gesamten veranlagten Beiträge von der Einrichtung der 
Mission bis zu dem am 30. April 2001 endenden Zeitraum ent-
spricht, vermerkt, dass etwa 22 Prozent der Mitgliedstaaten ih-
re veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und 
fordert alle anderen Mitgliedstaaten, die es betrifft, insbesonde-
re die Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich 
auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Bei-
träge sicherzustellen; 

 2. dankt der Regierung Kuwaits erneut für ihren Be-
schluss, ab 1. November 1993 zwei Drittel der Kosten der Be-
obachtermission zu bestreiten; 

 3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 4. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 5. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Beobachtermission vollständig und pünktlich ent-
richtet werden; 

 6. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 7. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu be-
handeln sind; 

 8. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit 
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen 
können; 

 9. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Itali-
en) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Beobachtermission auf ein Mindestmaß zu beschränken;  

 10. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen104  an und ersucht den General-
sekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

   
104 A/55/874/Add.2. 

 11. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Beobachtermission so 
effizient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 12. ersucht den Generalsekretär außerdem, sich zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allge-
meinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin zu be-
mühen, in der Beobachtermission Ortskräfte auf Dienstposten 
des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den 
Erfordernissen der Mission; 

 13. beschließt, vorbehaltlich der Überprüfung der Frage 
der Beendigung oder Fortführung der Beobachtermission der 
Vereinten Nationen für Irak und Kuwait durch den Sicherheits-
rat, für die Aufrechterhaltung der Beobachtermission während 
des Zeitraums vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 den Betrag 
von 52.815.237 Dollar brutto (50.478.961 Dollar netto) für das 
Sonderkonto der Mission zu veranschlagen, worin der Betrag 
von 1.545.763 Dollar brutto (1.356.558 Dollar netto) für den 
Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und der Betrag von 
161.474 Dollar brutto (145.003 Dollar netto) für die Ver-
sorgungsbasis der Vereinten Nationen eingeschlossen sind, 
wobei zwei Drittel dieses Betrags, nämlich 33.652.640 Dollar, 
aus freiwilligen Beiträgen der Regierung Kuwaits finanziert 
werden; 

 14. beschließt außerdem, vorbehaltlich der Überprüfung 
der Frage der Beendigung oder Fortführung der Mission durch 
den Sicherheitsrat sowie unter Berücksichtigung der Finan-
zierung eines Anteils von zwei Dritteln der Kosten der Beob-
achtermission, nämlich 33.652.640 Dollar, aus freiwilligen Bei-
trägen der Regierung Kuwaits, den Betrag von 19.162.597 Dol-
lar brutto (16.826.321 Dollar netto), der einem Drittel der Ko-
sten der Aufrechterhaltung der Mission während des Zeitraums 
vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 entspricht, unter den Mit-
gliedstaaten in Höhe eines monatlichen Satzes von 
1.596.883 Dollar brutto (1.402.193 Dollar netto) im Einklang 
mit den in Resolution 55/235 der Generalversammlung festge-
legten und von der Versammlung in Resolution 55/236 vom 
23. Dezember 2000 geänderten Kategorien  und unter Berück-
sichtigung des in ihrer Resolution 55/5 B vom 23. Dezember 
2000 festgelegten Beitragsschlüssels für die Jahre 2001 und 
2002 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

 15. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Guthaben 
der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den geschätz-
ten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
2.336.276 Dollar, die für die Beobachtermission für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 gebilligt worden sind, 
auf ihre Veranlagung nach Ziffer 14 anzurechnen ist; 

 16. beschließt, unter Berücksichtigung dessen, dass ein 
Anteil von zwei Dritteln der Kosten der Beobachtermission aus 
freiwilligen Beiträgen der Regierung Kuwaits finanziert wird, 
dass bei Mitgliedstaaten, die ihre finanziellen Verpflichtungen 
gegenüber der Mission erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an 
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den nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 
1.216.833 Dollar brutto (884.833 Dollar netto), was einem 
Drittel der nicht ausgeschöpften Haushaltsmittel von 
2.986.500 Dollar brutto (2.654.500 Dollar netto) für den am 
30. Juni 2000 endenden Zeitraum entspricht, auf ihre Veranla-
gung nach Ziffer 14 anzurechnen ist, entsprechend der Zusam-
mensetzung der Gruppen, die in den Ziffern 3 und 4 der Re-
solution 43/232 der Generalversammlung vom 1. März 1989 
festgelegt und für die Zwecke der Ad-hoc-Veranlagung für 
Friedenssicherungseinsätze von der Versammlung mit späteren 
einschlägigen Resolutionen und Beschlüssen geändert worden 
ist, zuletzt mit ihrer Resolution 52/230 vom 31. März 1998 und 
mit ihren Beschlüssen 54/456 bis 54/458 vom 23. Dezember 
1999 für den Zeitraum 1998-2000, sowie unter Berücksichti-
gung des in ihren Resolutionen 52/215 A vom 22. Dezember 
1997 und 54/237 A vom 23. Dezember 1999 festgelegten Bei-
tragsschlüssels für das Jahr 2000; 

 17. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die  
ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Beobachter-
mission nicht erfüllt haben, ihr Anteil an den nicht ausge-
schöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 1.216.833 Dollar brut-
to (884.833 Dollar netto) für den am 30. Juni 2000 endenden 
Zeitraum nach dem in Ziffer 16 festgelegten Schema auf ihre 
ausstehenden Verpflichtungen anzurechnen ist; 

 18. beschließt ferner, dass der Regierung Kuwaits 
zwei Drittel der nicht ausgeschöpften Haushaltsmittel von 
2.654.500 Dollar netto, nämlich 1.769.667 Dollar, zurückge-
zahlt werden; 

 19. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 20. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Beobachtermission beteiligt ist; 

 21. bittet um freiwillige Beiträge für die Beobachtermis-
sion in Form von Barzahlungen sowie in Form von für den Ge-
neralsekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je 
nach Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung 
festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 22. beschließt, in die vorläufige Tagesordnung ihrer 
sechsundfünfzigsten Tagung unter dem Punkt "Finanzierung 
der Aktivitäten auf Grund der Resolution 687 (1991) des Si-
cherheitsrats" den Unterpunkt "Beobachtermission der Verein-
ten Nationen für Irak und Kuwait" aufzunehmen. 

RESOLUTION 55/262 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/966, Ziffer 6) 105. 

   
105 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Stellver-
tretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 

55/262. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen 
für das Referendum in Westsahara 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen für das 
Referendum in Westsahara106 und der entsprechenden Berichte 
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen107, 

 eingedenk der Resolution 690 (1991) des Sicherheitsrats 
vom 29. April 1991, mit der der Rat die Mission der Vereinten 
Nationen für das Referendum in Westsahara einrichtete, sowie 
der danach verabschiedeten Resolutionen, mit denen der Rat 
das Mandat der Mission verlängerte, zuletzt Resolution 1349 
(2001) vom 27. April 2001, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 45/266 vom 17. Mai 
1991 über die Finanzierung der Mission und ihre späteren Re-
solutionen und Beschlüsse zu dieser Frage, zuletzt Resolu-
tion 54/268 vom 15. Juni 2000, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen 1874 (S-IV) vom 
27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) vom 11. Dezember 1973 und 
55/235 vom 23. Dezember 2000 festgelegten allgemeinen 
Grundsätze für die Finanzierung der Friedenssicherungseinsät-
ze der Vereinten Nationen,   

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge für 
die Mission entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit 
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren 
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Sicher-
heitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Mis-
sion der Vereinten Nationen für das Referendum in Westsahara 
per 30. April 2001, namentlich von den noch ausstehenden Bei-
trägen in Höhe von 89 Millionen US-Dollar, was etwa 20 Pro-
zent der gesamten veranlagten Beiträge entspricht, vermerkt, 
dass etwa 10 Prozent der Mitgliedstaaten ihre veranlagten Bei-
träge in voller Höhe entrichtet haben, und fordert alle anderen 
Mitgliedstaaten, die es betrifft, insbesondere die Mitgliedstaa-
ten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die Entrich-
tung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge sicherzustel-
len; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 4. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-

   
106 A/55/764 und A/55/794. 
107 A/55/874 und Add.7. 
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träge für die Mission vollständig und pünktlich entrichtet wer-
den; 

 5. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu behan-
deln sind; 

 7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit 
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen 
können; 

 8. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Itali-
en) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken;  

 9. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen108 an und ersucht den General-
sekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 10. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effizient 
und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 11. ersucht den Generalsekretär außerdem, sich zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allge-
meinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin zu bemü-
hen, in der Mission Ortskräfte auf Dienstposten des Allgemei-
nen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Erfordernissen 
der Mission; 

 12. beschließt, vorbehaltlich eines Beschlusses des Si-
cherheitsrats, das Mandat der Mission über den 30. Juni 2001 
hinaus zu verlängern, für die Aufrechterhaltung der Mission 
während des Zeitraums vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 den 
Betrag von 50.481.396 Dollar brutto (46.716.010 Dollar netto), 
worin der Betrag von 1.477.457 Dollar brutto (1.296.614 Dol-
lar netto) für den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und der 
Betrag von 154.339 Dollar brutto (138.596 Dollar netto) für 
die Versorgungsbasis der Vereinten Nationen eingeschlossen 
sind, in Höhe eines monatlichen Satzes von 4.206.783 Dollar 
brutto (3.893.001 Dollar netto) entsprechend den in Resolution 
55/235 der Generalversammlung festgelegten und in Resolu-
tion 55/236 vom 23. Dezember 2000 geänderten Kategorien 
und unter Berücksichtigung des in ihrer Resolution 55/5 B vom 
23. Dezember 2000 festgelegten Beitragsschlüssels für die Jah-
re 2001 und 2002 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

   
108 A/55/874/Add.7. 

 13. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Gutha-
ben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den ge-
schätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
3.765.386 Dollar, die für die Mission für den Zeitraum vom 
1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 gebilligt wurden, auf ihre Veran-
lagung nach Ziffer 12 anzurechnen ist; 

 14. beschließt ferner, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre  
finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission erfüllt  
haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften  
Haushaltsmitteln in Höhe von 2.913.400 Dollar brutto 
(2.312.800 Dollar netto) für den am 30. Juni 2000 endenden 
Zeitraum auf ihre Veranlagung nach Ziffer 12 anzurechnen ist, 
entsprechend der Zusammensetzung der Gruppen, die in den 
Ziffern 3 und 4 der Resolution 43/232 der Generalversamm-
lung vom 1. März 1989 festgelegt und für die Zwecke der Ad-
hoc-Veranlagung für Friedenssicherungseinsätze mit späteren 
einschlägigen Resolutionen und Beschlüssen geändert worden 
ist, zuletzt mit ihrer Resolution 52/230 vom 31. März 1998 so-
wie mit ihren Beschlüssen 54/456 bis 54/458 vom 23. De-
zember 1999 für den Zeitraum 1998-2000, sowie unter Berück-
sichtigung des in ihren Resolutionen 52/215 A vom 
22. Dezember 1997 und 54/237 A vom 23. Dezember 1999 
festgelegten Beitragsschlüssels für das Jahr 2000; 

 15. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre finan-
ziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission nicht erfüllt ha-
ben, ihr Anteil an den nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln in 
Höhe von 2.913.400 Dollar brutto (2.312.800 Dollar netto) für 
den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum nach dem in Ziffer 14 
festgelegten Schema auf ihre ausstehenden Verpflichtungen an-
zurechnen ist; 

 16. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 17. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Mission beteiligt ist; 

 18. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in Form 
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär 
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf 
entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten 
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 19. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission der 
Vereinten Nationen für das Referendum in Westsahara" in die 
vorläufige Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 

RESOLUTION 55/263 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/972, Ziffer 6) 109. 

   
109 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
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55/263. Finanzierung der Beobachtermission der Verein-
ten Nationen in Tadschikistan 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Natio-
nen in Tadschikistan110 und der entsprechenden Berichte des 
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen111, 

 unter Hinweis auf die Resolution 968 (1994) des Sicher-
heitsrats vom 16. Dezember 1994, mit der der Rat die Beob-
achtermission der Vereinten Nationen in Tadschikistan ein-
richtete, sowie die danach verabschiedeten Resolutionen, mit 
denen der Rat das Mandat der Beobachtermission verlängerte, 
zuletzt Resolution 1274 (1999) vom 12. November 1999, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 1138 (1997) des Si-
cherheitsrats vom 14. November 1997, mit der der Rat den Ge-
neralsekretär ermächtigte, die Personalstärke der Beob-
achtermission zu erhöhen, 

 ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 49/240 vom 
31. März 1995 über die Finanzierung der Beobachtermission 
und ihre späteren Resolutionen und Beschlüsse zu dieser Frage, 
zuletzt Resolution 54/272 vom 15. Juni 2000, 

 erneut erklärend, dass es sich bei den Kosten der Beobach-
termission um Ausgaben der Organisation handelt, die nach Ar-
tikel 17 Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen von den 
Mitgliedstaaten zu tragen sind, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin gehend, 
dass zur Deckung der Ausgaben für die Beobachtermission ein 
anderes Verfahren anzuwenden ist als zur Deckung der Ausga-
ben des ordentlichen Haushalts der Vereinten Nationen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die wirtschaftlich wei-
ter entwickelten Länder zur Leistung verhältnismäßig größerer 
Beiträge in der Lage sind und dass die wirtschaftlich weniger 
entwickelten Länder in relativ begrenztem Maße imstande sind, 
zu einem solchen Einsatz beizutragen, 

 eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der Gene-
ralversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden besonderen 
Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder des Sicher-
heitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge für 
die Beobachtermission entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Beobachter-
mission mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, da-

   
110 A/55/816 und Corr.1. 
111 A/55/874 und A/55/880. 

mit sie ihren Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen 
des Sicherheitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Beob-
achtermission der Vereinten Nationen in Tadschikistan per 
30. April 2001, namentlich von den noch ausstehenden Bei-
trägen in Höhe von 2,1 Millionen US-Dollar, was etwa 3 Pro-
zent der gesamten veranlagten Beiträge von der Einrichtung der 
Beobachtermission bis zu dem am 15. Mai 2000 endenden 
Zeitraum entspricht, stellt fest, dass etwa 32,8 Prozent der Mit-
gliedstaaten ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet 
haben, und fordert alle anderen Mitgliedstaaten, die es betrifft, 
insbesondere die Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, 
nachdrücklich auf, die vollständige Entrichtung ihrer noch aus-
stehenden veranlagten Beiträge sicherzustellen; 

 2. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 4. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Beobachtermission vollständig entrichtet werden; 

 5. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbeson-
dere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit ausrei-
chenden Ressourcen konfrontiert war; 

 6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu behan-
deln sind; 

 7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit 
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen 
können; 

 8. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen112 an und ersucht den Generalsekretär, ih-
re vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 9. beschließt, die von der Generalversammlung in ihrer 
Resolution 53/19 B vom 8. Juni 1999 bewilligten Mittel auf 
16.370.309 Dollar brutto (15.291.434 Dollar netto) zu redu-
zieren; 

 10. beschließt außerdem, dass bei den Mitgliedstaaten, 
die ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Beobach-

   
112 A/55/880. 
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termission erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den entspre-
chenden nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 
2.416.109 Dollar brutto (2.180.934 Dollar netto) für den am 
30. Juni 2000 endenden Zeitraum auf ihre Veranlagung anzu-
rechen ist, enstprechend der Zusammensetzung der Gruppen, 
die in den Ziffern 3 und 4 der Resolution 43/232 der General-
versammlung vom 1. März 1989 festgelegt und von der Ver-
sammlung mit späteren einschlägigen Resolutionen und Be-
schlüssen für die Zwecke der Ad-hoc-Veranlagung für die Frie-
denssicherungseinsätze geändert worden ist, zuletzt mit Reso-
lution 52/230 vom 31. März 1998 und mit den Beschlüssen 
54/456 bis 54/458 vom 23. Dezember 1999 für den Zeitraum 
1998–2000, sowie unter Berücksichtigung des in ihren Resolu-
tionen 52/215 A vom 22. Dezember 1997 und 54/237 A vom 
23. Dezember 1999 festgelegten Beitragsschlüssels für das 
Jahr 2000; 

 11. beschließt ferner, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Beobachtermission 
nicht erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausge-
schöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 2.416.109 Dollar brut-
to (2.180.934 Dollar netto) für den am 30. Juni 2000 endenden 
Zeitraum auf ihre ausstehenden Verpflichtungen anzurechnen 
ist; 

 12. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 13. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Beobachtermission beteiligt ist; 

 14. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Beobachter-
mission der Vereinten Nationen in Tadschikistan" in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzu-
nehmen. 

RESOLUTION 55/264 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/975, Ziffer 7) 113. 

55/264. Finanzierung der Beobachtertruppe der Vereinten 
Nationen für die Truppenentflechtung 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Beobachtertruppe der Vereinten Nationen 
für die Truppenentflechtung114 und der entsprechenden Be-
richte des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen115, 

   
113 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Stellver-
tretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
114 A/55/747 und A/55/778. 
115 A/55/874 und Add.1. 

 unter Hinweis auf die Resolution 350 (1974) des Sicher-
heitsrats vom 31. Mai 1974, mit der der Rat die Beobachter-
truppe der Vereinten Nationen für die Truppenentflechtung ein-
richtete, sowie auf die späteren Resolutionen, mit denen der 
Rat das Mandat der Truppe verlängerte, zuletzt Resolution 
1351 (2001) vom 30. Mai 2001, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 3211 B (XXIX) 
vom 29. November 1974 über die Finanzierung der Notein-
satztruppe der Vereinten Nationen und der Beobachtertruppe 
der Vereinten Nationen für die Truppenentflechtung sowie auf 
ihre danach verabschiedeten diesbezüglichen Resolutionen, zu-
letzt Resolution 54/266 vom 15. Juni 2000, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) 
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000 
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge für 
die Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für die Truppen-
entflechtung entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Truppe mit 
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren 
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Sicher-
heitsrats nachkommen kann, 

 besorgt darüber, dass die Ausgabereste auf dem Sonderkon-
to für die Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für die 
Truppenentflechtung zur Deckung der Ausgaben der Truppe 
herangezogen wurden, um den Einnahmenausfall infolge der 
Nichtzahlung oder verspäteten Zahlung von Beiträgen durch 
die Mitgliedstaaten auszugleichen, 

 eingedenk der Schwierigkeiten, mit denen die Ortskräfte auf 
Grund der Verlegung des Hauptquartiers der Truppe von Da-
maskus nach Camp Faouar konfrontiert sein sollen, und mit 
Genugtuung über die zu ihrer Behebung unternommenen An-
strengungen, 

 1. stellt fest, dass Lösungen für einige Problempunkte im 
Zusammenhang mit der Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
der Ortskräfte der Beobachtertruppe der Vereinten Nationen 
für die Truppenentflechtung gefunden worden sind; 

 2. ersucht den Generalsekretär erneut, den Prozess der 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen der Ortskräfte durch ei-
nen konzertierten fruchtbaren Dialog fortzusetzen, so auch 
durch die Berücksichtigung der Schwierigkeiten, die sich aus 
der Verlegung des Hauptquartiers der Truppe von Damaskus 
nach Camp Faouar ergeben haben; 

 3. stellt fest, dass Ziffer 2 ihrer Resolution 54/266 nicht 
in vollem Umfang durchgeführt wurde, insbesondere was die 
Berücksichtigung der in dieser Ziffer erwähnten Schwierig-
keiten betrifft, und ersucht in diesem Zusammenhang den Ge-
neralsekretär, konkrete Maßnahmen zu ergreifen, um die voll-
inhaltliche Durchführung dieser Ziffer sicherzustellen, und der 
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Generalversammlung während des ersten Teils ihrer wieder-
aufgenommenen sechsundfünfzigsten Tagung darüber Bericht 
zu erstatten; 

 4. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Trup-
pe per 30. April 2001, namentlich von den noch ausstehenden 
Beiträgen in Höhe von 22,8 Millionen US-Dollar, was 1,4 Pro-
zent der gesamten veranlagten Beiträge von der Einrichtung der 
Truppe bis zu dem am 31. Mai 2001 endenden Zeitraum ent-
spricht, vermerkt, dass etwa 19 Prozent der Mitgliedstaaten ih-
re veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und 
fordert alle anderen Mitgliedstaaten, die es betrifft, insbesonde-
re die Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich 
auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Bei-
träge sicherzustellen; 

 5. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 6. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 7. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Truppe vollständig und pünktlich entrichtet wer-
den; 

 8. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 9. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu behan-
deln sind; 

 10. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit 
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen 
können; 

 11. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Itali-
en) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Truppe auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 12. schließt sich den Empfehlungen in den Ziffern 8 und 
26 des Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen116 an und ersucht den Generalsekretär, ih-
re vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

   
116 A/55/874/Add.1. 

 13. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Truppe so effizient 
und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 14. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Senkung 
der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allgemeinen 
Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin Anstrengungen 
zu unternehmen, um in der Truppe Ortskräfte auf Dienstposten 
des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den 
Erfordernissen der Truppe; 

 15. beschließt, für die Aufrechterhaltung der Truppe wäh-
rend des Zeitraums vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 für das 
Sonderkonto für die Beobachtertruppe der Vereinten Nationen 
für die Truppenentflechtung den Betrag von 35.689.968 Dollar 
brutto (34.793.582 Dollar netto) zu veranschlagen, worin der 
Betrag von 1.044.551 Dollar brutto (916.696 Dollar netto) für 
den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und der Betrag von 
109.117 Dollar brutto (97.986 Dollar netto) für die Versor-
gungsbasis der Vereinten Nationen eingeschlossen sind; 

 16. beschließt außerdem, vorbehaltlich eines Beschlusses 
des Sicherheitsrats, das Mandat der Truppe zu verlängern, den 
Betrag von 35.689.968 Dollar brutto (34.793.582 Dollar netto) 
entsprechend der in der Resolution 55/235 der Generalver-
sammlung festgelegten und von der Versammlung in ihrer Re-
solution 55/236 vom 23. Dezember 2000 geänderten Katego-
rien zu einem monatlichen Satz von 2.974.164 Dollar brutto 
(2.899.465 Dollar netto) und unter Berücksichtigung des mit 
ihrer Resolution 55/5 B vom 23. Dezember 2000 festgelegten 
Beitragsschlüssels für die Jahre 2001 und 2002 unter den Mit-
gliedstaaten zu veranlagen; 

 17. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Guthaben 
der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den geschätz-
ten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
896.386 Dollar, die für die Truppe für den Zeitraum vom 
1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 gebilligt wurden, auf ihre Ver-
anlagung nach Ziffer 16 anzurechnen ist; 

 18. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre finan-
ziellen Verpflichtungen gegenüber der Truppe erfüllt haben, ihr 
jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln 
in Höhe von 324.900 Dollar brutto (297.700 Dollar netto) für 
den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum auf ihre Veranlagung 
nach Ziffer 16 anzurechnen ist, entsprechend der Zusammen-
setzung der Gruppen, die in den Ziffern 3 und 4 der Resolution 
43/232 der Generalversammlung vom 1. März 1989 festgelegt 
und von der Versammlung mit späteren einschlägigen Resolu-
tionen und Beschlüssen für die Zwecke der Ad-hoc-
Veranlagung für die Friedenssicherungseinsätze geändert wor-
den ist, zuletzt mit ihrer Resolution 52/230 vom 31. März 1998 
und mit den Beschlüssen 54/456 bis 54/458 vom 23. Dezember 
1999 für den Zeitraum 1998-2000, sowie unter Berücksich-
tigung des in ihren Resolutionen 52/215 A vom 22. Dezember 
1997 und 54/237 A vom 23. Dezember 1999 festgelegten 
Beitragsschlüssels für das Jahr 2000; 
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 19. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die ih-
re finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Truppe nicht er-
füllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln von 324.900 Dollar brutto (297.700 Dollar 
netto) für den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum nach dem 
in Ziffer 18 festgelegten Schema auf ihre ausstehenden Ver-
pflichtungen anzurechnen ist; 

 20. beschließt ferner, gemäß Ziffer 13 ihrer Resolution 
53/226 vom 8. Juni 1999 während der fünfundfünfzigsten Ta-
gung der Generalversammlung nach dem in den Ziffern 16 bis 
19 festgelegten Verfahren den Mitgliedstaaten von den Netto-
ausgaberesten auf dem Verwahrkonto für die Truppe den Be-
trag von 4 Millionen Dollar gutzuschreiben; 

 21. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 22. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Truppe beteiligt ist; 

 23. bittet um freiwillige Beiträge für die Truppe in Form 
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär 
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf 
entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten 
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 24. beschließt, unter dem Punkt "Finanzierung der Frie-
denssicherungstruppen der Vereinten Nationen im Nahen 
Osten" den Unterpunkt "Beobachtertruppe der Vereinten Na-
tionen für die Truppenentflechtung" in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 55/265 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/961, Ziffer 7) 117. 

55/265. Finanzierung der Schutztruppe der Vereinten Na-
tionen, der Operation der Vereinten Nationen zur 
Wiederherstellung des Vertrauens in Kroatien, 
der Präventiveinsatztruppe der Vereinten Natio-
nen und des Hauptquartiers der Friedenstruppen 
der Vereinten Nationen 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Schutztruppe der Vereinten Nationen, der 
Operation der Vereinten Nationen zur Wiederherstellung des 
Vertrauens in Kroatien, der Präventiveinsatztruppe der Verein-
ten Nationen und des Hauptquartiers der Friedenstruppen der 
Vereinten Nationen118 sowie des entsprechenden Berichts des 

   
117 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Stellver-
tretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
118 A/55/840. 

Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen119, 

 unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheitsrats 727 
(1992) vom 8. Januar 1992 und 740 (1992) vom 7. Februar 
1992, in denen der Rat die Entsendung einer Gruppe von Ver-
bindungsoffizieren nach Jugoslawien zur Förderung der Auf-
rechterhaltung der Waffenruhe billigte, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 743 (1992) des Si-
cherheitsrats vom 21. Februar 1992, mit der der Rat die Schutz-
truppe der Vereinten Nationen aufstellte, und die danach ver-
abschiedeten Resolutionen, mit denen der Rat ihr Mandat ver-
längerte und ausweitete, 

 ferner unter Hinweis auf die Resolution 981 (1995) des Si-
cherheitsrats vom 31. März 1995, mit der der Rat die als 
"UNCRO" bezeichnete Operation der Vereinten Nationen zur 
Wiederherstellung des Vertrauens in Kroatien einrichtete, 

 unter Hinweis auf die Resolution 983 (1995) des Sicher-
heitsrats vom 31. März 1995, mit der der Rat  beschloss, dass 
die Schutztruppe der Vereinten Nationen innerhalb der ehe-
maligen jugoslawischen Republik Mazedonien künftig die Be-
zeichnung "Präventiveinsatztruppe der Vereinten Nationen" 
tragen werde, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 1025 (1995) des Si-
cherheitsrats vom 30. November 1995, in der der Rat be-
schloss, das Mandat der Operation der Vereinten Nationen zur 
Wiederherstellung des Vertrauens in Kroatien am 15. Januar 
1996 zu beenden, 

 ferner unter Hinweis auf die Resolution 1031 (1995) des 
Sicherheitsrats vom 15. Dezember 1995, in der der Rat be-
schloss, das Mandat der Schutztruppe der Vereinten Nationen 
an dem Tag zu beenden, an dem ihm der Generalsekretär be-
richtet, dass die Übertragung der Autorität von der Schutztrup-
pe der Vereinten Nationen auf die Friedensumsetzungstruppe 
stattgefunden hat, 

 unter Hinweis auf das vom 1. Februar 1996 datierte Schrei-
ben der Präsidentin des Sicherheitsrats an den Generalsekre-
tär120, worin diesem mitgeteilt wird, dass der Rat grundsätzlich 
damit einverstanden sei, dass die Präventiveinsatztruppe der 
Vereinten Nationen zu einer unabhängigen Mission werde, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 46/233 vom 
19. März 1992 über die Finanzierung der Schutztruppe der 
Vereinten Nationen und auf ihre späteren Resolutionen und Be-
schlüsse zu dieser Frage, zuletzt Beschluss 54/269 vom 
15. Juni 2000, 

 erneut erklärend, dass es sich bei den Kosten der eingesetz-
ten Kräfte um Ausgaben der Organisation handelt, die nach Ar-
tikel 17 Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen von den 
Mitgliedstaaten zu tragen sind, 

   
119 A/55/886. 
120 S/1996/76. 
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 unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin gehend, 
dass zur Deckung der Ausgaben der eingesetzten Kräfte ein 
anderes Verfahren anzuwenden ist als zur Deckung der Ausga-
ben des ordentlichen Haushalts der Vereinten Nationen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die wirtschaftlich wei-
ter entwickelten Länder zur Leistung verhältnismäßig größerer 
Beiträge in der Lage sind und dass die wirtschaftlich weniger 
entwickelten Länder in relativ begrenztem Maße imstande sind, 
zu solchen Einsätzen beizutragen, 

 eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der Gene-
ralversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden besonderen 
Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder des Si-
cherheitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

 mit Genugtuung feststellend, dass bestimmte Regierungen 
freiwillige Beiträge für die eingesetzten Kräfte entrichtet ha-
ben, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die eingesetzten 
Kräfte mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit 
sie ihren ausstehenden Verbindlichkeiten nachkommen können, 

 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu den einge-
setzten Kräften per 30. April 2001, namentlich von den noch 
ausstehenden Beiträgen in Höhe von 615,8 Millionen US-
Dollar, was 13 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge von 
der Aufstellung der Schutztruppe der Vereinten Nationen bis 
zu dem am 30. Juni 1997 endenden Zeitraum entspricht, ver-
merkt, dass etwa 63 Prozent der Mitgliedstaaten ihre veranlag-
ten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und fordert alle 
anderen Mitgliedstaaten, die es betrifft, insbesondere die Mit-
gliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die 
Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge si-
cherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Verzöge-
rungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu behan-
deln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit 

sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen 
können; 

 7. macht sich die Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen119 zu eigen und ersucht den Generalsekretär, 
ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 8. beschließt, für die nächste Zukunft die Artikel 4.3, 4.4 
und 5.2 Buchstabe d) der Finanzordnung der Vereinten Natio-
nen auszusetzen, was den verbleibenden Überschuss von 
174.743.027 Dollar brutto (175.519.370 Dollar netto) betrifft, 
um Kostenerstattungen an truppenstellende Länder zu ermögli-
chen sowie in Anbetracht der Bargeldknappheit bei den einge-
setzten Kräften, und ersucht den Generalsekretär, in einem Jahr 
einen aktualisierten Bericht vorzulegen; 

 9. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 10. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Schutztruppe 
der Vereinten Nationen, der Operation der Vereinten Nationen 
zur Wiederherstellung des Vertrauens in Kroatien, der Präven-
tiveinsatztruppe der Vereinten Nationen und des Hauptquar-
tiers der Friedenstruppen der Vereinten Nationen" in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzu-
nehmen. 

RESOLUTION 55/266 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/969, Ziffer 6) 121. 

55/266. Finanzierung der Friedenstruppe der Vereinten 
Nationen in Zypern 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Friedenstruppe der Vereinten Nationen in 
Zypern122 und der entsprechenden Berichte des Beratenden 
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen123, 

 unter Hinweis auf die Resolution 186 (1964) des Sicher-
heitsrats vom 4. März 1964, mit der der Rat die Friedenstruppe 
der Vereinten Nationen in Zypern einrichtete, und die danach 
verabschiedeten Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat 
der Truppe verlängerte, zuletzt Resolution 1331 (2000) vom 
13. Dezember 2000, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 54/270 vom 
15. Juni 2000 über die Finanzierung der Truppe, 

   
121 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
122A/55/739 und A/55/788. 
123A/55/874 und Add.3. 
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 in Bekräftigung der in den Resolutionen der General-
versammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) 
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000 
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass bestimmte Regierungen 
freiwillige Beiträge für die Truppe entrichtet haben, 

 feststellend, dass die freiwilligen Beiträge nicht ausgereicht 
haben, um alle Kosten der Truppe zu decken, einschließlich der 
Kosten, die den truppenstellenden Staaten vor dem 16. Juni 
1993 entstanden sind, und mit Bedauern darüber, dass Aufrufe 
zur Entrichtung freiwilliger Beiträge, so auch der Aufruf in 
dem Schreiben des Generalsekretärs vom 17. Mai 1994 an alle 
Mitgliedstaaten124, kein angemessenes Echo gefunden haben, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Truppe mit 
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren 
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Sicher-
heitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Frie-
denstruppe der Vereinten Nationen in Zypern per 30. April 
2001, namentlich von den noch ausstehenden Beiträgen in Hö-
he von 20,3 Millionen US-Dollar, was etwa 10,7 Prozent der 
gesamten veranlagten Beiträge für den Zeitraum vom 16. Juni 
1993 bis 15. Juni 2001 entspricht, vermerkt, dass etwa 15,3 
Prozent der Mitgliedstaaten ihre veranlagten Beiträge in voller 
Höhe entrichtet haben, und fordert alle anderen Mitgliedstaa-
ten, die es betrifft, insbesondere die Mitgliedstaaten mit Bei-
tragsrückständen, nachdrücklich auf, die Entrichtung ihrer noch 
ausstehenden veranlagten Beiträge sicherzustellen; 

 2. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 4. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Truppe vollständig und pünktlich entrichtet wer-
den; 

 5. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
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strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu behan-
deln sind; 

 7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmissio-
nen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit sie 
ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen kön-
nen; 

 8. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Ita-
lien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Truppe auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 9. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen125 an und ersucht den Generalsekretär, ih-
re vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 10. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Truppe so effizient 
und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 11. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Senkung 
der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allgemeinen 
Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin Anstrengungen 
zu unternehmen, um in der Truppe Ortskräfte auf Dienstposten 
des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den 
Erfordernissen der Truppe; 

 12. beschließt, vorbehaltlich der Überprüfung der Frage 
der Beendigung oder Fortführung der Truppe durch den  
Sicherheitsrat, für die Aufrechterhaltung der Truppe während 
des Zeitraums vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 den Betrag 
von 42.389.220 Dollar brutto (40.697.146 Dollar netto) für  
das Sonderkonto der Friedenstruppe der Vereinten Nationen  
in Zypern zu veranschlagen, worin der Betrag von 
1.240.621 Dollar brutto (1.088.767 Dollar netto) für den  
Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und der Betrag von 
129.599 Dollar brutto (116.379 Dollar netto) für die Versor-
gungsbasis der Vereinten Nationen eingeschlossen sind, wobei 
ein Drittel dieses Betrags, nämlich 13.565.715 Dollar, aus 
freiwilligen Beiträgen der Regierung Zyperns finanziert wird, 
und die Regierung Griechenlands einen Betrag in Höhe von 
6,5 Millionen Dollar beiträgt; 

 13. beschließt außerdem, vorbehaltlich der Überprüfung 
der Frage der Beendigung oder Fortführung der Truppe durch 
den Sicherheitsrat und unter Berücksichtigung dessen, dass ein 
Drittel der Kosten der Truppe, nämlich 13.565.715 Dollar, aus 
freiwilligen Beiträgen der Regierung Zyperns finanziert wird, 
und die Regierung Griechenlands einen Betrag in Höhe von 
6,5 Millionen Dollar beiträgt, den Betrag von 22.323.505 Dol-
lar brutto (20.631.431 Dollar netto) entsprechend den in der 
Resolution 55/235 der Generalversammlung festgelegten  
und von der Versammlung in ihrer Resolution 55/236 vom 
23. Dezember 2000 geänderten Kategorien und unter Berück-
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sichtigung des in ihrer Resolution 55/5 B vom 23. Dezember 
2000 festgelegten Beitragsschlüssels für die Jahre 2001 und 
2002 zu einem monatlichen Satz von 1.860.292 Dollar brutto 
(1.719.286 Dollar netto) unter den Mitgliedstaaten zu ver-
anlagen; 

 14. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Guthaben 
der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den geschätz-
ten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
1.692.074 Dollar, die für die Truppe für den Zeitraum vom 
1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 gebilligt wurden, auf ihre Veran-
lagung nach Ziffer 13 anzurechnen ist; 

 15. beschließt unter Berücksichtigung der Finanzierung 
eines Drittels der Kosten der Truppe, nämlich 14.630.809 Dol-
lar, aus freiwilligen Beiträgen der Regierung Zyperns und des 
Beitrags der Regierung Griechenlands in Höhe von 6,5 Milli-
onen Dollar, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre finanziellen 
Verpflichtungen gegenüber der Truppe erfüllt haben, ihr 
jeweiliger Anteil an dem Betrag von 280.800 Dollar brutto 
(261.400 Dollar netto) aus den nicht ausgeschöpften Haushalts-
mitteln von 523.400 Dollar brutto (504.000 Dollar netto) für 
den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum auf ihre Veranlagung 
nach Ziffer 13 anzurechnen ist, entsprechend der Zusam-
mensetzung der Gruppen, die in den Ziffern 3 und 4 der Reso-
lution 43/232 der Generalversammlung vom 1. März 1989 
festgelegt und von der Versammlung für die Zwecke der Ad-
hoc-Veranlagung für Friedenssicherungseinsätze mit ihren 
späteren einschlägigen Resolutionen und Beschlüssen geändert 
worden ist, zuletzt mit der Resolution 52/230 vom 31. März 
1998 und mit den Beschlüssen 54/456 bis 54/458 vom 23. De-
zember 1999 für den Zeitraum 1998-2000, und unter Berück-
sichtigung des in ihren Resolutionen 52/215 A vom 22. Dezem-
ber 1997 und 54/237 A vom 23. Dezember 1999 festgelegten 
Beitragsschlüssels für das Jahr 2000; 

 16. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die ih-
re finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Truppe nicht er-
füllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln von 280.800 Dollar brutto (261.400 Dollar 
netto) für den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum nach dem 
in Ziffer 15 festgelegten Schema auf ihre ausstehenden Ver-
pflichtungen anzurechnen ist; 

 17. beschließt ferner, der Regierung Zyperns einen Betrag 
in Höhe von 168.000 Dollar und der Regierung Griechenlands 
einen Betrag in Höhe von 74.600 Dollar zurückzuerstatten; 

 18. beschließt, das für den Zeitraum vor dem 16. Juni 
1993 für die Truppe eingerichtete Konto auch künftig geson-
dert zu führen, bittet die Mitgliedstaaten, freiwillige Beiträge 
auf dieses Konto zu entrichten, und ersucht den Generalsekre-
tär, weiter zu freiwilligen Beiträgen für dieses Konto aufzuru-
fen; 

 19. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 20. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Truppe beteiligt ist; 

 21. bittet um freiwillige Beiträge für die Truppe in Form 
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär 
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf 
entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten 
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 22. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Friedenstrup-
pe der Vereinten Nationen in Zypern" in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 55/267 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/968, Ziffer 6) 126. 

55/267. Finanzierung der Beobachtermission der Verein-
ten Nationen in Georgien 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Natio-
nen in Georgien127 und der entsprechenden Berichte des Be-
ratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen128, 

 unter Hinweis auf die Resolution 854 (1993) des Sicher-
heitsrats vom 6. August 1993, mit der der Rat die Entsendung 
eines Vorauskommandos von bis zu zehn Militärbeobachtern 
der Vereinten Nationen für einen Zeitraum von drei Monaten 
und die Eingliederung des Vorauskommandos in eine Beobach-
termission der Vereinten Nationen billigte, für den Fall, dass 
der Rat eine solche Mission offiziell aufstellen sollte, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 858 (1993) des Si-
cherheitsrats vom 24. August 1993, mit der der Rat die Einrich-
tung der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Georgi-
en beschloss, sowie auf die danach verabschiedeten Resolutio-
nen, mit denen der Rat das Mandat der Beobachtermission ver-
längerte, zuletzt Resolution 1339 (2001) vom 31. Januar 2001, 

 ferner unter Hinweis auf ihren Beschluss 48/475 A vom 
23. Dezember 1993 über die Finanzierung der Beobachtermis-
sion sowie auf ihre späteren diesbezüglichen Resolutionen und 
Beschlüsse, zuletzt Resolution 54/271 vom 15. Juni 2000, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) 
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000 
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge für 
die Beobachtermission entrichtet worden sind, 

   
126 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
127 A/55/682 und A/55/768. 
128 A/55/874 und Add.4. 
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 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Beobachter-
mission mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, da-
mit sie ihren Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen 
des Sicherheitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Beob-
achtermission der Vereinten Nationen in Georgien per 
30. April 2001, namentlich von den noch ausstehenden Beiträ-
gen in Höhe von 19,8 Millionen US-Dollar, was 14 Prozent der 
gesamten veranlagten Beiträge von der Einrichtung der Beob-
achtermission bis zu dem am 30. Juni 2001 endenden Zeitraum 
entspricht, vermerkt, dass etwa 16 Prozent der Mitgliedstaaten 
ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und 
fordert alle anderen Mitgliedstaaten, die es betrifft, insbesonde-
re die Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich 
auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Bei-
träge sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 3. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Beobachtermission vollständig und pünktlich ent-
richtet werden; 

 4. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu be-
handeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmissio-
nen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit sie 
ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen kön-
nen; 

 7. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Itali-
en) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Beobachtermission auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 8. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen129 an und ersucht den Generalsekretär, ih-
re vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 9. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Beobachtermission so 
effizient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 10. ersucht den Generalsekretär außerdem, sich zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allge-

   
129 A/55/874/Add.4. 

meinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin zu bemü-
hen, in der Beobachtermission Ortskräfte auf Dienstposten des 
Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Er-
fordernissen der Mission; 

 11. beschließt, für die Aufrechterhaltung der Beobachter-
mission während des Zeitraums vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 
2002 für das Sonderkonto für die Beobachtermission der Ver-
einten Nationen in Georgien den Betrag von 27.896.341 Dollar 
brutto (26.175.806 Dollar netto) zu veranschlagen, worin der 
Betrag von 816.452 Dollar brutto (716.517 Dollar netto) für 
den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und der Betrag von 
85.289 Dollar brutto (76.589 Dollar netto) für die Versor-
gungsbasis der Vereinten Nationen eingeschlossen sind; 

 12. beschließt außerdem, den Betrag von 2.324.695 Dol-
lar brutto (2.181.317 Dollar netto) für den Zeitraum vom 1. bis 
31. Juli 2001 entsprechend den in der Resolution 55/235 der 
Generalversammlung festgelegten und von der Versammlung in 
ihrer Resolution 55/236 vom 23. Dezember 2000 geänderten 
Kategorien und unter Berücksichtigung des in ihrer Resolution 
55/5 B vom 23. Dezember 2000 festgelegten Beitragsschlüssels 
für das Jahr 2001 unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

 13. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Guthaben 
der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den geschätz-
ten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
143.378 Dollar, die für den Zeitraum vom 1. bis 31. Juli 2001 
für die Beobachtermission gebilligt worden sind, auf ihre Ver-
anlagung nach Ziffer 12 anzurechnen ist; 

 14. beschließt, vorbehaltlich eines Beschlusses des Si-
cherheitsrats, das Mandat der Beobachtermission über den 
31. Juli 2001 hinaus zu verlängern, den Betrag von 
25.571.646 Dollar brutto (23.994.489 Dollar netto) für den 
Zeitraum vom 1. August 2001 bis 30. Juni 2002 nach Ziffer 12 
und unter Berücksichtigung des in der Resolution 55/5 B der 
Generalversammlung festgelegten Beitragsschlüssels für die 
Jahre 2001 und 2002 zu einem monatlichen Satz von 
2.324.695 Dollar brutto (2.181.317 Dollar netto) unter den 
Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

 15. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) das jeweilige Guthaben der Mitgliedstaaten 
im Steuerausgleichsfonds aus den geschätzten Einnahmen aus 
der Personalabgabe in Höhe von 1.577.157 Dollar, die für den 
Zeitraum vom 1. August 2001 bis 30. Juni 2002 gebilligt wur-
den, auf die Veranlagung der Mitgliedstaaten nach Ziffer 14 
anzurechnen ist; 

 16. beschließt ferner, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Beobachtermission 
erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln von 5.996.479 Dollar brutto (5.775.479 Dol-
lar netto) für den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum, wovon 
2.324.695 Dollar brutto (2.181.317 Dollar netto) auf den Zeit-
raum vom 1. bis 31. Juli 2001 und 3.671.784 Dollar brutto 
(3.594.162 Dollar netto) auf den Zeitraum vom 1. August 2001 
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bis 30. Juni 2002 entfallen, auf ihre Veranlagung nach den Zif-
fern 12 und 14 anzurechnen ist, entsprechend der Zusammen-
setzung der Gruppen, die in den Ziffern 3 und 4 der Resolution 
43/232 der Generalversammlung vom 1. März 1989 festgelegt 
und von der Versammlung für die Zwecke der Ad-hoc-
Veranlagung für Friedenssicherungseinsätze mit späteren ein-
schlägigen Resolutionen und Beschlüssen geändert worden ist, 
zuletzt mit der Resolution 52/230 vom 31. März 1998 und mit 
den Beschlüssen 54/456 bis 54/458 vom 23. Dezember 1999 
für den Zeitraum 1998-2000, und unter Berücksichtigung des 
in ihren Resolutionen 52/215 A vom 22. Dezember 1997 und 
54/237 A vom 23. Dezember 1999 festgelegten Beitragsschlüs-
sels für das Jahr 2000; 

 17. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre finanziel-
len Verpflichtungen gegenüber der Beobachtermission nicht er-
füllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln von 5.996.479 Dollar brutto (5.775.479 Dol-
lar netto) für den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum, wovon 
2.324.695 Dollar brutto (2.181.317 Dollar netto) auf den Zeit-
raum vom 1. bis 31. Juli 2001 und 3.671.784 Dollar brutto 
(3.594.162 Dollar netto) auf den Zeitraum vom 1. August 2001 
bis 30. Juni 2002 entfallen, nach dem in Ziffer 16 festgelegten 
Schema auf ihre ausstehenden Verpflichtungen anzurechnen 
ist;  

 18. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 19. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Beobachtermission beteiligt ist; 

 20. bittet um freiwillige Beiträge für die Beobachtermis-
sion in Form von Barzahlungen sowie in Form von für den Ge-
neralsekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je 
nach Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung 
festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 21. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Beobachter-
mission der Vereinten Nationen in Georgien" in die vorläufige 
Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 55/268 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/965, Ziffer 6) 130. 

55/268. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen 
in Bosnien und Herzegowina 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Bosni-

   
130 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Stellver-
tretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 

en und Herzegowina131 und der entsprechenden Berichte des 
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen132, 

 unter Hinweis auf die Resolution 1035 (1995) des Sicher-
heitsrats vom 21. Dezember 1995, mit der der Rat die Mission 
der Vereinten Nationen in Bosnien und Herzegowina für einen 
Anfangszeitraum von einem Jahr einrichtete, und die Ratsreso-
lution 1305 (2000) vom 21. Juni 2000, mit der der Rat das 
Mandat der Mission bis zum 21. Juni 2001 verlängerte, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 1335 (2001) des Si-
cherheitsrats vom 12. Januar 2001, mit der der Rat die Militär-
beobachter der Vereinten Nationen ermächtigte, die Entmili-
tarisierung der Halbinsel Prevlaka bis zum 15. Juli 2001 weiter 
zu überwachen, 

 ferner unter Hinweis auf ihren Beschluss 50/481 vom 
11. April 1996 über die Finanzierung der Mission sowie auf ih-
re danach verabschiedeten diesbezüglichen Resolutionen und 
Beschlüsse, zuletzt Resolution 54/273 vom 15. Juni 2000, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) 
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000 
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge für 
die Mission entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit 
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren 
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Si-
cherheitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Mis-
sion der Vereinten Nationen in Bosnien und Herzegowina per 
30. April 2001, namentlich von den noch ausstehenden Bei-
trägen in Höhe von 78,1 Millionen US-Dollar, was 9 Prozent 
der gesamten veranlagten Beiträge von der Einrichtung der 
Mission bis zu dem am 21. Juni 2001 endenden Zeitraum ent-
spricht, vermerkt, dass etwa 17 Prozent der Mitgliedstaaten ih-
re veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und 
fordert alle anderen Mitgliedstaaten, die es betrifft, insbeson-
dere die Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrück-
lich auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten 
Beiträge sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 3. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Mission vollständig und pünktlich entrichtet wer-
den; 

   
131 A/55/683 und A/55/752. 
132 A/55/874 und Add.5. 
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 4. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, ins-
besondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu be-
handeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmissio-
nen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit sie 
ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen kön-
nen; 

 7. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Itali-
en) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 8. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen133 an und ersucht den Generalsekretär, ih-
re vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 9. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effizient 
und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 10. ersucht den Generalsekretär außerdem, sich zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allge-
meinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin zu be-
mühen, in der Mission Ortskräfte auf Dienstposten des Allge-
meinen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Erforder-
nissen der Mission; 

 11. beschließt, vorbehaltlich eines Beschlusses des Si-
cherheitsrats, das Mandat der Mission über den 30. Juni 2001 
hinaus zu verlängern, für die Aufrechterhaltung der Mission 
während des Zeitraums vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 den 
Betrag von 144.676.630 Dollar brutto (135.728.725 Dollar net-
to) zu veranschlagen, worin der Betrag von 4.234.303 Dollar 
brutto (3.716.018 Dollar netto) für den Friedenssicherungs-
Sonderhaushalt und der Betrag von 442.327 Dollar brutto 
(397.207 Dollar netto) für die Versorgungsbasis der Vereinten 
Nationen eingeschlossen sind, und diesen Betrag entsprechend 
den in der Resolution 55/235 der Generalversammlung festge-
legten und von der Versammlung in ihrer Resolution 55/236 
vom 23. Dezember 2000 geänderten Kategorien und unter Be-
rücksichtigung des in ihrer Resolution 55/5 B vom 23. De-
zember 2000 festgelegten Beitragsschlüssels für die Jahre 2001 
und 2002 zu einem monatlichen Satz von 12.056.385 Dollar 
brutto (11.310.727 Dollar netto) unter den Mitgliedstaaten zu 
veranlagen; 

   
133 A/55/874/Add.5. 

 12. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Gutha-
ben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den ge-
schätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
8.947.905 Dollar, die für die Mission für den Zeitraum vom 
1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 gebilligt worden sind, auf ihre 
Veranlagung nach Ziffer 11 anzurechnen ist; 

 13. beschließt ferner, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission erfüllt ha-
ben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften Haus-
haltsmitteln von 25.990.381 Dollar brutto (24.826.081 Dollar 
netto) für den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum auf ihre 
Veranlagung nach Ziffer 11 anzurechnen ist, entsprechend der 
Zusammensetzung der Gruppen, die in den Ziffern 3 und 4 der 
Resolution 43/232 der Generalversammlung vom 1. März 1989 
festgelegt und von der Versammlung für die Zwecke der Ad-
hoc-Veranlagung für Friedenssicherungseinsätze mit späteren 
einschlägigen Resolutionen und Beschlüssen geändert worden 
ist, zuletzt mit der Resolution 52/230 vom 31. März 1998 und 
mit den Beschlüssen 54/456 bis 54/458 vom 23. Dezember 
1999 für den Zeitraum 1998-2000, und unter Berücksichtigung 
des in ihren Resolutionen 52/215 A vom 22. Dezember 1997 
und 54/237 A vom 23. Dezember 1999 festgelegten Beitrags-
schlüssels für das Jahr 2000; 

 14. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre finanziel-
len Verpflichtungen gegenüber der Mission nicht erfüllt haben, 
ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften Haushaltsmit-
teln von 25.990.381 Dollar brutto (24.826.081 Dollar netto) für 
den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum nach dem in Ziffer 13 
festgelegten Schema auf ihre ausstehenden Verpflichtungen an-
zurechnen ist; 

 15. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 16. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Mission beteiligt ist; 

 17. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in Form 
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär 
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf 
entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten 
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 18. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission der 
Vereinten Nationen in Bosnien und Herzegowina" in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung auf-
zunehmen.  

RESOLUTION 55/269 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/963, Ziffer 6) 134. 

   
134 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Stellver-
tretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
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55/269. Finanzierung der Zivilpolizeimission der Verein-
ten Nationen in Haiti 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Unterstützungsmission der Vereinten Na-
tionen in Haiti, der Übergangsmission der Vereinten Nationen 
in Haiti und der Zivilpolizeimission der Vereinten Nationen in 
Haiti135 und des entsprechenden Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen136, 

 eingedenk der Resolution 1063 (1996) des Sicherheitsrats 
vom 28. Juni 1996, mit der der Rat die Unterstützungsmission 
der Vereinten Nationen in Haiti einrichtete, und der Resolu-
tion 1086 (1996) vom 5. Dezember 1996, mit der der Rat das 
Mandat der Mission bis zum 31. Juli 1997 verlängerte, 

 sowie eingedenk der Resolution 1123 (1997) des Sicher-
heitsrats vom 30. Juli 1997, mit der der Rat die Übergangsmis-
sion der Vereinten Nationen in Haiti für einen einmaligen Zeit-
raum von vier Monaten einrichtete, 

 ferner eingedenk der Resolution 1141 (1997) des Sicher-
heitsrats vom 28. November 1997, mit der der Rat die Zivilpo-
lizeimission der Vereinten Nationen in Haiti einrichtete, und 
der Resolution 1277 (1999) vom 30. November 1999, mit der 
der Rat die Mission bis zum 15. März 2000 verlängerte, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 51/15 A vom 4. Novem-
ber 1996 über die Finanzierung der Unterstützungsmission und 
ihre späteren diesbezüglichen Resolutionen und Beschlüsse, 
zuletzt Resolution 54/276 vom 15. Juni 2000, 

 erneut erklärend, dass es sich bei den Kosten der Missionen 
um Ausgaben der Organisation handelt, die nach Artikel 17 
Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen von den Mit-
gliedstaaten zu tragen sind, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin gehend, 
dass zur Deckung der Ausgaben für die Missionen ein anderes 
Verfahren anzuwenden ist als zur Deckung der Ausgaben des 
ordentlichen Haushalts der Vereinten Nationen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die wirtschaftlich wei-
ter entwickelten Länder zur Leistung verhältnismäßig größerer 
Beiträge in der Lage sind und dass die wirtschaftlich weniger 
entwickelten Länder in relativ begrenztem Maße imstande sind, 
zu einem solchen Einsatz beizutragen, 

 eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der Gene-
ralversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden besonderen 
Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder des Si-
cherheitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

 mit Genugtuung feststellend, dass bestimmte Regierungen 
freiwillige Beiträge für die Zivilpolizeimission der Vereinten 
Nationen in Haiti geleistet haben, 

   
135 A/55/667 und A/55/753. 
136 A/55/881. 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, das Konto der 
Missionen auch weiterhin mit den erforderlichen Finanzmitteln 
auszustatten, damit sie ihren ausstehenden Verbindlichkeiten 
nachkommen können, 

 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Unter-
stützungsmission der Vereinten Nationen in Haiti, der Über-
gangsmission der Vereinten Nationen in Haiti und der Zi-
vilpolizeimission der Vereinten Nationen in Haiti per 30. April 
2001, namentlich von den noch ausstehenden Beiträgen in Hö-
he von 19,9 Millionen US-Dollar, was 22 Prozent der gesamten 
veranlagten Beiträge von der Einrichtung der Unterstüt-
zungsmission bis zu dem am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum 
entspricht, vermerkt, dass etwa 65 Prozent der Mitgliedstaaten 
ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und 
fordert alle anderen Mitgliedstaaten, die es betrifft, insbesonde-
re die Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich 
auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Bei-
träge sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Verzöge-
rungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu be-
handeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmis-
sionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit 
sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen 
können; 

 7. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen136 an und ersucht den General-
sekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 8. stellt fest, dass die durch den Beratenden Ausschuss 
gemäß Abschnitt IV der Resolution 49/233 A der General-
versammlung vom 23. Dezember 1994 genehmigte Ver-
pflichtungsermächtigung von 2.201.284 Dollar brutto 
(1.987.784 Dollar netto) nicht genutzt wurde; 

 9. ermächtigt den Generalsekretär, von den Mitteln, die 
für den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum bereitgestellt 
wurden, einen Betrag von 164.200 Dollar brutto (142.900 Dol-
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lar netto) zur Deckung der Kosten für den Abschluss der Li-
quidationsaufgaben am Amtssitz einzusetzen; 

 10. beschließt, dass den Mitgliedstaaten, die ihre finanzi-
ellen Verpflichtungen gegenüber der Zivilpolizeimission  
erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln in Höhe von 394.916 Dollar brutto 
(523.316 Dollar netto) für den am 30. Juni 2000 endenden 
Zeitraum gutzuschreiben ist, entsprechend der Zusammen-
setzung der Gruppen, die in den Ziffern 3 and 4 der Resolution 
43/232 der Generalversammlung vom 1. März 1989 festgelegt 
und von der Versammlung für die Zwecke der Ad-hoc-Ver-
anlagung für die Friedenssicherungseinsätze mit späteren ein-
schlägigen Resolutionen und Beschlüssen geändert worden ist, 
zuletzt mit Resolution 52/230 vom 31. März 1998 und mit den 
Beschlüssen 54/456 bis 54/458 vom 23. Dezember 1999 für 
den Zeitraum 1998-2000, sowie unter Berücksichtigung des in 
ihren Resolutionen 52/215 A vom 22. Dezember 1997 und 
54/237 A vom 23. Dezember 1999 festgelegten Beitragsschlüs-
sels für das Jahr 2000; 

 11. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die ih-
re Verpflichtungen gegenüber der Zivilpolizeimission nicht er-
füllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln in Höhe von 394.916 Dollar brutto 
(523.316 Dollar netto) für den am 30. Juni 2000 endenden 
Zeitraum nach dem in Ziffer 10 festgelegten Schema auf ihre 
ausstehenden Verpflichtungen anzurechnen ist; 

 12. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs 
über die endgültige Verwendung des wesentlichen Geräts der 
Mission137; 

 13. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 14. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Unterstüt-
zungsmission der Vereinten Nationen in Haiti, der Übergangs-
mission der Vereinten Nationen in Haiti und der Zivilpoli-
zeimission der Vereinten Nationen in Haiti" in die vorläufige 
Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 55/270 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/960, Ziffer 6) 138. 

55/270. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen 
in der Zentralafrikanischen Republik 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in der 

   
137 A/55/667. 
138 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 

Zentralafrikanischen Republik139 und der entsprechenden Be-
richte des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen140, 

 eingedenk der Resolution 1159 (1998) des Sicherheitsrats 
vom 27. März 1998, mit der der Rat die Mission der Vereinten 
Nationen in der Zentralafrikanischen Republik einrichtete, so-
wie der danach verabschiedeten Resolutionen, mit denen der 
Rat das Mandat der Mission verlängerte, zuletzt Resolu-
tion 1271 (1999) vom 22. Oktober 1999, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 52/249 vom 26. Juni 
1998 über die Finanzierung der Mission und auf ihre danach 
verabschiedeten diesbezüglichen Resolutionen, zuletzt Re-
solution 54/277 vom 15. Juni 2000, 

 erneut erklärend, dass es sich bei den Kosten der Mission 
um Ausgaben der Organisation handelt, die nach Artikel 17 
Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen von den Mit-
gliedstaaten zu tragen sind, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin gehend, 
dass zur Deckung der Ausgaben für die Mission ein anderes 
Verfahren anzuwenden ist als zur Deckung der Ausgaben des 
ordentlichen Haushalts der Vereinten Nationen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die wirtschaftlich wei-
ter entwickelten Länder zur Leistung verhältnismäßig größerer 
Beiträge in der Lage sind und dass die wirtschaftlich weniger 
entwickelten Länder in relativ begrenztem Maße imstande sind, 
zu einem solchen Einsatz beizutragen, 

 eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der Gene-
ralversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden besonderen 
Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder des Sicher-
heitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge für 
die Mission entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit 
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren 
ausstehenden Verbindlichkeiten nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Mis-
sion der Vereinten Nationen in der Zentralafrikanischen Repu-
blik per 30. April 2001, namentlich von den noch ausstehenden 
Beiträgen in Höhe von 36,7 Millionen US-Dollar, was 32 Pro-
zent der gesamten veranlagten Beiträge entspricht, vermerkt, 
dass etwa 44 Prozent der Mitgliedstaaten ihre veranlagten Bei-
träge in voller Höhe entrichtet haben, und fordert alle anderen 
Mitgliedstaaten, die es betrifft, insbesondere die Mitgliedstaa-
ten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die Entrich-
tung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge sicherzu-
stellen; 

   
139 A/55/849. 
140 A/55/874 und A/55/884. 



 II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Fünften Ausschusses 81 

 

 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Verzöge-
rungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbe-
sondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu be-
handeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmissio-
nen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit sie 
ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen kön-
nen; 

 7. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen141 an und ersucht den Generalsekretär, ih-
re vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 8. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Liquidation der Mis-
sion so effizient und sparsam wie möglich durchgeführt wird; 

 9. beschließt, dass den Mitgliedstaaten, die ihre finanzi-
ellen Verpflichtungen gegenüber der Mission erfüllt haben, ihr 
jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln 
von 1.197.100 Dollar brutto (1.152.400 Dollar netto) für den 
am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum gutzuschreiben ist, ent-
sprechend der Zusammensetzung der Gruppen, die in den Zif-
fern 3 und 4 der Resolution 43/232 der Generalversammlung 
vom 1. März 1989 festgelegt und von der Versammlung für die 
Zwecke der Ad-hoc-Veranlagung für die Friedenssicherungs-
einsätze mit späteren einschlägigen Resolutionen und Be-
schlüssen geändert worden ist, zuletzt mit Resolution 52/230 
vom 31. März 1998 und mit den Beschlüssen 54/456 bis 
54/458 vom 23. Dezember 1999 für den Zeitraum 1998-2000, 
sowie unter Berücksichtigung des in ihren Resolutionen 
52/215 A vom 22. Dezember 1997 und 54/237 A vom 23. De-
zember 1999 festgelegten Beitragsschlüssels für das Jahr 2000;  

 10. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die  
ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission nicht 
erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln in Höhe von 1.197.100 Dollar brutto 
(1.152.400 Dollar netto) für den am 30. Juni 2000 endenden 

   
141 A/55/884. 

Zeitraum nach dem in Ziffer 9 festgelegten Schema auf ihre 
ausstehenden Verpflichtungen anzurechnen ist; 

 11. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 12. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission der 
Vereinten Nationen in der Zentralafrikanischen Republik" in 
die vorläufige Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 

RESOLUTION 55/271 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/534/Add.2, Ziffer 19) 142. 

55/271. Friedenssicherungs-Sonderhaushalt 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 45/258 vom 3. Mai 
1991, 47/218 A vom 23. Dezember 1992, 48/226 A vom 
23. Dezember 1993, 48/226 B vom 5. April 1994, 48/226 C 
vom 29. Juli 1994, 49/250 vom 20. Juli 1995, 50/11 vom 
2. November 1995, 50/221 A vom 11. April 1996, 50/221 B 
vom 7. Juni 1996, 51/226 vom 3. April 1997, 51/239 A vom 
17. Juni 1997, 51/239 B und 51/243 vom 15. September 1997, 
52/220 vom 22. Dezember 1997, 52/234 und 52/248 vom 
26. Juni 1998, 53/12 A vom 26. Oktober 1998, 53/208 B vom 
18. Dezember 1998, 53/12 B vom 8. Juni 1999, 54/243 A vom 
23. Dezember 1999, 54/243 B vom 15. Juni 2000 und 55/238 
vom 23. Dezember 2000 sowie ihre Beschlüsse 48/489 vom 
8. Juli 1994, 49/469 vom 23. Dezember 1994 und 50/473 vom 
23. Dezember 1995, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über 
den Haushaltsvollzug des Friedenssicherungs-Sonderhaushalts 
während des Zeitraums vom 1. Juli 1999 bis 30. Juni 2000143, 
seines Berichts über den Sonderhaushalt während des Zeit-
raums vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002144 sowie des entspre-
chenden Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen145, 

 erneut erklärend, dass die Verwaltungs- und Haushaltsfüh-
rung der Friedenssicherungseinsätze weiter verbessert werden 
muss, 

 in Anbetracht dessen, dass es notwendig ist, Friedenssiche-
rungseinsätzen in allen Phasen, einschließlich der Phase ihrer 
Liquidation und Beendigung, angemessene Unterstützung zu 
gewähren, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs 
über den Haushaltsvollzug des Friedenssicherungs-Son-
derhaushalts während des Zeitraums vom 1. Juli 1999 bis 
30. Juni 2000143 und von seinem Bericht über den Sonderhaus-

   
142 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
143 A/55/861. 
144 A/55/862. 
145 A/55/882. 
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halt während des Zeitraums vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 
2002144; 

 2. erkennt an, wie wichtig es ist, dass die Vereinten Na-
tionen nach Genehmigung eines Mandats durch den Sicher-
heitsrat reagieren und einen Friedenssicherungseinsatz rasch 
dislozieren können; 

 3. macht sich die Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen145 zu eigen und ersucht den Gene-
ralsekretär, ihre vollinhaltliche Umsetzung sicherzustellen; 

 4. bekräftigt, dass für die zentrale Unterstützung der 
Friedenssicherungseinsätze ausreichende Mittel bereitgestellt 
werden müssen; 

 5. erklärt erneut, dass die Ausgaben der Organisation, 
einschließlich der zentralen Unterstützung von Friedenssiche-
rungseinsätzen, von den Mitgliedstaaten zu tragen sind und 
dass der Generalsekretär zu diesem Zweck um ausreichende 
Finanzmittel zur Aufrechterhaltung der Kapazität der Sekreta-
riats-Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze ersuchen soll; 

 6. beschließt, für den Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis 
30. Juni 2002 den in dem laufenden Zeitraum vom 1. Juli 2000 
bis 30. Juni 2001 verwendeten, in Ziffer 3 ihrer Resolution 
50/221 B bewilligten Finanzierungsmechanismus für den Son-
derhaushalt beizubehalten; 

 7. beschließt außerdem, die 562 aus dem Sonderhaushalt 
finanzierten befristeten Dienstposten beizubehalten; 

 8. erklärt erneut, dass der Generalsekretär sicherstellen 
muss, dass die Delegation von Befugnissen an die Hauptabtei-
lung Friedenssicherungseinsätze und die Feldmissionen in 
strikter Befolgung der einschlägigen Resolutionen und Be-
schlüsse sowie der diesbezüglichen Regeln und Verfahren der 
Generalversammlung zu dieser Angelegenheit erfolgt; 

 9. nimmt Kenntnis von der Absicht des Generalsekretärs, 
vor der Eröffnung der sechsundfünfzigsten Tagung der Gene-
ralversammlung den revidierten Finanzierungsbedarf des Son-
derhaushalts vorzulegen; 

 10. nimmt mit Genugtuung Kenntnis von der in Ziffer 12 
des Berichts des Beratenden Ausschusses wiedergegebenen 
Absicht des Generalsekretärs, in Übereinstimmung mit Resolu-
tion 55/231 der Generalversammlung vom 23. Dezember 2000 
über das ergebnisorientierte Haushaltsverfahren Veränderungen 
an der Gestaltung des Haushaltsdokuments des Sonderhaus-
halts vorzunehmen; 

 11. ersucht den Generalsekretär, für eine konsistentere 
und ausgewogenere Gestaltung der Vorschläge aller Hauptab-
teilungen zu sorgen; 

 12. ersucht den Generalsekretär außerdem, sich vordring-
lich mit der Notwendigkeit auseinanderzusetzen, die Verfahren 
betreffend kontingenteigene Ausrüstung zu straffen, namentlich 
die Bearbeitung von Erstattungsanträgen und Vereinbarungen, 

den Finanzverwaltungs- und Unterstützungsdienst im Hinblick 
auf die Bearbeitung der Erstattungsanträge zu stärken, und der 
Generalversammlung auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung 
konkrete und angemessene Lösungen für die in Ziffer 15 des 
Berichts des Beratenden Ausschusses angesprochenen Proble-
me vorzulegen; 

 13. beschließt, die von der Generalversammlung in ihrer 
Resolution 54/243 A gebilligte Verpflichtungsermächtigung in 
Höhe von 3.501.600 US-Dollar zu veranschlagen; 

 14. billigt den dienstpostenbezogenen und nicht dienst-
postenbezogenen Mittelbedarf für den Sonderhaushalt für den 
Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 in Höhe von 
73.645.500 Dollar brutto (64.361.800 Dollar netto); 

 15. beschließt, die nicht ausgeschöpften Haushaltsmittel 
in Höhe von 1.300.900 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 
1999 bis 30. Juni 2000, die den Betrag von 1.273.000 Dollar 
aus Zins- und sonstigen Einnahmen einschließen, zur Deckung 
des Finanzierungsbedarfs des Sonderhaushalts für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 zu veranschlagen und 
den Saldo von 75.846.200 Dollar brutto (66.562.500 Dollar 
netto) anteilmäßig auf die Haushalte der einzelnen aktiven 
Friedenssicherungseinsätze aufzuteilen. 

RESOLUTION 55/272 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/534/Add.2, Ziffer 19) 146. 

55/272. Finanzierung der Versorgungsbasis der Vereinten 
Nationen in Brindisi (Italien) 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf Abschnitt XIV ihrer Resolution 49/233 A 
vom 23. Dezember 1994, 

 sowie unter Hinweis auf ihren Beschluss 50/500 vom 
17. September 1996 über die Finanzierung der Versorgungs-
basis der Vereinten Nationen in Brindisi (Italien) sowie ihre 
diesbezüglichen späteren Resolutionen, zuletzt Resolu-
tion 54/278 vom 15. Juni 2000, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Versorgungsbasis der Vereinten Natio-
nen147 und der entsprechenden Berichte des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen148, 

 erneut erklärend, wie wichtig die Aufstellung eines genauen 
Inventars des vorhandenen Geräts ist, 

 1. nimmt Kenntnis von den Berichten des Generalsekre-
tärs über die Finanzierung der Versorgungsbasis der Vereinten 
Nationen in Brindisi (Italien)147; 

   
146 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
147 A/55/714 und A/55/830. 
148 A/55/874 und Add.8. 
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 2. schließt sich den Bemerkungen und Empfehlungen in 
dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen149 an; 

 3. erklärt erneut, dass vorrangig ein wirksames Inventar-
führungssystem angewandt werden muss, insbesondere bei 
Friedenssicherungseinsätzen mit hohem Inventarwert; 

 4. billigt die Kostenvoranschläge für die Versorgungsba-
sis der Vereinten Nationen in Höhe von 8.982.600 US-Dollar 
brutto (8.174.400 Dollar netto) für den Zeitraum vom 1. Juli 
2001 bis 30. Juni 2002; 

 5. beschließt, die nicht ausgeschöpften Haushaltsmittel 
in Höhe von 430.500 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 1999 
bis 30. Juni 2000, die Zinseinnahmen in Höhe von 
289.000 Dollar und die sonstigen Einnahmen in Höhe von 
340.000 Dollar, das heißt insgesamt 1.059.500 Dollar, mit dem 
Mittelbedarf für den Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 
2002 zu verrechnen; 

 6. beschließt außerdem, den Restbetrag von 
7.923.100 Dollar brutto (7.114.900 Dollar netto) zur Deckung 
des Finanzierungsbedarfs der Versorgungsbasis der Vereinten 
Nationen für den Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 
anteilmäßig auf die Haushalte der einzelnen aktiven Friedenssi-
cherungseinsätze aufzuteilen; 

 7. ermächtigt den Generalsekretär, die Mittel für einen 
zivilen Stab bereitzustellen, der aus zehn Bediensteten des Hö-
heren Dienstes, 13 Bediensteten der Laufbahngruppe Feld-
dienst und 83 Ortskräften besteht; 

 8. beschließt, die Frage der Finanzierung der Versor-
gungsbasis der Vereinten Nationen auf ihrer sechsundfünfzig-
sten Tagung zu behandeln. 

RESOLUTION 55/273 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/534/Add.2, Ziffer 19) 150. 

55/273. Erfahrungen aus dem Einsatz örtlicher Rech-
nungsprüfer bei Friedenssicherungsmissionen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf Ziffer 9 ihrer Resolution 54/241 A vom 
23. Dezember 1999, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über 
die Erfahrungen aus dem Einsatz örtlicher Rechnungsprüfer bei 
Friedenssicherungsmissionen151 und des entsprechenden Be-

   
149 A/55/874/Add.8. 
150 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vor-
sitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
151 A/55/735. 

richts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen152, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs151; 

 2. schließt sich den Bemerkungen in dem Bericht des 
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen152 an; 

RESOLUTION 55/274 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/534/Add.2, Ziffer 19) 153. 

55/274. Reform der Verfahren zur Festsetzung der Ko-
stenerstattung für kontingenteigene Ausrüstung 
und Truppen an die Mitgliedstaaten 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 49/233 A vom 23. De-
zember 1994, 50/222 vom 11. April 1996, 51/218 E vom 
17. Juni 1997, 54/19 A vom 29. Oktober 1999 und 54/19 B 
vom 15. Juni 2000, 

 sowie unter Hinweis auf ihren Beschluss 55/452 vom 
23. Dezember 2000, mit dem der Generalsekretär ersucht wur-
de, die Post-"Phase V"-Arbeitsgruppe einzuberufen, 

 nach Behandlung des Berichts der Post-"Phase V"-Arbeits-
gruppe über die Reform der Verfahren zur Festsetzung der Ko-
stenerstattung für kontingenteigene Ausrüstung154, den der Vor-
sitzende der Arbeitsgruppe dem Vorsitzenden des Fünften Aus-
schusses übermittelt hat, des Berichts des Generalsekretärs155 
und des entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses 
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen156 über die Reform der 
Verfahren zur Festsetzung der Kostenerstattung für kontingent-
eigene Ausrüstung und Truppen an die Mitgliedstaaten, 

 1. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser 
Resolution den in Ziffer 17 des Berichts des Generalsekre-
tärs155 aufgeführten Empfehlungen der Post-"Phase V"-Arbeits-
gruppe über die Reform der Verfahren zur Festsetzung der Ko-
stenerstattung für kontingenteigene Ausrüstung und Truppen 
an; 

 2. nimmt Kenntnis von den Empfehlungen in dem Be-
richt des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen156; 

 3. bekräftigt, wie wichtig es ist, die Friedenssicherungs-
einsätze mit größtmöglicher Effizienz und Wirksamkeit durch-
zuführen, und dass die Verzögerungen bei der Bearbeitung der 

   
152 A/55/828. 
153 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Be-
richterstatter des Ausschusses vorgelegt. 
154 Siehe A/C.5/55/39. 
155 A/55/815. 
156 A/55/887. 
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Kostenerstattungen an die Länder, die Truppen und Ausrüstung 
stellen, auf ein Mindestmaß reduziert werden müssen; 

 4. ist sich dessen bewusst, dass die Verzögerungen und 
Ungewissheiten bei der Kostenerstattung für Truppen und kon-
tingenteigene Ausrüstung an die truppenstellenden Länder sich 
nachteilig auf die Fähigkeit der derzeitigen und möglichen 
künftigen truppenstellenden Länder auswirken, sich wirksam an 
den Friedenssicherungseinsätzen der Vereinten Nationen zu be-
teiligen, und unterstreicht in diesem Zusammenhang, dass alle 
Mitgliedstaaten ihre veranlagten Beiträge zu allen Friedenssi-
cherungseinsätzen vollständig, pünktlich und ohne Bedingun-
gen entrichten müssen; 

 5. betont, dass das Sekretariat mit den Mitteln ausgestat-
tet werden muss, die es benötigt, um den Bereitschaftsgrad je-
des möglichen truppenstellenden Landes vor der Dislozierung 
bestätigen zu können und sicherzustellen, dass die Normen 
auch weiterhin im Einklang mit den entsprechenden Vereinba-
rungen eingehalten werden; 

 6. stellt fest, dass das Sekretariat derzeit in Abstimmung 
mit den truppenstellenden Ländern an der Evaluierung und 
Normierung der Friedenssicherungsausbildung der Vereinten 
Nationen arbeitet, und ersucht den Generalsekretär, der Gene-
ralversammlung zur Genehmigung dieser Normen auf ihrer 
sechsundfünfzigsten Tagung über den Sonderausschuss für 
Friedenssicherungseinsätze einen Bericht zu dieser wichtigen 
Frage vorzulegen; 

 7. ist sich der Notwendigkeit bewusst, konkrete Anwei-
sungen hinsichtlich des Verfahrens zur Erstattung der Kosten 
für Truppen zu erteilen; 

 8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
zur Genehmigung auf ihrer wiederaufgenommenen sechs-
undfünfzigsten Tagung unter Berücksichtigung der von den 
Mitgliedstaaten geäußerten Auffassungen eine Methodik für 
die Erstattung der Truppenkosten, die auf Militärkontingente 
und Polizeieinheiten Anwendung findet, sowie einen Fragebo-
gen für die truppenstellenden Länder vorzulegen, unter Zugrun-
delegung der folgenden Elemente und Richtlinien: 

 a) Die Kostenrückerstattung für Militärkontingente, Zi-
vilpolizeieinheiten und Stabsoffiziere, die in Friedenssiche-
rungseinsätzen der Vereinten Nationen dienen, erfolgt bei glei-
chen Leistungen auf gleicher Grundlage; 

 b) bei der Erstattung der Truppenkosten sind unter ande-
rem allgemeine Grundsätze zu berücksichtigen wie Einfachheit, 
Gerechtigkeit, Transparenz, Universalität, Transferierbarkeit, 
Finanzkontrolle und Rechnungsprüfung sowie Bestätigung der 
Erbringung bestimmter Leistungen, allesamt Grundsätze, die in 
den Vereinbarungen zwischen den Vereinten Nationen und den 
teilnehmenden Staaten enthalten sein sollen; 

 c) im Rahmen dieser Erhebung sollen die personalbezo-
genen Gemeinkosten und wesentlichen Zusatzkosten für die be-
stehenden Truppenkontingente ermittelt werden, die den trup-

penstellenden Ländern auf Grund ihrer Beteiligung an den 
Friedenssicherungseinsätzen der Vereinten Nationen entstehen, 
einschließlich bei der Erstellung eines Standardimpfpakets und 
der Ermittlung missionsspezifischer Impfstoffe und missions-
spezifischer ärztlicher und biochemischer Untersuchungen, un-
ter Heranziehung der bei der Weltgesundheitsorganisation und 
dem Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen verfügbaren Da-
ten, und die rückerstattungspflichtig sein könnten; 

 d) die Methodik soll gewährleisten, dass bei der Kosten-
erstattung zwischen den verschiedenen Graden der logistischen 
Selbstversorgung, den Bestandteilen der Truppenkosten und al-
len anderen Entschädigungen keine Doppelzahlungen vorge-
nommen werden; 

 9. beschließt, dass der künftige Einheitssatz für die Er-
stattung der Truppenkosten auf der Grundlage der neuen Erhe-
bungsdaten festzulegen ist, die repräsentativ sind für die Ko-
sten, die rund 60 Prozent der Länder entstanden sind, die Trup-
pen für Friedenssicherungseinsätze gestellt haben; 

 10. beschließt außerdem, vorläufig und auf Ad-hoc-
Grundlage den Einheitssatz für die Erstattung der Truppenko-
sten an die truppenstellenden Länder mit Wirkung vom 1. Juli 
2001 um 2 Prozent zu erhöhen; 

 11. beschließt ferner, vorläufig und auf Ad-hoc-Grund-
lage den Einheitssatz für die Erstattung der Truppenkosten mit 
Wirkung vom 1. Januar 2002 um weitere 2 Prozent zu erhöhen, 
womit der gegenwärtige Satz um insgesamt 4 Prozent erhöht 
wird; 

 12. ersucht den Generalsekretär, die praktischen Aspekte 
der Leasingvereinbarungen mit und ohne Instandhaltungslei-
stungen sowie der Selbstversorgungsvereinbarungen zu über-
prüfen, namentlich die Wirksamkeit der Verfahren betreffend 
kontingenteigene Ausrüstung, mit dem Ziel, festzustellen, ob 
die truppenstellenden Länder in der Lage sind, die Bestimmun-
gen der Regelungen für kontingenteigene Ausrüstung über Lea-
sing samt Instandhaltung und über logistische Selbstversorgung 
einzuhalten, und die Notwendigkeit, die Wirksamkeit der Frie-
denssicherungseinsätze zu gewährleisten, so auch durch die sy-
stematische Anwendung der im Handbuch für kontingenteigene 
Ausrüstung festgelegten Normen, und der Generalversammlung 
auf ihrer sechsundfünfzigsten Tagung darüber Bericht zu erstat-
ten; 

 13. unterstreicht, dass das Sekretariat seinen Verpflich-
tungen entsprechend den getroffenen Vereinbarungen vollstän-
dig und fristgerecht nachkommen muss, um die operative 
Wirksamkeit der an den Friedenssicherungseinsätzen der Ver-
einten Nationen beteiligten Truppen zu gewährleisten; 

 14. nimmt Kenntnis von den Auffassungen des Sekretari-
ats hinsichtlich der Möglichkeit, mit Rücksicht auf die künfti-
gen Erfahrungen die Verfahren zur Regelung der Haftung für 
Schäden an Großgerät, das von einem Land benutzt wird und 
einem anderen Land gehört, zu überprüfen, und beschließt, 
dass die Haftung für Schäden an Großgerät, das von einem 
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Land benutzt wird und einem anderen Land gehört, nach den 
einschlägigen Bestimmungen in den Vereinbarungen mit den 
betreffenden Ländern und im Einklang mit den anwendbaren 
Regeln und Vorschriften der Vereinten Nationen festgestellt 
werden soll; 

 15. ersucht den Generalsekretär, im Jahr 2004 für einen 
Zeitraum von mindestens zehn Arbeitstagen eine allen Mit-
gliedstaaten offen stehende Arbeitsgruppe von Sachverständi-
gen einzuberufen, die den Auftrag hat, eine dreijährliche Über-
prüfung der Kostenerstattungssätze für kontingenteigene Aus-
rüstung und logistische Selbstversorgung, einschließlich Sani-
tätsdiensten, durchzuführen; 

 16. beschließt, diese Frage auf ihrer sechsundfünfzigsten 
Tagung weiter zu verfolgen. 

RESOLUTION 55/275 

Verabschiedet auf der 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, ohne Abstimmung, auf 
Empfehlung des Ausschusses (A/55/962, Ziffer 6) 157. 

55/275. Finanzierung der Mission der Organisation der 
Vereinten Nationen in der Demokratischen Repu-
blik Kongo 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Mission der Organisation der Vereinten 
Nationen in der Demokratischen Republik Kongo158 und der 
entsprechenden Berichte des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen159, 

 eingedenk der Resolutionen des Sicherheitsrats 1258 (1999) 
vom 6. August 1999 und 1279 (1999) vom 30. November 1999 
betreffend die Entsendung militärischen Verbindungspersonals 
in die Kongo-Region beziehungsweise die Einrichtung der 
Mission der Organisation der Vereinten Nationen in der De-
mokratischen Republik Kongo sowie der späteren Resolutio-
nen, mit denen der Rat das Mandat der Mission verlängert hat, 
zuletzt Resolution 1332 (2000) vom 14. Dezember 2000, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 54/260 A vom 7. April 
2000 und 54/260 B vom 15. Juni 2000 über die Finanzierung 
der Mission, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der Generalver-
sammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) 
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 2000 
festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzierung der 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission mit 
den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren 
Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des Si-
cherheitsrats nachkommen kann, 

   
157 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Stellver-
tretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
158 A/55/935. 
159 A/55/874 und A/55/941. 

 1. bekräftigt ihre Resolution 49/233 A vom 23. De-
zember 1994, insbesondere diejenigen Ziffern, in denen es um 
die Haushaltszyklen für die Friedenssicherung geht, die künftig 
im Haushaltsverfahren soweit möglich zu beachten sind; 

 2. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der Mis-
sion der Organisation der Vereinten Nationen in der Demokra-
tischen Republik Kongo per 30. April 2001, namentlich von 
den noch ausstehenden Beiträgen in Höhe von 32,7 Millio-
nen US-Dollar, was 16 Prozent der gesamten veranlagten Bei-
träge entspricht, vermerkt, dass etwa 64 Prozent der Mitglied-
staaten ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet ha-
ben, und fordert alle anderen Mitgliedstaaten, die es betrifft, 
insbesondere die Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, 
nachdrücklich auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden 
veranlagten Beiträge sicherzustellen; 

 3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben; 

 4. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei den 
friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die Kosten-
erstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, denen durch 
die Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten zusätzliche 
Belastungen erwachsen; 

 5. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich 
auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Mission vollständig und pünktlich entrichtet wer-
den; 

 6. verleiht ihrer Besorgnis über die Verzögerungen Aus-
druck, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung ei-
niger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, ins-
besondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit 
ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 7. betont, dass alle künftigen und bestehenden Friedens-
sicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und admini-
strative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend zu be-
handeln sind; 

 8. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungsmissio-
nen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, damit sie 
ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahrnehmen kön-
nen; 

 9. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie mög-
lich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenständen in 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Itali-
en) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungskosten für die 
Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 10. schließt sich den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen160 an und ersucht den Generalsekretär, ih-
re vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

   
160 A/55/941. 
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 11. bekundet ihre Besorgnis über die Höhe der nicht ab-
gewickelten Verpflichtungen, die zum 30. Juni 2000 in der 
Mission bestanden; 

 12. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effizient 
und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 13. ersucht den Generalsekretär außerdem, sich zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allge-
meinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin zu be-
mühen, in der Mission Ortskräfte auf Dienstposten des Allge-
meinen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Erforder-
nissen der Mission; 

 14. beschließt, für das Sonderkonto für die Mission der 
Organisation der Vereinten Nationen in der Demokratischen 
Republik Kongo den gemäß den Resolutionen 54/260 A und B 
der Generalversammlung für die Einrichtung und den Einsatz 
der Mission während des Zeitraums vom 6. August 1999 bis 
30. Juni 2000 bereits genehmigten und veranlagten Betrag von 
58.681.000 Dollar brutto (58.441.000 Dollar netto) zu veran-
schlagen; 

 15. beschließt außerdem, für die Aufrechterhaltung  
der Mission während des Zeitraums vom 1. Juli 2000 bis 
30. Juni 2001 den Betrag von 232.119.600 Dollar brutto 
(229.085.600 Dollar netto) zu veranschlagen, worin der  
gemäß Resolution 54/260 B der Generalversammlung  
bereits genehmigte Betrag von 141.319.000 Dollar brutto 
(140.827.100 Dollar netto) und der vom Beratenden Ausschuss 
gemäß Abschnitt IV der Resolution 49/233 A der Generalver-
sammlung genehmigte Betrag von 49.865.400 Dollar brutto 
(49.530.700 Dollar netto) eingeschlossen sind, und ermächtigt 
den Generalsekretär, für denselben Zeitraum zusätzliche Ver-
pflichtungen für die Mission bis zu einer Höhe von 41 Millio-
nen Dollar brutto und netto einzugehen; 

 16. beschließt ferner, unter Berücksichtigung des gemäß 
ihrer Resolution 54/260 A bereits veranlagten Betrags von 
141.319.000 Dollar brutto (140.827.100 Dollar netto) den zu-
sätzlichen Betrag von 83.233.883 Dollar brutto 
(80.903.625 Dollar netto) für die Mission für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2000 bis 15. Juni 2001 entsprechend den in der Re-
solution 55/235 der Generalversammlung festgelegten und von 
der Versammlung mit ihrer Resolution 55/236 vom 23. De-
zember 2000 geänderten Kategorien unter den Mitgliedstaaten 
zu veranlagen und dabei den in ihrer Resolution 55/5 B vom 
23. Dezember 2000 festgelegten Beitragsschlüssel für das 
Jahr 2001 zu berücksichtigen; 

 17. beschließt, dass im Einklang mit ihrer Resolution 973 
(X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Guthaben der Mit-
gliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den geschätzten zu-
sätzlichen Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
2.330.258 Dollar, die für die Mission für den Zeitraum vom 
1. Juli 2000 bis 15. Juni 2001 gebilligt wurden, auf ihre Veran-
lagung nach Ziffer 16 anzurechnen ist; 

 18. beschließt außerdem, vorbehaltlich eines Beschlusses 
des Sicherheitsrats, das Mandat der Mission über den 15. Juni 
2001 hinaus zu verlängern, den Betrag von 7.566.717 Dollar 
brutto (7.354.875 Dollar netto) für den Zeitraum vom 15. bis 
30. Juni 2001 nach Ziffer 16 unter den Mitgliedstaaten zu ver-
anlagen; 

 19. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) das jeweilige Guthaben der Mitgliedstaaten im 
Steuerausgleichsfonds aus den geschätzten Einnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 211.842 Dollar, die für die Mis-
sion für den Zeitraum vom 15. bis 30. Juni 2001 gebilligt wor-
den sind, auf ihre Veranlagung nach Ziffer 18 anzurechnen ist; 

 20. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre finanziel-
len Verpflichtungen gegenüber der Mission erfüllt haben, ihr 
jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln 
von 3.409.600 Dollar brutto (3.605.300 Dollar netto) für den 
am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum auf ihre Veranlagung 
nach Ziffer 16 anzurechnen ist, entsprechend der Zusammen-
setzung der Gruppen, die in den Ziffern 3 und 4 der Resolution 
43/232 der Generalversammlung vom 1. März 1989 festgelegt 
und von der Versammlung für die Zwecke der Ad-hoc-Veran-
lagung für Friedenssicherungseinsätze mit späteren einschlägi-
gen Resolutionen und Beschlüssen geändert worden ist, zuletzt 
mit der Resolution 52/230 vom 31. März 1998 und mit den Be-
schlüssen 54/456 bis 54/458 vom 23. Dezember 1999 für den 
Zeitraum 1998-2000, und unter Berücksichtigung des in ihren 
Resolutionen 52/215 A vom 22. Dezember 1997 und 54/237 A 
vom 23. Dezember 1999 festgelegten Beitragsschlüssels für das 
Jahr 2000; 

 21. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die  
ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission nicht 
erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln von 3.409.600 Dollar brutto (3.605.300 Dol-
lar netto) für den am 30. Juni 2000 endenden Zeitraum nach 
Ziffer 20 auf ihre ausstehenden Verpflichtungen anzurechnen 
ist; 

 22. beschließt ferner, vorbehaltlich eines Beschlusses des 
Sicherheitsrats, das Mandat der Mission über den 30. Juni 2001 
hinaus zu verlängern, für die Aufrechterhaltung der Mission 
während des Zeitraums vom 1. Juli bis 31. Dezember 2001  
den Betrag von 200 Millionen Dollar brutto (194.823.300 Dol-
lar netto) zu veranschlagen und nach Ziffer 16 zu einem monat-
lichen Satz in Höhe von 33.333.333 Dollar brutto 
(32.470.550 Dollar netto) unter den Mitgliedstaaten zu veran-
lagen; 

 23. beschließt, dass im Einklang mit ihrer Resolution 973 
(X) das jeweilige Guthaben der Mitgliedstaaten im Steueraus-
gleichsfonds aus den geschätzten Einnahmen aus der Per-
sonalabgabe in Höhe von 5.176.700 Dollar, die für die Mission 
für den Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 2001 gebilligt 
worden sind, auf die Veranlagung der Mitgliedstaaten nach Zif-
fer 22 anzurechnen ist; 
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 24. beschließt außerdem, für das Sonderkonto der Mis-
sion den Betrag von 8.260.509 Dollar brutto (7.249.409 Dollar 
netto) für den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und den Be-
trag von 862.915 Dollar brutto (774.893 Dollar netto) für die 
Versorgungsbasis der Vereinten Nationen für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 zu veranschlagen und nach 
Ziffer 16 und unter Berücksichtigung des in der Resolution 
55/5 B der Generalversammlung festgelegten Beitragsschlüs-
sels für die Jahre 2001 und 2002 unter den Mitgliedstaaten zu 
veranlagen, wobei auf einen Teil dieser Beträge, nämlich 
4.130.254 Dollar brutto (3.624.704 Dollar netto) für den Son-
derhaushalt und 431.457 Dollar brutto (387.446 Dollar netto) 
für die Versorgungsbasis, den auf den Zeitraum vom 1. Juli bis 
31. Dezember 2001 entfallenden Teil, der Beitragsschlüssel für 
das Jahr 2001 anzuwenden ist und auf die Restbeträge, das 
heißt 4.130.255 Dollar brutto (3.624.705 Dollar netto) für den 
Sonderhaushalt und 431.458 Dollar brutto (387.447 Dollar net-
to) für die Versorgungsbasis, den auf den Zeitraum vom 
1. Januar bis 30. Juni 2002 entfallenden Teil, der Beitrags-
schlüssel für das Jahr 2002; 

 25. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Resolu-
tion 973 (X) das jeweilige Guthaben der Mitgliedstaaten im 
Steuerausgleichsfonds aus den geschätzten Einnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 1.011.100 Dollar für den Sonder-
haushalt und 88.022 Dollar für die Versorgungsbasis der Ver-
einten Nationen, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis

30. Juni 2002 gebilligt worden sind, auf die Veranlagung der 
Mitgliedstaaten nach Ziffer 24 anzurechnen ist, wobei die Be-
träge von 505.550 Dollar für den Sonderhaushalt und 
44.011 Dollar für die Versorgungsbasis auf den Zeitraum vom 
1. Juli bis 31. Dezember 2001 und die Restbeträge, das heißt 
505.550 Dollar für den Sonderhaushalt und 44.011 Dollar für 
die Versorgungsbasis, auf den Zeitraum vom 1. Januar bis 
30. Juni 2002 entfallen; 

 26. betont, dass keine Friedenssicherungsmission durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmissionen fi-
nanziert werden darf; 

 27. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zusätzliche 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des gesamten Per-
sonals zu gewährleisten, das unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen an der Mission beteiligt ist; 

 28. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in Form 
von Barzahlungen sowie in Form von für den Generalsekretär 
annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf 
entsprechend den von der Generalversammlung festgelegten 
Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten sind; 

 29. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission der 
Organisation der Vereinten Nationen in der Demokratischen 
Republik Kongo" in die vorläufige Tagesordnung ihrer sechs-
undfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 



 

 

III.  BESCHLÜSSE 

 

ÜBERSICHT 

 

Nummer Titel Seite 

  
A.  WAHLEN UND ERNENNUNGEN  

55/320 Wahl von Richtern des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im 
Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht   

 Beschluss A................................................................................................................................................ 93 

  Beschluss B ............................................................................................................................................... 93 

55/321 Wahl von Richtern für den Internationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der Personen, die für Völkermord und 
andere schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 
1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, die für während 
desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen Völkermord und andere derartige Verstö-
ße verantwortlich sind ...................................................................................................................................... 94 

55/322 Billigung der Ernennung der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte ...................... 94 

  
B.  SONSTIGE BESCHLÜSSE  

 1.  Beschlüsse ohne Überweisung an einen Hauptausschuss  

55/402 Annahme der Tagesordnung und Zuweisung der Tagesordnungspunkte   

 Beschluss B................................................................................................................................................ 95 

55/459 Regelungen im Zusammenhang mit der Teilnahme nichtstaatlicher Organisationen an der Sondertagung der Ge-
neralversammlung über Kinder .................................................................................................................. 96 

55/460 Bei der Sondertagung der Generalversammlung über HIV/Aids samt ihrem Vorbereitungsprozess akkreditierte 
Organisationen der Zivilgesellschaft, die weder über Konsultativstatus beim Wirtschafts- und Sozialrat verfügen 
noch Mitglieder des Programmkoordinierungsrats des UNAIDS sind   

 Beschluss A ............................................................................................................................................. 96 

 Beschluss B .............................................................................................................................................. 96 

 Beschluss C .............................................................................................................................................. 96 

55/479 Dialog auf hoher Ebene über die Verstärkung der internationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu Gunsten 
der Entwicklung durch Partnerschaft ................................................................................................................ 96 

55/488 Bedeutung der Formulierungen "nimmt Kenntnis" und "stellt fest" .................................................................. 96 

55/489 Die Situation der Demokratie und der Menschenrechte in Haiti ....................................................................... 96 

55/490 Neugliederung und Neubelebung der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und Sozialbereich und auf damit zu-
sammenhängenden Gebieten ............................................................................................................................ 97 

55/491 Zypernfrage ...................................................................................................................................................... 97 

55/492 Umfassende Überprüfung aller Teilaspekte des Fragenkomplexes der Friedenssicherungseinsätze .................. 97 

55/493 Verbesserung der Finanzlage der Vereinten Nationen ...................................................................................... 97 

55/494 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Osttimor ......................................................................... 97 

55/495 Finanzierung und Liquidation der Übergangsbehörde der Vereinten Nationen in Kambodscha ........................ 97 

55/496 Finanzierung der Operation der Vereinten Nationen in Somalia II..................................................................... 97 

55/497 Finanzierung der Operation der Vereinten Nationen in Mosambik.................................................................... 97 



90 Generalversammlung – Fünfundfünfzigste Tagung 

 

 

 

Nummer Titel Seite 

55/498 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Haiti................................................................................ 97 

55/499 Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Liberia ........................................................... 97 

55/500 Finanzierung der Hilfsmission der Vereinten Nationen für Ruanda................................................................... 97 

55/501 Finanzierung der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen für Ostslawonien, die Baranja und Westsirmien 
sowie der Zivilpolizeiunterstützungsgruppe ...................................................................................................... 97 

55/502 Bewaffnete Aggression gegen die Demokratische Republik Kongo................................................................... 97 

55/503 Frage der ausgewogenen Vertretung und der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat und damit zu-
sammenhängende Fragen ................................................................................................................................. 98 

 2.  Beschlüsse auf Grund der Berichte des Fünften Ausschusses  

55/461 Berichte des Amtes für interne Aufsichtsdienste, die unter Tagesordnungspunkt 116 "Überprüfung der admini-
strativen und finanziellen Effizienz der Vereinten Nationen" behandelt wurden   

 Beschluss A................................................................................................................................................ 99 

 Beschluss B ............................................................................................................................................... 99 

55/462 Von Regierungen und anderen Stellen zur Verfügung gestelltes Gratispersonal ............................................... 99 

55/463 Integriertes Management-Informationssystem .................................................................................................. 99 

55/464 Prüfung und Bewertung des Asbestproblems am Amtssitz der Vereinten Nationen und Behandlung asbesthaltiger 
Materialien in Gebäuden in Genf, Wien und Nairobi und an den Standorten der Regionalkommissionen ........ 99 

55/465 Gebäudemanagement ....................................................................................................................................... 100 

55/466 Rentabilität der kommerziellen Tätigkeiten der Vereinten Nationen ................................................................. 100 

55/467 Bau zusätzlicher Konferenzeinrichtungen in Bangkok und Addis Abeba .......................................................... 100 

55/468 Sicherheitsvorkehrungen im Büro der Vereinten Nationen in Genf .................................................................. 100 

55/469 Gemeinsame Dienste ....................................................................................................................................... 100 

55/470 Druck im Haus und durch externe Dienstleister: derzeitige Praxis der Organisation ........................................ 101 

55/471 Fonds der Vereinten Nationen für internationale Partnerschaften ..................................................................... 101 

55/472 Statistischer Bericht des Verwaltungsausschusses für Koordinierung über die Haushalts- und Finanzlage der Or-
ganisationen des Systems der Vereinten Nationen ............................................................................................ 101 

55/473 Beitragsschlüssel für die Aufteilung der Ausgabenlast der Vereinten Nationen   

 Beschluss A ............................................................................................................................................... 101 

 Beschluss B................................................................................................................................................ 101 

  Beschluss C ............................................................................................................................................... 101 

55/474 Personalmanagement ....................................................................................................................................... 101 

55/475 Stärkung des internationalen öffentlichen Dienstes .......................................................................................... 102 

55/476 Bericht des Generalsekretärs über die Tätigkeit des Amtes für interne Aufsichtsdienste .................................. 102 

55/477 Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über die Prüfung und Disziplinaruntersuchung beim Internationa-
len Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien .......................................................................................... 102 

55/478 Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über die Anschlussüberprüfung zur Prüfung und Disziplinarunter-
suchung beim Internationalen Strafgerichtshof für Ruanda von 1997 ............................................................... 102 

55/480 Zu bestimmten Dokumenten ergriffene Maßnahmen ........................................................................................ 102 



 

       III.  Beschlüsse             91 

 

 

Nummer Titel Seite 

55/481 Bericht der Gemeinsamen Inspektionsgruppe über die Delegierung von Weisungsbefugnissen für Personal- und 
Finanzmanagement im Sekretariat der Vereinten Nationen .............................................................................. 102 

55/482 Entwurf der Regeln betreffend die Rechtsstellung und die grundlegenden Rechte und Pflichten der Amtsträger, 
die nicht Sekretariatsbedienstete sind, und der Sachverständigen im Auftrag der Vereinten Nationen sowie Regeln 
betreffend die Rechtsstellung und die grundlegenden Rechte und Pflichten des Generalsekretärs .................... 103 

55/483 Rahmenentwurf des Programmhaushaltsplans für das Internationale Handelszentrum UNCTAD/WTO für den 
Zweijahreszeitraum 2002-2003 ........................................................................................................................ 103 

55/484 Finanzierung der Präventiveinsatztruppe der Vereinten Nationen ..................................................................... 103 

55/485 Berichte des Amtes für interne Aufsichtsdienste, die unter Tagesordnungspunkt 153 a) "Finanzierung der Frie-
denssicherungseinsätze der Vereinten Nationen" behandelt wurden ................................................................. 103 

55/486 Leistungen bei Tod oder Invalidität .................................................................................................................. 103 

55/487 Beitragsschlüssel für die Aufteilung der Ausgabenlast der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen  103 



                                                                    III.  Beschlüsse                                                               93 

 

 

A.  WAHLEN UND ERNENNUNGEN 

 

55/320. Wahl von Richtern des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der 
Verantwortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien 
begangenen schweren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht 

A 

 Auf ihrer 95. Plenarsitzung am 14. März 2001 wählte die Generalversammlung gemäß Arti-
kel 13 bis des Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen 
für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße 
gegen das humanitäre Völkerrecht die folgenden 14 ständigen Richter für eine am 17. November 
2001 beginnende vierjährige Amtszeit:1 

  Carmel AGIUS (Malta) 
 Mohamed Amin El Abbassi ELMAHDI (Ägypten) 
 David HUNT (Australien) 
 Claude JORDA (Frankreich) 
 O-gon KWON (Republik Korea) 
 LIU Daqun (China) 
 Richard George MAY (Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland) 
 Theodor MERON (Vereinigte Staaten von Amerika) 
 Florence Ndepele Mwachande MUMBA (Sambia) 
 Alphonsus Martinus Maria ORIE (Niederlande) 
 Fausto POCAR (Italien) 
 Patrick Lipton ROBINSON (Jamaika) 
 Wolfgang SCHOMBURG (Deutschland) 
 Mohamed SHAHABUDDEEN (Guyana) 

B 

 Auf ihrer 102. Plenarsitzung am 12. Juni 2001 wählte die Generalversammlung gemäß Arti-
kel 13 ter des Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen 
für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße 
gegen das humanitäre Völkerrecht die folgenden 27 Ad-litem-Richter für eine am 12. Juni 2001 
beginnende vierjährige Amtszeit:2 

 Carmen María ARGIBAY (Argentinien) 
 Hans Henrik BRYDENSHOLT (Dänemark) 
 Guibril CAMARA (Senegal) 
 Joaquin Martin CANIVELL (Spanien) 
 Romeo CAPULONG (Philippinen) 
 Arthur CHASKALSON (Südafrika) 
 Maureen Harding CLARK (Irland) 
 Fatoumata DIARRA (Mali) 
 Albin ESER (Deutschland) 
 Mohamed Al Habib FASSI FIHRI (Marokko) 
 Claude HANOTEAU (Frankreich) 
 Hassan Bubacarr JALLOW (Gambia) 
 Ivana JANU (Tschechische Republik) 
 Per-Johan LINDHOLM (Finnland) 
 Rafael NIETO-NAVIA (Kolumbien) 
 Mauro POLITI (Italien) 
   

1 A/55/769, A/55/771 und A/55/773 und Add.1. 
2 A/55/917, A/55/918 und Add.1 und A/55/919 und Add.1 und 2. 
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 Vonimbolana RASOAZANANY (Madagaskar) 
 Ralph RIACHY (Libanon) 
 Amarjeet SINGH (Singapur) 
 Albertus Henricus Joannes SWART (Niederlande) 
 Gyorgy SZENASI (Ungarn) 
 Chikako TAYA (Japan) 
 Krister THELIN (Schweden) 
 Christine VAN DEN WYNGAERT (Belgien) 
 Volodymyr VASSYLENKO (Ukraine) 
 Lal Chand VOHRAH (Malaysia) 
 Sharon WILLIAMS (Kanada) 

  55/321. Wahl von Richtern für den Internationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der 
Personen, die für Völkermord und andere schwere Verstöße gegen das humani-
täre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und 
dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer Staatsangehöri-
ger, die für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten 
begangenen Völkermord und andere derartige Verstöße verantwortlich sind 

 Auf ihrer 99. Plenarsitzung am 24. April 2001 wählte die Generalversammlung gemäß Arti-
kel 12 des Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Personen, die für Völ-
kermord und andere schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruan-
das zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandi-
scher Staatsangehöriger, die für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbar-
staaten begangenen Völkermord und andere derartige Verstöße verantwortlich sind, die beiden 
folgenden Personen für die noch verbleibende Amtszeit der derzeit bei dem Gerichtshof tätigen 
Richter, das heißt bis zum 24. Mai 2003, zu Richtern des Gerichtshofs:3 

 Winston Churchill Matanzima MAQUTU (Lesotho) 
 Arlette RAMAROSON (Madagaskar) 
 
 Die Generalversammlung wurde dahin gehend unterrichtet, dass die Amtszeit der beiden 
Richter so bald wie möglich beginnt.4 

55/322. Billigung der Ernennung der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für 
Menschenrechte 

 Auf ihrer 101. Plenarsitzung am 31. Mai 2001 verlängerte die Generalversammlung auf 
Vorschlag des Generalsekretärs5 die Amtszeit von Mary ROBINSON (Irland) als Hohe 
Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte für einen am 12. September 2001 
beginnenden und am 11. September 2002 endenden Zeitraum von einem Jahr. 

 

   
3 A/55/871, A55/872 und A/55/873. 
4  Die Amtszeit der beiden Richter begann am 29. Mai 2001. 
5 A/55/110. 
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B.  SONSTIGE BESCHLÜSSE 

1.   Beschlüsse ohne Überweisung an einen Hauptausschuss 

55/402. Annahme der Tagesordnung und Zuweisung der 
Tagesordnungspunkte 

B6 

 Auf ihrer 96. Plenarsitzung am 16. März 2001 beschloss 
die Generalversammlung, nachdem sie auf die einschlägige Be-
stimmung der Regel 40 ihrer Geschäftsordnung verzichtet hat-
te, auf Vorschlag des Generalsekretärs7, den Zusatzgegenstand 
"Wahl von Richtern für den Internationalen Strafgerichtshof 
zur Verfolgung der Personen, die für Völkermord und andere 
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Ho-
heitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 
31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer 
Staatsangehöriger, die für während desselben Zeitraums im 
Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen Völkermord 
und andere derartige Verstöße verantwortlich sind" in die Ta-
gesordnung ihrer fünfundfünfzigsten Tagung aufzunehmen und 
ihn unmittelbar im Plenum zu behandeln. 

 Auf ihrer 97. Plenarsitzung am 21. März 2001 beschloss 
die Generalversammlung, die Behandlung des Tagesordnungs-
punkts 101 "Internationale zwischenstaatliche Prüfung auf ho-
her Ebene der Frage der Entwicklungsfinanzierung" wieder 
aufzunehmen und ihn unmittelbar im Plenum zu behandeln, um 
die Empfehlung des Vorbereitungsausschusses für die Interna-
tionale zwischenstaatliche Veranstaltung auf hoher Ebene über 
Entwicklungsfinanzierung8 rasch zu prüfen. 

 Auf derselben Sitzung beschloss die Generalversamm-
lung, den Tagesordnungspunkt 94 e) "Umsetzung der Ergeb-
nisse der Konferenz der Vereinten Nationen über Wohn- und 
Siedlungswesen (Habitat II)" unmittelbar im Plenum zu behan-
deln, um die Empfehlung der Kommission für Wohn- und Sied-
lungswesen9, die als Vorbereitungsausschuss für die Sonderta-
gung der Generalversammlung zur Gesamtüberprüfung und -
bewertung der Umsetzung der Ergebnisse der Konferenz der 
Vereinten Nationen über Wohn- und Siedlungswesen (Habi-
tat II) fungiert, rasch zu prüfen. 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001 beschloss 
die Generalversammlung, die Behandlung des Tagesordnungs-
punkts 12 "Bericht des Wirtschafts- und Sozialrats" wieder 
aufzunehmen, um einen Resolutionsentwurf10 rasch zu prüfen. 

 Auf derselben Sitzung beschloss die Generalversamm-
lung auf Grund der im fünften Bericht des Präsidialausschusses 
enthaltenen Empfehlung11, den Zusatzgegenstand "2001-2010: 
Dekade zur Zurückdrängung der Malaria in Afrika" in die Ta-

   
6 Damit wird der Beschluss 54/402 in Abschnitt B des Offiziellen Protokolls der 
Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 49 (A/55/49), Bd. II, 
zu Beschluss 55/402 A. 
7 A/55/239. 
8 A/55/L.77. 
9 A/55/L.78. 
10 A/55/L.80. 
11 A/55/250/Add.4. 

gesordnung ihrer fünfundfünfzigsten Tagung aufzunehmen und 
ihn unmittelbar im Plenum zu behandeln. 

 Auf ihrer 101. Plenarsitzung am 31. Mai 2001 beschloss 
die Generalversammlung, die Behandlung des Tagesordnungs-
punkts 32 "Jahr des Dialogs zwischen den Kulturen" wieder 
aufzunehmen, um einen Resolutionsentwurf12 rasch zu prüfen. 

 Auf derselben Sitzung beschloss die Generalversamm-
lung, den Tagesordnungspunkt 94 d) "Dialog auf hoher Ebene 
über die Verstärkung der internationalen wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit zu Gunsten der Entwicklung durch Partner-
schaft" unmittelbar im Plenum zu behandeln, um ein Schreiben 
des Vorsitzenden des Zweiten Ausschusses vom 11. Mai 2001 
an den Versammlungspräsidenten13 zu behandeln. 

 Auf ihrer 104. Plenarsitzung am 22. Juni 2001 beschloss 
die Generalversammlung auf Grund der im sechsten Bericht 
des Präsidialausschusses enthaltenen Empfehlung14, den Zu-
satzgegenstand "Ernennung des Generalsekretärs der Vereinten 
Nationen" in die Tagesordnung ihrer fünfundfünfzigsten Ta-
gung aufzunehmen und ihn unmittelbar im Plenum zu behan-
deln. 

 Auf ihrer 107. Plenarsitzung am 12. Juli 2001 beschloss 
die Generalversammlung, den Tagesordnungspunkt 97 "Aus-
bildung und Forschung" unmittelbar im Plenum zu behandeln, 
um einen Resolutionsentwurf15 rasch zu prüfen. 

 Auf derselben Sitzung beschloss die Generalversamm-
lung außerdem, den Tagesordnungspunkt 102 "Dritte Konfe-
renz der Vereinten Nationen über die am wenigsten entwickel-
ten Länder" unmittelbar im Plenum zu behandeln, um einen 
Resolutionsentwurf16 rasch zu prüfen. 

 Auf ihrer 109. Plenarsitzung am 25. Juli 2001 beschloss 
die Generalversammlung, die Behandlung des Tagesordnungs-
punkts 39 "Unterstützung der Bemühungen der Regierungen 
um die Förderung und Konsolidierung neuer oder wiederherge-
stellter Demokratien durch das System der Vereinten Nationen" 
wieder aufzunehmen, um einen Resolutionsentwurf17 rasch zu 
prüfen. 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung auf Grund der im siebten Be-
richt des Präsidialausschusses enthaltenen Empfehlung18, den 
Zusatzgegenstand "Gewährung des Beobachterstatus in der 
Generalversammlung an Partner für Bevölkerung und Entwick-
lung" in den Entwurf der Tagesordnung ihrer sechsundfünf-
zigsten Tagung aufzunehmen. 

   
12 A/55/L.81 und Add.1. 
13 A/55/955. 
14 A/55/250/Add.5. 
15 A/55/L.89. 
16 A/55/L.88 und Add.1. 
17 A/55/L.90 und Add.1. 
18 A/55/250/Add.6. 
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 Auf derselben Sitzung beschloss die Generalversamm-
lung, die Behandlung des Tagesordnungspunkts 33 "Kultur des 
Friedens" wieder aufzunehmen, um einen Resolutionsentwurf19 
rasch zu prüfen. 

55/459. Regelungen im Zusammenhang mit der Teilnahme 
nichtstaatlicher Organisationen an der Sonderta-
gung der Generalversammlung über Kinder 

 Auf ihrer 91. Plenarsitzung am 14. Februar 2001 be-
schloss die Generalversammlung auf Empfehlung des Vorbe-
reitungsausschusses für die Sondertagung der Generalver-
sammlung über Kinder20, 

 a) dass die Vertreter der bei der Sondertagung 
akkreditierten nichtstaatlichen Organisationen21 im Ad-hoc-
Plenarausschuss der Sondertagung Erklärungen abgeben dür-
fen;  b) dass eine begrenzte Anzahl von Vertretern der bei 
der Sondertagung akkreditierten nichtstaatlichen Organisatio-
nen21 je nach der verfügbaren Zeit auch in der Plenardebatte 
der Sondertagung Erklärungen abgeben dürfen; 

 c) dass der Präsident der Generalversammlung den 
Mitgliedstaaten die Liste der ausgewählten nichtstaatlichen Or-
ganisationen rechtzeitig zur Billigung vorlegen und außerdem 
sicherstellen soll, dass diese Auswahl auf gleicher und transpa-
renter Grundlage und unter Berücksichtigung der geografischen 
Vertretung und der Vielfalt der nichtstaatlichen Organisationen 
erfolgt; 

 d) dass diese Regelungen keinen Präzedenzfall für 
andere Sondertagungen der Generalversammlung schaffen. 

55/460. Bei der Sondertagung der Generalversammlung 
über HIV/Aids samt ihrem Vorbereitungsprozess 
akkreditierte Organisationen der Zivilgesellschaft, 
die weder über Konsultativstatus beim Wirt-
schafts- und Sozialrat verfügen noch Mitglieder 
des Programmkoordinierungsrats des UNAIDS 
sind 

A 

 Auf ihrer 93. Plenarsitzung am 26. Februar 2001 billigte 
die Generalversammlung die nach Ziffer 13 der Versamm-
lungsresolution 55/13 vom 3. November 2000 und Ziffer 8 der 
Anlage zu Versammlungsresolution 55/242 vom 22. Februar 
2001 aufgestellte Liste der Organisationen der Zivilgesell-
schaft, die weder über Konsultativstatus beim Wirtschafts- und 
Sozialrat verfügen noch Mitglieder des Programmkoordinie-
rungsrats des UNAIDS sind, zwecks Akkreditierung bei der 

   
19 A/55/L.95 und Add.1. 
20 A/55/L.73. 
21 Die gemäß den einschlägigen Beschlüssen des Vorbereitungsausschusses für 
die Sondertagung der Generalversammlung über Kinder bei der Sondertagung 
akkreditierten nichtstaatlichen Organisationen verfügen entweder über Konsulta-
tivstatus gemäß Resolution 1996/31 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 
25. Juli 1996 oder sind beim Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen akkredi-
tiert oder stehen in Arbeitsbeziehungen und Partnerschaft mit dem Kinderhilfs-
werk. 

Sondertagung der Generalversammlung über HIV/Aids samt 
ihrem Vorbereitungsprozess.22 

B 

 Auf ihrer 100. Plenarsitzung am 18. Mai 2001 billigte 
die Generalversammlung die Endfassung der gemäß Ziffer 8 
der Anlage der Resolution 55/242 aufgestellten ergänzenden 
Liste der in Betracht kommenden Akteure der Zivilgesellschaft, 
die weder über Konsultativstatus beim Wirtschafts- und So-
zialrat verfügen noch Mitglieder des Programmkoordinierungs-
rats des UNAIDS sind, zwecks Akkreditierung bei der Sonder-
tagung der Generalversammlung über HIV/Aids samt ihrem 
Vorbereitungsprozess.23 

C 

 Auf ihrer 104. Plenarsitzung am 22. Juni 2001 beschloss 
die Generalversammlung, zwei zusätzliche Organisationen, die 
weder über Konsultativstatus beim Wirtschafts- und Sozialrat 
verfügen noch Mitglieder des Programmkoordinierungsrats des 
UNAIDS sind, bei der Sondertagung der Generalversammlung 
über HIV/Aids samt ihrem Vorbereitungsprozess zu akkredi-
tieren.24 

55/479. Dialog auf hoher Ebene über die Verstärkung der 
internationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
zu Gunsten der Entwicklung durch Partnerschaft  

 Auf ihrer 101. Plenarsitzung am 31. Mai 2001 nahm die 
Generalversammlung Kenntnis von dem Schreiben des Vorsit-
zenden des Zweiten Ausschusses vom 11. Mai 2001 an den 
Präsidenten der Versammlung25. 

55/488. Bedeutung der Formulierungen "nimmt Kennt-
nis" und "stellt fest" 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Wortlaut der folgenden 
Anlage zu verabschieden:26 

Anlage 

 In Bekräftigung der Ziffer 28 des Anhangs VI ihrer Ge-
schäftsordnung wiederholt die Generalversammlung, dass die 
Formulierungen "nimmt Kenntnis" und "stellt fest" neutrale 
Formulierungen sind, die weder Billigung noch Ablehnung 
ausdrücken. 

55/489. Die Situation der Demokratie und der Menschen-
rechte in Haiti 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Punkt "Die Situation der 
Demokratie und der Menschenrechte in Haiti" in den Entwurf 

   
22 Siehe HIV/AIDS/CRP.2 und Corr.1 in der mündlich korrigierten Fassung. 
23 Siehe HIV/AIDS/CRP.2/Add.1/Rev.1. 
24 Siehe HIV/AIDS/CRP.2/Add.2. 
25 A/55/955. 
26 A/55/L.94. 
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der Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzuneh-
men. 

55/490. Neugliederung und Neubelebung der Vereinten 
Nationen im Wirtschafts- und Sozialbereich und 
auf damit zusammenhängenden Gebieten 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Punkt "Neugliederung 
und Neubelebung der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und 
Sozialbereich und auf damit zusammenhängenden Gebieten" in 
den Entwurf der Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Ta-
gung aufzunehmen. 

55/491. Zypernfrage 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Punkt "Zypernfrage" in 
den Entwurf der Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Ta-
gung aufzunehmen. 

55/492. Umfassende Überprüfung aller Teilaspekte des 
Fragenkomplexes der Friedenssicherungseinsätze 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Punkt "Umfassende 
Überprüfung aller Teilaspekte des Fragenkomplexes der Frie-
denssicherungseinsätze" in den Entwurf der Tagesordnung ihrer 
sechsundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

55/493. Verbesserung der Finanzlage der Vereinten Na- 
 tionen 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Punkt "Verbesserung der 
Finanzlage der Vereinten Nationen" in den Entwurf der Ta-
gesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

55/494. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen 
in Osttimor 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzierung der 
Mission der Vereinten Nationen in Osttimor" in den Entwurf 
der Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzu-
nehmen. 

55/495. Finanzierung und Liquidation der Übergangsbe-
hörde der Vereinten Nationen in Kambodscha 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzierung und 
Liquidation der Übergangsbehörde der Vereinten Nationen in 
Kambodscha" in den Entwurf der Tagesordnung ihrer sechs-
undfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

55/496. Finanzierung der Operation der Vereinten Natio-
nen in Somalia II 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzierung der 

Operation der Vereinten Nationen in Somalia II" in den Ent-
wurf der Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung auf-
zunehmen. 

55/497. Finanzierung der Operation der Vereinten Natio-
nen in Mosambik 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzierung der 
Operation der Vereinten Nationen in Mosambik" in den Ent-
wurf der Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung auf-
zunehmen. 

55/498. Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen 
in Haiti 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzierung der 
Mission der Vereinten Nationen in Haiti" in den Entwurf der 
Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

55/499. Finanzierung der Beobachtermission der Verein-
ten Nationen in Liberia 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzierung der 
Beobachtermission der Vereinten Nationen in Liberia" in den 
Entwurf der Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 

55/500. Finanzierung der Hilfsmission der Vereinten Na-
tionen für Ruanda 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzierung der 
Hilfsmission der Vereinten Nationen für Ruanda" in den Ent-
wurf der Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung auf-
zunehmen. 

55/501. Finanzierung der Übergangsverwaltung der Ver-
einten Nationen für Ostslawonien, die Baranja 
und Westsirmien sowie der Zivilpolizeiunterstüt-
zungsgruppe 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzierung der 
Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen für Ostslawoni-
en, die Baranja und Westsirmien sowie der Zivilpolizeiunter-
stützungsgruppe" in den Entwurf der Tagesordnung ihrer 
sechsundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

55/502. Bewaffnete Aggression gegen die Demokratische 
Republik Kongo 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 7. September 2001 be-
schloss die Generalversammlung, den Punkt "Bewaffnete Ag-
gression gegen die Demokratische Republik Kongo" in den 
Entwurf der Tagesordnung ihrer sechsundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 
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55/503. Frage der ausgewogenen Vertretung und der Er-
höhung der Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat 
und damit zusammenhängende Fragen 

 Auf ihrer 112. Plenarsitzung am 10. September 2001, 
unter Hinweis auf ihre früheren einschlägigen Resolutionen und 
Beschlüsse und nach Behandlung des Berichts der gemäß ihrer 
Resolution 48/26 vom 3. Dezember 1993 geschaffenen Allen 
Mitgliedstaaten offen stehenden Arbeitsgruppe zur Frage der 
ausgewogenen Vertretung und der Erhöhung der Zahl der Mit-
glieder im Sicherheitsrat und zu anderen mit dem Sicherheitsrat 
zusammenhängenden Fragen27 sowie eingedenk der am 8. Sep-
tember 2000 von den Staats- und Regierungschefs verabschie-
deten Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen28, in der 
sie unter anderem beschlossen, sich verstärkt darum zu bemü-
hen, eine umfassende Reform des Sicherheitsrats in allen 
Aspekten herbeizuführen, 

 a) nahm die Generalversammlung Kenntnis von dem Be-
richt der Arbeitsgruppe über ihre Tätigkeit während der fünf-
undfünfzigsten Tagung der Generalversammlung; 

 b) begrüßte die Generalversammlung die bislang erziel-
ten Fortschritte bei der Behandlung der Fragen im Zusammen- 

   
27 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, 
Beilage 47 (A/55/47). 
28 Siehe Resolution 55/2. 

hang mit den Arbeitsmethoden des Sicherheitsrats, da hinsicht-
lich einer großen Anzahl von Fragen eine vorläufige Überein-
stimmung verzeichnet werden konnte, forderte die Arbeits-
gruppe jedoch angesichts der erheblichen Meinungsverschie-
denheiten bezüglich anderer Fragen nachdrücklich auf, sich 
während der sechsundfünfzigsten Tagung weiter darum zu be-
mühen, Fortschritte bei der Behandlung aller Aspekte der Frage 
der ausgewogenen Vertretung und der Erhöhung der Zahl der 
Mitglieder im Sicherheitsrat und zu anderen mit dem Sicher-
heitsrat zusammenhängenden Fragen zu erzielen; 

 c) beschloss die Generalversammlung, die Frage der 
ausgewogenen Vertretung und der Erhöhung der Zahl der Mit-
glieder im Sicherheitsrat und andere mit dem Sicherheitsrat zu-
sammenhängende Fragen während ihrer sechsundfünfzigsten 
Tagung zu behandeln, und beschloss ferner, dass die Arbeits-
gruppe ihre Tätigkeit unter Berücksichtigung der von der acht-
undvierzigsten bis fünfundfünfzigsten Tagung erzielten Fort-
schritte sowie der auf der sechsundfünfzigsten Tagung der Ver-
sammlung geäußerten Auffassungen fortsetzen und der Ver-
sammlung vor Ende der sechsundfünfzigsten Tagung einen Be-
richt samt etwaigen einvernehmlichen Empfehlungen vorlegen 
soll. 

 

 



 III.  Beschlüsse 99 

 

 

2.  Beschlüsse auf Grund der Berichte des Fünften Ausschusses

55/461. Berichte des Amtes für interne Aufsichtsdienste, 
die unter Tagesordnungspunkt 116 "Überprüfung 
der administrativen und finanziellen Effizienz der 
Vereinten Nationen" behandelt wurden 

A 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses29, 

 a) nahm die Generalversammlung Kenntnis von den 
folgenden Berichten: 

i) Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Anschlussüberprüfung an die 1997 vorgenom-
mene Überprüfung der Programm- und Verwal-
tungspraktiken des Zentrums der Vereinten Natio-
nen für Wohn- und Siedlungswesen (Habitat)30; 

 ii) Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Anschlussüberprüfung an die 1996 vorgenom-
mene Überprüfung der Programm- und Verwal-
tungspraktiken des Umweltprogramms der Ver-
einten Nationen31; 

iii) Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Prüfung der Feldmission in Ruanda des Amtes 
des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für 
Menschenrechte32; 

 iv) Inspektionsbericht des Amtes für interne Aufsichts-
dienste über die Ergebnisse der Zusammenfassung 
der zuvor drei Hauptabteilungen im Wirtschafts- 
und Sozialbereich zur Hauptabteilung Wirtschaftli-
che und Soziale Angelegenheiten33; 

 b) erklärte die Generalversammlung erneut, dass die 
Berichte des Amtes für interne Aufsichtsdienste im Einklang 
mit den einschlägigen Bestimmungen der Charta der Vereinten 
Nationen und der Geschäftsordnung der Generalversammlung 
unter den entsprechenden Tagesordnungspunkten der Ver-
sammlung zu behandeln sind. 

B 

 Auf ihrer 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses34, 

 a) nahm die Generalversammlung Kenntnis von dem 
Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über die Inspek-
tion der Zusammenfassung der fachlichen Unterstützungsdien-
ste zur Hauptabteilung Angelegenheiten der Generalversamm-
lung und Konferenzdienste35; 

   
29 A/55/532/Add.2, Ziffer 13. 
30 A/54/764. 
31 A/54/817. 
32 A/54/836. 
33 A/55/750. 
34 A/55/532/Add.3, Ziffer 7. 
35 A/55/803. 

 b) erklärte die Generalversammlung erneut, dass die 
Berichte des Amtes für interne Aufsichtsdienste im Einklang 
mit den einschlägigen Bestimmungen der Charta der Vereinten 
Nationen und der Geschäftsordnung der Generalversammlung 
unter den entsprechenden Tagesordnungspunkten der Ver-
sammlung zu behandeln sind. 

55/462. Von Regierungen und anderen Stellen zur Verfü-
gung gestelltes Gratispersonal 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses36, 

 a) nahm die Generalversammlung Kenntnis von den 
Berichten des Generalsekretärs über die Situation des von Re-
gierungen und anderen Stellen zur Verfügung gestellten Gratis-
personals37 sowie von dem damit zusammenhängenden münd-
lichen Bericht des Vorsitzenden des Beratenden Ausschusses 
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen38; 

 b) beschloss die Generalversammlung, dass die Be-
richte über die Situation des von Regierungen und anderen 
Stellen zur Verfügung gestellten Gratispersonals ab dem am 
31. Dezember 2000 endenden Zeitraum künftig jährlich vorzu-
legen sind. 

55/463. Integriertes Management-Informationssystem 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses39, 

 a) nahm die Generalversammlung Kenntnis von dem 
zwölften Sachstandsbericht des Generalsekretärs über das Inte-
grierte Management-Informationssystem40; 

 b) schloss sich die Generalversammlung den Bemer-
kungen und Empfehlungen im Bericht des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen41 an. 

55/464. Prüfung und Bewertung des Asbestproblems am 
Amtssitz der Vereinten Nationen und Behandlung 
asbesthaltiger Materialien in Gebäuden in Genf, 
Wien und Nairobi und an den Standorten der Re-
gionalkommissionen 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses39, 

 a) nahm die Generalversammlung Kenntnis von dem 
Bericht des Generalsekretärs über die Prüfung und Bewertung 

   
36 A/55/852, Ziffer 6. 
37 A/55/728, A/C.5/55/13 und A/C.5/55/36. 
38 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-fifth Session, Fifth 
Committee, 49. Sitzung (A/C.5/55/SR.49) und Korrigendum. 
39 A/55/713/Add.1, Ziffer 6. 
40 A/55/632. 
41 A/55/7/Add.8. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Protokoll 
der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 7. 
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des Asbestproblems am Amtssitz der Vereinten Nationen und 
die Behandlung asbesthaltiger Materialien in Gebäuden in 
Genf, Wien und Nairobi und an den Standorten der Regional-
kommissionen42 sowie von den Bemerkungen im Bericht des 
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen43; 

 b) begrüßte die Generalversammlung die kontinuierli-
chen Bemühungen des Generalsekretärs um die Lösung des 
Problems am Amtssitz der Vereinten Nationen und an einigen 
anderen Dienstorten. 

55/465. Gebäudemanagement 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses39, 

 a) nahm die Generalversammlung Kenntnis von dem 
Bericht des Generalsekretärs über Gebäudemanagement44; 

 b) schloss sich die Generalversammlung den Bemer-
kungen und Empfehlungen in dem Bericht des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen45 an; 

 c) nahm die Generalversammlung Kenntnis von dem 
Bericht des Generalsekretärs "Netzwerk für Auslandsimmobili-
enmanagement und Informationsaustausch (OPMIEN): ein 
weltweit koordiniertes Kollaborationskonzept für Gebäude-
management"46; 

 d) schloss sich die Generalversammlung den Bemer-
kungen und Empfehlungen in dem Bericht des Beratenden Aus-
schusses47 an. 

55/466. Rentabilität der kommerziellen Tätigkeiten der 
Vereinten Nationen 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses39, 

 a) nahm die Generalversammlung Kenntnis von der 
Absicht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen48, den Bericht des Generalsekretärs über die 
vorgeschlagenen Maßnahmen zur Steigerung der Rentabilität 
der kommerziellen Tätigkeiten der Vereinten Nationen49 zu 
prüfen; 

 b) beschloss die Generalversammlung, diese Frage auf 
der Grundlage des anstehenden Berichts des Beratenden Aus-

   
42 A/55/135. 
43 A/55/7/Add.1, Ziffern 2-12. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles 
Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 7. 
44 A/54/628. 
45 A/55/7/Add.1, Ziffern 13-20. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offiziel-
les Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 7. 
46 A/55/210. 
47 A/55/7/Add.1, Ziffern 21-23. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizi-
elles Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 7. 
48 Ebd., Ziffer 39. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Protokoll 
der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 7. 
49 A/55/546. 

schusses während des Hauptteils ihrer sechsundfünfzigsten Ta-
gung wieder aufzunehmen. 

55/467. Bau zusätzlicher Konferenzeinrichtungen in 
Bangkok und Addis Abeba 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses39, 

 a) nahm die Generalversammlung Kenntnis von dem 
Bericht des Generalsekretärs über den Bau zusätzlicher Konfe-
renzeinrichtungen in Bangkok und Addis Abeba50 sowie von 
dem entsprechenden Bericht des Beratenden Ausschusses für 
Verwaltungs- und Haushaltsfragen51; 

 b) beschloss die Generalversammlung, den Saldo des 
Kontos für laufende Bauvorhaben bis zur Behandlung aller 
damit zusammenhängenden Angelegenheiten entsprechend dem 
mit Resolution 37/237 vom 21. Dezember 1982 aufgestellten 
Verfahren auf diesem Konto zu belassen. 

55/468. Sicherheitsvorkehrungen im Büro der Vereinten 
Nationen in Genf 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses39, 

 a) nahm die Generalversammlung Kenntnis von dem 
Bericht des Generalsekretärs über die Sicherheitsvorkehrungen 
im Büro der Vereinten Nationen in Genf, einschließlich der 
geplanten finanziellen Regelungen52, sowie von den entspre-
chenden Bemerkungen des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen53, 

 b) ersuchte die Generalversammlung den Generalse-
kretär, die Sicherheitsvorkehrungen im Büro der Vereinten 
Nationen in Genf weiter zu verfolgen, um den umfassenden 
Schutz der Delegierten, der Mitarbeiter und der Besucher der 
Räumlichkeiten der Vereinten Nationen sowie die Sicherheit 
der Vermögenswerte der Vereinten Nationen in Genf zu ge-
währleisten. 

55/469. Gemeinsame Dienste 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses39 und nach Behandlung des 
Berichts des Generalsekretärs über gemeinsame Dienste54, 

 a) schloss sich die Generalversammlung den Bemer-
kungen und Empfehlungen im Bericht des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen55 an; 

   
50 A/55/493. 
51 A/55/7/Add.7. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Protokoll 
der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 7. 
52 A/55/511. 
53 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-fifth Session, Fifth 
Committee, 44. Sitzung (A/C.5/55/SR.44) und Korrigendum. 
54 A/55/461. 
55 A/55/7/Add.1, Ziffern 24-29. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offiziel-
les Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 7. 
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 b) ersuchte die Generalversammlung den Generalse-
kretär, ihr auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung unter Berück-
sichtigung der Bemerkungen und Empfehlungen des Beraten-
den Ausschusses55 über den Stand der Dinge hinsichtlich der 
Zukunft der Arbeitsgruppe für gemeinsame Dienste und die 
diesbezüglich gefassten Beschlüsse Bericht zu erstatten. 

55/470. Druck im Haus und durch externe Dienstleister: 
derzeitige Praxis der Organisation  

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses39 und nach Behandlung des 
Berichts des Generalsekretärs über die derzeitige Praxis der 
Organisation betreffend den Druck im Haus und durch externe 
Dienstleister56, 

 a) schloss sich die Generalversammlung den Stellung-
nahmen und Bemerkungen in dem diesbezüglichen Bericht des 
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen57 an; 

 b) ersuchte die Generalversammlung den Generalse-
kretär, sich kontinuierlich um die weitere Verbesserung der 
Praxis der Organisation bei der Vergabe von Druckaufträgen 
zu bemühen und dabei die von der Generalversammlung in ih-
ren einschlägigen Resolutionen gestellten Anforderungen be-
treffend die Dokumentation für die Mitgliedstaaten zu berück-
sichtigen und verstärkt die Druckereieinrichtungen der Verein-
ten Nationen als gemeinsamen Dienst für die Deckung des Be-
darfs der am Amtssitz ansässigen Fonds und Programme der 
Vereinten Nationen sowie der in Genf ansässigen Sonderorga-
nisationen zu nutzen. 

55/471. Fonds der Vereinten Nationen für internationale 
Partnerschaften 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001 nahm die 
Generalversammlung auf Empfehlung des Fünften Ausschus-
ses58 Kenntnis von den Berichten des Generalsekretärs über 
den Fonds der Vereinten Nationen für internationale Partner-
schaften59 sowie von den Bemerkungen und Empfehlungen in 
dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen60. 

55/472. Statistischer Bericht des Verwaltungsausschusses 
für Koordinierung über die Haushalts- und Fi-
nanzlage der Organisationen des Systems der Ver-
einten Nationen 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001 nahm die 
Generalversammlung auf Empfehlung des Fünften Ausschus-
ses61 Kenntnis von dem statistischen Bericht des Verwaltungs-

   
56 A/55/132. 
57 A/55/7/Add.1, Ziffern 30-38. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offiziel-
les Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 7. 
58 A/55/876, Ziffer 6. 
59 A/55/664 und Add.1-3 und A/55/763 und Corr.1. 
60 A/55/7/Add.9. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Protokoll 
der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 7. 
61 A/55/859, Ziffer 6. 

ausschusses für Koordinierung über die Haushalts- und Finanz-
lage der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen62. 

55/473. Beitragsschlüssel für die Aufteilung der Ausgaben-
last der Vereinten Nationen 

A 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001 nahm die 
Generalversammlung Kenntnis von dem Bericht des Fünften 
Ausschusses63. 

B 

 Auf ihrer 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001 beschloss 
die Generalversammlung auf Empfehlung des Fünften Aus-
schusses64, die Prüfung des Vorschlags zur Wiedereinsetzung 
der Zwischenstaatlichen Ad-hoc-Arbeitsgruppe zur Anwen-
dung des Grundsatzes der Zahlungsfähigkeit bis zum Hauptteil 
ihrer sechsundfünfzigsten Tagung zurückzustellen. 

C 

 Auf ihrer 109. Plenarsitzung am 25. Juli 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses65, 

 a) schloss sich die Generalversammlung den Empfeh-
lungen des Beitragsausschusses in der Anlage des Schreibens 
des Präsidenten der Generalversammlung vom 5. Juli 2001 an 
den Vorsitzenden des Fünften Ausschusses66 an und beschloss, 
dass die Tatsache, dass Georgien, die Komoren und die Repu-
blik Moldau nicht den Mindestbetrag entrichtet hatten, der er-
forderlich ist, um die Anwendung des Artikels 19 der Charta 
der Vereinten Nationen zu vermeiden, auf Umständen beruhte, 
die diese Staaten nicht zu vertreten hatten, und dass ihnen da-
her bis zum 30. Juni 2002 die Ausübung ihres Stimmrechts in 
der Generalversammlung gestattet werden sollte. 

 b) beschloss die Generalversammlung außerdem, unter 
Begrüßung der Zusagen und Garantien des Ständigen Vertre-
ters Burundis bei den Vereinten Nationen67, Burundi bis zum 
30. Juni 2002 die Ausübung seines Stimmrechts in der Gene-
ralversammlung zu gestatten. 

55/474. Personalmanagement 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001 beschloss 
die Generalversammlung auf Empfehlung des Fünften Aus-
schusses68, die Behandlung des Tagesordnungspunkts 123 
"Personalmanagement" auf den zweiten Teil ihrer wiederauf-
genommenen fünfundfünfzigsten Tagung zu verschieben. 

   
62 A/55/525. 
63 A/55/521/Add.2. 
64 A/55/521/Add.3, Ziffer 5. 
65 A/55/521/Add.4, Ziffer 6. 
66 Siehe A/C.5/55/44. 
67 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-fifth Session, Fifth 
Committee, 69. Sitzung (A/C.5/55/SR.69) und Korrigendum. 
68 A/55/890, Ziffer 7. 
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55/475. Stärkung des internationalen öffentlichen Dienstes 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001 beschloss 
die Generalversammlung auf Empfehlung des Fünften Aus-
schusses69, die Behandlung der Berichte des Generalsekretärs70 
zurückzustellen, mit dem Ziel, auf ihrer sechsundfünfzigsten 
Tagung einen Beschluss über die Stärkung des internationalen 
öffentlichen Dienstes zu fassen. 

55/476. Bericht des Generalsekretärs über die Tätigkeit 
des Amtes für interne Aufsichtsdienste 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001 beschloss 
die Generalversammlung auf Empfehlung des Fünften Aus-
schusses71, die Behandlung des Tagesordnungspunkts 126 "Be-
richt des Generalsekretärs über die Tätigkeit des Amtes für in-
terne Aufsichtsdienste" auf den zweiten Teil ihrer wiederaufge-
nommenen fünfundfünfzigsten Tagung zu verschieben. 

55/477. Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste 
über die Prüfung und Disziplinaruntersuchung 
beim Internationalen Strafgerichtshof für das 
ehemalige Jugoslawien 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001 nahm die 
Generalversammlung auf Empfehlung des Fünften Ausschus-
ses72 Kenntnis von dem Bericht des Amtes für interne Auf-
sichtsdienste über die Prüfung und Disziplinaruntersuchung 
beim Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugo-
slawien73. 

55/478. Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste 
über die Anschlussüberprüfung zur Prüfung und 
Disziplinaruntersuchung beim Internationalen 
Strafgerichtshof für Ruanda von 1997 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 12. April 2001 nahm die 
Generalversammlung auf Empfehlung des Fünften Ausschus-
ses74 Kenntnis von dem Bericht des Amtes für interne Auf-
sichtsdienste über die Anschlussüberprüfung zur Prüfung und 
Disziplinaruntersuchung beim Internationalen Strafgerichtshof 
für Ruanda von 199775. 

55/480. Zu bestimmten Dokumenten ergriffene Maßnah-
men 

 Auf ihrer 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001 beschloss 
die Generalversammlung auf Empfehlung des Fünften Aus-
schusses76, die Behandlung der folgenden Dokumente bis zu ih-
rer sechsundfünfzigsten Tagung zurückzustellen: 

   
69 A/55/709/Add.1, Ziffer 5. 
70 A/54/483 und A/55/526. 
71 A//55/888, Ziffer 6. 
72 A/55/691/Add.2, Ziffer 6. 
73 Siehe A/54/120. 
74 A/55/692/Add.1, Ziffer 6. 
75 Siehe A/52/784. 
76 A/55/532/Add.3, Ziffer 7. 

a) System zur Steuerung und Überwachung des eingesetz-
ten Geräts 

Bericht des Generalsekretärs "Fortschritte beim Einsatz des Sy-
stems zur Steuerung und Überwachung des eingesetzten Ge-
räts: Ein Modul des Logistiksystems für Feldeinsätze"77; 

b) Junge Bedienstete des Höheren Dienstes im System der 
Vereinten Nationen 

Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung des Berichts 
der Gemeinsamen Inspektionsgruppe "Junge Bedienstete des 
Höheren Dienstes in ausgewählten Organisationen des Systems 
der Vereinten Nationen: Rekrutierung, Management und dau-
erhafte Bindung"78; 

Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung seiner Stel-
lungnahmen sowie der Stellungnahmen des Verwaltungsaus-
schusses für Koordinierung zu dem Bericht der Gemeinsamen 
Inspektionsgruppe "Junge Bedienstete des Höheren Dienstes in 
ausgewählten Organisationen des Systems der Vereinten Na-
tionen: Rekrutierung, Management und dauerhafte Bindung"79; 

c) Freiwillige der Vereinten Nationen bei Friedenssiche-
rungsmissionen 

Bericht des Generalsekretärs über die Beteiligung von 
Freiwilligen der Vereinten Nationen an Friedenssicherungs-
einsätzen80. 

55/481. Bericht der Gemeinsamen Inspektionsgruppe über 
die Delegierung von Weisungsbefugnissen für 
Personal- und Finanzmanagement im Sekretariat 
der Vereinten Nationen 

 Auf ihrer 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses81, 

 a) begrüßte die Generalversammlung den Bericht der 
Gemeinsamen Inspektionsgruppe über die Delegation von 
Weisungsbefugnissen für Personal- und Finanzmanagement im 
Sekretariat der Vereinten Nationen82; 

 b) nahm die Generalversammlung Kenntnis von den 
diesbezüglichen Stellungnahmen des Generalsekretärs83; 

 c) befürwortete die Generalversammlung die Empfeh-
lungen im Bericht der Gemeinsamen Inspektionsgruppe82; 

 d) beschloss die Generalversammlung, den entspre-
chenden Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen während des Hauptteils ihrer sechsund-
fünfzigsten Tagung zu behandeln. 

   
77 A/55/845. 
78 A/55/798. 
79 A/55/798/Add.1. 
80 A/55/697. 
81 A/55/983, Ziffer 9. 
82 Siehe A/55/857. 
83 Siehe A/55/857/Add.1. 
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55/482. Entwurf der Regeln betreffend die Rechtsstellung 
und die grundlegenden Rechte und Pflichten der 
Amtsträger, die nicht Sekretariatsbedienstete sind, 
und der Sachverständigen im Auftrag der Verein-
ten Nationen sowie Regeln betreffend die Rechts-
stellung und die grundlegenden Rechte und Pflich-
ten des Generalsekretärs 

 Auf ihrer 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001 beschloss 
die Generalversammlung auf Empfehlung des Fünften Aus-
schusses81, die Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über den Entwurf der Regeln betreffend die Rechtsstellung und 
die grundlegenden Rechte und Pflichten der Amtsträger, die 
nicht Sekretariatsbedienstete sind, und der Sachverständigen im 
Auftrag der Vereinten Nationen sowie über die Regeln betref-
fend die Rechtsstellung und die grundlegenden Rechte und 
Pflichten des Generalsekretärs84 bis zu ihrer sechsundfünfzig-
sten Tagung zurückzustellen. 

55/483. Rahmenentwurf des Programmhaushaltsplans  
für das Internationale Handelszentrum 
UNCTAD/WTO für den Zweijahreszeitraum 
2002-2003 

 Auf ihrer 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001 nahm die 
Generalversammlung auf Empfehlung des Fünften Ausschus-
ses85 Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs über den 
Rahmenentwurf des Programmhaushaltsplans für das Interna-
tionale Handelszentrum UNCTAD/WTO für den Zweijahres-
zeitraum 2002-200386 und schloss sich den Bemerkungen und 
Empfehlungen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für 
Verwaltungs- und Haushaltsfragen87 an. 

55/484. Finanzierung der Präventiveinsatztruppe der Ver-
einten Nationen 

 Auf ihrer 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses88, 

 a) nahm die Generalversammlung Kenntnis von dem 
Bericht des Generalsekretärs über die endgültige Verwendung 
des Materials der Präventiveinsatztruppe der Vereinten Natio-
nen89 und dem entsprechenden Bericht des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen90; 

 b) billigte die Generalversammlung die Spende von 
Material, bestehend aus Beobachtungstürmen und Nichtver-
brauchsgütern innerhalb der Beobachtungsposten, an die Re-
gierung der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien. 

   
84 A/55/928. 
85 A/55/713/Add.2, Ziffer 7. 
86 A/55/797. 
87 A/55/7/Add.10. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Protokoll 
der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 7. 
88 A/55/967, Ziffer 6. 
89 A/55/390. 
90 A/55/870. 

55/485. Berichte des Amtes für interne Aufsichtsdienste, 
die unter Tagesordnungspunkt 153 a) "Finanzie-
rung der Friedenssicherungseinsätze der Verein-
ten Nationen" behandelt wurden 

 Auf ihrer 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001, auf Emp-
fehlung des Fünften Ausschusses91, 

 a) nahm die Generalversammlung Kenntnis von den 
nachstehenden Berichten: 

i) Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Untersuchung der Vergabe eines Auftrags zur 
Lieferung frischer Lebensmittel für eine Friedenssi-
cherungsmission der Vereinten Nationen92; 

 ii) Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Prüfung der Verwaltung von Dienstleistungs- 
und Verpflegungsverträgen in Friedenssicherungs-
missionen93; 

iii) Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Prüfung der Liquidation von Friedenssiche-
rungsmissionen94; 

iv) Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Wirtschaftlichkeitsprüfung der Zivilpolizeimis-
sionen der Vereinten Nationen95; 

 b) erklärte die Generalversammlung erneut, dass die 
Berichte des Amtes für interne Aufsichtsdienste gemäß den 
einschlägigen Bestimmungen der Charta der Vereinten Natio-
nen und der Geschäftsordnung der Generalversammlung unter 
den entsprechenden Tagesordnungspunkten der Versammlung 
zu behandeln sind. 

55/486. Leistungen bei Tod oder Invalidität 

 Auf ihrer 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001 nahm die 
Generalversammlung auf Empfehlung des Fünften Ausschus-
ses89 Kenntnis von der Mitteilung des Generalsekretärs über die 
Leistungen bei Tod oder Invalidität96 sowie von dem entspre-
chenden Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen97. 

55/487. Beitragsschlüssel für die Aufteilung der Ausga-
benlast der Friedenssicherungseinsätze der Ver-
einten Nationen 

 Auf ihrer 103. Plenarsitzung am 14. Juni 2001 nahm die 
Generalversammlung Kenntnis von dem Bericht des Fünften 
Ausschusses98.

   
91 A/55/534/Add.2, Ziffer 20. 
92 Siehe A/54/169. 
93 Siehe A/54/335. 
94 Siehe A/54/394 und Corr.1. 
95 Siehe A/55/812. 
96 A/C.5/55/40 und Corr.1. 
97 A/55/883. 
98 A/55/712/Add.1. 



                                   III.   Beschlüsse             105 

 

 

 

ANHANG I 

 

ZUWEISUNG DER TAGESORDNUNGSPUNKTE 

 

 Die folgenden zusätzlichen Punkte wurden auf der wiederaufgenommenen fünfundfünf-
zigsten Tagung in die Tagesordnung der Generalversammlung aufgenommen1: 

 

Plenarsitzungen 

 

77. Wahl von Richtern des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Personen, 
die für Völkermord und andere schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im 
Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 
verantwortlich sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, die für während desselben 
Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen Völkermord und andere 
derartige Verstöße verantwortlich sind (Punkt 185) 

78. 2001-2010: Dekade zur Zurückdrängung der Malaria in Afrika (Punkt 186) 

79. Ernennung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen (Punkt 187) 

 

 

   
1 Siehe A/55/252/Add.4-6. 
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ANHANG II 

 

VERZEICHNIS DER RESOLUTIONEN UND BESCHLÜSSE 

RESOLUTIONEN 

 

Nummer Titel Punkt Plenarsitzung Datum Seite 

55/180 Finanzierung der Interimstruppe der Vereinten Nationen in Libanon (A/55/681/Add.1) 
Resolution B.............................................................................................................................. 138 b) 103. 14. Juni 2001 37 

55/220 Finanzberichte und geprüfte Rechnungsabschlüsse sowie Berichte des Rates der Rechnungs-
prüfer  
Resolution B (A/55/689/Add.1)...............................................................................................  
Resolution C (A/55/689/Add.2)...............................................................................................  

115 
115 

98. 
103. 

12. April 2001 
14. Juni 2001 

39 
40 

55/225 Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für 
die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße 
gegen das humanitäre Völkerrecht  
Resolution B (A/55/691/Add.1)................................................................................................. 127 98. 12. April 2001 41 

55/227 Finanzierung der Übergangsverwaltungsmission der Vereinten Nationen im Kosovo  
Resolution B (A/55/663/Add.1) ................................................................................................ 133 103. 14. Juni 2001 41 

55/228 Finanzierung der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen in Osttimor  
Resolution B (A/55/664/Add.1)................................................................................................. 134 103. 14. Juni 2001 43 

55/240 Hilfe für El Salvador im Anschluss an das Erdbeben vom 13. Januar 2001  
(A/55/L.72 und Add.1) ............................................................................................................. 20 b) 90. 26. Januar 2001 2 

55/241 Hilfe für Bolivien im Anschluss an die Überschwemmungen der letzten Monate  
(A/55/L.74 und Add.1) ............................................................................................................. 20 b) 91. 14. Februar 2001 2 

55/242 Regelungen für die Organisation der Sondertagung der Generalversammlung über HIV/Aids und 
ihren Vorbereitungsprozess (A/55/L.76) ..................................................................................  179 92. 22. Februar 2001 3 

55/243 Die Zerstörung von Relikten und Denkmälern in Afghanistan (A/55/L.79 und Add.1) ............  46 94. 9. März 2001 6 

55/244 Bericht der Internationalen Atomenergie-Organisation (A/55/L.75).........................................  14 96. 16. März 2001 7 

55/245 Vorbereitungen für den fachlichen Vorbereitungsprozess und die Internationale Konferenz über 
Entwicklungsfinanzierung  
Resolution A (A/55/L.77) ........................................................................................................  
Resolution B (A/55/L. 82) ......................................................................................................  

101 
101 

97. 
109. 

21. März 2001 
25. Juli 2001 

7 
8 

55/246 Regelungen für die Organisation des Thematischen Ausschusses für die Sondertagung der Gene-
ralversammlung zur Gesamtüberprüfung und -bewertung der Umsetzung der Ergebnisse der 
Konferenz der Vereinten Nationen für Wohn- und Siedlungswesen (Habitat II) (A/55/L.78) 94 e) 97. 21. März 2001 10 

55/247 Reform des Beschaffungswesens (A/55/532/Add.2)................................................................  116 98. 12. April 2001 46 

55/248 Überprüfung der Frage der Amtszeit des Rates der Rechnungsprüfer (A/55/532/Add.2) .........  116 98. 12. April 2001 47 

55/249 Beschäftigungsbedingungen und Bezüge der Ad-litem-Richter des Internationalen Strafgerichts-
hofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Ju-
goslawien begangenen schweren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht (A/55/691/Add.1 127 98. 12. April 2001 48 

55/250 Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über die Untersuchung möglicher Abmachungen 
über Honorarteilung zwischen Verteidigern und mittellosen Inhaftierten beim Internationalen 
Strafgerichtshof für Ruanda und beim Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugo-
slawien (A/55/877)..................................................................................................................  127 und 128 98. 12. April 2001 48 

55/251 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Sierra Leone  
Resolution A (A/55/891) ..........................................................................................................
Resolution B (A/55/891/Add.1) ................................................................................................

132 
132 

98. 
103. 

12. April 2001 
14. Juni 2001 

49 
51 

55/252 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Äthiopien und Eritrea  
Resolution A (A/55/711/Add.1).................................................................................................
Resolution B (A/55/711/Add.2) ................................................................................................

176 
176 

98. 
103. 

12. April 2001 
14. Juni 2001 

53 
55 
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55/253 Bericht des Ausschusses für Entwicklungspolitik (A/55/L.80).................................................  12 98. 12. April 2001 11 

55/254 Schutz religiöser Stätten (A/55/L.81 und Add.1) .....................................................................  32 101. 31. Mai 2001 11 

55/255 Protokoll gegen die unerlaubte Herstellung von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Kom-
ponenten und Munition und gegen den unerlaubten Handel damit, in Ergänzung des Überein-
kommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität 
(A/55/383/Add.2) ...................................................................................................................  105 101. 31. Mai 2001 12 

55/256 Vorläufige Tagesordnung der sechsundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung 
(A/55/L.83) .............................................................................................................................  179 101. 31. Mai 2001 19 

55/257 Bericht der Gemeinsamen Inspektionsgruppe über die Überprüfung der Leitung und Verwaltung 
der Kanzlei des Internationalen Gerichtshofs (A/55/982).........................................................  116 und 117 103. 14. Juni 2001 57 

55/258 Personalmanagement (A/55/890/Add.1) ..................................................................................  123 103. 14. Juni 2001 57 

55/259 Bericht des Generalsekretärs über die Tätigkeit des Amtes für interne Aufsichtsdienste 
(A/55/888/Add.1) ....................................................................................................................  126 103. 14. Juni 2001 63 

55/260 Finanzierung der Verifikationsmission der Vereinten Nationen für Angola und der Beobachter-
mission der Vereinten Nationen in Angola (A/55/964).............................................................  129 103. 14. Juni 2001 64 

55/261 Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Nationen für Irak und Kuwait (A/55/971)  130 a) 103. 14. Juni 2001 65 

55/262 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen für das Referendum in Westsahara  
(A/55/966)...............................................................................................................................  135 103. 14. Juni 2001 67 

55/263 Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Tadschikistan (A/55/972)......  136 103. 14. Juni 2001 69 

55/264 Finanzierung der Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für die Truppenentflechtung 
(A/55/975) ..............................................................................................................................  138 a) 103. 14. Juni 2001 70 

55/265 Finanzierung der Schutztruppe der Vereinten Nationen, der Operation der Vereinten Nationen zur 
Wiederherstellung des Vertrauens in Kroatien, der Präventiveinsatztruppe der Vereinten Nationen 
und des Hauptquartiers der Friedenstruppen der Vereinten Nationen (A/55/961) ....................  140 103. 14. Juni 2001 72 

55/266 Finanzierung der Friedenstruppe der Vereinten Nationen in Zypern (A/55/969) ......................   143 103. 14. Juni 2001 73 

55/267 Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Georgien (A/55/968).............   144 103. 14. Juni 2001 75 

55/268 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Bosnien und Herzegowina (A/55/965) ...  148 103. 14. Juni 2001 77 

55/269 Finanzierung der Zivilpolizeimission der Vereinten Nationen in Haiti (A/55/963) ...................   150 103. 14. Juni 2001 79 

55/270 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in der Zentralafrikanischen Republik 
(A/55/960) ..............................................................................................................................  152 103. 14. Juni 2001 80 

55/271 Friedenssicherungs-Sonderhaushalt (A/55/534/Add.2)..............................................................  153 a) 103. 14. Juni 2001 81 

55/272 Finanzierung der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi (Italien) (A/55/534/Add.2) 
................................................................................................................................................  153 a) 103. 14. Juni 2001 82 

55/273 Erfahrungen aus dem Einsatz örtlicher Rechnungsprüfer bei Friedenssicherungsmissionen 
(A/55/534/Add.2) ....................................................................................................................   153 a) 103. 14. Juni 2001 83 

55/274 Reform der Verfahren zur Festsetzung der Kostenerstattung für kontingenteigene Ausrüstung und 
Truppen an die Mitgliedstaaten (A/55/534/Add.2)...................................................................   153 a) 103. 14. Juni 2001 83 

55/275 Finanzierung der Mission der Organisation der Vereinten Nationen in der Demokratischen Repu-
blik Kongo (A/55/962) ............................................................................................................   167 103. 14. Juni 2001 85 

55/276 Regelungen für die Organisation der Runden Tische für die Sondertagung der Generalver-
sammlung über Kinder (A/55/L.85)........................................................................................... 42 104. 22. Juni 2001 19 

55/277 Ernennung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen (A/55/L.87) ......................................   187 105. 29. Juni 2001 20 

55/278 Satzung der Fortbildungsakademie des Systems der Vereinten Nationen in Turin (Italien) 
(A/55/L.89) ............................................................................................................................   97 107. 12. Juli 2001 20 

55/279 Aktionsprogramm für die am wenigsten entwickelten Länder für die Dekade 2001 - 2010 
(A/55/L.88 und Add.1) ...........................................................................................................  102 107. 12. Juli 2001 23 

55/280 Wahlbeobachtermission der Vereinten Nationen für die allgemeinen Wahlen in Fidschi im August 
2001 (A/55/L.90 und Add.1) ...................................................................................................   39 109. 25. Juli 2001 23 

55/281 Verhütung bewaffneter Konflikte (A/55/L.91)..........................................................................   10 110. 1. August 2001 24 

55/282 Internationaler Friedenstag (A/55/L.95 und Add.1) ..................................................................   33 111. 7. September 2001 24 

55/283 Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und der Organisation für das Verbot chemi-
scher Waffen (A/55/L.92 und Add.1) ......................................................................................   181 111. 7. September 2001 25 

55/284 2001–2010: Dekade zur Zurückdrängung der Malaria in den Entwicklungsländern, insbesondere 
in Afrika (A/55/L.84/Rev.1 und Rev.1/Add.1) ........................................................................  186 111. 7. September 2001 29 

55/285 Neubelebung der Generalversammlung; Steigerung der Effizienz der Generalversammlung 
(A/55/L.93) ............................................................................................................................   61 und 62 111. 7. September 2001 30 
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BESCHLÜSSE 

Nummer Titel Punkt Plenarsitzung Datum Seite 

55/320 Wahl von Richtern des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen 
für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren Ver-
stöße gegen das humanitäre Völkerrecht      

 Beschluss A........................................................................................................................... 166 95. 14. März 2001 93 

 Beschluss B .......................................................................................................................... 166 102. 12. Juni 2001 93 

55/321 Wahl von Richtern für den Internationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der Personen, die 
für Völkermord und andere schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheits-
gebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich 
sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, die für während desselben Zeitraums im Hoheits-
gebiet von Nachbarstaaten begangenen Völkermord und andere derartige Verstöße verant-
wortlich sind ......................................................................................................................... 185 99. 24. April 2001 94 

55/322 Billigung der Ernennung der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte ........................................................................................................................... 17 j) 101. 31. Mai 2001 94 

55/402 Annahme der Tagesordnung und Zuweisung der Tagesordnungspunkte     

 Beschluss B .......................................................................................................................... 8 96. 
97. 
98. 
101. 
104. 
107. 
109. 
111. 

16. März 
21. März 
12. April 
31. Mai 
22. Juni 
12. Juli 
25. Juli 

7. September 2001 95 

55/459 Regelungen im Zusammenhang mit der Teilnahme nichtstaatlicher Organisationen an der 
Sondertagung der Generalversammlung über Kinder ............................................................ 42 91. 14. Februar 2001 96 

55/460 Bei der Sondertagung der Generalversammlung über HIV/Aids samt ihrem Vorberei-
tungsprozess akkreditierte Organisationen der Zivilgesellschaft, die weder über Konsulta-
tivstatus beim Wirtschafts- und Sozialrat verfügen noch Mitglieder des Programmkoordi-
nierungsrats des UNAIDS sind   

 

 

 Beschluss A .......................................................................................................................... 179 93. 26. Februar 2001 96 

 Beschluss B .......................................................................................................................... 179 100. 18. Mai 2001 96 

 Beschluss C .......................................................................................................................... 179 104. 22. Juni 2001 96 

55/461 Berichte des Amtes für interne Aufsichtsdienste, die unter Tagesordnungspunkt 116 "Über-
prüfung der administrativen und finanziellen Effizienz der Vereinten Nationen" behandelt 
wurden       

 Beschluss A........................................................................................................................... 116 98. 12. April 2001 99 

 Beschluss B .......................................................................................................................... 116 103. 14. Juni 2001 99 

55/462 Von Regierungen und anderen Stellen zur Verfügung gestelltes Gratispersonal .................... 116 und 123 98. 12. April 2001 99 

55/463 Integriertes Management-Informationssystem ....................................................................... 117 98. 12. April 2001 99 

55/464 Prüfung und Bewertung des Asbestproblems am Amtssitz der Vereinten Nationen und 
Behandlung asbesthaltiger Materialien in Gebäuden in Genf, Wien und Nairobi und an 
den Standorten der Regionalkommissionen ........................................................................... 117 98. 12. April 2001 99 

55/465 Gebäudemanagement ............................................................................................................ 117 98. 12. April 2001 100 

55/466 Rentabilität der kommerziellen Tätigkeiten der Vereinten Nationen ...................................... 117 98. 12. April 2001 100 

55/467 Bau zusätzlicher Konferenzeinrichtungen in Bangkok und Addis Abeba .............................. 117 98. 12. April 2001 100 

55/468 Sicherheitsvorkehrungen im Büro der Vereinten Nationen in Genf ....................................... 117 98. 12. April 2001 100 

55/469 Gemeinsame Dienste ............................................................................................................ 117 98. 12. April 2001 100 
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55/470 Druck im Haus und durch externe Dienstleister: derzeitige Praxis der Organisation ............. 117 98. 12. April 2001 101 

55/471 Fonds der Vereinten Nationen für internationale Partnerschaften .......................................... 117 und 168 98. 12. April 2001 101 

55/472 Statistischer Bericht des Verwaltungsausschusses für Koordinierung über die Haushalts- 
und Finanzlage der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen .............................. 120 98. 12. April 2001 101 

55/473 Beitragsschlüssel für die Aufteilung der Ausgabenlast der Vereinten Nationen     

 Beschluss A .......................................................................................................................... 122 98. 12. April 2001 101 

 Beschluss B .......................................................................................................................... 122 103. 14. Juni 2001 101 

 Beschluss C .......................................................................................................................... 122 109. 25. Juli 2001 101 

55/474 Personalmanagement ............................................................................................................ 123 98. 12. April 2001 101 

55/475 Stärkung des internationalen öffentlichen Dienstes ............................................................... 124 98. 12. April 2001 102 

55/476 Bericht des Generalsekretärs über die Tätigkeit des Amtes für interne Aufsichtsdienste ....... 126 98. 12. April 2001 102 

55/477 Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über die Prüfung und Disziplinaruntersu-
chung beim Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien ......................... 127 98. 12. April 2001 102 

55/478 Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über die Anschlussüberprüfung zur Prü-
fung und Disziplinaruntersuchung beim Internationalen Strafgerichtshof für Ruanda von 
1997 ..................................................................................................................................... 128 98. 12. April 2001 102 

55/479 Dialog auf hoher Ebene über die Verstärkung der internationalen wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit zu Gunsten der Entwicklung durch Partnerschaft ........................................... 94 d) 101. 31. Mai 2001 96 

55/480 Zu bestimmten Dokumenten ergriffene Maßnahmen ............................................................ 116 103. 14. Juni 2001 102 

55/481 Bericht der Gemeinsamen Inspektionsgruppe über die Delegierung von Weisungsbefug-
nissen für Personal- und Finanzmanagement im Sekretariat der Vereinten Nationen ............ 116 und 123 103. 14. Juni 2001 102 

55/482 Entwurf der Regeln betreffend die Rechtsstellung und die grundlegenden Rechte und 
Pflichten der Amtsträger, die nicht Sekretariatsbedienstete sind, und der Sachverständigen 
im Auftrag der Vereinten Nationen sowie Regeln betreffend die Rechtsstellung und die 
grundlegenden Rechte und Pflichten des Generalsekretärs .................................................... 116 und 123 103. 14. Juni 2001 103 

55/483 Rahmenentwurf des Programmhaushaltsplans für das Internationale Handelszentrum 
UNCTAD/WTO für den Zweijahreszeitraum 2002-2003 ...................................................... 117 103. 14. Juni 2001 103 

55/484 Finanzierung der Präventiveinsatztruppe der Vereinten Nationen ......................................... 137 103. 14. Juni 2001 103 

55/485 Berichte des Amtes für interne Aufsichtsdienste, die unter Tagesordnungspunkt 153 a) 
"Finanzierung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen" behandelt wurden ... 153 a) 103. 14. Juni 2001 103 

55/486 Leistungen bei Tod oder Invalidität ....................................................................................... 153 a) 103. 14. Juni 2001 103 

55/487 Beitragsschlüssel für die Aufteilung der Ausgabenlast der Friedenssicherungseinsätze der 
Vereinten Nationen ............................................................................................................... 169 103. 14. Juni 2001 103 

55/488 Bedeutung der Formulierungen "nimmt Kenntnis" und "stellt fest" ....................................... 8 111. 7. September 2001 96 

55/489 Die Situation der Demokratie und der Menschenrechte in Haiti ............................................ 48 111. 7. September 2001 96 

55/490 Neugliederung und Neubelebung der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und Sozialbe-
reich und auf damit zusammenhängenden Gebieten .............................................................. 63 111. 7. September 2001 97 

55/491 Zypernfrage .......................................................................................................................... 64 111. 7. September 2001 97 

55/492 Umfassende Überprüfung aller Teilaspekte des Fragenkomplexes der Friedenssicherungs-
einsätze   86 111. 7. September 2001 97 

55/493 Verbesserung der Finanzlage der Vereinten Nationen ........................................................... 119 111. 7. September 2001 97 

55/494 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Osttimor ............................................. 131 111. 7. September 2001 97 
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55/495 Finanzierung und Liquidation der Übergangsbehörde der Vereinten Nationen in Kambo-
dscha .................................................................................................................................... 139 111. 7. September 2001 97 

55/496 Finanzierung der Operation der Vereinten Nationen in Somalia II ........................................ 141 111. 7. September 2001 97 

55/497 Finanzierung der Operation der Vereinten Nationen in Mosambik ........................................ 142 111. 7. September 2001 97 

55/498 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Haiti .................................................... 145 111. 7. September 2001 97 

55/499 Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Liberia ............................... 146 111. 7. September 2001 97 

55/500 Finanzierung der Hilfsmission der Vereinten Nationen für Ruanda ....................................... 147 111. 7. September 2001 97 

55/501 Finanzierung der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen für Ostslawonien, die Ba-
ranja und Westsirmien sowie der Zivilpolizeiunterstützungsgruppe ...................................... 149 111. 7. September 2001 97 

55/502 Bewaffnete Aggression gegen die Demokratische Republik Kongo ...................................... 178 111. 7. September 2001 97 

55/503 Frage der ausgewogenen Vertretung und der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicher-
heitsrat und damit zusammenhängende Fragen ..................................................................... 59 112. 10. September 2001 98 

 


